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1895. 4. Jali: Beilegung eines arztähnlichen Titels („der Unterzeich¬ 
nete behandelnde Arzt“, „praktischer Vertreter der 
arzneilosen Heilkunde“, „Spezialfranenpraktiker“, Mit¬ 
glied des deutschen Naturärztebundes“) seitens eines 

Naturarztes.s. 13 

„ 24. Sept.: Unbefugte Ausübung der Hebammenthätigkeit .... 14 

„ 26. „ Das Medizinalkomite einer bayerischen Univertät ist eine 

Staatsbehörde; die von derselben erstatteten Gutachten 
können daher gemäss §. 255 der Str. P. 0. verlesen 
werden. 9 


28. „ Der §. 330 des St. G. B. findet auch hei Verstössen wieder 

die allgemeinen Regeln der Baukunst Anwendung, 
die nach hygienischen Rücksichten eine Gefährdung 
Anderer herbeiführen, z. B. bei verschuldeter Bildung 


von Hausschwamm. 1 

„ 3. Okt.: Beleidigung Geisteskranker. 21 

„ 24. „ Es liegt der Thatbestand der Beleidigung vor, wenn Je¬ 

mand einen Geistesgesunden wieder besseres Wissen 

als geistesgestört bezeichnet. 9 

„ 28. Nov.: Begriff der gesundheit^gefährlichen Misshandlung ... 21 


„ 12. Dez.: Die Bezirksärzte in Baden sind für Gutachten, die sie 

innerhalb ihres Dienstkreises abgeben, durch ihren 
Diensteid als Sachverständige im Allgemeinen beeidigt 153 
1896. 17. Jan.: „Beiseiteschaffen“ eines Leichnams ohne Vorwissen der 

Behörde.161 

„ 30. „ Gesundheitsgefährlichkeit körperlicher Misshandlungen 

und die dadurch hervorgerufene seelische Erregung . 181 

„ 3. März: Gesundheitsgefährlichkeit eines Nahrungsmittels im Sinne 

des Nahrungsmittelgesetzes (§. 12) liegt nur dann vor, 
wenn dem Nahrungsmittel eine objektive Eigenschaft 
anhaftet, die geeignet ist, die Gesundheit des Ge¬ 
niessenden zu schädigen.181 

„ 16. „ Liquor plumbi subacetici und Feigeuhonig dürfen als 

Heilmittel nur in Apotheken feilgehalten und verkauft 
werden. Begriff „Heilmittel“. Salicylsäuremundwasser 
ist als kosmetisches Mittel dem freien Verkehr über¬ 
lassen . . ■ ^.153/154 

„ 30. „ Voraussetzungen, für den Anspruch eines Beamten auf 

Umzugskosten.145 

„ 8. April: Der Verkauf von Schweineschmalz, das einen geringen 

Zusatz von Ripderfett der besseren Befestigung wegen 
enthält, als „Schweineschmalz“, ist nicht als ein Ver¬ 
gehen gegen das Nährungsmittelgesetz zu erachten . 121 
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1896. 11. April: Bei Abgabe schriftlicher Gutachten kann für Aktenstudien 

eine besondere Gebühr nicht beansprucht werden . . 145 

„ 18. Juni: Faustscblag gegen die Brust als Ursache eines Herzleidens 

und als Ehescheiduugsgruud wegen das Leben oder 
die Gesundheit geföhrdender Misshandlung .... 181 

„ 29. „ Das von einem hessischen Ereisgesundbeitsamte ausge¬ 

stellte Zeugniss über den Geisteszustand einer Person 
charakterlsirt sich als ein Gutachten einer öffentlichen 
Behörde und ist demgemäss seine Vorlesung in der 

Hauptverhandlnng zulässig.185 

„ 25. Jnui/2. Juli: Körperliche Misshandlung im Sinne des §. 223 des 

Strafgesetz - Buches besteht in der vorsätzlichen und 
rechtswidrigen Einwirkung auf den Körper eines An¬ 
deren, wodurch in diesem eine Störung des körper¬ 
lichen Wohlbefindens hervorgerufen wird. Dagegen 
fällt geistige Misshandlung, Erregung geistigen oder 
seelischen Unbehagens an sich nicht unter den Begriff 
der Körperverletzung.182 

2. EntBCheldnngen des KSnlgl. Preasslsohen Kammergerichts, sowie anderer 


Prenssischer Oberlandesgerichte nnd Landgerichte. 

1895. 14. März: Grenzen der polizeilichen Befugnisse in Bezug auf Anord¬ 
nung der Entleerung der Aborte eines durch die von 
der Stadt zugelassenen Unternehmer (Kammergericht) 45 
„ 12. Sept.: Begriff „Krankenanstalten“. (Kammergericbt) .... 158 

„ 21. Okt.: Unterlassene Impfung von Anstaltszöglingen. (Kammer¬ 
gericht) . 22 


1896. 15. Jan.: Abgabe von Arzneimitteln durch Krankenkassen. Begriff 
des Ueberlassens von Arzneien an Andere. (Ober¬ 
landesgericht zu Frankfurt a. M.). 66 

„ 16. „ Bestrafung einer freipraktizirenden Hebamme wegen 

Verlassens einer Gebärenden. (Kammergericht) . . 121 

„ 12. Febr.: Anzeigepflicht bei der Diphtherieverdächtigen Erkrankun¬ 
gen. (Landgericht Königsberg i. Pr.).534 

(des Hanptblattes) 

„ 20. „ Desgleichen (Oberlandesgericht in Königsberg i. Pr. . . 531 

(des Hanptblattes) 

„ 30. März: Das Feilhalten nnd der Verkauf minderwerthiger Butter 

(mit zu geringem Fettgehalt) kann durch Polizeiver- 
ordnnng verboten werden. (Kammergericht) . . . 185 

„ 6. .Juni: Strychnin weizen gehört nicht zu den Zubereitungen, deren 

Verkauf nur in Apotheken gestattet ist. (Ober¬ 
landesgericht zu Celle).147 

„ 27. „ Fress- und Mastpnlver für Thiere sind als Heilmittel 

anznsehen und daher dem freien Verkehr nicht über¬ 
lassen. (Oberlandesgericht zu Hamm).155 

„ 27. „ Bei Berechnung der Entfernungen gilt nicht der Bahnhof, 

sondern die Ortsgrenze des Stationsortes als Aus¬ 
gangspunkt der Heise auf Landwegen. (Landgericht 
in Bochum).133 

3. Entscheidungen von Oberlandesgerichten und Landgerichten 
anderer Deutscher Bundesstaaten. 

1895. 14. Dez.: Jodoform- und Sublimatgaze sind dem freien Verkehre 

nicht entzogen und bedarf der Handel mit derselben 
keiner Genehmigung. (Ober - Landesgericht zu Hostpek) 155 

1896. 18. Mai: Herstellung gesundheitsschädlicher Nahrungsmittel; 

Kupfergehalt ‘ von Erbsenkonserven durch Benutzung 
kupferner Geschirre zum Kochen. (Oberlandesgericht 
zu Colmar).153 
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4. Bntsoheldnngeit des KSnlgl. Prenss. Oherverwaltnngsgeriolits. 

1895. 3. Juli: Befngniss der Ortspolizeibehörde, in einem Hanse, in 


welchem die vorhandene Anzahl der Elosets im Ver* 
hältniss zur Menge der Bewohner nicht ansreicbt, die 

Anlegung eines Elosets anzuordnen. 45 

„ 23. Sept.: Gesundheitsgefährdung durch übermässiges Geräusch einer 

Schlosserei. 14 

„ 26. „ Begriff „Trunkfälligkeit“ und „Raufhandel“.157 

„ 16. Nov.: Ausgaben für Fachliteratur and Eleiderabnutznng können 

bei der Berechnung der Einkommensteuer des Arztes 

nicht abgezogen werden.133 

„ 21. „ Hnzuverlässigkcit eines Fleischbeschauers; Entziehung 

der Bestallung. 37 

„ 28. „ Gewerbesteuerpflicht nicht approbirter, die Heilkunde 

gewerbsmässig ausübender Personen.157 

„ 16. Dez.: Polizeiliches Verbot der Lagerung von Enochen auf einem 

Grundstücke wegen Gefährdung der Gesundheit der 
Anwohner. 121 


„ 28. „ Polizeiliches Gebot auf Entfernung der Schweine ans den 

Ställen einer mit Schweinehaltung verbundenen Molkerei, 
weil die aus den Ställen dringenden üblen Gerüche 
den freien Verkehr auf den Strassen beeinträchtigen 
und die Zufuhr reiner Luft in die Wohnungen der 
benachbarten Grundstücke unmöglich machen ... 46 

1896. 9. Jan.: Störungen der Nachtruhe durch Geräusche. 22 

„ 11. Febr.: Zwangsetatisirung der Eosten für die von dem Regierungs¬ 

präsidenten angeordnete bakteriologische Untersuchung 
des einem Strome entnommenen Wassers behufs Ver¬ 
sorgung einer Stadt mit reinem Trink- und Ge¬ 
branchswasser. Ob eine polizeiliche Verfügung eine 
landes- oder ortspolizeiliche ist, hängt davon ab, ob 
bei der betreffenden Massregel das eine oder andere 
Interesse überwiegend vorherrscht und von welcher 
Behörde sie getroffen ist. Die Eosten der gedachten 
bakteriologischen Untersnehnngen gehören zu den 
Eosten der unmittelbar verwaltenden Thätigkeit der 
Polizeibehörde, d. i. des inneren Dienstbetriebes . . 123 

„ 17. „ Die Aufnahme eines gemeingefährlich Erkrankten in die 

Irrenabtheilnng eines städtischen Erankenhauses durch 
die Gemeinde auf Anordnung der Ortspolizeibehörde 
aus sicherheitspolizeilichen Rücksichten ist kein Akt 


der öffentlichen Armenpflege.146 

„ 21. „ Grenzen der Ausübung des Züchtigungsreebts bei Wahr¬ 
nehmung der Schnlzucht.197 


1. April: Polizeiliche Anordnung auf Herrichtung der vorhandenen 
Aborte nach den Bestimmungen einer Polizeiverordnung. 

Die Sorge dafür, dass die auf Grundstücken ent¬ 
stehenden Fäkalien in geordneter Weise gesammelt 
und entfernt werden, stellt sich als Sorge Mr die Ge¬ 
sundheit dar und bildet einen Gegenstand ortspolizei¬ 
licher Vorschriften. Die Polizei ist nicht allein be¬ 
rechtigt, die Ursachen gesnudheitsgefährlicher Zu¬ 
stände zu untersagen und zu verhindern, sondern auch 
die Beseitigung derselben von den Betheiligten zu 
fordern.162 

15. „ Für den Armenverband ist bezüglich der Nothwendigkeit 

der Erankenhausbehandlung einer Person, welche sich 
bei ihm zur Aufnahme in dieselbe meldet, die Erklärung 
des Erankenhausarztes entscheidend.197 

16. „ Polizeiliche Anordnung der Auskrautung eines Teiches 

im gesundheitspolizeilichen Interesse.189 
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1896. 16. April: Eine durch einen Schftdelbmch zngezogene Krankheit ist 
keine Torsätzlich zngezogene im Sinne des §. 16 a, 

Abs. 2 des Erankenversichemngsgesetzes.193 

„ 27. „ Polizeiliche Untersagung der Ausübnug der Heilkunde im 

Umherziehen durch einen nicht approbirten Naturheil- 
kundigen. Begriff „Gewerbebetrieb“ im Umherziehen 156 
„ 22. Juni: Die Polizei ist im gesundheitlichen Interesse der An> 190 

wohner berechtigt, MusikanffUhrungen und Tanzlnst- 
barkeiten in einem Gasthause nach 10'/» Uhr Abends 
zu verbieten, wenn den Anwohnern die Nachtruhe auf 
Kosten ihres Wohlbefindens durch Lärm und weithin 
schallende Trompetenstösse entzogen wird .... 

5. Bnisolieldiuigeii der preusigehen Besirks* nnd Stadtanseohflgge. 


1896. 22. Febr.: Anwendung von Straf- nnd Zwangsmitteln seitens der 
Polizei gegenüber Medizinalpersonen. (Bezirksaus¬ 
schuss zu Berlin). 85 

„ 4. März: Genehmigung einer Fleischvernichtungsanstals auf dem 

Zentral - Scblachthofe zu Berlin. (Stadtansschnss zu 

Potsdam).127 

„ 21. April: Die Krankenkassen sind nicht verpflichtet, zahukranken 

Mitgliedern gegenüber für die Kosten etwa erforder¬ 
licher Plomben aufzukommen. (Magistrat zu Frank¬ 
furt a. M.).193 


6. Entgcheidnngen von VerwaltangggerlchtahSfen anderer dentgeher 

Bnndeggtaaten. 

1896. 10. Febr.: Spezialärztliche Hülfe; Dringlichkeit. (Bayrischer Ver- 

waltongsgerichtshof).158 

7. Bntgeheldnngen deg Relehavergichernnggamteg.') 

1896. 8. Mai: Das Wärterpersonal einer landwirthschaftlichen Kolonie 
für Geisteskranke ist versicherungspflichtig; die Pfleg¬ 
linge dagegen nicht.158 

8. Bntaclieidnngen deg Bnndegamteg für dag Heimathvegen. 

1895. 28. Sept.: Die Frage, ob die Kosten einer von der Polizeibehörde 
veranlassten Unterbringung eines gemeingefährlichen 
Geisteskranken in einer Irrenanstalt als Armenpflege- 
oder als Polizeikosten zu betrachten sind, kann nur 
nach den thatsächlichen Verhältnissen des einzelnen 


Falles entschieden werden. 1 

28. „ Ein Armenverband ist weder verpflichtet, noch berechtigt, 

einen hülfsbedürftigen Kranken wider dessen Willen 
im Krankenhaus zurückzuhalten oder sonst Kranken¬ 
pflege angedeihen zu lassen. 23 

5. Okt.: Eine Operation ist nicht schon deshalb, weil sie vom 
ärztlichen Standpunkte aus gerechtfertigt gewesen sein 
mag, vom Standpunkt der öffentlichen Armenpflege 
aus gerechtfertigt. 2 


„ 14. Dez.; Die Unterbringung einer an Syphilis erkrankten Prosti- 

tnirten in die Krankenanstalt eines Armenverbandes 
ist ein Akt der Armenpflege, sobald sie thatsächlich 
ohne Mitwirkung der Polizeibehörde geschehen ist . 65 

Die übrigen Entscheidungen des Eeichsversicherungsamtes sind im 
Hauptblatte unter Abschnitt „Gerichtliche Medizin, ärztliche Sachverständigen- 
Thätigkeit in Unfall- und Invaliditätssachen“ abgedrnckt. 
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„ 20. „ Polizeiliche üeberwachung der Ziehkinder.134 

„ 21. •„ Vorschriften zur Ausführung der Impfung. 70 

„ 30. „ Prüfung von Kanalisations-Projekten. 91 

„ 24. April: Ergänzung der Anweisung über die Aufnahme nnd Ent¬ 

lassung von Geisteskranken u. s. w. in und aus Privat¬ 
irrenanstalten . 89 

„ 27. „ Aufhebung der im Gebiete der Monarchie bestehenden 

Taxordnnngen für approbirte Aerzte nnd Zahnärzte 89 

„ 15. Mai: Bekanntmachung betreffend den Erlass einer Gebühren¬ 
ordnung für approbirte Aerzte und Zahnärzte . . . 101 

„ 16. „ Waagen und Gewichte für Jodoform.114 

„ 20. „ Vereinfachung des Schreibwerkes.112 

„ 21. „ Erforschung des Krankheitserregers der epidemischen 

Kopfgenickstarre.114 

„ 8. Juni: AnfheWng der im Geltungsbereich des Rheinischen Rechts 

bestehenden Vorschriften über die Ankündigung von 

Geheimmitteln.128 

„ 22. „ Vorschriften betreffend die Abgabe starkwirkender Arznei¬ 
mittel .129 

„ 25. „ Prüfung der Waagen und Gewichte in den Apotheken . 128 

„ 18. Juli: Revision der Lagerräume und Verkaufstätten von Giften 159 

„ 25. „ Die bakteriologische Diagnose der Cholera.148 

„ 12. Ang.: Berechnung der Reisekosten.186 

„ 13. „ Uebersichten über die Trichinenschau.159 

„ 22. „ Zulassung zum Praktiziren in den üniversitäts - Kliniken 

und Polikliniken.187 






















vm 


Inhalt. 


Seite. 

1896. 6. Okt.: Verbot des Yerkanfs von Malton - Weinen in den Apotheken 191 


‘.i6. „ Prttfnng des Weines.195 

28. „ Beglanbignng von Unterschriften.191 


„ 29. „ Theilnahme der Direktoren bei Hebammenlehranstalten an 

den Nachprüfnngen der Hebammen. Znziehnng der 
Ereisphysiker zu den Hebammenprttfnngen .... 198 

„ 20. Not. : Sablimatpastiilen. Anfbewahmng und Abgabe dieser Pa¬ 
stillen in den Apotheken.198 

„ 25. Not. : Aufbewahrung und Abgabe des Tnbercnlinum Eochii . . 189 


1895. 


1896. 


2. Verffignngen und PolizeiTerordanngeii in den einzelnen 
Regiemnggbezlrken. 

26. Okt.: Die Errichtung, Verlegung oder Veränderung nicht kon¬ 

zessionspflichtiger gewerblicher Anlagen (Beg.-Bez. 
Aachen).114 

19. Not. : Ertheilung der Genehmigung zum Gifthandel (Reg. - Bez. 

Posen). 4 

21. „ Die Beschaffenheit und Benutzung von Wohnungen (Reg.- 

Bez. Düsseldorf). 19 

28. „ Fiiedel’s Heilmittel gegen Diphtherie (Polizeipräsident 

in Berlin). 4 

2. Dez.: Hebammen-Nachprüfungen (Reg.-Bez. Aachen) ... 118 

3. „ Massregeln zur Bekämpfung ansteckender Krankheiten 

(Reg.-Bez. Köslin). 10 

11. , Warnung vor dem Gebrauch des Lebensweckers (Polizei¬ 

präsident in Berlin). 4 

21. „ Handhabung der Gesundheitspflege in den Volksschulen 

seitens der Lehrpersonen im Schülerstande (Reg. - Bez. 
Sigmaringen). 58 

17. Jan.: Verkehr mit Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken 

(Reg.-Bez. Köslin). 70 

3. Febr.: Einrichtung der Wohn - und Schlafränme für Ziegel¬ 
arbeiter (Reg.-Bez. Minden) . .. 56 

12. „ Massregeln zur Verhütung der kontagiösen Augenent- 

zündnng (Beg.-Bez. Gumbinnen). 47 

13. , Ertheilung der Konzession zum Handel mit Giften (Reg.- 

Bez. Bromberg). 48 

22. „ Einrichtung von Wiederholnngs-Lehrknrsen für He¬ 

bammen (Reg.-Bez. Hannover). 57 

10. März: Anweisung zur Bedienung der Sturm’schen Füll-Begulir- 

Oefen (Reg.-Bez. Minden).108 

14. , Unterbringung von Wandereirbeitem (Reg. - Bez. Marien¬ 

werder) .170 

„ „ Arbeiterwohnnngen auf Ziegeleien (Reg.-Bez. Köln) . . 79 

18. „ Belehrung für die Abgabe von Giften (Reg.-Bez. Wies¬ 

baden) . 71 

20. „ Unterbringung der auf Ziegeleien beschäftigten Arbeiter 

(Reg.-Bez. Lüneburg) .. 77 

„ „ Anzeigepflicbt und das Verfahren bei ansteckenden Krank¬ 
heiten (Reg.-Bez. Sigmaringen). 20 

7. April: Untersuchung von Brunnen (Reg. - Bez. Minden) . . . 120 

11. „ Diphtherie - Heilserum (Polizeipräsident in Berlin) ... 77 

22. „ Verzeichniss der giftigen Farben (Reg.-Bez. Merseburg) 163 

27. „ Handel mit Fleisch (Reg.-Bez. Danzig).149 

12. Mai: Bernfspflichten der Hebammen (Reg.-Bez. Sigmaringen) 135 

„ „ Beaufsichtigung und Nachprüfung der Hebammen (Reg.- 

Bez. Sigmaringen).135 

15. „ Hebammentaxe und Hebammenpfuscherei (Reg.-Bez. 

Bromberg).129 

17. „ Ueberwachnng des Haltekinderwesens (Reg. - Bez. Schles¬ 
wig) ... ..;... 131 




























Inhalt. 


IX 


Seite. 


1896. 5. Ang^.: Herstellang Ton kflnstlichem Mineralwasser (Reg.-Bez. 

Bromberg).174 

„ 2. Sept.* Cocainwatte darf von Drogisten anch gegen Qiftschein 

nicht abgegeben werden, Snblimatwatte ist dem freien 
Verkehr überlassen (Beg.-Bez. Schleswig) .... 173 

„ 16. , Schälblasen (Pemphigos) der Neugeborenen (Polizei¬ 
präsident in Berlin).187 

„ 1. Okt.: Kathreiners Kneipp - Malz - Kaffee (Polizeipräsident in 

Berlin).191 

„ 15. „ Gebranchsanweisungender Arzneien (Reg.-Bez. Bromberg) 187 

, 8. Nor.: Betrieb von Mineradwasserfabriken (Reg.-Bez. Köln). . 195 

„ 10. „ Ansbildnng weltlicher Krankenwärter und Krankenwär¬ 
terinnen .199 


C, Bayern. 

1895. 8. Dez.: Die Verhältnisse der Privatirrenanstalten. 

1896. 25. März: Ansführnng des Impfgeschäftes. 

„ 25. April: Jahresberichte der öffentlichen Untersnchnngsanstalten für 

Nahrangs- and Genassmittel. 

„ 22. Jali: Abgabe starkwirkender Arzneien, sowie die Beschaffenheit 

and Bezeichnang der Arzneigläser and Standgefösse 

in den Apotheken. 

„ 18. „ Verhandlungen der Aerztekammem im Jahre 1895 . . 

„ 81. , Die Aosstellang amtsärztlicher Zeugnisse für die Auf¬ 

nahme von Stadirenden an der k. Forstlehranstalt 
Aschaffenbnrg. 


B. Köni^x*eicli Saclisen. 

1896. 1. Jan.: Gerichtsärzte, Gerichtsassistenzärzte und Privatärzte an 

Gerichlsstelle. 79 

„ 17. Febr.: Zahl der Impfschnitte. 78 

„ 16. März: Staatsärztliche Prüfung. 88 

„ 23. „ Aerztliche Bezirksvereine. 92 

„ ; „ „ Ausführung des Gesetzes betreffend die ärztlichen Bezirks¬ 
vereine . 94 

„ 26. Juni: Rothes Blutlaugensalz ist nicht als Gift anznsehen . . 588 

(des Hanptblattes) 

„ 12. Ang.: Standesordnung und Ehrengerichtsordnung für die ärzt¬ 
lichen Bezirksvereine.194 

„ 25. „ Sublimatpastillen. Aufbewahrung und Abgabe dieser Pa¬ 
stillen in den Apotheken.198 

E. Bönigfireicla W 

1896. 26. Febr.: Gewährung ärztlicher Behandlung durch die Kranken¬ 
kassen . 73 

„ 3. März; Ausführung des Impfgeschäftes. 54 

„ 18. „ Aufnahme von Schwachsinnigen und Epileptischen in An¬ 
stalten, sowie die Beaufsichtigung dieser Anstalten . 87 

„ 14. April: Entmündigung von Geisteskranken.131 

F. Gr]rosisli.<»x*zog^laiuii Ba.<len. 

1895. 23. Nov.: Massregeln gegen Diphtherie und Scharlach. 12 

1896. 7. März; Die Ausführung des Impfgeschäftes. 74 

„ 9. April: Vornahme des Impfgeschäftes. Zahl der Impflinge in 

einem Impftermin.100 

„ 7. Mai; Aufnahme heilbarer Geisteskranken in öffentliche Kranken¬ 
anstalten .143 

„ 13. Juni: Finanzielle Stellung der Hebammen.152 

„ 6. Juli: Massregeln gegen ansteckende Krankheiten.152 


5 

54 

91 

151 

150 

159 



























Inhalt. 


Seite. 

1896. 19. Ang.: Die Anstellung der Staatsärzte.171 

„ 11. Sept.: Verordnung über den Geschäftsbetrieb in den Apotheken 648 

(des Hanptblattes) 


G. GtrassheraBogthnm Hessen. 

1896. 21. Jan.: Vertrieb von gefälschten Medizinalweinen. 48 

„ 22. Febr.: Ergänzung der Instruktion zur Ausführung des Beichs- 

impfgesetzes. Zahl der Impfschnitte. 64 

„ 29. „ Verbot hypnotischer Experimente in öffentlichen Schau¬ 
stellungen . 88 

„ 29. Okt.: Sammelforschnng über das Auftreten der Lepra im 

deutschen Beichsgebiet. 209 


H. Ox*oss]i.ex*zogtli.uni M:eclclenl>ux*g^>Scli'wex*in. 


1895. 28. Sept.: Anzeigepflicht der Ereisphysiker bei ansteckenden Krank¬ 

heiten . 76 

1896. 5. Juni: Todesnrsachenstatistik.183 

„ 14. April: Die öffentliche Ankündigung von Qeheimmitteln ... 84 


«T. Herzog’tlium .A-uhali:. 

1895.14. Dez.: Todesnrsachenstatistik. 36 

„ 18. „ Vertrieb von gefälschten Medizinalweinen. 48 


K. Hraunsoli.'weig. 

1896. 8. April: Ordnung der Pbysikatsprüfung.172 

„ 16. Sept.: Begriff des üngeziefermittels.179 

„ 31. Aug.: Snblimatpastillen. Aufbewahrung und Abgabe dieser Pa¬ 
stillen in den Apotheken.188 


Saohsen-Heining'eii. 

1896.31. Aug.: Sublimatpastillen. Aufbewahrung und Abgabe dieser Pa¬ 
stillen in den Apotheken.198 


M. Fttrstenitliuni Sdi.'wa.irzbiuTg^ - HiKlolstadt. 


1896. 20. Okt.: Uebermässiger Babatt an Krankenkassen.191 


N. Bremen. 

1896. 6. Sept.: Gebührenordnung für Aerzte und Zahnärzte.192 


O. Freie Ham't>iirg'. 

1896. 13. Jan.: Belehrung über die Gefahren bei Anwendung gifthaltiger 

Ungeziefermittel. 20 

„ 27. Juni: Schälblasen (Pemphigus) der Neugeborenen.180 

„ 20. Aug.: Bathschläge zur Verhütung der Tuberkulose.183 


F. Flsasis - Bothring'en. 

1896. 11. Sept.: Aufbewahrung und Abgabe der Snblimatpastillen . . . 188 

„ 17. „ Ausstellung von Servirzeugnissen.188 






















Sach^Register 


Aborte« polizeiliche Anordnung ihrer Anlegung (Rechtsprechung) 45, sowie ihre 
Torschriftsmässige Herrichtung (Rechtsprechung) 162. 

Aerzte, Anordnung von Straf- und Zwangsmitteln seitens der Polizei (Recht¬ 
sprechung) 85; Ausgaben für Fachliteratur und Eleiderabnutznng bei Fest¬ 
setzung der Einkommensteuer (Rechtsprechung) 133; Gebührenordnung (Preussen) 
86, 101, (Bremen) 192; Standesvertretung und Ehrengerichte (Preus.sen) 49, 
(Sachsen) 94; Gerichtsärzte (Sachsen) 79; s. auch Erankenhansarzt. 

Aerztekammem, Umlagerecht (Preussen) 49; Verhandlungen derselben im Jahre 
1895 (Bayern) 150. 

Aerzliche Behandlung, Gewährung durch Erankenkassen (Württemberg) 73; 
spezialärztliche in dringenden Fällen (Rechtsprechung) 158. 

Aktenstndinm, Gebühr dafür bei Abgabe schriftlicher Gutachten nicht zulässig 
(Rechtsprechung) 145. 

Amtsärztliche Zeugnisse für Studirende des Forstfaches (Bayern) 159. 

Anzeigepflicht bei diphtherieverdächtigen Erkrankungen (Rechtsprechung) 534 
des Eanptblattes; bei ansteckenden Erankheiten (Mecklenb.-Schwerin) 76, 
Reg.-Bez. Sigmaringen) 120. 

Apotheken, Abgabe starkwirkender Arzneimittel, Beschaffenheit und Bezeichnung 
der Standgefässe (Deutsches Reich) 109 u. 173, (Preussen) 128, (Bayern) 151; 
Jodoformwaage (Preussen) 114; Prüfung der Waagen und Gewichte (Preussen) 
128; Verbot des Verkaufs von Malton-Weinen (Preussen) 191; Geschäftsbetrieb 
(Baden) 648 des Eanptblattes; übermässiger Rabatt an Erankenkassen (Schwarz¬ 
burg-Rudolstadt) 191; Aufbewahrung und Abgabe von Sublitmatpastillen (Elsass- 
Lothringeu) 188, (Preussen, Sachsen, Braunschweig, Sachsen-Meiningen) 198. 

Apothekergehülfen, Ausstellung von Servirzeugnissen (Eisass-Lothringen) 188. 

Arbeiterwohnungen, s. Ziegeleien. 

Armenverband hat keine Berechtigung, Eranke wider ihren Willen im Eranken- 
hanse festzuhalten (Rechtsprechung) 23; ist zur Unterbringung von nicht 
gemeingefährlichen Geisteskranken, erkrankten Prostituirten oder Schwangeren 
verpflichtet (Rechtsprechung) 1, 65, 190; Erklärung des Erankenhausarztes bei 
Nothwendigkeit der Erankenhansbehandlnng einer Person zur Aufnahme in 
denselben entscheidend (Rechtsprechung) 197. 

Arztähnlicher Titel, Beilegung eines solchen seitens Naturheilkuudiger (Recht¬ 
sprechung) 15. 

Arzneien, Gebrauchsanweisung bei deren Abgabe (Reg.-Bez. Bromberg) 187; s. 
auch Arzneimittel. 

Arzneigläser, Beschaffenheit und Bezeichnung derselben in den Apotheken 
(Deutsches Reich) 109, (Preussen) 128, (Bayern) 151. 

Arzneimittel, Ueberlasseu an Andere seitens der Krankenkassen (Recht¬ 
sprechung) 65; Abgabe starkwirkender (Deutsches Reich) 109 u. 173, (Preussen) 
128, (Bayern) 151; Handel mit denselben ausserhalb der Apotheken (Reg.-Bez. 
Eöslini 70; dem freien Verkehr nicht überlassen: Liquor pliimbi acetici und 
Feigenhonig, Salicylsäure - Mundwasser (Rechtsprechung) 153/154; Fress- und 
Mastpulver ftlr Thiere (Rechtsprechung) 155, Cocainwatte (Reg.-Bez. Schleswig) 
173; dem freien Verkehr überlassen: Jodoform- und Sublimatgaze (Recht¬ 
sprechung) 155, Sublimatwatte (Reg.-Bez. Schleswig) 173. 



xn 


Sach'Begister 


Angeneutzttndnng, kontagiö^e, Massregeln zar Verhütung (Beg.-Bez. Gniubinnen) 
47; der Neugeborenen (Prenssen) 69. 

Auskrantung eines Teiches, polizeiliche Anordnung in gesundheitspolizeilichem 
Interesse (Rechtsprechung) 189. 

Bäckereien, deren Betrieb (Deutsches Reich) 68. 

Baden, Bezirksärzte durch ihren Diensteid als Sachverständige vereidigt (Recht¬ 
sprechung) 153. 

Bakteriologische Trinkwassernntersnchungen, Zwangsetatisirung für polizeilich 
angeordnete (Prenssen) 123; bakteriologische Diagnose der Cholera (Prenssen) 
148. 

Baukunst, Verstösse gegen diese (Rechtsprechung) 1. 

Beglaubigung von Unterschriften (Prenssen) 181. 

Behandlung, ärztliche, Gewährung derselben durch die Krankenkassen (Württem¬ 
berg) 78; spezialärztliche (Rechtsprechung) 153. 

Beleidigung Geisteskranker (Rechtsprechung) 21; eines Geistesgesunden durch 
Bezeichnung als „geistesgestört“ (Rechtsprechung) 9. 

Bezirksärzte in Baden durch ihren Diensteid als Sachverständige vereidigt 
(Rechtsprechung) 153. 

Bezirksvereine, ärztliche (Sachsen) 92; Standesordnung und Ehrcngerichtsord- 
ordnnng (Sachsen) 94. 

Blennorrhoe, Verhütung bei Neugeborenen (Prenssen) 69. 

Blutlaugensalz, rotbes, kein Gift (Sachsen) 588 des Hauptblattes. 

Brunnen, deren Untersuchung (Minden) 120. 

Butter, Verbot und Feilhalten minderwerthiger durch Polizeiverordnung (Recht¬ 
sprechung) 185. 

Cholera, deren bakteriologische Diagnose (Prenssen) 148. 

Cocainwatte, dem freien Verkehr nicht überlassen (Reg.-Bez. Schleswig) 173. 

Diphtherieverdächtige Erkrankungen, Anzeigepflicht bei denselben (Recht- 
sprechnng) 534 des Hauptblattes; Friedel’s Heilmittel (Polizeipräsident in 
Berlin) 4; Massregeln gegen Diphtherie (Baden) 12, Heilserum (Polizeiprä¬ 
sident in Berlin) 77. 

Drogen, Handel mit denselben (Deutsches Reich) 147. 

Drogenhandlnngen, Revisionen (Prenssen) 159. 

Ehescheidangsgrnndy Faustschlag gegen die Brust einer Herzkranken (Recht¬ 
sprechung) 181. 

Ehrengerichte, ärztliche (Prenssen) 49, (Sachsen) 94. 

Einkommensteuer des Arztes, deren Berechnung (Rechtsprechung) 133. 

Entmündigung von Geisteskranken (Württemberg) 131. 

Epileptische, Aufnahme derselben in Anstalten (Württemberg) 87. 

Erbsenkonserven, gesundheitsschädlicher Kupfergehalt (Rechtsprechung) 153. 

Erregung, seelische, hervorgerufen durch körperliche Misshandlung (Recht- 
sprechnng) 181. 

Fachliteratar, Ausgaben dafür, können vom Arzte bei Berechnung der Ein¬ 
kommensteuer des Arztes nicht angerechnet werden (Rechtsprechung) 133. 

Faekalien, deren Beseitigung (Rechtsprechung) 161. 

Farben, giftige, Verzeichniss (Reg.-Bez. Merseburg) 163. 

Fanstschlag gegen die Brust als Ursache eines Herzleidens und als Eheschei- 
dnngsgrund (Rechtsprechung) 181. 

Feigenhonig ist als Heilmittel dem freien Verkehr nicht überlassen (Rechtsprechung) 
153/154. 

Fleisch, Handel mit (Reg.-Bez. Danzig) 149. 

Fleischbeschauer, Entziehung der Bestallung bei Unzuverlässigkeit desselben 
(Rechtsprechung) 37. 

Fleischvernichtnngsanstalt, deren Genehmigung (Rechtsprechung) 127. 

Fress- und Mastpulver für Thiere, dem freien Verkehr nicht überlassen (Recht¬ 
sprechung) 155. 

Friedel’s Heilmittel gegen Diphtherie (Polizeipräsident in Berlin) 4. 



Sach-Register. 


XIII 


Gebühr, besondere für Aktenstadien bei Abgabe schriftlicher Gutachten nicht 
zulässig (Rechtsprechung) 146. 

Gebührenordnungen, ärztliche (Preussen) 86, 101, (Bremen) 192. 

Geheimmittel, deren Anpreisung (Mecklenburg-Schwerin) 84, (Preussen) 128. 

Geistesgesunde, Beleidigung derselben durch Bezeichnung als geistig gestört 
(Rechtsprechung) 9. 

Geisteskranke, Beleidigung derselben (Rechtsprechung) 21; Anweisung über die 
Aufnahme und Entlassung in und aus Privatirrenanstalten (Preussen) 89, 
(Württemberg) 181, (Baden) 148; die Kosten für Unterbringung gemeinge¬ 
fährlicher Geisteskranker (Rechtsprechung) 1 u> 146. 

Genassmittel, s. Nahrungsmittel. 

Gerichtsärzte, Gerichtsassistenzärzte an Gerichtsstelle (Sachsen) 79. 

Geräusche, gesundheitsschädliche Störungen dadurch (Rechtsprechung) 14; Stö¬ 
rung der Nachtruhe (Rechtsprechung) 22 u. 190. 

Gesundheitspflege in Volksschulen (Reg.-Bez. Sigmaringen) 58. 

Gewerbe trieb im Umherziehen (Rechtsprechung) 156. 

Gewerbeordnung, deren Abänderung (Deutsches Reich) 157. 

Gewerbesteuerpfliebt der Kurpfuscher (Rechtsprechung) 157. 

Gewerbliche Anlagen, nicht konzessionspflichtige, ihre Errichtung, Verlegung und 
Veränderung (Reg.-Bez. Aachen) 114. 

Gewichte, deren Prüfung in den Apotheken (Preussen) 128. 

Gifte, Belehrung über Abgabe (Reg.-Bez. Wiesbaden) 71; Revision der Lager¬ 
räume und Verkaufsstellen (Preussen) 159; giftige Farben (Reg.-Bez. Wies¬ 
baden) 168; rothes Blutlaugeusalz ist kein Gitt (Sachsen) 588 des Hauptbl. 

Gifthandel, Ertheilung der Genehmigung zu demselben (Reg.-Bez. Bromberg) 48. 

Gutachten, Vorlesung des vom bayerischen Medizinalkomite oder einem hessischen 
Kreisgesundheitsamte erstattete Gutachten ist im Termin zulässig (Recht¬ 
sprechung) 9, 185; Gebühren für Aktenstudium können bei schriftlichen Gut¬ 
achten nicht berechnet werden (Rechtsprechung) 145. 

Haltekinder, Ueberwachnng (Preussen) 184, (Reg.-Bez. Schleswig) 131. 

Hausschwamm, verschuldete Bildung durch Fehler der Baukunst (Recht¬ 
sprechung) 1. 

Hebammen, Nachprüfungen (Reg.-Bez. Aachen) 118, (Reg.-Bez. Sigmaringen) 
135; Theilnahme der Anstaltsdirektoren an denselben (Preussen) 198; Bestra¬ 
fung einer freipraktizirenden, wegen Verlassens einer Gebärenden (Recht¬ 
sprechung) 121; Berufspflichten (Reg.-Bez. Sigmaringen) 135; Einrichtung 
von Wiederholungslehrkursen (Prov. Hannover) 57; flnanzielle Stellung 
(Baden) 152. 

Hebammenpfuscherei (Reg.-Bez. Bromberg) 129. 

Hebammentaxe (Reg-Bez. Bromberg) 129. 

Hebammenthätigkeit, unbefngto Ausübung (Rechtsprechung) 14. 

Heilkunde, Ausübung im Umherziehen durch Naturheilkundige (Rechtsprechung) 156. 

Heilmittel, Begriff desselben (Rechtsprechuag) 158/154; s. auch Arzneimittel. 

Herzleiden, Faustschlag gegen die Brust als dessen Ursache (Rechtsprechung) 181. 

Hypnotische Experimente, deren Verbot in öffentlicher Schaustellung (Hessen) 88. 

Idioten, s. Geisteskranke. 

Impfgeschäft, s. Impfungen. 

Impfungen, Ausführung (Bayern) 54, (Preussen) 70, (Baden) 74,100, (Sachsen) 78. 

Impfschnitte, s. Impfungen. 

Impftermin, Zahl der Impflinge in einem (Baden) 100. 

Impfung, unterlassene, von Anstaltszöglingen (Rechtsprechung) 22. 

Irrenanstalten, s. Privatirrenanstalten. 

Jodoform-Gaze, ist dem freien Verkehr überlassen (Rechtsprechung) 155; 
Waagen und Gewichte dafür in Apotheken (Preussen) 114. 

Kaffee, Kathreiners Malz- (Polizeipräsident in Berlin) 191. 

Kanalisationsprojekte, deren Prüfung (Preussen) 91. 

Klosets, s. Aborte. 

Knochen, Gefährdung der Gesundheit der Anwohner durch deren Lagerung auf 
benachbarten Grundstücken (Rechtsprechung) 121. 

Konditoreien, deren Betrieb (Deutsches Reich) 68. 



XIV 


Sach - Register. 


Eopfgenickstarre, epidemische, Erforschang des Krankheitserregers derselben 
(Preussen) 114. 

Krankenanstalten, Begriff derselben (Rechtsprechung) 158; Aufnahme heilbarer 
Geisteskranken in öffentliche Krankenanstalten (Baden) 143; s. auch Privat- 
kranken- und Irrenanstalten. 

Kranke, hilfsbedürftige, können vom Armenverband nicht im Krankenhaus fest¬ 
gehalten werden (Rechtsprechung) 23. 

Krankenbausarzt, die Erklärung desselben ist massgebend für die Nothwendig- 
keit der Krankenhansbehaudlung einer auf Kosten des Armenverbandes in’s 
Krankenhaus aufgenommenen Person (Rechtsprechung) 197. 

Krankenkassen, Abgabe von Arzneimitteln durch dieselben (Preussen) 66; Ge¬ 
währung ärztlicher Behandlung (Württemberg) 73; Gewährung übermässigen 
Rabatts von Seiten der Apotheker (Schwarzbnrg-Rudolstadt) 191. 

Krankenwärter und Krankenwärterinnen, deren Ausbildung (Reg.-Bez. Breslau) 199. 

Krankheiten, ansteckende, Massregeln zu deren Bekämpfung (Reg.-Bez. Köslin) 
10, (Reg. - Bez. Sigmariugen) 20, (Baden) 152; Anzeigepflicht bei ansteckenden 
Krankheiten (ülecklenburg - Schwerin) 76. 

Kresolseifenlösung, Zubereitung in Apotheken (Deutsches Reich) 134. 

Kupfergehalt, gesundheitsschä^icher, von Erbsenkonserven (Rechtsprechung) 153. 

Kurpfuscher, Beilegung eines ärztlichen Titels (Rechtsprechung) 13; Ausübung 
der Heilkunde im Umherziehen (Rechtsprechung) 156; Gewerbesteuerpflicht 
(Rechtsprechung) 157. 

Lebenswecker, Warnung vor dessen Gebrauch (Polizeipräsident in Berlin) 4. 

Lehrer, Ueberschreitung des Züchtigungsrechts (Rechtsprechung) 197. 

Leichnam, Beiseiteschaffen desselben ohne Vorwissen der Behörde (Recht¬ 
sprechung) 161. 

Lepra, Auftreten in Deutschland (Hessen) 2(X). 

Liquor plnmbi subacetici, Verkauf als Heilmittel nur in Apotheken zulässig 
(Rechtsprechung) 153/154. 

Lösungen, einfache, Erläuterung des Begriffes (Deutsches Reich) 173. 

Maltonwein, Verbot des Verkaufs desselben in Apotheken (Preussen) 191. 

Malz-Kaffee, Kathreiner’s (Polizeipräsident) Berlin) 191. 

Mastpulver für Thiere, s. Fresspulver. 

Medizinalbeamte, deren Bestallung (Baden) 171; staatsärztliche Prüfung 
(Preussen) 24, (Sachsen) 83, (Braunschweig) 172. 

Medizinalkomite, bayrisches, Verlesung der von diesem erstatteten Gutachten 
(Rechtsprechung) 9. 

Medizinalpersonen, s. Aerzte. 

Medizinal weine, Vertrieb von gefälschten (Hessen) 48, (Anhalt) 58. 

Mineralwässer, Herstellung künstlicher (Reg.-Bez. Bromberg) 174, (Reg.-Bez. 
Köslin) 193. 

Mineralwasserfabriken, s. vorher. 

Misshandlung, gesnndheitsgefährliche (Rechtsprechung) 21, 181, 182. 

Molkerei, üble Gerüche durch damit verbundene Schweinehaltung (Recht¬ 
sprechung) 46. 

Musikaufführungen, gesundheitsgefährdende Geräusche durch diese (Recht¬ 
sprechung) 190. 

Nachprüfung der Hebammen (Reg.-Bez. Aachen) 118, Reg.-Bez. Sigmaringen) 135, 
(Preussen) 198. 

Nachtruhe, Störung derselben (Rechtsprechung) 22, 190. 

Nahrungsmittel, Gesundheitsgefährlichkeit (Rechtsprechung) 181; Jahresbericht 
der öffentlichen Untersuchungsanstalten für Nahrungs- und Genussmittel 
(Bayern) 91. 

Nahrungsmittelgesetz, Vergehen gegen dasselbe (Rechtsprechung) 131, 153, 181. 

Naturarzt, Naturheilkundige, s. Kurpfuscher. 

Neugeborene, Verhütung der Blennorrhoe (Preussen) 69; Schälblasen (Hamburg) 
180, (Polizeipräsident in Berlin) 187. 

Oefen, Sturm’sche Füll - Regulir-, Anweisung zur Bedienung (Reg.-Bez. Minden) 108. 

Operation, ob vom Standpunkte der Armenpflege aus gerechtfertigt (Rechtsprech.) 2. 



Sach - Register. 


XV 


Pemphigus bei Neugeborenen (Hamburg) 180, (Polizeipräsident in Berlin) 187. 
PhysikatsprUfung, s. Medizinalbeamte. 

Plomben für Zähne, Krankenkassen sind nicht verpflichtet die Kosten dafür zu 
tragen (Rechtsprechung) 193. 

Pocken, Statistik der Erkrankungen an (Preussen) 42. 

Polikliniken, Zulassen zum Praktiziren in denselben (Preussen) 147. 
Privatirrenanstaiten, Verhältnisse derselben (Bayern) 5. 

Privatkrankenanstalten, deren Konzessionirung (Deutsches Reich) 187. 
Prostitnirte, an Syphilis erkrankte, deren Unterbringung in Krankenhäusern auf 
Ärmenkosten (Rechtsprechung) 65. 

Prüfung, staatsärztliche, s. Medizinalbeamte. 

Salicylsänremnndwasser, als kosmetisches Mittel dem freien Verkehr über¬ 
lassen (Rechtsprechung) 153/154. 

Schälblasen der Neugeborenen (Hamburg:) 180, (Polizeipräident in Berlin) 187. 
Scharlach, Massregeln gegen dasselbe (Baden) 12. 

Schlafränme für Ziegelarbeiter (Reg. - Bez. Minden) 56, (Reg. - Bez. Lüneburg) 77, 
(Reg.-Bez. Köslin) 79. 

Schlosserei, übermässiges Geräusch (Rechtsprechung) 14. 

Schreibwerk, Vereinfachung desselben (Preussen) 112. 

Schule, Ueberschreitung des Züchtigungsrechtes seitens der Lehrer (Rechtspr.) 197. 
Schwachsinnige, Aufnahme derselben in Anstalten (Württemberg) 87. 
Schwangere, Verpflichtung des Armenverbandes zur Unterbringung erkrankter 
in Krankenanstalten (Rechtsprechung) 190. 

Schweinehaltung, s. Molkerei. 

Schweineschmalz, Verkauf von gefälschtem (Rechtsprechung) 121. 

Selbstmord, durch denselben zugezoaene Krankheit (Rechtsprechung) 193. 
Servirzeugnisse der Apotheker-Gehülfen, Ausstellung (Eisass - Lothringen) 188. 
Spezialärztliche Hülfe, deren Gewährung in dringenden Fällen (Rechtspr. 158. 
Spezialfrauenpraktiker, Beilegung dieses Titels seitens der Naturheilkundigen 
(Rechtsprechung) 13. 

Staatsärzte, s. Medizinalbeamte. 

Standesordnung für die ärztlichen Bezirksvereine (Sachsen) 94. 
Standesvertretuug, ärztliche, Einrichtung (Preussen) 17. 

Standgefässe, deren Beschaffenheit und Bezeichnung in den Apotheken (Bayern) 151. 
Statistik, der Erkrankungen an Pocken (Preus-en) 42. 

Stempelsteuergesetz, Austührungsbestimmung dazu (Preussen) 37. 
Strychninweizen, dem freien Verkehr überlassen (Rechtsprechung) 147. 
Sublimatgaze, s. Jodoformgaze. 

Sublimatwatte, ist dem freien Verkehr überlassen (Reg.-Bez. Schleswig) 173. 
Sublimatpastillcu, Aufbewahrung und Abgabe (EIsass-Lothringen) 188, (Preussen, 
Sachsen, Braunschweig, Sachsen - Meiningen) 198. 

Tanzlustbarkeiten, deren Verbot wegen zu grossen Geräusches (Recht¬ 
sprechung) 190. 

Taxe, s. Gebührenordnung. 

Titel, Beilegung arztähniicher seitens Kurpfuscher (Rechtsprechung) 13. 
Todesursachenstatistik (Mecklenburg - Schwerin) 183, (Anhalt) 36. 

Trichinenschau, Uebersicht über dieselbe (Preussen) 186. 

Trunkfälligkeit, Begriff (Rechtsprechung) 157. 

Tuberculinum Kochii, Aufbewahrung und Abgabe (Preussen) 199. 

Tuberkulose, Rathschiläge zu deren Verhütung (Hamburg) 183. 


Umzngskosten, deren Berechnung (Preussen) 3; Voraussetzungen für den 
Anspruch eines Beamten auf dioselbcn (Rechtsprechung) 145. 

Ungeziefermittcl, Begriff (Braunschweig) 179; über die Gefahren bei Anwendung 
giftiger (Hamburg) 20, (Reg.-Bez. Wiesbaden) 71. 

Universitäts-Kliniken, Zulassung zum Praktiziren in denselben (Preussen) 187. 
Unterschriften, deren Beglaubigung (Preussen) 191. 

Untersuchungsanstalten, Jahresberichte der öffentlichen, für Nahrungs- und 
Genussmittcl (Bayern) 91. 



XVI 


Sach • Begister. 


Vergiftung durch Sublimatpastillen (Eisass-LothriDgen) 188, (Preussen, Sachsen, 
Braunschweig, Sachsen • Meiningen) 198. 

Verreibungen, einfache, Erläuterung des Begriffs (Deutsches Reich) 173. 

Volksschulen, ländliche, deren Ban (Preussen) 26; Gesundheitspflege in denselben 
(Reg. - Bez. Sigmaringen) 58. 

Vorlesung von Gutachten des bayrischen Medizinalkomit^s und eines hessischen 
Ereisgesnndheitsamtes in gerichtlichen Terminen ist gestattet (Recht¬ 
sprechung) 9, 185. 

Waagen, in den Apotheken für Jodoform (Preussen) 114; Prüfung derselben 
(Preussen) 128. 

Wanderarbeiter, deren Unterbringung (Reg.-Bez. Marienwerder) 170. 

Wärterpersoual einer landwirthschaftlichen Kolonie für Geisteskranke ist ver- 
sicheruugspflichtig (Rechtsprechung) 158. 

Wasser, bakteriologische Untersuchung;«Zwangsetatisirung der dafür entstan¬ 
denen Kosten (Rechtsprechung) 123. 

Wein, Prüfung (Preussen) 195; s. auch Medizinalweine, Maltonweine. 

Wiederholungslehrknrse für Hebammen, deren Einrichtung (Hannover) 57. 

Wohnräume, ihre Beschaffenheit und Benutzung (Reg.-Bez. Düsseldorf) 19; für 
Ziegelarbeiter s. diese. 

Zahnärzte, Gebührenordnung (Preussen) 86, 104, (Bremen) 192. 

Zahnplomben, s. Plomben. 

Zeugnisse, amtsärztliche, für Studirende des Forstfaches (Bayern) 159. 

Ziegelarbeiter, Wohn- und Schlafräume für diese (Reg.-Bez. Minden) 56, 
(Reg.-Bez. Lüneburg) 77, (Reg.-Bez. Köln) 79. 

Ziehkinder, s. Haltekinder. 

Züchtigungsrecht, Grenzen bei Wahrnehmung der Schulzucht (Rechtsprechung) 197. 



ßechtsprechmig und ledizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 1. 1. Januar. 1896. 


Rechtsprechung. 

Der §, 330 des St. 6. B. findet auch bei Verstössen wider die all¬ 
gemeinen Regeln der Banknnst Anwendung, die nach hygienischen 
Räcksichten eine Gefährdung Anderer herbeitühren, z. B. bei verschul¬ 
deter Bildung von Hansschwamm. (Urtheil des Beichsgle.richts 
(IIL Strafsenats) vom 28. September 1895. 

Die Yerurtheilnng des Angeklagten beruht auf der Feststellung, dass der 
Angeklagte bei der Herstellung des Hauses die Ausbreitung der Schwammbilduug 
durch das ganze Haus schuldhafter Weise veranlasst hat. Die Anwendung des 
§. 330 Str. G. B. auf einen Fall dieser Art unterliegt keinem rechtlichen Be¬ 
denken. Den Ausführungen des ersten Richters, dass nicht blos Mängel in der 
technischen Konstruktion, sondern auch Verstösse wider die allgemeinen 
Regeln der Baukunst, die nach hygienischen Rücksichten eine Ge- 
fährdung Anderer herbeiführen, unter das Gesetz zu stellen, ist bei- 
znpflichten. Es liegt kein Grund vor, den Begriff der Gefahr auf die Befürchtung 
oder Schädigung durch äussere mechanische Einwirkung in Folge mangelhafter 
technischer Konstruktion zu beschränken. Die Gefahr liegt nicht minder vor in 
Bezug auf mögliche Erregung innerer Krankheiten als bezüglich äusserer dyna¬ 
mischer Einwirkung auf andere Personen. Selbstverständliche Voraussetzung 
muss es überall nur bleiben, dass die Gefahr durch Verletzung der^ allgemein 
anerkannten Regeln der Baukunst herbeigeführt wird. Ob diese Voraussetzung 
vorliegt, hängt von der thatsächlichen Feststellung des einzelnen Falles ab und 
diese konnte hier in bejahendem Sinne erfolgen, wenn nur die Infektion des 
Gebäudes mit Hausschwamm als Ursache möglicher Erregung von Krankheits¬ 
erscheinungen bei den Bewohnern festgestellt wurde, ohne dass es nöthig war, 
in eine fernere Erwägung darüber einzutreten, ob nicht durch eine weitgehende 
Verbreitung des Hausschwammes auch das Holzwerk des Gebäudes der Gefahr 
der Zerstörung ausgesetzt und damit die Stabilität des Hauses selbst in Frage 
gestellt war. Die Revision des Angeklagten ist verworfen. 

Die Frage, ob die Kosten einer von der Polizeibehörde veran- 
lassten Unterbringung eines gemeingefährlichen Geisteskranken in einer 
Irrenanstalt als Armenpfiege- oder als Polizeikosten zu betrachten sind, 
kann nnr nach den thatsächlichen Verhältnissen des einzelnen Falles 
entschieden werden. Erkenntniss des Bundesamts für das Heimatjh- 
wesen vom 28. September 1895. 

Der Bezirksausschuss hat den Kläger mit dem Anspruch auf Erstattung 
der Kosten für die von der Polizeibehörde veranlasste Untersuchung des Geistes¬ 
zustandes des geisteskranken Arbeiters E. und für den Transport desselben nach 
der Irrenanstalt Herzberge abgewiesen, weil er annimmt, dass es sich bei diesen 
Aufwendungen nicht um Kosten der öffentlichen Armenpflege, sondern um Aus¬ 
lagen handele, die ausschliesslich im polizeilichen Interesse gemacht seien. Mit 
Grund erachtet sieh der Kläger durch diese Entscheidung für beschwert. 

Der Bezirksausschuss geht mit Recht davon aus, dass die Frage, ob die 
Kosten einer von der Polizeibehörde veranlassten Unterbringung eines gemein¬ 
gefährlichen Geisteskranken in einer Irrenanstalt als Armenpflege- oder Polizei¬ 
kosten zu betrachten seien, nur nach den thatsächlichen Verhältnissen des ein¬ 
zelnen Falles entschieden werden könne. Im vorliegenden Falle fehlt es aber 
an ausreichenden Momenten, welche dabin führen könnten, den fraglichen Auf¬ 
wendungen den Charakter von Kosten der Armenpflege abzusprechen. 






2 


Heditsprechtuig and Medizinal-Oesetzgebnag. 


Dem Erkenntnisse des Bandesamtes 70 m 7. April 1894, aal welches der 
Beklagte sich bezieht, lag ein wesentlich anderes Sachverhältniss za Grande. 
Das Verhalten des damals von der Polizeibehörde in der Irrenanstalt onter- 
gebrachten Geisteskranken enthielt eine derart anmittelbare Gefährdung der 
öffentlichen Ordnung and Sicherheit, dass die sofortige Festnahme und Unschäd¬ 
lichmachang des Kranken unbedingt geboten war und als der massgebende 
Zweck bei dem Einschreiten der Polizeibehörde betrachtet werden musste. Der¬ 
artige Gesichtspunkte standen im yorliegenden Falle nicht in gleicher Weise im 
Vordergründe. Bei dem Zustande des E. war vor Allem zu seinem eigenen 
Besten die Unterbringung in eine Anstalt erforderlich, und dies um so mehr, 
als es sich um eine Art der Geisteskrankheit handelte, bei welcher Heilung 
nicht ausgeschlossen war, wie denn auch thatsächlich E. später als wesentlich 
gebessert aus der Anstalt entlassen werden konnte. In einem solchen Falle 
schUesst — wie das Bundesamt in zahlreichen Entscheidungen anerkannt hat — 
auch die Gemeingefflhrlichkeit eines Kranken nicht aus, dass die Polizeibehörde, 
welche sich des hilfsbedürftigen Kranken annimmt, hierbei für die Organe der 
öffentlichen Armenpflege handelt. Es bedarf besonderer Anhaltspnnkte, um 
diese Auffassung auszuschliessen; solche sind, wie bemerkt, im vorliegenden 
Falle nicht vorhanden. 


Eine Operation ist nicht schon deshalb, weil sie vom ärztlichen 
Standpunkte ans gerechtfertigt gewesen sein mag, vom Standpunkt 
der öffentlichen Armenpflege aus gerechtfertigt? Erkenntniss des 
Bundesamtes für das Heimathwesen vom 5. Oktober 1895. 

Der Kläger ist in erster Instanz mit demjenigen Theile seiner Forderung 
abgewiesen worden, welcher sich auf die Kosten der Herstellung eines Geh¬ 
apparates für den am 12. Januar 1893 in die königliche Charite zu Berlin auf¬ 
genommenen, am 20. Januar 1894 daselbst verstorbenen Schneider H. bezieht. 
Die Aufnahme des H. in das Xrankenhaus war wegen Lungenleidens erfolgt; 
an dieser Krankheit ist er auch gestorben. Er hatte ausserdem das Gebrechen 
einer hochgradigen Verkrümmung der unteren Extremitäten. Um dieses Ge¬ 
brechen zu beseitigen ist H., während sein Langenleiden noch fortbestand, im 
Februar 1893 mittelst Durchsägens und Gradelegens der beiden Oberschenkel¬ 
knochen operirt worden. Der Gehapparat wurde zum Zwecke der Nachbehand¬ 
lung im Oktober 1893 beschafft. Im November verschlimmerte sich jedoch das 
Langenleiden des H. sehr erheblich; es führte in Folge schnell verlaufender 
Schwindsucht am 20. Januar 1894 zum Tode. 

Die gegen den abweisenden Theil der Vorentscheidung von dem Kläger 
eingelegte Berufung kann nicht von Erfolg sein. Der Bezirksausschuss hat nicht 
verkannt, dass die Vornahme einer Operation, wie die hier in Frage stehende, 
an sich nicht ausserhalb der Aufgaben der Armenpflege liegt und dass auch die 
Kosten für die Beschaffung von Apparaten, welche in Folge einer solchen Ope¬ 
ration dem Kranken verabfolgt werden müssen, von dem vorläufig unterstützenden 
Armenverbande zu erstatten sind. Der Bezirksausschuss hat jedoch in Betracht 
gezogen, dass es sich im vorliegenden Falle um einen an Lungentuberkulose 
erkrankten und deshalb im Hospitale befindlichen Patienten handelte, welcher nicht 
ohne Noth einer so schweren Operation hätte unterzogen werden sollen. Dieser 
Gesichtspunkt muss in der That als durchgreifend angesehen werden. Das von 
dem Kläger vorgelegte Gutachten des Stabsarztes der chirurgischen Klinik der 
Charite erscheint nicht geeignet, eine entgegengesetzte Auffassung zu begründen. 
Ob die Vornahme der Operation vom rein ärztlichen Standpunkt aus gerecht¬ 
fertigt war, braucht hier nicht untersucht zu werden; vom Standpunkte der 
öffentlichen Armenpflege lässt sich dies jedenfalls nicht annehmen. Es handelte 
sich um die Beseitigung eines konstitutionellen Gebrechens, welches dem H. die 
Fähigkeit zu freier Bewegung und zu ungehinderter Bethätigung seiner Körper¬ 
kräfte entzog. Die Nothweudigkeit und Zweckmässigkeit einer solchen Mass- 
regel musste bei einem Kranken, welcher an Lungentuberkulose litt uud deshalb 
der Krankenhauspflege bedürftig geworden war, von Anfang an als zweifelhaft 
erscheinen. Der Erfolg hat denn auch gezeigt, dass die ganze Operation sammt 
der späteren Anschaffung eines Gehapparates für H., dessen Lungenleiden bald 
zum Tode führte, ohne allen und jeden Nutzen gewesen ist. Mochte nun auch 
ein so scÜeuniger Verlauf der Krankheit zur Zeit der Operation noch nicht mit 
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Bestimmtheit yoranszusehen sein, so war doch die Möglichkeit desselben jeden* 
falls in Betracht za ziehen, and es hätte deshalb die Vornahme der Operation 
mindestens so lange aafgeschoben werden müssen, bis sich ein sicheres Urtheil 
über den Verlaaf der Krankheit gewinnen liess. Nach dem erwähnten Gat¬ 
achten ist statt dessen die Operation antemommen worden, obwohl festgestellt 
worden war, dass der Patient noch immer an einem Katarrh der beiden Langen¬ 
spitzen litt. Der oben bezeichnete Gatachter ist aach nicht im Zweifel darüber, 
dass der Tod des H. lediglich in Folge der Weiterentwickelang der schon zor 
Zeit der Anfiiahme des Patienten in die Charitd vorhandenen Krankheit ein¬ 
getreten ist. Unter diesen Umständen kann aber die Nothwendigkeit der in der 
Zwischenzeit vorgenommenen Operation and der in Folge derselben entstandenen 
Kosten nicht als dargethan betrachtet werden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. KönlgTsreiola Prenssen. 

Berechnung der Reise- nnd Uninngskosten. Beschlass des 
Staatsministeriams vom 80. Oktober 1895. 

Die nach den Staats-Ministerialbeschlüssen vom 18. Mai 1884 nnd 
17. April 1889 in der preassischen Staatsverwaltong zor Anwendung gelangenden 
Grundsätze für die Berechnung der Reise- and Umzogskosten werden hierdurch 
folgendermassen ergänzt. 

1. Dienstreisen sind, sofern die Zahl der Reisetage dadurch 
beeinflusst werden sollte und wenn nicht besondere dienstliche — 
eventuell in der Liquidation kurz zu erläuternde — Umstände oder die fahr- 
planmässige Abfahrtszeit der Eisenbahnzüge oder Dampfschiffe ein anderes be¬ 
dingen, in den Morgenstunden, d. b. in den Monaten April bis September von 

6 Uhr und in den Monaten Oktober bis März von 7 Uhr Morgens ab, anzutreten. 

Bei Benutzung von Eisenbahnen, Dampfschiffen oder Postverbindungen 
ist als Zeitpunkt des Antritts der Reise der fahrplanmässige Abgang der 
Züge etc. anzusehen. 

2. Soweit die vorhandenen Verkehrsmittel es ermöglichen, sind Dienst¬ 
reisen ohne andere, als die zur Erledigung der Dienstgeschäfte erforderlichen 
Unterbrechungen zurückzulegen. 

Unterbrechungen behufs Uebernachtens sind bei Reisen, deren Zweck eine 
aussergewöbnliche Beschleunigung nicht bedingt, unter der Voraussetzung durch¬ 
gehender. Züge im Allgemeinen erst nach Zurücklegung einer Eisenbabnstrecke 
von 500 km gestattet. Für Reisen auf Landwegen ermässigt sich diese Ent¬ 
fernung unter normalen Verhältnissen auf 112Vi km und für Reisen auf Dampf¬ 
schiffen auf 875 km. 

Unterbrechungen, welche durch Krankheit oder andere besondere Umstände 
nothwendig werden und auf die Zahl der Reise- und Aufenthalts- 
tage von Einfluss sind, müssen erläutert werden. 

8. Beamte, welche für die mittelst der Eisenbahn zurückzulegenden 
Dienstreisen an Fnhrkosten 0,10 Mark oder mehr für das Kilometer zu bean¬ 
spruchen haben, sind zur Benutzung von Schnell- nnd Durchgangs- (D-) Zügen 
verpflichtet, wenn dadurch eine Abkürzung der Reisedauer ermöglicht wird oder 
Unterbrechungen der Reise vermieden werden. 

4. Die Weiter- bezw. Rückreise, namentlich bei kürzeren Touren, ist — 
von denjenigen Beamten, welche für Reisen auf Landwegen 0,60 Mark für das 
Kilometer als Fuhrkosten erhalten, imter Umständen selbst mit Benutzung von 
Extrapost — nach beendetem Dienstgeschäft möglichst noch an demselben Tage 
anzutreten. 

Haben die Dienstgeschätte bezw. die Hinreise und die Dienstgeschäfte 

7 Stunden und darüber in Anspruch genommen, so werden unter kürzeren 
Touren solche Entfernungen verstanden, welche mit der Post, der Eisenbahn 
oder dem Dampfschiff in höchstens 2 Standen zurückgelegt werden können. 

5. Die Berechnung der Reisekosten erfolgt ohne Rücksicht darauf, welchen 
Weg der Reisende thatsächlich eingeschlagen und welches Beförderungsmittel 
er benutzt hat, nach demjenigen Wege, welcher sich für die Staatskasse als der 
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mindestkostspielige darstellt nnd nach dem Zweck der Reise nnd den Um¬ 
ständen des besonderen Falles von dem Beamten auch wirklich hätte benutzt 
werden können. 

6 . Ansnahmen von vorstehenden Bestimmungen (1 bis 5) können nach der 
Entscheidung der die Richtigkeit der Reisekosten-Liquidationen bescheinigenden 
Beamten dann zugelassen werden, wenn die Anwendung derselben zu besonderen 
Härten führen würde. 


Frieders Heilmittel gegen Diphtherie. Bekanntmachung des 
Eönigl. Polizeipräsidenten in Berlin vom 28. November 1895. 

Ans der sogenannten Poliklinik nnd Naturheilanstalt von 0. Friedei in 
Braunschweig werden für den Preis von 5 Mark als Heilmittel gegen Diphtherie 
zwei Lösungen versandt, welche abwechselnd eingenommen werden sollen. Nach 
der chemischen Untersuchung besteht die eine aus einer spiritnösen Auflösung 
des giftigen Cyanquecksilbers in Wasser, die andere ist ein änsserst verdünnter 
alkoholischer Auszug unwirksamer Pflanzenstoffe. 

Gegenüber dem Anerbieten des p. Friedei und anderer sich mit ge¬ 
werbsmässiger Ausübung der Naturheilkunde beschäftigenden Personen, Krank¬ 
heiten auf brieflichem Wege zu heilen, mache ich darauf aufmerksam, dass 
wirksame Euren nur nach sorgfältiger Untersuchung des Kranken möglich sind. 
Die von Friedei den Prospekten beigefügten Fragebogen für Kranke sind für 
die Erkennung und BeurtheUung von Krankheiten vollkommen werthlos. 


Warnung vor dem Gebrauch des Lebensweckers. Bekannt¬ 
machung des Königl. Polizeipräsidenten in Berlin vom 11. De¬ 
zember 1898. 

Der ehemalige Bildhauer Franz Otto hierselbst, Winterfeldstrasse Nr.25 
wohnhaft, verkauft mit seinem sogenannten Lebenswecker, einem von einem 
gewissen Baunscheidt vor Jahrzehnten schon marktschreierisch zur Beseitigung 
aller denkbaren Krankheiten angepriesenen Schneppergeräth, sogenanntes Lebensöl. 

Letzteres besteht nach amtlich veranlasster chemischer Prüfung ans einem 
fetten Oel, welchem Krotonöl beigemischt ist Die zum Preise von drei Mark 
abgegebene Flasche Oel hat einen reellen Werth von etwa 30 Pfennigen. 

Der Gebrauch des Lebensweckers nnd des zugehörigen Oeles haben wieder¬ 
holt üble Folgen gehabt. 

Das Publikum wird daher vor den genannten Mitteln gewarnt. 


Ertbeilnng der Genehmigung zum Giftbandel. Verfügung des 
königl. Regierungspräsidenten zuPosen vom 19. November 1895 
au säiumt liebe H. Landräthe u. s. w., den Kreisphysikern in Abschrift mitgetheilt. 

Durch den in einem Sonderblatt zum Amtsblatt veröffentlichten Erlass 
der Herren Minister für Handel und Gewerbe, der geistlichen, Unterrichts- und 
Uedizinalangelegenheitcn und des Innern vom 27. August 1895 ist auf Grund 
des §. 136 Abs. 3 des Gesetzes über die Allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (G.-S. S. 195 ff.) unter Bezugnahme auf den Beschluss des Bnndes- 
rathes vom 29. November 1894 die Polizei-Verordnung über den Handel mit 
Giften in Kraft getreten. 

Hiernach erscheint es bei dem beträchtlichen Umfange, der in den Ab- 
theilnugen 1, 2 und 3 der zugehörigen Anlage I enthaltenen Gifte geboten, 
zumal in den Abtheilungen 1 und 2 sehr stark wirkende Gifte enthalten sind, 
welche sogar vielfach nur als Heilmittel verwendet und zum Theil selbst in den 
Apotheken nicht im Handverkauf abgegeben werden dürfen, dass bei der Er- 
theilung der Erlaubniss zum Gifthandel nur mit grosser Vorsicht verfahren werde. 

Zunächst ist jede Erlaubniss zum Handel mit Giften nur unter der Be¬ 
dingung jederzeitigen Widerrufes zu ertheilen, so dass die Behörde, sobald sich 
ans dem Geschäftsbetriebe des betreffenden Gewerbetreibenden üngehörigkeiten 
irgend welcher Art oder Bedenken in medizinalpolizeilicher Beziehung ergeben, 
jeder Zeit in der Befugniss nicht beschränkt ist, durch Entziehung der Berech¬ 
tigung hiergegen einzuschreiten. 

Jeder Gewerbetreibende, welcher die Elrlaubniss zum Gifthandel nach- 
sucht, hat zugleich ein übersichtliches, nach der Buchstabenfolge nnd nach Ab- 
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theilnngen geordnetes Yerzeichniss derjenigen Gifte der Anlage I, Abtheilnng 1, 
2 and 8, welche er führen will, aafznstellen nnd vorznlegen. 

Bei der Answahl der in jedem Einzelfall zum Handel znznlassenden Gifte 
sind die örtlichen nnd gewerblichen Verhältnisse, die persönliche Zaverlässigkeit 
seines Geschäftsinhabers nnd seiner Beanftragten, sowie die Art nnd der Umfang 
des betreffenden Geschäftes zn berücksichtigen. Im Allgemeinen dürfte es an 
kleineren Orten dem Bedürfniss yollanf Bechnnng tragen, wenn dort, abgesehen 
Ton dem Geschäftsbetrieb der Apotheken, nnr der Handel mit giftigen Farben 
der Abtheilnng 8, Blanstein (cnpmm snlfnricnm). Langen, Mineralsänren, Fener- 
werksmitteln, Desinfektionsmitteln nnd ans Abtheilnng 2 mit strychninhaltigem 
Getreide gestattet wird. Abgesehen von den Geschäften weniger Eanflente der 
Stadt Posen, welche einen thatsächlichen Grosshandel anch mit Apotheken¬ 
besitzern treiben, sind sonst möglichst gänzlich solche Mittel von der Genehmignng 
ansznschliessen, welche^ wenn sie anch anf Giftschein zn beziehen sind, doch 
nach ihrer Beschaffenheit nnr zn Heilzwecken Yerwendnng zn finden pflegen. 

Znr Yorprüfnng dieser Fragen ist jeder Antrag anf Genehmignng znm 
Gifthandel nehst dem Yerzeichniss derjenigen Gifte, welche der betreffende Ge¬ 
werbetreibende führen vrill, dem zuständigen Elreismedizinalbeamten znr Prüfong 
nnd Aenssemng vorznlegen. 

SoUte den Ansfühmngen des Letzteren in irgend welcher Hinsicht nicht 
beigetreten werden, so erwarte ich, bevor der Antrag zur Genehmignng ertheilt 
wird, hierüber Bericht. 

Sollten weiterhin die Kreis- bezw. Stadt-Ausschüsse hei der Ertheilnng 
von Genehmigungen über die Vorschläge bezw. Einwendungen der betheiligten 
Behörden hinansgehen und den Antragstellern eine weitergehende Befngniss 
znm Gifthandel ertheilen, als dies obrigkeitlich erwünscht und zulässig erscheint, 
so ist znr Anfechtung des gefassten Beschlusses von dem Vorsitzenden der be- 
schliessenden Behörde rechtzeitig von der für das Beschlnssverfahren im §. 123 
L. V. G. gewährten Befngniss Gebrauch zn machen und im öffentlichen Interesse 
die Etage einznlegen; ebenso im Streitfälle von dem Rechtsmittel der Be- 
mfnng, §. 82 1. c. 

In den Genehmignngsnrkunden sind die den Antragstellern für den Gift¬ 
handel erlaubten Stoffe stets einzeln nnd namentlich a^znführen, hezw. nach 
Ahtheilnngen mit namentlicher Aufführung der hiervon ansgenommenen Stoffe 
derart genau nnd übersichtlich zn bezeichnen, dass bei Besichtigung dieser Ver- 
kanfsstätten hinsichtlich der vorhandenen Gifte kein Zweifel über die Zulässig¬ 
keit derselben entstehen kann. 

Schliesslich ersuche ich noch die Herren Landräthe die ihnen unterstellten 
Polizei - Verwaltnngen darauf hinznweisen, dass letztere, wie es thatsächlich noch 
in letzter Zeit geschehen ist, nicht hefngt sind, die Erlanhniss znm Gifthandel 
zn ertheUen. 


If. !Ba,3^ex*ii. 

Die Verhältnisse der Privatirrenanstalten. Erlass des Staats- 
ministerinms des Innern vom 3. Dezember 1895 an die königl. 
Begiemngen, Kammern des Innern, die königl. Polizeidirektion München nnd die 
sämmtlichen Distriktsverwaltnngsbehörden. 

Im Anschluss an die Ministerialentscheidnng vom 1. Jannar 1. J. „die 
Unterhringnng von Blödsinnigen nnd Geisteskranken in Irrenanstalten nnd deren 
sonstige Verwahrung nach Art. 80 Abs. II des P.-St.-G.-B. vom 26. Dezember 
1871 betr.“ — Ministerial - Amtsblatt 1895 S. 2 ff. — und an die Ministerial- 
entschliessnng vom 9. November 1. J. „die Aendernng der Statuten der Kreis- 
Irrenanstalten betr.“ hat das k. Staatsministerium des Innern auch die Verhält¬ 
nisse der Privat-Irrenanstalten näherer Würdigung unterzogen. 

Nachstehend folgen zunächst die leitenden Gesichtspunkte, an welchen 
hinsichtlich der Anlage nnd des Betriebes solcher Anstalten im öffentlichen 
Interesse nnd im Interesse des Bcchtsschutzes ihrer Pfleglinge festznhalten ist. 

Daran schliessen sich Direktiven für die Anwendung dieser Grundsätze, 
sowohl in den Fällen der Errichtung neuer als anch hei Kontrole bereits be¬ 
stehender Privat-Irrenanstalten. 

1 . 

§. 1. Die banliche Anlage wie die durch den speziellen Anstaltszweck 
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bedingten sonstigen Einrichtungen der Privat-Irrenanstalten sollen im Wesent¬ 
lichen jenen Anfordemngen entsprechen, welche an öffentliche Kranken- bezw. 
an die Kreisirrenanstalten gestellt werden. 

§. 2. An jeder Privatirrenanstalt ist der irrenärztliche Dienst von einem 
verlässigen, approbirten, facbmännisch gebildeten, durch mehrjährige Thätigkeit 
an öffentlichen oder grösseren Privat-Irrenanstalten erprobten Irrenarzte zu 
leiten. Jeder Wechsel in dieser ärztlichen Leitung ist vom Unternehmer der 
Vorgesetzten Distriktspolizeibehörde, in München der königl. Polizeidirektion, 
anznzeigen. 

§. 3. Dem Austaltsleiter muss das erforderliche Personal an Hilfsärzten 
zur Seite stehen. Die Hilfsärzte haben neben persönlicher Unbescholtenheit 
entsprechende theoretische, die zu Stellvertretern von Anstaltsleitern bestimmten 
auch hinreichende praktische Ausbildung für den irrenärztlichen Beruf nach¬ 
zuweisen. 

Anstaltsleiter und deren Stellvertreter müssen in dem Anstaltsgebände 
Wohnung nehmen. 

§. 4. Neben dem ärztlichen ist auch das nothwendige Pflegepersonal an 
geschulten, zuverlässigen und unbescholtenen Wärtern und Wärterinnen aufzn- 
stellen und für sofortige Entlassung unzuverlässiger und sonst ungeeigneter 
Elemente ans dem Pflegepersonal Sorge zu tragen. 

Bei der Pflege weiblicher Geisteskranker dürfen männliche Personen auch 
nicht aushilfsweise verwendet werden, ebenso ist die Verwendung von Personen, 
welche dem Anstaltsleiter weder dienstlich untergeben sind, noch zu seiner 
Familie gehören, bei der Pflege, Beaufsichtigung und Beschäftigung der Kranken 
untersagt. 

§. 5. Der Anstaltsbetrieb ist durch Satzungen, Kost- und Hausordnung 
und durch DienstanweisTmgen für Aerzte, Pflege- und sonstiges Anstaltspersonal 
zu regeln. Die Satzungen und die übrigen obengenannten allgemeinen Betriebs¬ 
vorschriften unterliegen der Genehmigung der Vorgesetzten Distriktspolizeibehörde. 

Für die satzungsmässige Regelung der Aufnahme und Entlassung der 
Pfleglinge sind die in der Anlage abgedruckten „Bestimmungen über Aufnahme 
und EnÜassung der Pfleglinge der Privat-Irrenanstalten“ massgebend. 

Die sonstigen Satznngsbestimmungen, namentlich jene über den Aufenthalt 
der Kranken in der Anstalt und über ihre Behandlung während derselben, über 
die Disziplin, die Mitwirkung der Anstaltsleitung bei der Entmündigung der 
Pfleglinge, die Beurlaubung derselben etc. sind thunlichst den Satzungen der 
Kreis-Inenanstalten anzupassen. 

§. 6. Der Personalstand an Pfleglingen ist fortwährend evident zu halten. 

Zu diesem Zwecke ist für sämmtUche Pfleglinge ein Hauptbuch nebst 
Zugangs- und Abgangsliste zu führen. 

Ausserdem ist für jeden Pflegling eine genaue Krankengeschichte zu 
fertigen und ein Personalakt anznlegen, welcher den Nachweis über ordnungs- 
und satzungsgemäss erfolgte Aufnahme und Entlassung des Pfleglings, sowie 
die sonstigen, während seines Aufenthalts angefalleneu Aktenstücke zu ent¬ 
halten hat. 

n. 

§. 7. Gemäss §. .‘lO der Reichsgewerbeordnung und §. 10 der Allerhöchsten 
Verordnung Vom 29. März 1892 „den Vollzug der Reichsgewerbeordnung be¬ 
treffend“ sind zur Ertheilung der Konzessionen für Unternehmer von Privat¬ 
irrenanstalten die Distriktsverwaltnngsbehörden, in München die königl. Polizei- 
Direktion, zuständig. 

Bei Würdigung der Gesuche um Ertheilung solcher Konzessionen haben 
diese Behörden neben der Prüfung der gesetzlichen Voraussetzungen für die 
etwaige Versagung der Konzession die Sachinstruktion auch auf jene Punkte 
zu erstrecken, welche den vorhergehenden Paragraphen zufolge vom Standpunkte 
des öffentlichen Interesses für die Genehmigung der Gesuche in Betracht 
gezogen werden müssen. 

Demgemäss ist über die bauliche Anlage und die für den speziellen An¬ 
staltszweck erforderlichen Einrichtungen, über die Maximalzahl der Kranken 
und Betten in jeder Abtheilung und in den einzelnen Zimmern der Abtheilungen, 
über die Befähigung des Anstaltsleiters und der Hilfsärzte, über die erforder¬ 
liche Anzahl des ärztlichen und des Wärterpersonals, über die Satzungen und 
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Begnlatire (§. 6) ansser dem königl. Bezirksarzte auch der Direktor der ein¬ 
schlägigen Ereisirrenanstalt gutachtlich einzuyemehmen. 

§. 8. Wird die Genehmigung ertheilt, so sind die nach dem Ergebnisse 
der Sacbinstmktion erforderlichen besonderen Anordnungen zu treffen, bezw. 
dem Unternehmer die etwaigen besonderen Verpflichtungen im Beschlüsse 
anfzuerlegen. 

Ausserdem ist dem Unternehmer und Anstaltsleiter wegen Erfilllnng der 
ihnen nach Ziffer I gegenwärtiger Entschliessung obliegenden allgemeinen 
Verbindlichkeiten geeignete Weisung zu ertheilen. 

m. 

§. 9. Die Privat - Irrenanstalten sind alljährlich öfteren nnvermutheten 
Visitationen durch die zuständige Distriktspolizeibehörde, bezw. die königl. 
Polizeidirektion, gemeinschaftlich mit dem königl Bezirksarzte zu unterziehen. 

Ausserdem wird die zuständige königl. Ereisregierung, Eammer des 
Innern, die Anstalten periodischen Besichtigungen durch den königl Ereis- 
Medizinalrath unterstellen. 

Die Beiziehung eines erfahrenen Irrenarztes zu allen Visitationen ist, wo 
sie ohne verhältnissmässige Schwierigkeiten ausführbar ist, nicht zu unterlassen. 

§. 10. Die Visitation soll sich auf die Eontrole der Erfüllung der dem 
Unternehmer, bezw. Leiter durch die Eonzessionsurkunde und durch Ziffer 1 
gegenwärtiger Entschliessung anferlegten Verpflichtungen, dann auf die sonstigen 
baulichen, sanitären, ökonomischen und administrativen Verhältnisse der Anstalt 
erstrecken; nicht minder ist, wo Veranlassung besteht, dem Rechtsschntze der 
Pfleglinge, zumal durch Intervention behufs Erwirkung einer gerichtlichen Ent¬ 
scheidung über deren Geisteszustand, die gebührende Bedachtnahme zuzuwenden. 

Ueber das Visitationsergebniss ist dem Unternehmer Bescheid zu ertheilen 
und demselben zum Vollzüge der getroffenen Anordnungen unter Vorbehalt des 
Beschwerderechts eine angemessene Frist zu setzen. 

Im Ungehorsamsfalle ist, sofern die Nichtbefolgung oder Abweichung von 
zulässigen Eonzessionsbedingnngen in Frage steht, (§. 30 Abs. 1 mit §. 147 
Ziff. 1 der Reichsgewerbeordnung) Strafeinschreitung zu veranlassen; jedenfalls 
ist wegen etwaiger Zurücknahme der ertheilten Eonzession nach Massgabe des 
§. 53 Abs. 2 der Reichsgewerbeordnung und §. 24 Abs. 2 der Allerhöchsten 
Verordnung vom 29. März 1892 „den Vollzug dor Reichsgewerbeordnung betr.“ 
weitere Einleitung zu treffen. 

Anlage. 

Vorschriften über Aufnahme und Entlassung der Pfleglinge 

in Privat-Irrenanstalten. 

§. 1. Zur Aufnahme eines Pflegling^s in eine Privat-Irrenanstalt ist in 
allen Fällen, in welchen die Unterbringung eines Geisteskranken nicht im 
Zwangswege durch eine Distriktspolizeibehörde verfügt wurde, (Art. 80 Abs. 2 
und 81 des Polizeistrafgesetzbuches) von dem Anstaltsleiter die Genehmigung 
der Vorgesetzten Distriktspolizeibehörde, bezw. der königl. Polizeidirektion 
einzuholen. 

§. 2. Zu diesem Behufe hat der Anstaltsleiter das Aufnahmegesuch der 
genannten Behörde vorzulegen und die nachstehenden Belege beizugeben: 

a) einen amtlichen Nachweis über Namen und Stand, Familienverhältnisse, 
Heimath und Staatsangehörigkeit des Pfleglings, 

b) ein Geburts- bezw. Taufzeugniss, 

c) eine Eonstatirnng des gestörten Geisteszustandes der aufznnehmenden 
Person, verfasst von einem amtlichen deutschen Arzte und gestützt auf persön¬ 
liche, innerhalb der letzten 4 Wochen vor Stellung des Gesuches vorgenommene 
Untersuchung von Seite des Zeugnissausstellers, 

d) eine Eonstatirnng gleichen Inhaltes von Seite der Distriktspolizei¬ 
behörde des letzten Aufenthaltsortes der anfzunehmenden Person, gegründet auf 
selbstständige, von dem ärztlichen Zengniss unabhängige Erhebungen des beur¬ 
kundenden Beamten, 

e) die zustimmende Erklärung des gesetzlichen Vertreters, bezw. Vor¬ 
mundes der aufznnehmenden Person; in Ermangelung eines gesetzlichen Ver- 
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treters, bezw. Vormundes die zustimmende Erklärung der nächsten Angehörigen 
(Ehegatten, Ascedenten, Descedenten, und in Ermangelung solcher, volljährigen 
Geschwister). 

Der Anstaltsleitnng bleibt die Anordnung weiterer Belege anheimgegeben. 

§. 3. Die zuständige Behörde (§. 1) entscheidet über die Zulässigkeit der 
Aufnahme nach Einvernahme des Bezirksarztes. 

Sie kann dabei von der Beibringung einzelner Belege ganz oder zeit¬ 
weise absehen. 

Sie wird ferner von der ertheilten Au&ahmegenehmignng, soweit die 
Voraussetzungen der Ziffer 4 der Ministerialentschliessnng vom 1. Januar 1895 
„die Unterbringung von Blödsinnigen und Geisteskranken etc. betr." — Ministerial- 
Amtsblatt S. 2 ff. — zutreffen, den Staatsanwalt des einschlägigen Landgerichts 
verständigen. 

Besteht Gefahr auf Verzug oder meldet sich ein Kranker freiwillig zum 
sofortigen Eintritte, so kann der Anstaltsleiter die provisorische Aufnahme 
des Kranken vorbehaltlich der nachträglichen Beibringung der erforderlichen 
Belege anordnen. 

Von jeder provisorischen Aufnahme ist die zuständige Behörde (§. 1) 
binnen 24 Stunden au verständigen. 

Letztere wird, sofern der unter §. 2 c erwähnte Beleg mangelt, die so¬ 
fortige, wenn nöthig wiederholte Untersuchung des Kranken durch den zu¬ 
ständigen Amtsarzt und die Erstattung eines Gutachtens von Seite desselben 
veranlassen und mit thunlichster Beschleunigung über die definitive Aufnahme 
Entscheidung treffen. 

Tritt ein Pflegling erst nach ertheilter Anfnabmegenehmigung ein, so ist 
sein Eintritt der Aufsichtsbehörde (§. 1) binnen 8 Tagen durch die Anstalts¬ 
leitnng anznzeigen. 

§. 4. Die Entlassung eines Pfleglings ans der Anstalt hat vorbehaltlich 
der Bestimmungen des §. 5 zu erfolgen: 

a) wenn die freiwillig eingetretene Person ihren Austritt erklärt, 

b) wenn der Pflegling genesen ist oder nicht als geisteskrank be¬ 
funden wurde, 

c) wenn der gesetzliche Vertreter, bezw. Vormund, oder in Ermangelung 
dieser die nächsten Angehörigen (§. 2 lit. e) die Entlassung des Pfleglings be¬ 
antragen. 

§. 6. Kommt die Entlassung eines Pfleglings nach §. 4 lit. c in Frage, 
bei welchem der Anstaltsleiter die Voraussetzungen des Art. 80 Abs. 2 des 
Polizeistrafgesetzbuches (Gemeingefährlichkeit etc.) als zutreffend erachtet, so 
bat er rechtzeitig Entscheidung der zuständigen Distriktspolizeibehörde, 
bezw. der königl. Polizeidirektion wegen etwaiger zwangsweiser Unterbringung 
des betreffenden Kranken herbeiznführen. 

In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn ein freiwillig, auf eigene An¬ 
meldung eingetretener Pflegling für den Fall seines Austrittes zu Befürchtungen 
im Sinne des Art. 80 Abs. 2 1. c. Anlass giebt und die Vermittelung der zunächst 
Betheiligten (Angehörigen, Vormünder etc.) erfolglos augeregt worden ist. 

Rücksicbtlich der Entlassung von Pfleglingen, welche auf Grund des Art. 80 
Abs. 2 1. c. zwangsweise in der Anstalt untergebracht worden sind, bleiben die 
Bestimmungen in Ziffer 5 der bereits angeführten Ministerialentschliessnng vom 
1. Januar 1895 massgebend. 

Weitere Beschränkungen des freien Austritts sind unstatthaft. 

Der Anstaltsleitung bleibt es anheimgegeben, die Entlassung eines Pfleg¬ 
lings auch ohne diesbezüglichen Antrag im Anstaltsinteresse zu verfügen. 

§. 5. Von jeder Entlassung eines Pfleglings hat der Anstaltsleiter inner¬ 
halb acht Tagen der Vorgesetzten Distriktspolizeibehörde (Polizeidirektion) unter 
Beifügung der etwa im öffentlichen Interesse oder im Interesse des Pfleglings 
erforderlichen Mittheilungen Anzeige zu erstatten. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. 0. C. Brmii, Bnohdruokerei Minden. 
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Rechtsprechung. 

Es liegt der Thatbestand der Beleidigung vor, wenn Jemand 
einen Geistesgesnnden wider besseres Wissen als geistesgestört be¬ 
zeichnet. Urtheil des Beichsgerichts vom 24. Oktober 1895. 

Es ist zagegeben, dass die Mittbeilong der Thatsache, dass Jemand 
geistesgestört sei, für sich allein nicht den Thatbestand der Beleidigung dar¬ 
stellt. Eine solche Mittheilung kann jedoch nach den obwaltenden Umständen 
den Charakter der Beleidigung annehmen. Dies kann schon dann zutreffen, 
wenn der Zustand der Geisteskrankheit in Wirklichkeit besteht, die Mittheilung 
jedoch in der Absicht geschieht, mit derselben der Meinung der Geringschätzung 
über den Kranken Ausdruck zu geben und eine entsprechende Meinung über 
ihn auch bei anderen Personen hervorzurufen. Jedenfalls liegt aber der That¬ 
bestand der Beleidigung tot, wenn der Betroffene geistesgesund, der andere 
Theil sich dessen bewusst ist und dessen ungeachtet, also wider besseres Wissen, 
jenen als geistesgestört bezeichnet und ihn gar der Behörde gegenüber als tob¬ 
süchtig und gemeingefährlich hinstellt, damit gegen ihn im öffentlichen Interesse 
mit Sicherheitsmassregeln vorgegangen werde; denn in einem solchen Falle 
kann dem Handelnden nur £e Absicht beigewohnt haben, das Ansehen des 
anderen in der Gesellschaft herabzumindem. Dass jene Voraussetzungen hier 
Torliegeu, haben die Vorrichter, ohne nach dieser Bichtung in eine weitere Er¬ 
örterung einzutreten, als richtig unterstellt, und darnach haben sie das Vor¬ 
handensein des gerügten Scheidungsgrundes aus §. 700 Thl. n Tit. 1 des A.L.B. 
rechtsirrthümlich verneint. — Den Vorderrichtem ist auch darin nicht beizu- 
treten, dass die Anordnung einer polizeilichen Beobachtung nicht als Kränkung 
der persönlichen Freiheit im Sinne des §. 700 a. a. 0. angesehen werden könne, 
weil der Beobachtete durch die Anordnung thatsächlich in der Freiheit des 
Handelns nicht eingeschränkt werde. Schon in der Erregung des Bewusst¬ 
seins, polizeilich beobachtet zu werden, liegt eine Kränkung der persönlichen 
Freiheit. — Ferner ist auch gegen den §. 706 a. a. 0. verstossen worden. Dass 
ein Schlächtermeister, der im Verdachte der Geisteskrankheit steht und dieser- 
halb unter behördliche Beobachtung gestellt ist, Gefahr läuft, seine Kundschaft 
und damit sein Gewerbe zu verlieren, liegt auf der Hand, und wenn die Be¬ 
klagte im gegebenen Falle den Verdacmt gegen den Kl. wider besseres Wissen 
und in böslicher Absicht erregt hat, so föllt ihr eine vorsätzliche unerlaubte 
Handlung im Sinne jenes Gesetzes zur Last. 


Das Medizinalkomitö einer bayerischen Universität ist eine Staats¬ 
behörde, die von derselben erstatteten Gutachten können daher gemäss 
§.255 der Str. P. O. verlesen werden. Urtheil des Beichsgerichts 
(I. Strafsenats) vom 26. September 1895. 

Die Bevision bestreitet, dass das Medizinalkomitö eine Behörde sei, und 
behauptet, Behörden der Gesundheitsverwaltung seien in Bayern nur das Königl. 
Staatsministerium des Innern, die Kreisregierangen und die Distriktspolizei¬ 
behörden. Diesen Behörden seien als berathende Organe zur Seite gestellt: 
dem Königlichen Staatsministerium das MedizinalkomitI München; den Begie- 
rungen die Kreismedizinalaasschüsse und den Distriktspolizeibehörden die Be¬ 
zirksärzte. 

Diese Darstellung des Organismus der Medizinalverwaltu^ in Bayern ist 
im Hinblicke auf die Verordnung vom 24. Juli 1871 theilweise nnrichtig und 









lo 


jSechtsprecirang and iledizinal - Qesatzgelbaag. 


überdies nnvoUständig, da sie die zor Jastizverwaltong gehörigen Einrichtangett 
des Offentlicben Medizinalwesens yOllig ansser Betracht lässt. Während für beide 
Bicbtnngen, die Yerwaltong im engeren Sinne and die Rechtspflege, in dem für 
das Medizinalwesen in Bayern grandlegenden Organischen Edikt über das Medi- 
zinalwesen im Königreiche vom 8. September 1808 mit der VoUzogsordnong 
Tom 8. Dezember desselben Jahres, gemeinschaftliche Organe bestellt waren, 
wurde die Abgabe von Gutachten in gerichtlichen Fällen durch die Verordnung 
vom 23. August 1843 den medizinischen Fakultäten der drei Landesuniversitäten 
überwiesen und bei diesen je ein aus dem Dekan und 4 Beisitzern bestehender 
Senat als „Medizinalkomitö“ gebildet und dem Staatsministerium des Innern 
unterstellt. Hiernach ist das Medizinalkomitö einer bayerischen Universität 
ein von der Staatsregierang im öffentlichen Interesse zur Mitwirkung bei der 
Rechtspflege nach eigenem Ermessen bestimmtes dauerndes, dem Verwaltungs- 
Organismus eingegliedertes Institut, ein selbstständiges Organ der Staatsver- 
wätung und hiermit eine Behörde. Dass diese Mitwirkung nur in der Abgabe 
von Gutachten besteht, ist für den Begriff einer Behörde ohne Einfluss. Dieser 
erfordert nur, dass sie auf Erfüllung des Staatszweckes gerichtet ist; innerhalb 
dieser Aufgabe regelt sich die Arbeitstheilung unter den zusammenwirkenden 
Behörden nach der besonderen Natur des Zweckes und der zu lösenden Aufgaben. 
Darum bleibt auch die bloss begutachtende Thätigkeit des Medizinalkomitös ein 
Tbeil der auf gerechte Ausübung der StraQustiz gerichteten staatlichen Thätig¬ 
keit, das Medizinalkomitö eine Staatsbehörde, deren Gutachten gemäss §. 255 
Str. P. 0. verlesen werden durfte. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Könijgireich Preussen. 

Massregeln zur Bekämpfung ansteckender Krankheiten. Rund- 
verfügung des Eönigl. Regierungspräsidenten zu Köslin vom 
3. Dezember 1895 an sämmtliche Herren Landräthe und Kreispbysiker. 

In dem Meldewescn sowie in den zur Vorbeugung von ansteckenden 
Krankheiten gegebenen allgemeinen Bestimmungen sind Mängel hervorgetreten, 
welche die Zusammenstellung der geltenden Verordnungen und weitere Regelung 
dieser wichtigen Zweige der öffentlichen Gesundheitspflege im allgemeinen Inter¬ 
esse nothwendig machen. Aus den mir vorgelegten Berichten geht nämlich her¬ 
vor, dass die zuständigen Medizinalbeamten nicht in allen Fällen Kenntniss von 
den angemeldeten Erkrankungen erhalten, und auch ich habe die Erfahrung zu 
machen gehabt, dass ansteckende Krankheiten an einzelnen Ortschaften herrsch¬ 
ten, ohne dass mir hierüber MittheUung gemacht worden ist. 

Ew. pp. ersuche ich demnach ergebenst, die nachgeordneten Behörden — 
Polizeiverwaltungen und Amtsvorsteher — mit Anweisung dahin zu versehen, 
dass die nach Massgabe der Bestimmungen des Regulativs vom 8. August 1835, 
der Ministerial-Erlasse vom 1. April 1884 (Min.-Bl. 1884 Nr. 5 S. 109), vom 

22. November 1888 und 8. August 1893 der Anzeigepflicht unterliegenden Er- 
kranknngs- und Todesfälle von Cholera und choleraverdächtigen Krankheiten, 
von Typhus, Pocken, Milzbrand, Rotz, ansteckender und epidemiseh sich ver¬ 
breitender Ruhr, bösartigen Masern und Scharlach, bösartiger und epidemisch 
sich verbreitender Diphtherie, epidemischem Kopfgenickkrampf und von Kind- 
bettfleber polizeilich gemeldet und mit den näheren Umständen Ew. pp. 
angezeigt werden. Diese Anzeigen wollen Sie direckt kurzer Hand dem Kreis- 
physikus mittheilen und gegebenenfalls zum Ausgang weiterer sanitätspolizei¬ 
licher Massnahmen gemäss den Bestimmungen des Ministerial-Erlasses vom 

23. April 1884 machen. Hiernach haben nach Massgabe des §. 10 des Regulativs 
die Polizeibehörden, bei welchen zunächst die Anzeige solcher Erkrankungsfälle 
zu erstatten ist, die ersten Fälle den Ministerial-Erlassen vom 26. September 
1842 und vom 24. August 1861 zufolge durch einen Arzt, welcher zu den be¬ 
amteten nicht zu gehören braucht, untersuchen zu lassen, und, wenn das Gut¬ 
achten die Angabe über die Natur der Krankheit bestätigt, der Vorgesetzten 
Behörde MittheUung zu machen. Letztere hat zu erwägen, ob, wenn auch die 
Richtigkeit des Gutachtens, welches der von der Ortspolizeibehörde requirirte 
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Arzt erstattet hat, zu bezweifeln keinen Grand vorliegt, das öffentliche Interesse 
nicht die Entsendang des Physikas nothwendig erscheinen lässt, _ damit dieser 
nach Bestätigang der Natur des ErankheitsfaUes unter Berücksichtigung der 
Ton ihm zu untersuchenden örtlichen Verhältnisse und thunlichster Peststellung 
der Veranlassung zum Ausbruch der Krankheit sofort Vorschläge zu Massnahmen 
machen kann, welche geeignet sind, der Weiterrerbreitung der Krankheit ent¬ 
gegen zu wirken. 

Am Wohnort des Kreisphysikus ist jeder einzelne Fall von Krankheiten 
obengenannter Art durch denselben soweit thunlich unter Hinzuziehung des 
behandelnden Arztes bezüglich der Entstehnngsnrsache und Weiterentwickelung, 
sowie bezüglich der zu Grunde liegenden örtlichen Missstände festzustellen. 
Die hieraus entstehenden Kosten fallen den betreffenden Kommunen als örtliche 
Polizeikosten zur Last. Wiederholte Entsendungen des Kreisphysikus nach 
einem Seuchenorte sollen nicht ängstlich yom Kostenpunkt abhängig werden, 
wenn es sich um erneute Untersuchungen zum Zweck weitergehender Anord¬ 
nungen handelt. Eioe wiederholte Reise des Kreisphysikus lediglich um das 
Erlöschen einer Epidemie zu konstatiren, wird dagegen in der Regel zu ver^ 
meiden sein, da sich die in Betracht kommenden Verhältnisse meist durch 
Rückfragen bei den Ortspolizeibehörden, Lehrern und Aerzten feststellen lassen. 

Zur Leitung und Beaufsichtigung der Desinfektionsmassregeln bedarf es 
nach dem Ministerial-Erlass vom 27. Juli 1846 der Zuziehung der Medizinal- 
Beamten in der Regel nicht, und nur wenn das Desinfektionsyerfahren besondere 
Schwierigkeiten bietet oder nach den obwaltenden Umständen bei nicht yoll- 
kommen sachgemässer oder sorgfältiger Ausführung desselben besondere Ge¬ 
fahren für das Gemeinwesen zu besorgen sein sollten, ist eine Ueberwachnng 
durch den zuständigen Medizinalbeamten in Erwägung zu ziehen. Wo Schul- 
schUessungen wegen Ecrrschens ansteckender Krankheiten stattgefonden haben 
ist Bedeuiht dara^ zu nehmen, dass einerseits keine zu frühe Wiedereröffnung 
des Schulunterrichts stattfindet, andererseits aber auch die Wiedereröffnung nicht 
über Gebühr yerzi^ert wird. Wenn in zweifelhaften Fällen durch Benehmen 
mit den Ortspolizeibehörden und Lehrern eine ausreichende Information nicht 
zu erreichen ist, so stehen der nochmaligen Entsendang des Kreisphysikus keine 
Bedenken entgegen. In der Regel ist jedoch von der wiederholten Entsendang 
Umgang zu nehmen. Mit Strenge wollen Ew. pp. darauf halten, dass, wo der 
Schulunterricht wegen Herrschens yon ansteckenden Krankheiten gesduossen ist, 
auch der Konfirmanden-Unterricht aasgesetzt wird. 

Die erforderlichen Reisen haben die Medizinalbeamten mit thunlichster 
Beschleuni^ng zu bewirken, und die yon denselben schriftlich mitgetheilten 
sanitätspolizeilichen Massnahmen sind ungesäumt zur Durchführung zu bringen 
unter Ueberwachnng durch die Ortspolizeibehörden. 

Von dem Auftreten einzelner dem Gemeinwesen besonders bedrohlicher 
Infektionskrankheiten, sowie yon dem gehäuften Auftreten ansteckender Krank¬ 
heiten jeder Art ersuche ich Ew. pp. ergebenst mir unyerzüglich unter Berück¬ 
sichtigung der näheren Umstände und unter abschriftlicher Beifügung des 
Physikatsberichts Kenntniss zu geben und meiner Verfügung yom 21. Dezember 
1894 — Pr. II, Nr. 446, 1294 — gemäss yierwöchentlich bis zum Erlöschen der 
Epidemie weiter zu berichten. 

Ew. pp. wollen die Betheiligten yon yorstehender Verordnung in geeig¬ 
neter Weise in Kenntniss setzen und ihre Beachtung jährlich im Kreisblatt in 
Erinnerung bringen. Die Polizei-Verwaltungen zu Köslin, Eolberg und Stolp 
sind mit besonderer Anweisung dahin yersehen, dem Kreisphysikus jede Anzeige 
kurzer Hand mitzutheilen und dem Landrathsamt wöchentlich ein übersichtliches 
Verzeichniss der yorgekommenen ansteckenden Krankheiten und der getroffenen 
M6ts8nahmen einzareichen, welches mir nach genommener Kenntnissnahme yor- 
zulegen ist. 

An sämmtlicho Herren Landräthe des Bezirks. 

Abschrift erhalten Ew. Wohlgeboren zur Kenntnissnahme und mit dem 
ergebenen Ersuchen, den ergehenden Reg[ni3itionen prompt Folge zu leisten. 

Bei den über den Charakter der gemeldeten Infektionskrankheiten anzu- 
stellenden Recherchen ist der behandelnde Arzt, soweit es irgendwie ohne Kosten 
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geschehen kann, hinzozoziehen. Die erforderlichen sanit&tspolizeilichen Mass¬ 
nahmen sind den Polizeirerwaltangen and Amtsvorstehem möglichst eingehend 
schriftlich mitzntheilen. Die einlaafenden Anzeigen ersuche ich ergebenst 
in bei den Akten verbleibende Begister einzntragen and das sich ergebende 
Material in sachgemässer Weise in dem jährlichen Sanitätsbericht za verwerthen. 
Bei gehäafterem Aoftreten von ansteckenden Krankheiten jeder Art, namentlich 
aber aach bei dem Vorkommen einzelner, dem Gemeinwesen besonders bedroh¬ 
licher Infektionskrankheiten sehe ich amgehend aosföhrlichem Spezialbericht be¬ 
stimmt entgegen. 

An sämmtliche Herren Kreisphysiker des Bezirks, 


B. Orossliermogthmifi Baden. 

Massregeln gegen Diphtherie und Scharlach, Rnndcrlass des 
Ministers des Innern vom 23. November 1895 an sämmtliche Be¬ 
zirksärzte. 

Die von der früheren einschlägigen Vorschrift in §. 9 der Verordnang 
vom 2. Angast 1884 sich wesentlich nnterscheidende Fassung des §. 11 der dies¬ 
seitigen Verordnung vom 8. Dezember 1894, Massregeln gegen Diphtherie und 
Scharlach betreffend, bezweckt in erster Linie eine raschere und frühzeitigere 
Feststellung des Sachverhalts durch den Bezirksarzt’), als solche vordem statt¬ 
zufinden pflegte, an Ort und Stelle herbeizuführen und denselben dazu in Stand 
zu setzen, die zur thnnlichsten Verhütung einer weiteren Ausbreitung der Krank¬ 
heit gebotenen sanitätlichen und sanitätspolizeiiiehen Massnahmen sofort un¬ 
mittelbar vorzukehren. Es ist in Absatz 1 des angeführten §. 11 für das Ein¬ 
greifen des Bezirksarztes keineswegs vorausgesetzt, dass die Krankheit schon 
eine epidemische Verbreitung im Orte gefunden hat oder überhaupt schon eine 
grössere Zahl von Erkrankungen und infizirten Wohnungen festgestellt ist oder 
den angezcigten Krankheitsf^len bereits ein gefährlicher Charakter zukommt; 
vielmehr soll jenes Eingreifen schon dann stattfinden, wenn nach der Zahl der 
Erkrankungen und der Zeit ihrer Aufeinanderfolge in Verbindung mit der Grösse 
des Ortes, den Wohnverhältnissen daselbst und den sonst in Betracht kommenden 
Umständen des Falls auch nur die Gefahr einer epidemischen Verbreitung sich 
als bestehend annehmen lässt oder abgesehen hiervon nach der dem Bezirks¬ 
sanitätsbeamten znkommenden Kenntniss der örtlichen Verhältnisse Mangel an 
ärztlicher Behandlung oder genügender Pflege zu befürchten ist. Schon bei nur 
wenigen ErkrankungsBtllen, wenn die Anzeigen rasch nacheinander einkommen, 
wird hiernach, zumal wenn es sich um einen verhältnissmässig kleinen Ort 
handelt, der bezirksärztliche Besuch angemessen oder geboten sein. Nicht 
minder ist aber auch darauf Werth zu legen, dass beim wirklichen Ausbruch 
einer Diphtherie- oder Scharlach-Epidemie die in Absatz 2 des §. 11 vorge¬ 
schriebene zeitweilige Wiederholung des bezirksärztlichen Besuchs nicht in zu 
langen Zwischenräumen sich vollzieht. 

Da wir im Laufe dieses Jahres wahrgenommen haben, dass das in Bede 
stehende bezirksärztliche Eingreifen nicht immer in der wünschenswerthen 
Baschheit stattgefunden hat, nehmen wir Veranlassung, auf die bezeichneten 
Verordnungs - Bestimmungen neuerdings besonders hinzaweisen und deren sorg¬ 
fältige Beachtung im Sinne des Vorbemerkten unter Bezugnahme auf den 
Generalerlass vom 15. Dezember v. J. Nr. 35871 Absatz 3 dringend in Erinne¬ 
rung zu bringen. 

Ueber die Darchführang des §. 10 der Verordnung (Bestellung der Des¬ 
infektoren) für sämmtliche Gemeinden des Bezirks sind im Haaptja&esbericht 
für 1894/95 besondere Angaben zu machen. 


’) S. Beilage za Nr. 5 der Zeitschrift; 1895, S. 41. 


Verantwortlicher Bedakteur: Dr. Bap mand. Reg.- a. Med.-Bath i. Minden L W. 

J. 0. C. Bninf, Baohdniokerel Minden. 
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Rechtsprechung. 

Beilegung eines arztähnlichen Titels („der nnterzeichnete be* 
handelnde Arzt“, „praktischer Vertreter der arzneilosen Heilknnde“, 
„Spezialfranenpraktiker“, „Mitglied des dentschen Natnrärztebnndes“) 
seitens eines Natnrarztes. Urtheil des Beichsgerichts (I. Straf* 
Senats) vom 4. Jnli 1895. 

Der Revision kann zagegeben werden, dass die Feststellung, ob im Sinne 
des §. 147 Ziff. 3 Gew.-O. „ein dem Arzte ähnlicher Titel“ gebraucht worden, 
nicht rein thatsächlicher Natar ist, da der Begriff des Arztes ans §. 29 a. a. 0. 
zu entnehmen und es insoweit einer rechtlichen Prüfung bedarf, ob durch 
jenen im Gesetze fixirten Begriff ebenso auch der Begriff der Aehnlichkeit richtig 
erfasst ist. ln beiden Richtungen ist jedoch dem angegriffenen Urtheile kein 
Vorwurf zu machen. Es bezeichnet überall den Arzt als eine geprüfte Medizinal¬ 
person, als Jemanden, der vom Staate die Approbation als Arzt erhalten hat, 
und geht davon aus, dass die vom Angeklagten gebrauchten Bezeichnungen eine 
Bedeutung haben, die diesem Begriffe des Arztes als einer an zuständiger Stelle 
geprüften Medizinalperson nahe kommt. Diese mit der Vorschrift des §. 29 
Gew.-O. im Einklänge stehende Auffassung hält sich frei von jedem Rechts- 
irrthnm. Wenn sodann das Urtheil auf dieser rechtlich zutreffenden Grundlage 
unter Berücksichtigung der konkreten Verhältnisse weiter zu der Annahme ge¬ 
langt, dass die vom Angeklagten gewählten Bezeichnungen geeignet sind, den 
Glauben zu erwecken, als sei der Bezeicbnete eine geprüfte Medizinalperson, so 
bewegt sich diese Feststellung ausschliesslich auf thatsächlichem Gebiete und 
müssen daher die sämmtlichen in dieser Richtung gemachten Revisionsausführungen 
als belanglos erachtet werden. Von einem schweren Verstoss gegen die Rechts¬ 
normen über die Auslegung, wie die Revision behauptet, kann keine Rede sein. 
Rechtlich steht vielmehr nichts entgegen, in den Bezeichnungen „der Unterzeich¬ 
nete behandelnde Arzt“ oder „praktischer Vertreter der arzneilosen Heilkunde“ 
oder „Spezialfrauenpraktiker“, „Mitglied des deutschen Naturärztebundes“ die Bei¬ 
legung des Titels eines Arztes bezw. eines dem Arzte ähnlichen Titels im Sinne 
der gedachten Gesetzesstelle zu erblicken. 

Darüber, dass jede einzelne der beiden ersten Bezeichnungen selbstständig 
den Thatbestand des §. 147 Ziff. 3 Gew.-O. erfüllt, lässt das Urtheil keinen 
Zweifel. 

Die Behauptung, dass die Bezeichnung „praktischer Vertreter der arznei- 
losen Heilkunde“ notorisch die übliche Bezeiclmang der nicht approbirten Ver¬ 
treter der Heilkunde sei, entbehrt jeden Haltes. Nicht darauf kommt es ferner 
an, ob aus der Thatsache, dass die approbirten Aerzte sich häufig praktische 
Aerzte nennen, die Folgerung zu ziehen ist, dass die geprüften Aerzte allein 
das Recht hätten, diese Bezeichnung zu führen, sondern darauf, ob ein solcher 
Gebrauch existirt. Ist dies der Fall, so wird seine Bezeichnung allerdings die 
Meinung erwecken können, als wenn es sich um einen approbirten Arzt handelte. 

Wem gegenüber von dieser Bezeichnung Gebrauch gemacht ist, ist gleich¬ 
gültig, da das Gesetz weder verlangt, dass in dem speziellen Falle, in welchem 
die Bezeichnung verwendet worden, eine Täuschung bezweckt und beabsichtigt, 
noch auch, dass jener Zweck, den Glauben an die Eigenschaft des Gebrauch 
Machenden als geprüfter Medizinalperson zu erwecken, erreicht worden ist, 
sondern nur, dass die gewählte Bezeichnung zur Erweckung jenes Glaubens sich 
überhaupt eigne, und es konnte daher hierfür das Urtheil ohne Rechtsirrthnm 
auch auf die Verhältnisse des Ortes der Bezeichnung als eines Kurortes mit 
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einem Publikum, das wenigstens theilweise mit der technischen Bezeichnung der 
staatlich approbirten Aerzte nicht völlig vertrant ist, Rücksicht nehmen. 

Dass ferner der §. 29 (üew.-O. die Behandlung Ton Frauenkrankheiten 
allgemein freigiebt, schliesst die Annahme des Urtheils, dass jene Krankheiten 
„gemeiniglich nur von Aerzten behandelt werden“, keineswegs ans. 

Wenn die Bevision selbst zngiebt, dass die Beilegung der Bezeichnung 
eines Speadalisten für Frauenkrankheiten seitens eines nicht approbirten Arztes 
nicht zu rechtfertigen sei, so kann auch daraus dem Urtheile in rechtlicher Be¬ 
ziehung ein Vorwurf nicht erwachsen, wenn dasselbe die Bezeichnung als 
Speniauraueupraktiker der eines Spezialisten für Frauenkrankheiten gleichstellt. 

Ob zu dem Bunde der Naturärzte auch andere Personen als Naturärzte 
gehören dürfen, kann dahin gestellt bleiben, da für den Bichter nur die eben¬ 
falls dem thatsächlichen Gebiete angehörige Frage zur Entscheidung stand, ob 
das Publikum durch die Bezeichnung „Mitglied des Naturärztebundes“ zu dem 
Glauben verleitet werden konnte, dass der Angeklagte sich selbst als Naturarzt 
kennzeichnete und dass die Bezeichnung die Ausübung der Heilkunde nach vor¬ 
gängig erlangter Approbation enthalte. 

Die Bevision vermisst endlich den besonderen Nachweis, dass der Ange¬ 
klagte den Willen oder auch nur das Bewusstsein gehabt habe, sich einen arzt- 
ähnlichen Titel beiznlegen, durch welchen der Glaube erweckt worden, er sei 
eine geprüfte Medizinalperson. Indess die Merkmale eines vorsätzlichen oder 
mit dem Bewusstsein der Bechtswidrigkeit vorgenommenen Handelns sind in 
dem Thatbestande des §. 147 Ziff. 8 a. a. 0. gar nicht enthalten und bedurften 
daher auch keiner besonderen Feststellung. Es genügte vielmehr der im Urtheile 
unzweideutig zum Ausdrucke gebrachte Nachweis, dass der Angeklagte bewusst 
die bezichtigten Bezeichnungen gebraucht hat und dass sein Handeln ihm des- 
hid% zur Schuld anzurecbnen sei. Irrte er darin, dass er sein Handeln für straf¬ 
los erachtete, so konnte dieser Irrtbum seine Schuld nicht beseitigen. 

Da auch im Uebrigen das Urtheil überall rechtsirrthumsfrei begründet 
ist und deshalb eine Verletzung des §. 877 Ziff. 7 St.-P.-0. ebenfalls nicht nach¬ 
weist, war die Bevision zu verwerfen. 


Unbefugte Ausübung der Hebammenthätigkeit. Urtheil des 
Beichsgerichts (IV. Strafsenats) vom 24. September 1895. 

Die Angeklagte hat in einer grösseren Anzahl von Fällen als Hebamme 
Hülfe bei Entbindungen gewährt und dafür Entgelt empfangen. Nach der Fest- 
steUung der Strafkammer hat die Angeklagte bei Leistung der geburtshülflichen 
Dienste mit der Absicht gehandelt, sich durch die dafür gewährten Belohnungen 
eine regelmässige Einnahme zu verschaffen. Gegenüber der hierdurch zum Aus¬ 
druck gebrachten Voraussetzung des Gewerbebetriebes erscheint es ohne wesent¬ 
liche Bedeutung, dass die Angeklagte, wie festgestellt ist, die fraglichen Dienste 
nur in NothfäUen, d. h. in solchen Fällen geleistet hat, wo mit der Herbei- 
holung einer geprüften Hebamme wegen des dadurch bedingten Zeitverlustes 
Gefahr im Verzüge vorhanden war. Der Begriff der Gewerbsmässigkeit wird 
dadurch nicht ausgeschlossen, dass die vorstehend gekennzeichnete Absicht sich 
im Voraus nur auf die Entfaltung der betreffenden Erwerbsfähigkeit bei be¬ 
sonderen Gelegenheiten oder bestimmten Voraussetzungen richtet. Ebenso wenig 
ist dazu der Umstand geeignet, dass der Angeklagten, wie gleichfalls festge- 
stellt ist, die empfangenen Vermögensvortheile freiwillig und ohne ein ihrerseits 
ausgesprochenes Verlangen gewährt sind. Es genügt, wenn sie ihre Dienste in 
der Erwartung der ihr regelmässig zu Theil gewordenen Vergütungen ge¬ 
leistet hat, und £es ist ausdrücklich festgestellt. Im Uebrigen unterliegt es 
keinem Zweifel, dass die von der Angeklagten gewerbsmässig ausgeübte Heb¬ 
ammenthätigkeit den Betrieb eines stehenden Gewerbes im Sinne des Gesetzes 
darstellt, sowie dass das Prüfungszengniss, dessen die Hebammen nach §. 80 
der Gew.-O. bedürfen, als das Erfordemiss einer besonderen polizeilichen Ge¬ 
nehmigung hn Sinne des §. 147 Nr. 1 Gew.-O. zu betrachten ist. 


Geanndheitsgeföhrdung durch übermässiges Geräusch einer 
Schlosserei. Urtheil des Oberverwaltungsgerichts vom 28. Sep¬ 
tember 1896. 

Die an der Königsstrasse zu P. gelegenen Wohngebäude des Klägers 
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und des Schohmaohemeisters W. sind durch einen dem Ersteren gehörigan, 
etwa 1,90 m breiten Landstreifen getrennt, welcher den Zugang Ton der Strasse 
nach dessen Werkstatt vermittelt. Das Wohngebäude des Klägers hat nach 
diesem Zugang keine Fenster, dagegen ist dasjenige des W. im Jahre 1892 mit 
Fenstern unmittelbar auf der Grenze erbaut, was nach der damals gültigen 
Polizeiverordnung noch zulässig war, während nach der inzwischen erlesenen 
neuen Bauordnung Gebäude auf der Grenze mit Branchnauem ohne jegliche Oeff- 
nnngen herzustellen sind. 

Neuerdings hat Kläger für den Betrieb seiner Schlosserei auf diesen Zu* 
gang (Soden) unter den Fenstern des p. W. eine mit einer starken gasseisemen 
Platte versehene Holzkiste anfgestellt, welche als Amboss bei dem Zerschlagen 
und Gradeklopfen von Eisenstangen, bei dem Ausschlagen von Buchstaben aus 
Eisenblech, Hämmern von Eisenplatten n. s. w. gebraucht wird. Solche Arbeiten 
werden auch in einem an diesem Zugang und die Werkstatt des Klägers an¬ 
schliessenden überdeckten Baum verrichtet. 

Ans Anlass einer Beschwerde des W., dass das aus diesem Betrieb ent¬ 
stehende Geränsch den Bewohnern seines Hanses nnerträglich sei, und nachdem 
Oberstabsarzt Dr. G. begntachtet hatte, dass die in unregelmässigen Zwischen¬ 
räumen anftretenden Geräusche, welche bei der Enge des Baumes bis in die 
oberen Stockwerke hineingeleitet würden, auf die Dauer auch bei ganz gesunden 
kräftigen Menschen Gesundheitsstörungen in Form von üeberreizung und Schwäche 
der Nerven hervorzurufen vermöchten, nervenschwachen oder kranken Perscmen 
aber gesundheitsgeföhrlich seien, gab die Ortspolizeibehörde dem Kläger am 
7. Juli 1894 unter Bezugnahme auf §. 10 Titel 17 Theil 11 des Allgemeinen 
Landrechts auf, sich in Zukunft der Benutzung des zwischen seinem und des 
W.’s Hans gelegenen, theils überdeckten, theils unbedeckten Baumes zum 
Hämmern zu enthalten. 

In seiner Beschwerde bestritt Kläger die Zuständigkeit der Ortspolizei¬ 
behörde in Hinblick auf §. 27 der Beichsgewerbeordnung und §. 111 des Zu- 
ständigkeitsgesetzes vom 1. August 1888, weiter aber anch^, dass die Ortspolizei- 
behörde in die Gewerbebetriebe wegen ungewöhnlichen Geräusches zum Schatz 
von Privatgebäuden eingreifen dürfe, und dass hier neben dem im gerichtlichen 
Verfahren anszutragenen Nachbarstreit irgend welche polizeilich zu schützende 
öffentliche Interessen in Frage kämen, und endlich, dass überhaupt durch seinen 
Betrieb ein nachtheiliger Einfluss auf die Gesundheit ansgeübt werde und dass 
sich namentlich das Verbot jeder Art des Hämmerns rechtfertige. 

Nachdem der Kreispbysikus Dr. G. sich dahin ansgelassen hatte, dass die 
Geräusche auf die Dauer und oft wiederholt allerdings Gesundheitsstörungen 
bei den Bewohnern des W.’schen Hauses hervorzurufen vermöchten und dass 
ihm das Hämmern einstweilen nur bei Tage mit kleinen Hämmern und bei Auf¬ 
stellung des Ambosses in einem Abstand von den Fenstern nach der Strasse zu 
gestattet werden könnte, wenn zugleich auf die Herstellung einer Vorrichtung 
gegen die Verbreitung des Schalles nach oben Bedacht genommen würde, ver- 
anlasste der Königliche Regierungspräsident noch eine örtliche Besichtigung 
unter Theilnahme des Reg.- und Med.-Raths Dr. R. Hierbei wurden Versuche 
mit dem Zerschlagen von Eisenstangen, Hämmern von Eisentheilen in derselben 
Weise angestellt, wie der Gewerbebetrieb des H. sonst in dem Soden statt¬ 
gefunden bat. Die Geräuschwirkung wurde sowohl von dem Soden ans, als auch 
aus den Räumen des W.’schen Hanses beobachtet, deren Fenster nach dem 
Soden führen. Es sind dies die Schlafzimmer der Eheleute W. und eines bei 
ihnen zur Miethe wohnenden Oberlandmessers, ssowie das Bureau des Letzteren. 
Das Geränsch war in den Zimmern, auch bei geschlossenen Fenstern, ein sehr 
durchdringendes, namentlich wenn stärkere Eisenstangen zerschlagen oder Eisen¬ 
bleche gehämmert wurden. Nach diesem Ergebniss gab Dr. R. sein Gutachten 
dahin ah: 

„Dass das durch das Zerschlagen von Eisenstangen, Bearbeiten von Eismi* 
blechen und die Vornahme sonstiger Schlosserarbeiten (Zusammenschlagen von 
Gittern u. s. w.) in der zwischen dem W.'sehen und H.’schen Hanse liegenden 
Gasse erzeugte Geränsch ein so intensives, dröhnendes und durchdringendes ist, 
dass es selbst für ganz gesunde Leute nicht nur als nnerträglich, sondern auch 
als gesnndheitsgefährlich bezeichnet werden muss. Es macht den Anwohnern 
eine geistige Thätigkeit unmöglich, beeinträchtigt ihr geistiges und klteperliches 
Wohlbeflnden durch üeberreizung des Nervensystems und wird insbesondere bei 
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an und für sich schon nervösen oder leicht aufgeregten Personen eine wesent* 
ilche Versdilimmemng ihres Zustandes hervorrufen. Dabei kommt es gar nicht 
darauf an, dass das Geräusch andauernd vom Morgen bis zum Abend erzeugt 
wird; denn das mit grösseren oder kürzeren Unterbrechungen erzeugte, bald 
stärker, bald schwächer hervortretende Geräusch wird von den Gehörnerven fast 
noch unangenehmer empfunden, als wenn es unausgesetzt vorhanden wäre, und 
ist daher nicht minder aufregend und gesnndheitsstörend." 

Nunmehr wies der Regierungspräsident die Beschwerde mit der Be* 
grttndnng ab, dass das Behämmern von Eisentheilen in dem gedachten Baume 
eine Gefahr für die Bewohner des W.’schen Hauses mit sich bringe, dass die 
Polizei zu deren Schutz einzuschreiten befugt sei und dass dem auch die §§. 27, 
51 der Gewerbeordnung nicht entgegenständen, ganz abgesehen davon, dass hier 
eine gewerbliche und insbesondere eine konzessionspflichtige Anlage nicht in 
Betracht komme. 

Auch die weitere Beschwerde ist von dem beklagten Königlichen Ober¬ 
präsidenten durch Bescheid vom 12. Dezember 1894 unter Billigung der Gründe 
des Regierungspräsidenten abgewiesen worden. 

Li der Klageschrift hat Kläger unter Bezugnahme auf seine bisherigen 
Ausführungen die Aufhebung der ortspolizeilichen Verfügung beantragt, der 
beklagte Oberpräsident dagegen die Abweisung der Klage anheimgegeben. 

Bei dieser Sachlage war die Entscheidung darauf zu beschränken, ob das 
ortspolizeiliche Verbot hinsichtlich der Benutzung des im Soden aufgestellten 
Ambosses berechtigt ist. üeber die ebenfalls verbotene Benutzung des an die 
Werkstatt des Klägers anschliessenden, überdeckten Baumes ist weder von dem 
Königlichen Regierungspräsidenten, noch von dem Königlichen Oberpräsidenten 
befunden. Sollte dies nicht in der Absicht unterlassen sein, die ortspolizeiliche 
Verfügung nur insoweit aufrecht zu erhalten, als sie in den Beschwerdebe¬ 
scheiden als gerechtfertigt ausdrücklich anerkannt worden ist, so würde zunächst 
der Königliche Regierungspräsident den auf die Beschwerde des Klägers noch 
ausstehenden Bescheid zu ertheilen haben. Der Betrieb des im Soden anfge- 
stellten Ambosses ist aber ans zutreffenden Gründen als polizeilich unzulässig 
untersagt. 

Kläger geht bezüglich der Bedeutung der §§. 47, 51, 52 der Reichs- 
Gewerbeordnung von unzutreffenden Voraussetzungen aus. 

Der §. 27 verpflichtet die Ortspolizeibehörde zur Einholung der Ent- 
schliessung der höheren Verwaltungsbehörde über die Zulassung einer nicht ohne¬ 
hin schon von der behördlichen Genehmigung abhängigen gewerblichen Anlage, 
deren Betrieb mit ungewöhnlichem Geräusch verbunden ist, nur für den Fall, 
dass in der Nähe der gewählten Betriebsstätte Kirchen, Schulen oder andere 
öffentliche Gebäude, Krankenhäuser oder Heilanstalten vorhanden sind, deren 
bestimmungsmässige Benutzung durch den Gewerbebetrieb eine erhebliche 
Störung erleiden würde. Da derartige Gebäulichkeiten hier nicht in Frage 
kommen, lag für die Ortspolizeibehörde kein Anlass vor, die Entschliessung des 
gemäss §. 111 des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 zuständigen Be¬ 
zirksausschusses einznholen, und da für die Errichtung der Anlage, gleichviel 
ob sie als eine neue selbstständige oder als eine Erweiterung der bestehenden 
Schlosserei zu beurtheilen ist, auch sonst eine vorgängige Genehmigung nicht 
erforderlich war, bestand für die Ortspolizeibehörde jedenfalls nicht wegen Zu¬ 
ständigkeit einer anderen Behörde ein Hindemiss, sich ihrerseits mit der Frage 
zu befassen, ob der Betrieb in Rücksicht auf das von ihr zu wahrende polizei¬ 
liche Interesse zu dulden sei. Es trifft indess auch nicht zu, dass §. 27 das 
äusserste Mass dessen bestimmt, was behördlich hinsichtlich der nicht nach 
§§. 16, 25 genehmigungspflichtigen gewerblichen Anlagen gefordert werden darf, 
und dass also die Ortspolizeibehörde, wenn solche Anlagen nicht in der Nähe 
von Kirchen pp. belegen sind, sich jeglichen Eingriffs behufs Abwendung der 
Wirkungen des aus ihrem Betrieb entstehenden ungewöhnlichen Geräusches zu 
enthalten und den Betheiligten die Verfolgung itirer Rechte im ordentlichen 
Rechtswege zu überlassen hat. Sollte in den vom Kläger angezogenen Ministerial¬ 
erlassen zur Zeit der Geltung des §. 40 a der preussischen Gewerbeordnung vom 
14. Januar 1846 von einer derartigen Auffassung ohne jeden Vorbehalt ausge¬ 
gangen sein, so würde dem für die Anwendung des §. 27, wiewohl derselbe eine 
dem §. 40 b im Wesentlichen entsprechende Fassung erhalten hat, nicht beizu¬ 
treten sein. 
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Der Begriff der erheblichen Störung der bestimmnngemSssigen Benutzung 
öffentlicher Gebäude und gewisser Wohlfärtsanstalten deckt sich nicht mit der 
Gefahr für Leben und Gesundheit der Anwohner. Eine Einschränkung der Orts¬ 
polizeibehörde in ihrer landesgesetzlich begründeten Aufgabe, Gefahren für Leben 
und Gesundheit abzuwenden, lässt sich daher aus §. 27, wovon diesseits seither 
schon ansgegangen ist, nicht ableiten. Es ist auch nicht abzusehen, welche 
Gründe dafür bestimmend gewesen sein sollten, die Ortspolizeibehörde zwar in 
der Abwendung von Gefahren für Leben und Gesundheit, welche aus ungewöhn¬ 
lichem Geräusch entstehen, einznschränken, ihr aber die Befugniss zur Ab¬ 
wendung der von derartigen Anlagen ans Gerüchen, Dämpfen pp. ausgehenden 
Gefahr zu belassen. 

Die §§. 51, 52 kamen überhaupt nicht in Betracht, sofern die von der 
Ortspolizeibehörde vorausgesetzte Gefährdung von Leben und Gesundheit der 
Anwohner in Folge des Geräusches anznerkennen ist; denn sie beziehen sich 
nur auf solche gewerbliche Anlagen, welche entweder nach Genehmigung der 
zuständigen Behörde in Betrieb gesetzt worden sind oder, wenn es einer solchen 
Genehmigung nicht bedurfte, doch nach ihrer Eigenart den Gesetzen oder rechts¬ 
gültigen polizeilichen Vorschriften nicht zuwider laufen. 

Nach den übereinstimmenden Gutachten der Sachverständigen ist erwiesen, 
dass das von der Benutzung des Ambosses ausgehende Geräusch, was sich nach 
der Art seiner Einrichtung erklärt, wenn auch nicht das Leben, so doch die 
Gesundheit der Anwohner zu gefährden geeignet ist, allerdings, so viel den Gut¬ 
achten zu entnehmen, nur für die Anwohner des W.’schen Hauses und auch nur 
deshalb, weil dessen Hans mit Fenstern nach dem Soden des Klägers hin ver¬ 
sehen ist. Es ist aber auch bei so beschränkter Wirkung des Geräusches an¬ 
zuerkennen, dass die Ortspolizeibehörde über ihre Zulässigkeit nicht hinaus¬ 
gegangen ist. Es ergiebt sich ans ihrer gemäss §. 10, Tit. a. a. 0. bestimmten 
Aufgabe, bevorstehende Gefahren für Leben und Gesundheit von dem Publikum 
und einzelnen Mitgliedern desseelben abzuwenden, dass sie berufen war, den Be¬ 
trieb des Ambosses zu untersagen, auch wenn die Wirkung des Geräusches nur 
das Leben und die Gesundheit der Anwohner des Nachbarhauses zu geföhrden 
geeignet ein sollte. Darnach trifft es nicht zu, dass die Ortspolizeibehörde dem 
Besitzer des Nachbargebäudes zu überlasen hatte, die Abwehr der Einwirkungen 
des Geräusches von seinem Grundstück gegen den Kläger im ordentlichen Bechts- 
wege zu verfolgen. Dies steht auch nicht im Widersprach mit der Becht- 
sprechung des Oberverwaltungsgerichtes. Die Klage gegen den Bescheid des 
Königlichen Oberpräsidenteu war daher abzuweisen und dem Kläger die Kosten 
zur Last zu legen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Königfreiola Preussen. 

Ergänzung der Verordnung Tom 25. Mai 1887, betreffend die 
Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretnng. Verordnung vom 
6 . Januar 1896. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen auf den Antrag Unseres Staatsministeriums in Ergänzung der Ver¬ 
ordnung vom 25. Mai 1887 was folgt: 

Artikel I. 

Vom Aerztekammer-Ansschuss. 

§. 1. Der Aerztekammer - Anssehuss wird aus Delegirten der Aerzte- 
kammern gebildet. Jede Aerztekammer wählt in den Ausschuss einen Dele¬ 
girten. Für den letzteren wird zugleich ein Stellvertreter gewählt. 

Der Aerztekammer • Ausschuss hat seinen Sitz in Berlin. 

Die Mitglieder des Ausschusses verwalten ihr Amt als ein Ehrenamt. 

§. 2. Der Aerztekammer-Ausschuss hat die Aufgabe, innerhalb der den 
Aerztekammem zngewiesenen Zuständigkeit eine vermittelnde Thätigkeit aaszu¬ 
üben, und zwar sowohl zwischen dem Minister der Medizinal-Angelegenheiten 
und den Aerztekammem, als auch zwischen diesen unter einander. 

Insbesondere liegt demselben ob: 
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1. die Vorberathong der von dem Minister ihm überwiesenen Vorlagen; 
zu diesem Zweck hat er die Vorlagen den Aerztekammem zur Berathang nnd 
Beschlnssfassang mitzntheilen, die Ergebnisse der Berathnng nnd die Beschlüsse 
der Aerztekammem znsammenznstellen nnd nnter Beifügnng der Bescblüsse 
nnd der ihnen zn Grande liegenden Verhandlnngen an den Minister gntachtlich 
zu berichten; 

2. die Vorberathnng der von einzelnen Aerztekammem oder von Mit¬ 
gliedern des Aerztekammer-Ansschnsse an ihn gerichteten Anträge; zn diesem 
Zweck hat er die Anträge den Aerztekammem znr Berathnng nnd Beschlnss¬ 
fassang mitzntheilen, nach den Ergebnissen der Berathnng die Anträge im 
Sinne der Mehrheit der gefassten Beschlüsse zn erledigen nnd hiervon die Aerzte¬ 
kammem zn benachrichtigen. 

Die Znständigkeit der Aerztekammem wird durch den Aerztekammer- 
Aasschnss nicht beschränkt. 

§. 3. Die Mitglieder des Aerztekammer-Ausschusses nnd deren Stell¬ 
vertreter werden für die Dauer der Wahlperiode der Aerztekammem gewählt. 
Die Wahl derselben erfolgt nnter sinngemässer Anwendung der für die Wahl 
des Vorstandes der Aerztekammer gegebenen Vorschriften in der im §. 8 Abs. 1 
der Verordnung vom 25. Mai 1887 bezeichneten Wahlversammlnng. 

Das erste Mal wird der Zeitpunkt der Wahl von dem Minister der 
Medizinal - Angelegenheiten bestimmt. 

Der Aerztekammer-Ansschnss führt auch nach Ablauf der Wahlperiode 
bis znr Eonstitnirang des nenen Ausschusses die Geschäfte einstweilen weiter. 

§. 4. Der Aerztekammer - Ansschnss wählt ans seiner Mitte einen Vor¬ 
sitzenden nnd Stellvertreter. 

Das erste Mal erfolgt die Berafnng des Ansschnsses durch den Minister 
der Medizinal • Angelegenheiten, welcher auch für diesmal entweder selbst oder 
durch einen von ihm ernannten Kommissar die Wahl des Vorsitzenden und des 
Stellvertreters leitet. 

Der Vorsitzende hat den Verkehr des Ansschnsses nach anssen zn ver¬ 
mitteln und für die Ansfübrnng der Beschlüsse desselben Sorge zn tragen. 

Der Vorsitzende bemft, so oft es die Lage der Gesehnte erfordert, jähr¬ 
lich jedoch in der Hegel wenigstens einmal die Mitglieder zn Sitzungen und 
leitet in denselben die Verhandlungen. 

Die Berafnng erfolgt mittelst schriftlicher Einladung, welche die Gegen¬ 
stände der TagesordnuBg enthalten muss und spätestens vierzehn Tage vor der 
Sitzung eingeschrieben zur Post zn geben ist. 

Mitglieder, welche am Erscheinen behindert sind, haben hiervon behnfs 
Einladung der Stellvertreter dem Vorsitzenden rechtzeitig Anzeige zn machen. 

Der Vorsitzende hat binnen vierzehn Tagen nach erfolgter Eonstitnirang 
des Ansschnsses hiervon unter Einreichung eines Verzeichnisses der Mitglieder 
und ihrer Stellvertreter dem Minister der Medizinal-Angelegenheiten Anzeige 
zu erstatten. 

§. 5. Der Aerztekammer-Ausschuss beschliesst nach absoluter Stimmen¬ 
mehrheit, Stimmengleichheit gilt als Ablehnung. 

Znr Beschlnssfähigkeit des Ausschusses ist die Theilnahme der Mehrheit 
der Mitglieder erforderlich. Die Beschlüsse des Ansschnsses können mittelst 
schriftlicher Abstimmnng gefasst werden, sofern nicht ein Mitglied mündliche 
Abstimmung verlangt. 

Im Uebrigen regelt der Ansschnss seine Geschäftsordnung selbsständig. 

§. 6. Den Aerztekammem bleibt es überlassen, die für den Aerzte¬ 
kammer-Ansschnss erforderlichen Mittel bereit zn stellen. 

§. 7. Die allgemeine Staatsaufsicht über den Aerztekammer-Ausschuss 
wird durch den Minister der Medizinal-Angelegenheiten geführt. 

Artikel II. 

Die Vorschrift im §. 8 Abs. 5 der Verordnung vom 25. Mai 1887, wonach 
der Vorstand der Aerztekammer für die Däner der Wahlperiode der letzteren 
zn wählen ist, wird dahin erweitert, dass der Vorstand anch nach Ablauf der 
Wahlperiode die Geschäfte bis znr Eonstitnirang des neuen Vorstandes einst¬ 
weilen weiterznführen hat. 

Artikel IQ. 

Diese Verordnung ist durch die Gesetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
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ürkondlich nnter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beige- 
dmcktem Königlichen Insi^el. 

Gegeben Neues Palais, den 6. Januar 1896. 

(L. S.) WUhelm. 

Fürst zu Hohenlohe. von Boetticher. Freiherr von Berlepsch. 

Miquel. Thielen. Bosse. Bronsart von Schellendorff. 
Freiherr von Marschall. Freiherr von Hammer stein. Schönstedt. 

Freiherr von der Becke. 


Die Beschaffenheit und Benutzung von Wohnungen. Polizei* 
Verordnung des Königl. Regierungspräsidenten zu Düsseldorf 
vom 21. November 1895. 

Auf Grund des §. 137 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung 
vom 30. Juli 1883 und der §§. 6, 12 und 15 des Gesetzes über die Polizeiver- 
waltung vom 11. März 1850 wird mit Zustimmung des Bezirksausschusses für 
die Kreise Düsseldorf, Stadt und Land, Barmen, Mettmann, Lennep, Solingen, 
Remscheid, Crefeld, Stadt und Land, M.-Gladbach und Gladbach folgende Polizei- 
Verordnung erlassen: 

§. 1. Niemand darf ohne vorherige Genehmigung der Ortspolizeibehörde 
in Wohnungen, welche sich in von 2 oder mehr Familien bewohnten oder zum 
Bewohnen durch 2 oder mehr Familien bestimmten Häusern befinden, selbst als 
Eigenthümer oder Besitzer einziehen oder eine Familie zur Miethe oder After- 
miethe aufhehmen, sobald diese Wohnungen polizeilich als zum Bewohnen un¬ 
geeignet (§. 2) oder als überfüllt (§. 3) bezeichnet worden sind. 

§. 2. Als zum Bewohnen ungeeignet können von der Ortspolizeibehörde 
diejenigen Wohnungen bezeichnet werden, welche nachstehenden Anforderungen 
nicht entsprechen. 

1. Alle Schlafräume müssen mit einer Thüre verschliessbar und mindestens 
mit einem unmittelbar in’s Freie führenden, aufschliessbaren Fenster versehen 
sein, dessen Grösse nicht geringer als der 12. Theil der Fussbodenfiäche sein darf. 

In den bei Erlass dieser Verordnung bestehenden Wohnungen sollen aus¬ 
nahmsweise Feuster genügen, weiche nur die Grösse von wenigstens den 15. Theil 
der Fussbodenfiäche erreichen. 

2. Speicherräume sind nur als Schlafräume zulässig, wenn sie vollständig 
verputzt oder mit Holz verkleidete Wände haben. 

Bei Speicherräumen mit abgescbrägten Decken kann die Ortsbehörde das 
Mindestmass der Fensterfiäche dem durch die Abschrägung der Decke verringer¬ 
ten Luftraum entsprechend bis auf */,o der Fussbodenfiäche herabsetzen. 

3. Der Fassboden der Schlafräume muss durch gute und dauerhafte Holz- 
dielung oder anderweite zweckmässige Vorrichtung (Estrich, Plattenbelag u. s. w.) 
vom Erdboden getrennt sein. 

4. Die ScUafräume dürfen nicht mit Abtritten in offener Verbindung stehen. 

5. Bei jedem Hause muss mindestens ein direkt zugänglicher, verschliess- 
barer, allen Bewohnern des Hauses zur Benutzung freistehender Abort vor¬ 
handen sein. 

6. Eine genügende Versorgung der Bewohner mit gesundem Wasser muss 
vorgesehen sein. 

§. 3. Als überfüllt können von der Ortspolizeibehörde diejenigen Woh¬ 
nungen bezeichnet werden, welche nachstehenden Anforderungen nicht entsprechen: 

1. Die Schlafräume einer jeden Wohnung müssen für jede zur Haushaltung 
gehörige, über 10 Jahre alte Person mindestens 10 cbm Luftraum, für jedes 
Kind unter 10 Jahren mindestens 5 cbm Luftraum enthalten. Kinder, welche 
das erste Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bleiben ausser Betracht. 

2. Die Schlafräume müssen derart beschaffen sein, dass die ledigen, über 
14 Jahre alten Personen nach dem Geschlecht getrennt in besonderen Räumen 
oder Abschlägen schlafen können, und dass jedes Ehepaar für sich und seine 
noch nicht 14jährigen Kinder einen besonderen Schlafraum oder doch einen be¬ 
sonderen Abschlag im Schlafraum besitzt. 

§. 4. Abweichungen von den vorstehend in den §§. 2 u. 3 anfgestellten An¬ 
forderungen kann die Ortspolizeibehörde in besonders gearteten FäUen gestatten. 

§. 5. Jede Zuwiderhandlung gegen diese Verordnung wird mit Geldstrafe 
bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnissmässiger Haft bestraft. 

§. 6. Diese Polizeiverordnnng tritt für diejenigen Wohnungen, welche 
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nach VeröffentlitShong der Verordnung zum ersten Mal bezogen werden, am 1. Mai 
1896, lür alle fibrigen Wobnungen am 1. Mai 1897 in Kraft. 

B. Freie Stcidt Bamburg'. 

Belehrungen über die Gefahren bei Anwendung gifthaltiger ünge- 
ziefermittel. Bekanntmachung der Polizeibehörde vom 13. Januar 
1896. 

Auf Grund der Verordnung, betr. den Handel mit Giften vom 29. Novbr. 
1895 wird nachstehend der Wortlaut der Belehrungen ttber die ^Gefahren bei An¬ 
wendung gifthaltiger üngeziefermittel bekannt gemacht: 

1. Arsenik und arsenhaltige Präparate. 

Es ist stets unter Verschluss zu halten und nur mit der grössten Vor¬ 
sicht zu benutzen, namentlich ist beim Ausstreuen jegliches Einatmen des Pnl- 
vers zu vermeiden. In Schlafräumen darf es nicht verwendet werden. Der 
leere Behälter ist zu vernichten. 

ft. Phosphorpasta. 

(Phosphorlatwerge, Phosphorbrei.) 

Beim Gebrauch zur Vertilgung von Ratten und Mäusen ist der Brei mit 
einem Holzspahn, der sofort nach dem Gebrauch zu verbrennen ist, auf dfinne 
Brotscheiben oder Schinkenschwarten aufzustreichen und in die Maaslöcher oder 
Battenkanäle einzubringen. Soll das so zubereitete Gift frei aasgelegt werden, 
so ist dafür Sorge zu tragen, dass der betreffende Ort Menschen, besonders Kin¬ 
dern nicht zugänglich ist. Nach geschehenem Gebrauch, der am besten auf die 
Nachtstunden beschränkt wird, sind die Reste wegzunehmen und entweder bis 
zum Wiedergebrauch sorgfältigst aufznbewahren odor in den Abort zu werfen. 

Nach jeder Hantirung mit Phosphorpasta sind die Hände 
sorgfältigst zu waschen. 

8. Phosphorpillen. 

Beim Gebrauch zur Vertilgung von Ratten und Mäusen sollen die Pillen 
in die etwa vorhandenen Löcher gebracht werden. Werden sie in Ermangelung 
derselben oder, wo die Löcher unerreichbar sind, offen aasgelegt, so ist dafür 
Sorge zu tragen, dass der betreffende Ort Menschen, insbesondere Kindern nicht 
zugänglich ist. Nach geschehenem Gebrauch, der am besten auf die Nachtstunden 
beschränkt wird, sind die übrig gebliebenen Pillen sorgfältigst zu sammeln und 
wieder zu verwahren oder in den Abort zu werfen. 

Nach jeder Hantirung mit Phosphorpillen sind dieHände 
sorgfältigst zu waschen. 

4. Str 7 cliiiinhaltige 8 Getreide. 

Beim Gebrauch zur Vertilgung von Batten und Mäusen sind die Körner 
in die Löcher zu schütten. Müssen die Körner da, wo die Löcher nicht zugäng¬ 
lich sind, trei ausgelegt werden, so ist dafür Sorge zu tragen, dass der betref¬ 
fende Ort Menschen, besonders Kindern nicht zugänglich ist. 

Nach geschehenem Gebrauch, der am besten auf die Nachtstunden be¬ 
schränkt wird, sind die übrig gebliebenen Körner zu sammeln und entweder 
sorgfältigst wieder zu verwahren oder zu verbrennen, nie in Kehricbtbehälter, 
Dung- oder Abortgraben zu werfen. 

Jede einzelne Belehrung hat die Ueberschrift zu tragen: 

Belehrung über die Gefahren bei Anwendung giftiger 
Ungeziefermittel. 

Sie hat zu beginnen wie folgt : 

(Bezeichnung des Mittels z. B. Phosphorpillen.) 

Dieses Mittel ist für Thiere und Menschen sehr giftig und daher in 
einer gegen Missbrauch und Ungläcksfälle sichernden Weise sorgfältigst zu 
bewahren 

und mit folgender Warnung zu schliessen: 

Wer diese Vorsichtsmassregeln ausser Acht lässt, wird zur Verantwortung 
gezogen und kann bestraft werden. 

Diese Belehrungen können entweder auf den Packungen selbst angebracht 
oder — am besten atS feuerrothem Papier gedruckt — den Packungen beige- 
geben werden. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rap mund. Reg.- tu Med.-Rath i. Minden L W- 

J. 0. C. Braat« Baebdraokerei Minden« 


Rechtsprechuiig und ledizinal- 

Gresetzgebuig. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beamte. 

Np. 4. lÖ. Februar. 1896. 


Rechtsprechung. 

Beleidigung Geisteskranker. Urtheil des Beichsgerichts 
(I. Strafsenats) vom 3. Oktober 1895. 

.... Unbegründet ist sodann aber auch die weitere Erörterung der Re¬ 
vision, ein Geisteskranker, welcher die ihm zngefügte Kränkung nicht empfinde, 
könne nicht beleidigt werden. Empfinde er sie aber, so sei er auch zur Er¬ 
hebung des Strafantrages im Stande. Es erscheint zunächst eine strafbare Be¬ 
leidigung von Geisteskranken und Kindern keineswegs ausgeschlossen, wenn auch 
immerhin ein Verhalten, welches erwachsenen, geistesgesnnden Menschen gegen¬ 
über eine Beleidigung sein würde, ihnen gegenüber nicht als ein Beleidigendes 
zu heurtheilen sein kann. Es darf hierbei nicht unbeachtet bleiben, dass sie 
unerachtet ihrer Jugend oder Geisteskrankheit, den inneren Werth besitzen 
können, welcher ihnen durch das beleidigende Verhalten abgesprochen wird, und 
es kann überdies dieses Verhalten so beschaffen sein, dass es die menschliche 
Würde, welche jeder Person vermöge der Thatsache, dass sie Mensch ist, zu¬ 
kommt, derselben aberkennt. Auch in diesem Falle würde eine strafbare Be¬ 
leidigung angenommen werden müssen. Bezüglich der A. St. wird aber von dem 
Urtbeile nachgewiesen, dass sie ein braves sittenreines Mädchen sei, sie also 
den inneren Werth besitzt, mit welchem die von dem Angeklagten an ihr vor¬ 
genommenen gewaltthätigen unzüchtigen Handlungen in Widerspruch standen. 
Zugleich bringt jedoch das Urtheil genügend zum Ausdrucke, dass die St. diesen 
Angriff auf ihre Geschlechtsehre diese als eine Verletzung derselben empfunden 
hat und es bedarf darum keiner Prüfung, ob überhaupt das Empfinden der zu¬ 
gefügten Beleidigung als eine Voraussetzung ihrer Strafbarkeit anzusehen ist. 

Endlich liegt kein Widerspruch in der Auffassung des Urtheiles, die St. 
habe zwar Verständniss für den von dem Angeklagten auf sie gemaditen un¬ 
züchtigen Angriff, aber kein Verständnis für die Bedeutung des Strafantrages 
besessen. Es war hiernach das Rechtsmittel zu verwerfen. 


Begriff der gesnndheitsgefährlichen Misshandlung. Urtheil des 
Reichsgerichts (IV. Civilsenat) vom 28. November 1895. 

Das Berufungsgericht stellt auf Grund des Beweisergebnisses bedenkenfrei 
fest, dass der Beklagte im März 1893 die Klägerin von der Korridorthür der 
Wohnung zurückgerissen und dermassen vor die Brust gestossen habe, dass sie 
mit dem Rücken gegen die Klinke der Küchenthür gefallen sei. Der Berufungs- 
Richter erachtete diese Misshandlung an sich nicht für gesundheitsgefflhrlich, 
zumal sie keine schädlichen Folgen nach sich gezogen habe. Bei Berücksichti¬ 
gung des mitfestgestellten Umstandes, dass die Klägerin sich damals im vierten 
Monate der Schwangerschaft befunden habe, nimmt das Berufungsgericht aller¬ 
dings die Gesnndheitsgefährlichkeit der Misshandlung als vorliegend an; aber es 
erfordert von der Klägerin den Nachweis, dass der Beklagte zur Zeit der Miss¬ 
handlung von diesem erschwerenden Umstande Kenntniss gehabt habe, und es 
hat über die in dieser Beziehung aufgestellte Behauptung der Klägerin den Be¬ 
klagten zum Reinigungseid verstattet. Diese Ausführung beruht auf Verkennung 
des Begriffes der gesundheitsgefährlichen Misshandlung. Bei dieser Ehever- 
gehung kommt die vom Berufungsgericht mitgewürdigte Frage, ob die Misshand¬ 
lung schädliche Folgen für die Gesundheit gehabt hat, überhaupt nicht in Be¬ 
tracht. Entscheidend ist allein die Frage, ob die Misshandlung schädliche Folgen 
haben konnte. Im Streitfälle hat nun nach der Annahme des Berufungsgerichts 
der Beklagte die Klägerin derartig vor die Brust gestossen, dass sie mit dem 
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Bücken gegen eine Thflrklinke gefallen ist. Da sonach edle Organe von der 
Gefahr einer Verletzung getroffen sind, so muss ohne Weiteres angenommen 
werden, dass dieselbe nachtheilig auf die Gesundheit der Klägerin einwirken 
konnte, und es kommt anf den erschwerenden Umstand der Schwangerschaft der 
Klägerin nicht weiter an. 


Unterlassene Impfung von Anstaltszöglingen. Entscheidung 
des Strafsenats des Kammergerichts vom 21. Oktober 1895. 

Nach §. 1 Nr. 2 soll der Impfung mit Schutzpocken jeder Zögling einer 
öffentlichen Lehranstalt oder einer Privatschnle . . . innerhalb des Jahres, in 
welchem der Zögling das zwölfte Lebensjahr zurücklegt, sofern er nicht nach 
ärztlichem Zengniss in den letzten fünf Jahren die natürlichen Blattern über¬ 
standen hat oder mit Erfolg geimpft worden ist, unterz<^en werden, und haben 
nach §. 13 Abs. 2 die Vorsteher der Schnlanstalten dafür zu sorgen, dass Zög¬ 
linge, welche während des Besuchs der Anstalt nach §. 1 Nr. 2 impfpflichtig 
werden, dieser Verpflichtung genügen, widrigenfalls sie nach §. 16 ebendaselbst 
mit Geldstrafe bis einhundert Mark bestraft werden. Anf Grund dieser Bestim¬ 
mungen wurde gegen den Bentier S., dem Begründer des vegetarischen Fami¬ 
lienheims in Sch. ein Strafbefehl erlassen, weil er als Vorsteher einer Privat- 
schnlanstalt nicht dafür gesorgt habe, dass in derselben beflndliche Zöglinge 
innerhalb des Jahres, in welchem sie das zwölfte Lebensjahr zurücklegten, der 
Impfung unterzogen wurden. S. trug auf richterliche Entscheidung an, wurde 
jedoch von dem Schöffengericht wie von der Strafkammer des Landgerichts 
Berlin II vemrtheilt; auf seine Bevision hob der Strafsenat des Kammergerichts 
das Urtheil der Strafkammer anf und verwies die Sache an diese zurück mit 
folgender Begründung: 

„Der Vorderrichter hat den Begriff der Privatschnle zu weit gefasst, wenn 
er darunter jede Anstalt versteht, in der schulpflichtige Zöglinge neben der kör¬ 
perlichen Pflege und Erziehung im engeren Sinne zum Zwecke ihrer geistigen 
Ausbildung in regelmässigen Stunden Unterricht erhalten. Zum Begriff der 
Privatschnle ist einmal eine gewisse Organisation erforderlich; es müssen Lehrer 
mit bestimmten Instruktionen angestellt sein, ferner muss eine Festsetzung dar¬ 
über bestehen, wie viel Kinder höchstens und unter welchen Bedingungen sie 
aufzunehmen sind. Ausserdem ist erforderlich, dass der Unterricht ein bestimmtes 
Ziel verfolgt. Nach beiden Bichtungen bin hat der Vorderrichter genügende 
Feststellungen nicht getroffen.“ 


Störungen der Nachtruhe durch Geräusche. Entscheidung des 
Oberverwaltnngsgerichts vom 9. Januar 1896. 

Zwei Bnchdruckereibesitzer hatten zur Herstellung einer Zeitung einen 
Gasmotor und eine Botationsmaschine anfgestellt und ihren Betrieb damit bis 
Nachts 3 Uhr eingerichtet. Die Bewohner des eigenen Hauses und eines Nach¬ 
barhauses beschwerten sich bei der Polizei Uber die Erregung des ihre Nachtruhe 
störenden Geräusches. Dadurch veranlasst, verbot die Polizei den geräuschvollen 
Gewerbebetrieb über 10 Uhr Nachts hinaus. Die Buchdruckereibesitzer erhoben 
Klage. Der Bezirksausschuss setzte die Verfügung ausser Kraft, wogegen das 
Oberverwaltungsgericht die Klage als unbegründet abwies und ansführte: 

„Die gesetzliche Vorschrift, welche die Verfügung der Polizei rechtfertigt 
flndet sich in §§. 10 bis 17 Tbeil n A. L.-B. Danach hat die Polizei das Publikum 
vor Gesnndheitsgefahr zu schützen. Der Gerichtshof erblickt eine solche Gefahr 
darin, dass dem Publikum auf Kosten des Wohlbefindens in erheblicher 
Weise die Nachtruhe entzogen wird.-Ob das Letztere nach den Zeugen¬ 

aussagen der Fall, ist mit dem Bemerken zu bejahen, dass es nicht erforderlich 
erscheine, noch einen Sachverständigen zu hören, da vor der dem Gerichtshof 
innewohnenden Kenntniss der örtlichen Verhältnisse kein Zweifel bestehe, dass 
entbehrte Nachtruhe das Wohlbeflnden beeinträchtige.“ 


Ein Armenverband ist weder verpflichtet noch berechtigt, einen 
hUlfsbed&rftigen Kranken wider dessen Willen hn Krankenhaus zu¬ 
rückzuhalten oder sonst Krankenpflege angedeihen zu lassen. Er- 
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kenntniss des Bandesamts für das Heimathwesen vom 28. Sep¬ 
tember 1896. 

Der Arbeiter H., welcher an chronischer Eehlkopfentzündong litt, ist am 
8 . November 1893 inhaltlich der ihm ertheilten Bescheinigung angeheilt aaf 
seinen Wunsch aas dem Erankenhaase za Göttingen entlassen worden. Er 
masste bereits am folgenden Tage in Heiligenstadt, wo er in schwerkrankem 
Zustande mit der Eisenbahn angekommen war, von Neuem in das Erankenhans 
aafgenommen werden. Nach dem Inhalte der Akten ist nicht za bezweifeln, 
dass H. bei seiner Entlassung aus dem Göttinger Erankenhans sich noch in 
einem Zustande befunden hat, der ihm ein selbstständiges Fortkommen unmög¬ 
lich machte und dass dies auch der Hospitalverwaltung, insbesondere dem An¬ 
staltsarzte, bekannt war. Der Beklagte beruft sich jedoch darauf, dass sowohl 
der Arzt als der Hospitalaufseher den Eranken vor dem Verlassen des Eranken- 
hauses gewarnt und ihn aufgefordert haben, noch weiter in der Anstalt zu 
bleiben, dass jedoch diese Vorstellungen ohne Erfolg gewesen seien, indem H. 
auf seinem Wunsche, das Erankenhans zuverlassen, beharrt habe. Nach der in 
der Berufungsinstanz veranlassten Beweisaufnahme hat das Bundesamt auch als 
festgestellt ansehen müssen, dass es die genannten Personen an eindringlichen 
Ermahnungen nicht haben fehlen lassen, um H. von seinem Vorhaben abzu¬ 
bringen. Der Eläger macht zwar dem gegenüber geltend, dass H. sich schliess¬ 
lich doch nicht gegen den Willen der Anstaltsleitang entfernt habe, indem ihm 
vielmehr ein Entlassungsschein ertheilt, auch seine Legitimationspapiere zurück- 
gegeben worden seien. Die Entlassung sei demnach auf Grund positiver Anord¬ 
nung der Organe des Elägers erfolgt und hierin müsse eine Verletzung der 
nach §. 28 des Unterstützungswohnsitzgesetzes dem Eläger obliegenden laicht 
der vorläufigen Fürsorge gefunden werden. 

Mit Becht hat jedoch der erste Richter die bezeichneten Thatsachen 
nicht für ausreichend angesehen, um den Vorwurf der Abschiebung zu recht- 
fertigen. Nachdem H. seinen entschiedenen Willen ausgesprochen hatte, das 
Erankenhans zu verlassen, war der Beklagte nicht verpflichtet, auch nicht in 
der Lage, ihn gegen seinen Willen daselbst zurückzuhalten. Die Fürsorge¬ 
pflicht, welche der §. 28 des Unterstützungswohnsitzgesetzes den Armenver¬ 
bänden auferlegt, besteht in erster Linie gegenüber den Hülfsbedürftigen selbst; 
der Armenverband als solcher ist jedenfaUs nicht berufen, seine Hülfe zwangs¬ 
weise dem Bedürftigen gegen seinen Willen anfzanöthigen. Dass H., nachdem 
er den Entschluss gefasst hatte, das Erankenhaus zu verlassen, hiervon nicht 
leicht abzubringen war, zeigt auch sein späteres Verhalten gegenüber dem Be¬ 
klagten, dessen Anstaltspflege er sich durch die Flacht entzogen hat. Die Organe 
des EB^ers thaten, was ihnen oblag, wenn sie dem Eranken von dem Ver¬ 
lassen des Erankenhauses eindringlich abriethen und ihm die Fortsetzung der 
Pflege und Behandlung anboten. Blieb dies ohne Erfolg, so war es nicht etwa 
ihre Sache, durch Verweigerung der Herausgabe der dem H. gehörigen Legiti¬ 
mationspapiere einen indirekten Zwang gegen denselben aaszuüben; ebensowenig 
kann ihnen die Ausstellung der den Sachverhalt wahrheitsgetreu wiedergebenden 
Bescheinigung über den Aufenthalt des H. im Göttinger Erankenhaase zum 
Vorwurf gemacht werden, da diese Bescheinigung für H. zu seinem Ausweise 
nothwendig war. 

Der ELläger beruft sich ohne Grund auf die Entscheidung des Bundesamts 
vom 29. Oktober 1887 in Sachen Heiligenstadt gegen Rudolstadt. In dieser 
Sache war der jetzige Eläger wegen Verletzung der vorläufigen Fürsorgepflicht 
verurtheilt worden, weil er einen offenbar der Erankenpflege Bedürftigen, statt 
ihm diese Pflege zu Theil werden zu lassen, lediglich mit Reisegeld versehen 
hatte. Allein damals war nicht etwa ein Anerbieten zur Gewährung der nöthigen 
Pflege von dem Hülfsbedürftigen zurückgewiesen worden, sondern der jetzige 
Eläger hatte es überhaupt an jeder Massnahme fehlen lassen, welche die Ein¬ 
leitung der nach Lage der Umstände erforderlichen Art der Armenpflege be¬ 
zweckte, und gerade hierin lag die ihm zur Last fallende Verletzung seiner 
Verpflichtungen. Im gegenwärtigen Fall ist dagegen das Anerbieten des Elägers 
an dem Widerstande des Hülfsbedürftigen gescheitert; hieraus aber kann dem 
Eläger kein Vorwurf gemacht werden. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Könla^reicli. Freuisseu. 

Prfifangs • Ordnung behnfs Erlangung der Befähigung zur An> 
Stellung als Pbysikns. Verordnung des Ministeriums der u. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez.: Bosse) vom 24. Januar 1896 — 
M. Nr. 294. 

§. 1. Zur Physikatsprüfung werden nur Aerzte zagelassen, welche 

a. die medizinische Doktorwürde bei der medizinischen Fakultät einer 
deutschen Universität nach vierjährigem medizinischen Studium auf 
Grund einer besonderen, von der ärztlichen getrennten mündlichen 
Prüfung und einer gedruckten Dissertation erworben, 

b. nach dem Zeugniss des betreffenden Fachlehrers an einer deutschen 
Universität eine Vorlesung über gerichtliche Medizin besucht, 

c. eine ausreichende psychiatrische Vorbildung erworben haben. 

Letztere wird als nacbgewiesen erachtet durch das Zeugniss des ärztlichen 

Leiters einer psychiatrischen Klinik an einer deutschen Universität darüber, dass 
der Kandidat während seiner Studienzeit mindestens ein Halbjahr diese ^inik 
als Praktikant mit Erfolg besucht hat. 

Diesem Zeugniss wird gleich geachtet die Bescheinigung des ärztlichen 
Leiters einer psychiatrischen Klinik an einer deutschen Universität oder einer 
öffentlichen, nicht ausschliesslich für Unheilbare bestimmten Anstalt für Geistes* 
kranke, welche mindesten 150 Betten und einen jährlichen Zugang von mindestens 
150 Kranken hat, wonach der Kandidat als approbirter Arzt mindestens drei 
Monate hindurch regelmässig an der Untersuchung und Behandlung der Kranken 
mit Erfolg sich betheiligt hat. 

ln besonderen Fällen können auch Zeugnisse und Bescheinigungen von 
anderen Anstalten für Geisteskranke als den im vorigen Absatz bezeichneten 
Kliniken und öffentlichen Anstalten als ausreichend angesehen werden. 

§. 2. Die Zulassung erfolgt zwei Jahre nach der Approbation als Arzt, 
wenn die ärztliche Prüfung „gut“ oder „sehr gut“ bestanden ist, in den übrigen 
Fällen nach drei Jahren. 

§. 3. Das Gesuch um Zulassung zur Prüfung ist an den betreffenden 
Begierungs • Präsidenten (Polizei - Präsidenten in Berlin) zu richten, welcher 
darüber an den Minister der Medizined-Angelegenheiten berichtet. Von letzterem 
wird die Zulassung an den Kandidaten verfügt. 

§. 4. Dem Zulassungsgesuch sind, ausser den im §. 1 geforderten Nach¬ 
weisen, beizufügen: 

die Approbation als Arzt, 
ein Lebenslauf, 

ein Abdruck des Doktordiploms und der Inaugural-Dissertation. 

§. 5. Die Prüfung wird vor der Wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinalwesen abgelegt und zerfällt in 

1 ) den schriftlichen, 

2 ) den praktischen, 

3) den mündlichen Prüfungs - Abschnitt. 

§. 6. Behufs der schriftlichen Prüfung hat der Kandidat zwei 
wissenschaftliche Ausarbeitungen zu liefern, zu welchen die Aufgaben ans dem 
Gebiet der gerichtlichen Medizin und der öffentlichen Gesundheitspflege oder 
statt der letzteren aus dem Gebiete der Psychiatrie zu entnehmen sind. 

Bei der gerichtsärztlichen Aufgabe ist jedesmal zugleich die Bearbeitung 
eines fingirten forensischen Falles, der sich auf den Gegenstand der Aufgabe 
bezieht, mit vollständigem Obduktionsprotokoll und legalem Obduktionsbericht 
zu verlangen. 

§. 7. Die Ausarbeitungen sind spätestens sechs Monate nach Empfang 
der Aufgaben dem Minister der Medizinal-Angelegenheiten mit der Versiche¬ 
rung des Kandidaten einzureichen, dass er sie, abgesehen von den dabei benutz¬ 
ten literarischen Hilfsmitteln, ohne anderweitige fremde Hilfe angefertigt habe. 

Die Ausarbeitungen müssen sauber und leserlich geschrieben, auch ge¬ 
heftet und mit Seitenzahlen versehen sein und eine vollständige Angabe der 
benutzten Hilfsmittel, welche auch im Text regelrecht an den betreffenden Stellen 
zu zitiren sind, enthalten. 

§. 8. Nach Ablauf der sechsmonatlichen Frist werden die Arbeiten nicht 
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mehr zur Zensur angenommen, es sei denn, dass besonders bescheinigte Gründe 
za einer Ausnahme vorliegen, oder dass aof besonderen Antrag des betreffenden 
Regierungs-Präsidenten (Polizei-Präsidenten in Berlin) eine Nachfrist bewilligt 
worden ist. 

Wer die sechsmonatliche Frist bezw. die bewilligte Nachfrist nicht 
inne hält, darf frühestens ein Jahr nach Ablauf derselben sich neue Aufgaben 
erbitten. 

§. 9. Die Probearbeiten werden der Wissenschaftlichen Deputation für 
das Medizinalwesen zur Beurtheilung vorgelegt und von derselben mit einer 
motivirten Zensur dem Minister der Medizinal - Angelegenheiten zurückgereicht. 

§. 10. Genügen die Arbeiten den Anforderungen, so wird der Kandidat zu 
den übrigen Prüfungs • Abschnitten zngelassen. 

Wird eine der Arbeiten „ungenügend“ oder „schlecht“ befanden, so ist 
die ganze Prüfung zu wiederholen und dem Kandidaten je nach dem Ausfall 
der Zensnr eine Frist von 3 Monaten bis zu 2 Jahren zu stellen, um sich nach 
Ablauf derselben neue Aufgaben zu erbitten. 

Eine zweite Wiederholung ist nicht gestattet. 

§. 11. Zur praktischen und mündlichen Prüfang kann der Kandi¬ 
dat einen ihm mit Rücksicht auf die Abkömmlichkeit aus seiner ärztlichen 
Praxis passend erscheinenden Termin sich erbitten. 

In der Regel müssen diese Prüfnngsabschnitte spätestens sechs Monate 
nach Mittheilung des Ausfalls der schriftlichen Prüfang abgelegt werden. 

Die praktische und mündliche Prüfung wird in dem Charite-Kranken- 
hause za Berlin vor dazu bestimmten Mitgliedern der Wissenschaftlichen De¬ 
putation möglichst an zwei auf einander folgenden Tagen abgehalten. 

Während der Zeit vom 15. August bis 15. Oktober finden keine 
Prüfungen statt. 

§. 12. In der praktischen Prüfang hat der Kandidat: 

1) a. vor einem Mitglied der Wissenschaftlichen Deputation den Zustand 

eines Verletzten zu untersuchen und alsdann über den Befand einen 
begründeten Bericht mit Berücksichtigung der hierfür geltenden Be¬ 
stimmungen unter Klausur im Beisein des Examinators abzufassen, 

b. vor einem Psychiater, welcher Mitglied der Wissenschaftlichen De¬ 
putation ist, an einem oder zwei Geisteskranken seine Fähigkeit zur 
Untersuchung krankhafter Gemüthszustände darzuthun und über einen 
dieser Fälle eine gutachtliche Aeusserung zu einem von dem Exami¬ 
nator zu bestimmenden Zweck unter Klausur schriftlich zu erstatten. 

Für jede der beiden schriftlichen Klausur-Arbeiten ist eine Frist 
von einer Staude innezuhalten. 

2) Sodann hat er: 

a. ein ihm vorgelegtes frisches Leichenobjekt zur mikroskopischen Unter¬ 
suchung zu präpariren, mit dem Mikroskop genau zu untersuchen und 
dem Examinator mündlich zu demonstriren; 

b. an einer Leiche ihm aufgegebene Obduktion zu verrichten und den 
Befand nebst vorläufigem Gutachten vorschriftsmässig zu Protokoll 
zu diktiren. 

§. 13. Die mündliche Prüfung wird gleichzeitig mit dem im §.12 Nr. 2 a 
und b erwähnten Theile der praktischen Prüfung von vier Mitgliedern der 
Wissenschaftlichen Deputation, wovon eines der Psychiater ist, abgehalteu. Es 
ist hierbei in der Staatsarzneiknnde, Hygiene und gerichtlichen Psychiatrie zu 
prüfen. Die Prüfung in der gerichtlichen Psychiatrie kann auch unmittelbar im 
Anschluss an die praktische Prüfang, somit getrennt von den anderen Theilen 
der mündlichen Prüfang, aber in Anwesenheit des Leiters der letzteren, vorge¬ 
nommen werden. 

§. 14. Ueber beide Prüfungen ist ein Protokoll anfzunehmen, welches die 
Gegenstände der Prüfung, das Urtheil der Examinatoren über das Ergebniss eines 
jeden Theils beider Prüfungen und die Schlnsszensnr über das Gesammtergebniss 
der Prüfung enthalten muss. 

§. 15. Im Fall eines ungenügenden Ergebnisses einer der beiden Ab¬ 
tbeilungen (§. 12 Nr. 1 und 2), der praktischen, oder der mündlichen Prüfung, 
oder aller zugleich, ist entweder eine jede für sich, oder es sind alle zusammen 
je nach der ^nsur nach 3 bis 6 Monaten zu wiederholen. 
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Eine zweite Wiederholung der schon einmal nicht bestandenen Prüfungs¬ 
abschnitte ist nicht gestattet. 

§. 16. Es kommen hei der Fbysikats-Prüfung die Zensuren: 
sehr gut, 

«nt, 

genügend, 

ungenügend und schlecht 
in Anwendung. 

Auf Grund der drei ersten wird von dem Minister der Medizinal-Ange¬ 
legenheiten das Zengniss der Befähigung zur Verwaltung einer Pbysikats- 
stelle ertheilt. 

§. 17. Auf diejenigen Kandidaten, welche beim Erlass dieser Prüfungs¬ 
ordnung sich im letzten oder vorletzten Halbjt^e ihres medizinischen Studiums 
befanden oder bereits als Aerzte approbirt waren, findet die Bestimmung in 
§. Ib keine Anwendung. 

§.18. Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Oktober 1896 in Kraft. 

Mit diesem Zeitpunkt treten das Prüfungs - Reglement vom 10. Mai 1875, 
sowie die Zirkular-Verfügung vom 4. März 1880, betreffend die Abänderung der 
§§. 1 und 2 dieses Reglements, ausser Kraft. 


Ban ländlicher Volksschulen. Runderlass des Ministers der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten (gez.: 
Bosse) vom 15. November 1895 — U.III E.Nr. 7422 G.III A. I Ang. — 
an sämmtliche Künigl. Regierungspräsidenten. 

Auf Grund der Erfahrungen, welche seit Erscheinen der unterm 18. No¬ 
vember 1887 in meinem Ministerium bearbeiteten Entwürfe zu ländlichen Volks¬ 
schulen auf dem Gebiete der Volksscbulbauten gemacht sind, und unter Berück¬ 
sichtigung der Wünsche, welche mir in Folge meines Runderlasses vom 
' 7. Dezember 1893 — U. in E. Nr. 6270, G. III A — vorgetragen wurden, habe ich 
in meinem Ministerium eine Denkschrift über Ban- und Einrichtung ländlicher 
Volksschalhäuser in Preussen aasarbeiten lassen. Mit derselben verfolge ich das 
Ziel, die Forderungen, welche vom gesundheitlichen, schultecbnischen und bau- 
technischen Standpunkte gestellt werden müssen, um den Volksunterricht zu 
einem der geistigen und körperlichen Entwickelung der Kinder gleich förderlichen 
zu machen, mit den finanziellen Rücksichten in Einklag zu bringen, welche durch 
die wirthschaftliche Lage der ländUcben Bevölkerung und die Leistungsfähigkeit 
der Baupflichtigen einerseits, die Beitragslasten des Staates andererseits ge¬ 
boten sind. 

Ausserdem sollen die im Text der Abhandlung gegebenen und durch die 
Entwurfsbeispiele im Atlas erläuterten Bestimmungen darauf hinwirken, dass 
Alles, was in den einzelnen Landestheilen unter dem Einflüsse klimatischer Ver¬ 
hältnisse und der Lebensgewohnheiten der Bevölkerung sich im Schulbauwesen 
eigenartig entwickelt und als zweckmässig bewährt hat, möglichst erhalten und 
weiter gepflegt werde. 

Indem ich hierdurch alle bisherigen entgegenstehenden Bestimmungen 
ausser Kraft setze, ordne ich an, dass die in den genannten Abhandlungen 
zum Abdrucke gebrachten Grundsätze hinfort in folgender Weise massgebend 
sein sollen. 

1. Die ans gesundheitlichen Gründen an die Volksschulhäuscr im 
Allgemeinen und ihre Unterrichtsräume im Besonderen gestellten Forderungen 
müssen bei allen Neubauten vollständig erfüllt werden, sowohl wenn der Staat 
Beiträge leistet, als wenn die Entwürfe von der Regierung nur im Oberauf- 
sichtswege geprüft, von den Gemeinden aber auf eigene Kosten aasgeführt 
werden. Es kommen hierfür vornehmlich in Betracht die Bestimmungen über 
die Lage, Bodenbeschaffenbeit und die nachbarlichen Verhältnisse des Schul- 
grundstückes, sowie die Vorschriften über die Höhe und Beleuchtung der 
Schalzimmer. 

2. Den zur Sicherung des Verkehrs in Bezug auf die Lage und 
Abmessung der Thüren, Flure, Gänge und Treppen getroffenen Bestimmungen 
muss in allen Neubaufällen wie bei 1. vollständig genügt werden. 

3. Die zur Verhütung von Krankheitsübertragung geforderte 
Trennung des Schüler-Verkehrs vom Lehrerwohnungs-Verkehr muss bei allen 
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Neubauten, zu denen der Staat Beiträge leistet, grundsätzlich durchgeftthrt 
^ werden. Für Neubauten, welche von den Gemeinden auf eigene Kosten ans- 
* geführt werden, hat die Königliche Regierung bei Prüfung der Entwürfe im 
Oberanfsichtswege auf die Beobachtung dieser Vorsichtsmassregel thunlichst 
hinzuwirken. 

4. lieber die Grösse der Sitzplätze und die Grundfläche der Schulzimmer, 
sowie über den Umfang der Lehrerwohnungen haben die Königlichen Regierungen 
in jedem einzelnen Falle nach den örtlichen Verhältnissen Entscheidung zu 
treffen. Den Entwnrfsbeispielen sind mittlere Darchschnittsmasse zu Grunde 
gelegt, welche ausnahmsweise auf die im Text der Denkschrift angegebenen 
Mindestmasse eingeschränkt werden dürfen, wenn Sparsamkeitsrücksichten dazu 
zwingen. 

5. Bei Umbauten vorhandener Schulhäuser sind die Bestimmungen der 
Denkschrift so weit zur Anwendung zu bringen, als es im einzelnen Falle nach 
den gegebenen Verbältnissen möglich und in wirthscbaftlicher Beziehung gerecht¬ 
fertigt erscheint. Dabei ist in erster Linie dabin zu wirken, dass den in Bezug 
auf die Beschaffenheit der Schnlzimmer und auf die Verkehrssicherheit für Neu¬ 
bauten massgebenden Bedingungen auch bei Umbauten möglichst vollständig 
genügt wird. 

Die im Massstab 1:150 dargestellten Atlastafeln sollen nicht als lediglich 
zum Abzeichnen bestimmte Normalien gelten, sondern an Beispielen zeigen, wie 
vielseitig im Grundriss und Aufbau sich Volksscbnlbauten gestalten lassen, und 
dadurch die Anregung geben, dass in jedem einzelnen FaUe die den örtlichen 
Verhältnissen am besten entsprechende Lösung gesucht werde. 

Die 30 Blätter sind vom Verleger Wilhelm Herz (Besser’sche Buch¬ 
handlung) in Berlin, Linkstrasse 33/34, einzeln auf Whatmann-Papier gedruckt 
zum Preise von je 60 Pfg. käuflich zu beziehen. Um den Banbeamten und den 
Gemeinden die Aufstellung der Vorentwürfe und Kostenübersebläge zu erleich¬ 
tern, können diese gedruckten Zeichnungen gegebenen Falles unter Eintragung 
der für das besondere Bauvorhaben erforderlichen Abänderungen unmittelbar als 
Vorentwürfe benutzt werden. Die ausführlichen Entwnrfszeichnnngen müssen 
aber stets, wenn Staatsbeiträge zum Ban verwandt werden, wie bisher, nach der 
im §. 174 der Dienstanweisung für die Baninspektoren der Hochbanverwaltnng 
angezogenen Anweisung des Herrn Ministers der öffentlichen Arbeiten für die 
formelle Behandlung der speziellen Entwürfe zu Hochbauten im Massstabe 1:100 
angefertigt werden. 

Nach Ablauf von fünf Jahren sehe ich einem gcBllligen Berichte darüber 
entgegen, wie sich die Bestimmungen dieses Erlasses, von dem den Landrätben 
(Amtmännern) und den Kreisbauinspektoren Abschrift zur Kenntnissnahme zuzu- 
fertigen ist, bewährt haben. 

1. Lage und Beschaffenheit der Baustelle. 

Bei der Wahl des Platzes für eine Schulanlage sind folgende Rücksichten 
zu beobachten: 

Das Grundstück soll thunlichst in der Mitte des Schulbezirkes liegen, 
jedoch, wenn mehrere Orte zu einer Schule gehören, nicht etwa isolirt auf freiem 
Felde; es muss auf bequemen Wegen ohne Hemmung und Gefährdung etwa 
durch Eisenbahn- oder FiussUbergänge erreichbar sein. 

Der Platz muss einen gesunden, technisch möglichst günstigen Baugrund 
anfweisen und die Gewähr bieten, dass durch eine Brunnenanlage ohne erhebliche 
Kosten g/ntes Trinkwasser beschafft werden kann. 

Der Boden darf weder durch Abfallstoffe verunreinigt sein, noch aus 
Bauschutt oder abgelagertem Müll bestehen. Er darf ferner nicht sumpfig oder 
im Ueberschwemmungsgebiet belegen, sondern muss möglichst trocken und durch¬ 
lässig sein. 

Die Oberfläche der Baustelle muss durchweg mindestens 0,50 m über dem 
höchsten bekannten Grundwasserstand liegen. 

Zur Ableitung der Niederschlags- und Abwässer ist eine leicht geneigte 
Oberfläche einer ganz ebenen Bodenlage vorzuziehen. 

Zn vermeiden ist die Nachbarschaft von Teichen oder Gräben mit un- 
reinemginbalt, von gewerblichen Anlagen mit übelriechenden Ausdünstungen oder 
verunreinigten Abwässern, sowie von Betrieben, welche mit Entwickelung von 
störendem Geräusch, Ranch, Staub oder giftigen Gasen verbunden sind. 
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Die Lage des Schnlhanses muss so gewählt werden, dass überall reichlich 
frische Lnft zntreten nnd Sonnenlicht die Schalzimmer sowie die Lehrerwohnangen. 
treffen kann. Znm Schatze gegen ranhe Winde and Sonnenhitze ist eine mit 
Bäamen and Stränchem bestandene Banstelle erwünscht, doch darf der Baum¬ 
bestand die Licht- and Laftznfahr nicht verkümmern oder die Lage dampf nnd 
feucht machen. 

Der Platz muss eine solche Grösse haben, dass die erforderlichen Baulich¬ 
keiten — Scholhans, Abtritt, Wirthschaftsgebände nnd Brunnen — in ange¬ 
messenen Abständen von einander nnd von den Nachbargrenzen anfgeführt 
werden können, ausserdem aber, abgesehen von dem für wirthschaftliche Zwecke 
nothwendigen Hof sowie von etwaigen Vorgärten and Lehrergärten, ein Frei- 
raam verbleibt, auf dem sich alle Schalkinder gleichzeitig ohne gegenseitige 
Behinderung in freier Luft bewegen können. Dieser Bewegnngsranm soll in der 
Regel einen Flächeninhalt von mindestens 3 qm für jedes Schulkind haben. In 
eng angelegten Ortschaften, etwa in Gebirg^egenden und in Vororten von 
Grossstädten mit hohen Bodenpreisen kann dieses Flächenmass ausnahmsweise 
eingeschränkt werden, darf aber niemals weniger als 1,5 qm für jedes Schul¬ 
kind betragen. 

ft. Anordnung der Gebäude auf der Baustelle. 

Bei der Anordnung der Gebäude auf der Baustelle ist in erster Linie auf 
die durch die OerÜichkeit gegebenen Hinunelsrichtnngen Rücksicht zu nehmen, 
ferner darauf zu achten, dass der Bewegnngsranm nnd die Zugänge zu den 
Abtritten vom Schnlbans ans gut übersehen werden können, sowie dass alle mit 
Fenstern versehenen Wände von den Nachbaigrenzen, auch wenn diese zur Zeit 
noch nicht bebaut sind, soweit entfernt angelegt werden, dass keine vorhandene 
und künftige Bebauung oder Bepflanzung des Nachbargmndstückes diesen Fenstern 
Licht nnd Lnft entziehen kann. Insbesondere gilt dies von solchen Wänden, 
deren Fenster zur Beleuchtung eines Schnlzimmers dienen. Diese Fensterwände 
müssen auch bei den beschränktesten Platzverbältnissen mindestens 8 m von der 
Nachbargrenze sowie von allen Baulichkeiten auf dem Schnlgrundstücke selbst 
entfernt sein. 

In der Regel sind Schnlzimmer nnd Lehrerwohnungen in einem Gebäude 
zu vereinigen. Dagegen empfiehlt es sich, die Wirthschaftsgebände — Stallungen 
nnd Scheunen — sowie die Abtritte von dem Schalbause getrennt in solchem 
Abstand zu errichten, dass schädliche Ausdünstungen und üble Gerüche das 
Scholhans nicht erreichen können. 

Wenn jedoch in einzelnen Landestheilen die Gemeinden besonderen Werth 
darauf legen, dass nach ortsüblicher Art Stallung und Scheune mit dem 
Schnlhanse unmittelbar verbanden wird, soll diesem Herkommen ohne zwingende 
Gründe nicht entgegengetreten werden. Es muss aber in solchen Fällen, wenn 
die Stall- und Schennenräume in gleicher Höhe mit den Schul- und Wohnräumen 
liegen, der die Schulzimmer und die Lebrerwohnungen enthaltende Bantheil 
von den Stall- und Scheunenräumen durch eine massive, mindestens einen Stein 
starke, entweder über das Dach oder wenigstens bis unter die Dacheindeckung 
geführte Trennnngswand geschieden, nnd für die Verbindung ein feuersicher 
umschlossener Gang hergestellt werden. Will man bei unebenem und be¬ 
schränktem Bauplatz in Gebirgsgegenden Stall- und Tennenränme unterhalb der 
Unterrichts- oder Wohnräume anlegen, so muss der den Stall und die Tenne 
enthaltende Theil des Unterbaues gegen die darüber liegenden Räume durch 
eine gewölbte Decke und gegen die sonstigen Räume des Unterbaues durch eine 
massive Mauer ohne Oeffnnngen so abgeschlossen werden, dass eine Uebertragung 
von Feuer oder Ausdünstungen nicht stattfinden kann. Wird ein Theil des 
Dachbodens zur Aufbewahrung der Ernte benutzt, so ist dieser gegen die Boden¬ 
treppe and den übrigen Dachbodenranm durch eine massive, mindestens ein Stein 
starke Trennungswand mit feuersicherer Thür abzuschliessen. Ausserdem sind 
die in den Anssenwäuden der Stallräume erforderlichen Fenster nnd Thüren 
so zu legen, dass die Ausdünstungen nicht in die Schulzimmer und Wohnungen 
eindringen können. 

Die Lage des Schnlhanses zu den Himmelsrichtungen ist so zu wählen, 
dass unmittelbares Sonnenlicht in die Schnlzimmer thnnlichst nicht während, 
wohl aber ausserhalb der Unterrichtsstunden scheinen kann, dass zugleich aber 
auch die Staben and Kammern der Lehrerwohnungen des Sonnenlichtes niigends 
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ganz entbehren. Fflr die Schnlzimmcr empfiehlt sich deshalb am meisten die 
Lage der Fenster nach Westen, weil die Unterrichtszeit in Landschulen in der 
Regel schon mit den frühen Nachmittagsstnnden anfhOrt, die fiach einfallenden 
Strahlen der Nachmittagssonne also nicht mehr lästig werden, oder nach Süden, 
weil die Strahlen der Mittagssonne unter so steilem Winkel einfallen, dass sie 
uicht weit in das Innere des Schulzimmers eindringen. Weniger günstig ist die 
Lage der Fenster nach Osten und nach Norden. Wenn aber die Örtlichen Ver* 
hältnisse diese Lagen nicht vermeiden lassen, sind bei der Ostlage ebenso wie 
bei der Südlage die Nachtheile des unmittelbaren Sonnenscheins — starke Er¬ 
hitzung und zu grelle Beleuchtung — durch passende Vorrichtungen, z. B. durch 
Vorhänge abzuschwächen. Solche Vorhänge sind aus weissem, feinfädigen Shir- 
ting, hellgelblichem KOper oder weissem Dowlas herzustellen. Die Verwendung 
von Futterleinen, Segelleiuen, Drell oder Brahmtuch empfiehlt sich nicht. Die 
Vorhänge sind zum Aufziehen nach einer Seite hin einzurichten. Bei der 
Nordlage ist durch Anlage eines Fensters im Rücken der Kindersitze dafür zu 
sorgen, dass das Schulzimmer zeitweilig unmittelbares Sonnenlicht erhält. 
Während des Unterrichtes muss dieses Fenster durch Läden oder dergleichen 
geschlossen sein, weil sonst der Lehrer die Gesichter der Kinder nicht erkennen 
kann. Im Uebrigen ist besonders in Gebirgsgegenden und in Orten mit rauhem 
Klima auch darauf Rücksicht zu nehmen, dass die Fensterwand eines Schul¬ 
zimmers möglichst nicht von den herrschenden Winden getroffen wird. 

In den Lehrerwohnnngen sind die Küchen und Speisekammern, wenn 
irgend thnnlich, nach Norden, allenfalls nach Osten zu legen, während Süd- und 
Westlage für diese Räume nach Möglichkeit zu vermeiden ist. Die Schlafränme 
müssen stets etwas Sonnenlicht haben und dürfen deshalb niemals ihre Fenster 
lediglich nach Norden erhalten. 

3. Das SchulhauB. 

A. Bauart. 

Die Gestaltung des Schulhauses in Bezug auf Grund risseintheilung und 
Geschosszahl wird bedingt durch die Anzahl und Grösse der Schulzimmer, durch 
die Anzahl und Grösse der Lehrerwohnnngen und durch die für den Schüler- und 
Wohnnngs verkehr erforderlichen Flure, Gänge und Treppen. Bei ein- und zwei- 
klassigen Schnlhäusern empfiehlt sich im Allgemeinen eine eingeschossige An¬ 
lage, ein zweigeschossiger Bau nur dann, wenn die Beschränktheit des Platzes 
dazu zwingt. In solchen Fällen sollen die Lehrerwohnnngen nie unter den 
Schulzimmern liegen. Sonst ist überall da, wo der Lehrer Ackerwirthschaft 
betreibt, die Lage seiner Wohnung im Erdgeschoss zu bevorzugen. 

Bei der Grundrisseintheilung ist besonderer Werth darauf zu legen, dass 
sowohl bei eingeschossigen als bei mehrgeschossigen Schnlbäusem der Schüler- 
verkehr von dem Wohnungsverkehr vollständig getrennt werden kann, 
um die Uebertragung ansteckender Krankheiten aus der Lehreriamilie auf die Schul¬ 
kinder zu verhüten. Diese wichtige Forderung lässt sich bei geschickter Plan- 
bildnng erfüllen, ohne dass gegen die bisher üblichen Grundrisse sich ein Mehr 
an bebauter Grundfläche ergiebt. Es ist deshalb stets ein Nebenflur mit be¬ 
sonderem Zugang und mit besonderer Treppe, welche zugleich die Verbindung 
mit dem Keller und dem Dachboden herstellt, für die Lehrerwohnnngen anzu- 
legen, der Schülerflur aber höchstens durch eine, in Krankheitsfällen abzu- 
schliessende Thür mit dem Wohnungsflur oder mit einer Stube der Lehrer- 
wobnung zu verbinden. 

Zweckmässig ist es, wenn ein schnelles Wachsen der Schülerzahl voraus- 
zusehen ist, auf dieErweiternngsfähigkeit des Schulhauscs von vornherein 
Bedacht za nehmen. Beispielsweise würde in einem einklassigen Schnlhanse, wenn 
zunächst etwa nur für iO bis 50 Kinder Platz zu schaffen, ein erhebliches An¬ 
wachsen der Kinderzahl aber mit einiger Sicherheit zu erwarten wäre, dem 
Schulzimmer gleich die für diese grössere Zahl von Plätzen ausreichende Ab¬ 
messung zu geben, von ihm aber durch eine Zwischenwand einstweilen ein für 
Wohnzwecke dienender Theil abzutrennen sein. Wird später das grössere Schul¬ 
zimmer nöthig, daun würde die Zwischenwand zu beseitigen und die ursprünglich 
nur für einen jung verheiratheten Lehrer bemessene Wohnung durch einen An¬ 
bau derartig zu erweitern sein, dass sie für einen älteren Lehrer mit zahl¬ 
reicherer Familie genügt. 

Die nachträgliche Anlage eines zweiten Schulzimmers kann entweder durch 
Anbau oder durch Aufbau erfolgen. In der Regel wird ein Anbau zweck- 
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mSssiger sein als ein Aufbau, weil bei letzterem der Unterricht mehr gestSrt 
wird, auch die Gefahr nahe liegt, dass durch Begenwetter während des Auf¬ 
baues die unteren Bautbeile leiden. Bei Vornahme eines Anbaues wird das 
zweite Schulzimmer so zu legen sein, dass es von dem vorhandenen Schttlerflur 
ans zugänglich ist. Im Dachgeschoss wird dann meistens die Einrichtung einer 
Wohnung für den zweiten Lehrer nöthig, die bei Besetzung solcher zweiten 
Stellen mit jungen, einstweilig angesteliten Lehrern auf das Bedttrfniss eines 
Unverheiratheten beschränkt werden kann. 

Für den Fall des nachträglichen Anfbanes des zweiten Schnlzimmers über 
dem vorhandenen muss der Schttlerflur von vornherein so breit angelegt werden, 
dass eine bequeme Schülertreppe eingebaut werden kann. Ueber der Wohnung 
des ersten Lehrers im Erdgeschoss wird dann entweder im Dachgeschoss am 
Giebel die Wohnung für den zweiten unverheiratheten Lehrer eingerichtet oder, 
wenn auf die Anstellung eines verheiratheten zweiten Lehrers gerttcksichtigt 
werden soll, ein volles Geschoss über der Erdgeschosswohnfläche anfgebant. In 
allen diesen Fällen sind die für die künftige Erweiterung erforderlichen Bauch- 
und Lüftungsrohren gleich bei der Aiuftämng des ursprünglichen Entwurfes 
mit anzulegeu. 

Bei vorhandenen Schnlhänsem bildet oft die ungenügende G^sse der 
Lehrerwohnnng den Grund zum Umbau. Da in solchen Fällen meistens auch 
das Schulzimmer den neueren Anforderungen nicht entspricht, so ist in erster 
Linie zu versuchen, die Erweiterung der Wohnung durch Hinzunahme des alten 
Schulzimmers zu erreichen und für den Unterricht einen verbesserten neuen 
Baum durch einen Anbau zu schaffen. 

Der Fassboden des Erdgeschosses soll überall mindestens 0,50 m über der 
Erdoberfläche liegen. Der die Lehrerwohnnng enthaltende Bantheil ist in der 
Begel zu unterkellern, sofern es möglich ist, die Eellersohle mindestens 0,30 m 
über den höchsten bekannten Grandwasserstand zu legen. Steigt das Grand¬ 
wasser höher an, so ist die Errichtung eines zam Theil über der Erde liegenden 
und durch Erdanschüttung in gleichmässiger Temperatur zu haltenden Kellers 
ausserhalb des Hauses vorzuziehen. Der Umfang der Kellerränme ist nach den 
Wirthschaftsbedürfnissen zu bemessen. Hierbei sind die Vorraths-, Wasch- und 
Backräume so anzuordnen, dass die von ihnen ausgehenden Gerüche und Aus¬ 
dünstungen nicht in die Unterrichtsräume eindringen können. Die Schulzimmer 
werden in der Begel nicht zu unterkellern sein. 

Ueberall ist gegen das Aufsteigen der Grundfeuchtigkeit und gegen das 
seitliche Eindringen von Nässe in den Wänden durch Herstellung von Isolir- 
schichten in geeigneter Lage Vorsorge zu treffen. 

Holzfnssböden in nicht unterkellerten Bäumen sind nach den Begeln der 
Technik in zuverlässiger Weise gegen Fänlniss und Schwammbildnng zu schützen. 

Bauschutt oder durch organische Stoffe verunreinigte Massen dürfen weder 
zur Hinterfüllung der Fundamente noch zur Ausfüllung der Balkendecken über 
der Staknng verwendet werden. 

Zu empfehlen ist die Herstellung eines mindestens 0,80 m breiten Tranf- 
pflasters rings um das Gebäude. 

Bei der Wahl der Materialien und Konstruktionen für die 
Umfassungswände, Scheidewände und Dächer soll stets in 
erster Linie das Ortsübliche massgebend sein. Alles, was in der 
Bauweise einer Gegend sich eigenartig ans den örtlichen Verhältnissen ent¬ 
wickelt hat, herkömmlich geworden und bewährt erfunden ist, soll mit Sorgfalt 
beobachtet und weiter erhalten werden. 

Wenn im Allgemeinen auch für die Herstellung der Umfassungswände 
Massivbau mit Werksteinen, Bruchsteinen oder Ziegeln seiner Dauer nnd Fener- 
sicberheit wegen besonders zu empfehlen ist, so soll doch Fachwerksbau, zumal 
wenn Eichenholz verwendet werden kann, oder die Bekleidung der Wandfläcben 
mit Schiefer da, wo es landesüblich ist, keineswegs als ausgeschlossen gelten. 
In Niederungen, Moorgegenden und im Gebirge ist die Zimmerung der Aussen- 
nnd Innenwände ans Schurzholz zulässig. Immer aber ist je nach dem verfüg¬ 
baren Material den Begeln der Technik gemäss so zu konstmiren, dass die 
Umfassungswände standfest, undurchlässig für Nässe und wärmehaltend werden. 

Beim Ziegelban werden die äusseren Mauerflächen in der Be^el nur zu 
fugen sein. Mörtelverpntz empflehlt sich wohl auf glatten Flächen, ist aber an 
den Gebäudedecken, Thüreinfassungen und Sohlbänken thunlichst zu vermeiden. 
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Die Materialien zur Eindeckung der Dächer und die Dachneigungen sind 
je nach der Lago des Schnlhanses, ob im Flachlande oder im Gebirge, ob ge¬ 
schützt oder starken Winden au^^esetzt, zu wählen. Ueberstehende Dächer 
geben einen guten Wetterschutz, eine ansprechende Erscheinung und machen 
Dachrinnen und Abfallröhren meistens entbehrlich; sie sind deshalb in der Regel 
da zu wählen, wo nicht die Uebertragnng eines Brandes oder die Gefährdung 
durch Stürme besonders zu befürchten ist. Holzzementdächer sind nur da zu 
yerwenden, wo diese Technik allgemeiner verbreitet und die Herstellung durch 
geübte Handwerker gesichert ist. Niemals darf aber die Holzzementdecknng 
unmittelbar auf eine unterschalte und verputzte Balkendecke aufgebracht werden; 
es muss vielmehr zwischen der Balkendecke und der Dachscbalung stets ein zu¬ 
gänglicher Hohlraum hergestellt werden. Die Eindeckung der Dächer mit 
Schindeln ist zulässig, wo diese ortsüblich und baupolizeilich erlaubt sind. 

Die äussere Erscheinung ländlicher Schulhäuser soll schlicht sein, bei 
aller Einfachheit der Formen aber doch den öffentlichen Zweck des Volksnnterrichts 
in angemessener Weise erkennen lassen. Es ist deshalb auch bei den anspruch¬ 
losesten Bauten dieser Art auf gute Breiten- und Höhenverbältnisse, auf eine 
schickliche Vertheilung der Fenster und Thüren, auf eine ansprechende Ge¬ 
staltung der Dächer und auf eine passende, durch die Materialien bedingte 
Farbenwirknng der Aussenwände und Dachflächen in jedem Falle Werth zu legen. 

Ans der Nothwendigkeit, die nach Aussen anfschlagenden Thüren gegen 
Wind und Wetter zu schützen, ergiebt sich nngesncht die Betonung des Haupt- 
eingangcs, sei es durch Zurticklegen der Thür in einem Vorranm, sei es dn^ 
Herstellung eines Vorbaues. Blinde Fenster sind grundsätzlich zu vermeiden. 
Wenn die Lage der Klassen es mit sich bringt, dass fensterlose Waudflächen 
nach der Strasse zu sichtbar werden, wird für die geschlossenen Manerflächen 
durch Anbringung einer Baninschrifttafel eine angemessene Belebung, oder, wenn 
es die Himmelsrichtung zulässt, durch Anpflanzung von Weinstöcken, breitge¬ 
zogenen Obstbänmen oder Raukgewächsen ein freundlicher Schmuck durch Be¬ 
grünung zu gewinnen sein. 

B. Schnlzimmer. 

Die Abmessungen eines Schulzimmers sind abhängig 

1. in Bezug auf die Grundfläche: 

von der Zahl, Anordnung und Abmessung der Plätze, von der An¬ 
ordnung der Freiräume, von der Lage der Thür und der Stellung 
des Ofens; 

2. in Bezug auf die Höhe: 

von der Bedingung, dass bei grösstmöglicher Besetzung für jedes 
Kind ein ausreichender Luftraum vorhanden ist, und dass die von 
den Fenstern entferntest gelegenen Plätze noch gutes Licht erhalten 

Als Grundsatz für die Grösse und Zahl der Scbulzimmer gilt die 
Regel, dass einklassige Schulen im Allgemeinen nicht über 80 
Kinder zählen, und dass bei mehrklassigen Schulen nicht über 
70 Kinder gemeinsam unterrichtet werden sollen. 

Für die Plätze sind nach der Grösse der Kinder in drei Abstufungen 
folgende Maasse anzunehmen: 


Breite . Tiefe 

für kleine Kinder.0,50 m 0,68 m 

„ mittlere „ 0,52 „ 0,70 „ 

„ grosse „ 0,54 „ 0,72 , 

Nur wenn .die örtlichen Verhältnisse zur grössten Sparsamkeit zwingen, 
dürfen die Platzbreiten 

für kleine Kinder.auf 0,48 m 

„ mittlere „ „ 0,50 „ 

„ grosse „ „ 0,52 „ 

herabgemindert werden. 

Auf einer Bank sollen höchstens 5 Kinder neben einander sitzen. 

Für den Lebrersitz sind mindestens 1,20 m Breite und 2,50 m Länge 
zu rechnen. 

Die erste Bankreihe muss von der Wand, an welcher sich der Lehrersitz 
befindet, mindestens 1,70 m, die letzte Bank von der Rückwand mindestens 
0,30 m entfernt sein, und der Abstand der Bänke von der Fensterwand mindestens 
0,40 m betragen. Der Mittelgang zwischen den Bänken soll 0,50 na und der 
Gang an der inneren Längswand mindestens 0,00 m breit sein. 
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Die Thür des Schnlzimmers ist, wenn irgend thnnlich, so zn legen, dass 
der Lehrer beim Eintritt den Kindern in’s Gesiebt sieht, und dass diese mög¬ 
lichst schnell ihre Plätze einnehmen nnd verlassen können. Erwünscht ist es 
anch, dass der Lehrer von seinem Sitz ans die Thür übersehen kann. Der Ofen 
ist am besten an der den Fenstern gegenüberliegenden Längswand, etwa in der 
Mitte derselben anfznstellen. Nnr bei kleinen Klassen empfiehlt es sich, ihn in 
eine Ecke zn rücken. Der nächste Sitzplatz muss vom Ofen mindestens 0,80 m 
entfernt sein. 

Als allgemeine Regel ist zn beachten, dass Tiefklassen bei ländlichen 
Schnlbanten gmndsätzlich ansgeschlossen sind, nnd dass ein Schnlzimmer höchstens 
9,70 m lang nnd höchstens 6,50 m tief sein soll. Die änsserste Grenze von 
9,70 m für die Länge des Schnlzimmers ist nur dann zn wählen, wenn eine 
wesentliche Ermässignng der Höhe nnd damit eine leichtere Erwärmnng des 
Schnlzimmers erzielt wird. 

Jedes Schnlzimmer soll mindestens 3,20 m im lichten hoch sein. 
Dieses Mass ist aber gegebenen Falls je nach der Schülerzahl nnd der Zimmer¬ 
tiefe nm so viel zn erhöben, dass anf jedes Kind mindestens 2,25 cbm 
Lnftranm entfallen, nnd dass der senkrechte Abstand der 
Fensterstnrze vom Fnssboden mindestens halb so gross ist, 
als der wagerechte Abstand von der inneren Längswand Diese 
beiden ans hygienischen Gründen nnerlässlichen Forderungen werden sich bei 
geeigneter Lage nnd Konstruktion der Fensterstnrze in Gegenden mit ranhem 
Klima anch bei stark besetzten Klassen mit der Mindesthöhe von 3,20 m er¬ 
füllen lassen, so dass die ansreichende Erwärmnng solcher Schnlzimmer im Winter 
nicht in Frage gestellt wird. 

Die Fläche der Fenster soll, im lichten Manerwerk gemessen, 
mindestens gleich */g der Bodenfläche des Schnlzimmers sein. Die Fenster sind 
anf der linksseitigen Längswand thnnlichst in gleichen, durch höchstens 1,20 m 
breite Pfeiler unterbrochenen Abständen anznlegen, mißlichst nahe an die Decke 
zn rücken nnd mit einem geradlinigen oder flachbogigen Sturz abznscbliessen. 
Rundbogen sind zn vermeiden. Mit Rücksicht anf die vielen Durchbrechungen 
sind bei Ziegelban die Fensterwände in der Regel 2 Steine stark ohne Luftschicht 
anznlegen. Die Fensterbrttstnngen sollen nicht unter 1,0 m hoch sein. 

Wenn die linksseitiges Licht gebenden Fenster nach Norden gerichtet 
sind, empfiehlt sich die Anlage eines Fensters im Rücken der Kinder, um etwas 
Sonnenlicht einznlassen. Gei der Berechnung der zur Erhellung des Schnlzimmers 
erforderlichen Lichtfläche bleiben solche rückseitigen Fenster aber ausser Ansatz. 

Die Frage, ob zur besseren Wärmehaltnng Doppelfenster nöthig sind, 
ist im einzelnen Falle nach den örtlichen Verhältnissen zn entscheiden. 

Der Lichteinfall darf nicht durch überhängende Dächer beeinträchtigt 
werden. Liegen die Fenster eines Schnlzimmers nicht am Giebel, sondern an 
einer Längsfront, so wird, falls nicht ein genügend hoher Drempel vorgesehen 
wird, ein überhängendes Dach nicht zweckmässig sein. 

Die Decke des Schnlzimmers wird am zweckmässigsten so hergestellt, 
dass nicht die Balken, sondern Unterzüge anf der Fensterwand nnd der ihr 
gegenüberliegenden Längswand lagern, während die Balken mit diesen Wänden 
gleichlaufend gestreckt sind. Hierdurch wird erzielt, dass die Fensterstnrze bis 
an die Balkenlage reichen können. Liegt über dem Schnlzimmer unmittelbar 
der Dachboden, so ist es oft zweckmässig, anstatt eiserner Unterzüge' Hänge- 
werkskonstmktionen anzuordnen. 

An den Wänden des Schnlzimmers sind alle vorspringenden Manerecken 
möglichst zn vermeiden. Die FensterbrUstnngen sind deshalb nicht, wie sonst 
üblich, einzunischen, sondern mit der Innenwand bündig ansznfübren. 

Die Fnssböden sollen ans schmalen, mindestens 3,5 cm starken, ge¬ 
hobelten nnd gespundeten Brettern von hartem, nicht leicht splitterndem Holz 
hergostellt, dicht schliessend verlegt nnd geölt werden. 

Bei der Wahl der Oefen ist anf die ortsübliche Heiznngsart nnd anf das 
meist gebräuchliche Brennmaterial Rücksicht zn nehmen. 

Zweckmässig ist es, mit der Heizung des Schnlzimmers eine Luft er¬ 
neuern ng in der Art zn verbinden, dass vom Schttlerflnr ans frische Luft dem 
Ofen angeführt wird und durch diesen vorgewärmt in das Zimmer eintritt. Die 
Einführung von Frischlnft durch Kanäle unter dem Fnssboden empfiehlt sich nicht, 
weil diese Kanäle selten rein nnd staubfrei gehalten werden. Zur Abführung 
der verbrauchten Luft ist für jedes Schnlzimmer ein besonderes Entlüftnngsrohr 
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Yon weoigatens 25 za 25 cm im Quadrat aebea dem Schornsteinrohr anzalegen. 
Zweckmässig ist es, die Wandung zwischen dem Baachrohr und dem Lüftungs¬ 
rohr aus Bisenplatten herzustellen. Es muss dann aber mit grösster Sorgfalt 
darauf gehalten werden, dass die Eisenplatten möglichst dicht schliessen. Durch 
Terschliessbare Oeffnnngen dicht über dem Fussboden einerseits und nahe der 
Decke andererseits kann die Abluft je nach Bedarf unten oder oben abgesogen 
werden. Im Winter wird in der Regel der untere Schieber geöffnet sein, 
während der obere wesentlich den Zweck hat, bei zu hoher Temperatur die 
wärmsten, an der Decke angesammelten Luftschichten entweichen zu lassen. 
Zur sonstigen Lüftung des Schulzimmers sind die oberen Theile der Fenster mit 
Kippflügeln, welche um eine wagrechte Aze drehbar nach innen aufschlagen, 
zu versehen. 

C. Verkehrsränme. 

Bei eingeschossigen Schulhäusem kann der Flur, welcher dem Schüler¬ 
verkehr dient, auch als Zugang zur Lehrerwohnnng benutzt werden. Es ist 
jedoch ausserdem ein dem Wirthschaftsverkehr des Lehrers dienender Nebenflur 
mit besonderem Ausgang erforderlich, damit bei Krankheiten in der Familie des 
Lehrers der Schulverkehr von dem Hausverkehr der Lehrerwohnnng vollständig 
gesondert werden kann. 

Wenn Schnlzimmcr über dem Erdgeschoss angelegt werden, muss stets 
ausser der für den Hausverkehr der Lehrerwohnung bestimmten Treppe für den 
Schalverkehr eine besondere Treppe in Verbindung mit besonderem Flur und 
Eingang vorgesehen werden. Schüierflure sollen in der Regel keine unmittelbare 
Verbindung mit dem Keller und dem Dachboden erhalten. 

Die Anlage von Verbindungsthüren zwischen dem zu den Schulzimmem 
führenden Flur und dem Bautheil, in welchem die Lehrerwohnnng liegt, ist 
gestattet, die Herstellung einer unmittelbaren Verbindung zwischen einem Schal¬ 
zimmer und einem Wohn- oder Wirthschaftsraum dagegen unzulässig. 

Die Breite des Hauptflures richtet sich nach der Anzahl der anliegenden 
Schalzimmer und nach der Zahl der Schüler, welche in diesen unterrichtet 
werden. Als Mindestmass der Breite gilt für den Fall, dass nur ein Schal¬ 
zimmer an dem Flur liegt, 2,0 m und für den Fall, dass mehrere Schalzimmer 
auf ihn münden, 2,50 m. Im Uebrigen ist die Flnrbreite derart zu bestimmen, 
dass nach Abzug des Hasses, welches durch die senkrecht aufstehenden Thüren 
der Schalzimmer für den Verkehr verloren geht, für je 100 Kinder 0,70 m, 
mindestens aber 1,0 m freie Durebgangsbreite verbleibt. 

Für jedes Schalzimmer genügt eine einflügelige Thür von 1,0m lichter 
Weite. Diese Thüren müssen stets nach aussen aufschlagen und zwar so, 
dass der Anstretende beim Oeffnen der Thür das nächste Aasgangsziel, die Haus¬ 
thür oder die hinabführende Treppe erblickt. Bei nebeneinander liegenden Schul- 
zimmern müssen die Thüren unter sich einen solchen Abstand erhalten, dass die 
Thürflügel, ohne sich zu berühren, vollständig hemmschlagen können. 

Treppen für den Schülerverkehr müssen eine Laufbreite von min¬ 
destens 1,30 m erhalten und ausser dem Geländer mit Handlänfer nan der Wand¬ 
seite versehen werden. Letztere sind entweder über die Podeste ohne Unterbrechung 
fortzuführen oder an den Enden jedes Laufes mit einer den Verkehr nicht 
hindernden Krümmung abzuschliessen. In mehrstöckigen Schulgebäuden ist die 
Breite der Treppen stets nach der Schülerzahl, im stärkst besetzten Geschosse 
mit der Verhältnisszahl von 0,70 m Air je 100 Schüler zu berechnen. Das Hass 
von 2 m für einen Treppenlauf soU in der Regel nicht überschritten werden. 
Als erforderliche Laufbreite gilt stets das Hass zwischen den Geländern pnd 
den Handläufern. 

Vor den Antritten und Austritten der Schüiertreppen muss ein solcher 
Freiraum verbleiben, dass die Thüren der in der Nähe gelegenen Schulzimmer 
beim Au&chlagen den Verkehr nicht hemmen. Die Abmessungen dieses Frei- 
raumes sind im einzelnen Falle aus den Grundrisszeichnungen durch Einträgen 
der Kreisbögen, welche die Thüren beim Aufschlagen beschreiben, zu bestinunen. 

Bei Schülertreppen darf die Steigung höchstens 17 cm betragen. Die 
Anlage von Wendeltreppen ist unzulässig. 

Freitreppen vor dem Eingang zum Hausflur sind besonders bequem anzu¬ 
legen ; sie dürfen nicht unmittelbar vor der Hausthür beginnen, müssen vielmehr 
ein geräumiges Podest erhalten und, sobald mehr als drei Stufen nothwendig 
sind, mit Seitenwangen und Schntzgeländem versehen werden. Uebrigens ist 
bei Freitreppen die Stufenzahl möglichst einznschränken. Wo die örtlichen 
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Verhältnisse zn einer mehr als gewöhnlichen Erhöhung des Erdgeschosses über 
den nmgebenden Boden zwingen, sind zar Verminderung der Stnfenzahl Rampen 
anznsobttiten. 

Für die Breite der Ansgangsthüren ist nach dem oben angegebenen 
Verhältniss von 0,70 m ftkr je 100 Schüler die Gesammtzahl der im Scbnlgebände 
unterrichteten Kinder massgebend. Die Ansgangsthüren müssen stets nach 
aussen aufschlagen und gegen Wind und Wetter entweder durch Aufführung 
eines Vorbaues oder durch Zurücklegen in einen Vorranm geschützt werden. 

D. Lehrerwohnnngen. 

Lehrerwohnnngen sind in der Regel mit den Schulräumen in einem Ge¬ 
bäude zu vereinigen. Als Raumbedarf für einen verheiratheten 
Lehrer gelten 3 bis 4 Wohn- und Schlafränme mit einer Grundfläche von 
etwa 65 bis 85 qm, eine Küche von etwa 12 bis 20 qm und die für die Haus- 
wirthschaft erforderlichen Keller- und Bodenräume. Die Grösse der Wohn- und 
Schlafränme sowie ihre Lage zu einander richtet sich nach den Landesgewobn- 
heiten. Die Wohnund Schlafräume sollen womöglich sämmtlich heizbar sein. 
Dies gilt namentlich von solchen Räumen, welche zweiseitig freiliegen und 
ohne Heizvorrichtung leicht feucht und ungesund werden würden. 

Die Anlage einer Speisekammer ist nicht unbedingt nöthig; sie kann ent¬ 
behrt werden, wenn der Keller von der Küche aus leicht zu erreichen ist. In 
manchen Fällen wird auch ein in die Aussenwand eingebauter, lüftbarer Speise¬ 
schrank genügen. Wenn es die Ortsverbältnisse bedingen, ist ein Backofen und 
eine Räucherkammer herzustellen. 

Eine besondere Waschküche im Keller anzulegen, ist im Allgemeinen 
wegen der Beschwerlichkeit, das Wasser hinab und herauf zu schaffen, nicht 
rathsam. Es empfiehlt sich vielmehr, den Küchenheerd so grobs zu machen, dass 
ein eingemauerter Waschkessel in ihm Platz findet. 

Ein unverheiratheter, einstweilig augestellter Lehrer erhält eine Stube 
von etwa 18 bis 25 qm und eine heizbare Kammer von etwa 15 bis 18 qm. 
Wenn ein solcher Lehrer durch örtliche Verhältnisse gezwungen ist, eigene 
Wirthschaft zu führen, erhält er ausserdem eine kleine Küche und womöglich 
eine heizbare Kammer für eine Anverwandte. Eine Lehrerin erhält gleiche 
Räume wie ein unverheiratheter Lehrer mit eigener Wirthschaft. 

Die lichte Höhe der Stuben einer Lehrerwohnung ist mit 3,0 m aus¬ 
reichend bemessen; sie kann in Gegenden mit rauhem Klima zur leichteren 
Warmhaltung bis auf 2,50 m ermässigt werden. Kammern im Dachboden 
müssen, wenn sie zum dauernden Aufenthalt von Menschen, z. B. als Schlaf¬ 
kammer dienen sollen, mindestens 2,50 m hoch sein. Liegt eine solche Kammer 
in der Schräge des Daches, so muss ihre durchschnittliche Höhe mindestens 
2,50 m betragen. 

Abtritte für die Lehrerwohnungen sollen in der Regel nicht im Scbul- 
hause selbst angelegt werden. Ausnal^en sind jedoch zulässig, wenn sie durch 
örtliche Verhältnisse gerechtfertigt werden. In solchen Fällen müssen aber die 
Auswurfstoffe in beweglichen Behältern angesammelt werden, weil die Anlage 
gemauerter Gruben innerhalb eines Wohnhauses und in unmittelbarem An¬ 
schluss an die Umfassungswände unzulässig ist. 

4. Brunnensnlage. 

Auf jedem Scbulgehöft soll, abgesehen von Orten, wo das Wasser in 
Gistemen gesammelt wird, wenn irgend angängig, ein eiserner Röhren¬ 
brunnen angelegt werden, welcher gutes Wasser in genügender Menge ans 
einer den Verunreinigungen von der Oberfläche oder den oberen Bodenschichten 
her nicht ausgesetzten Tiefe bezieht. Bei der Wahl der Stelle des Brunnens 
ist nicht allein das Mass der Entfernung von den nächsten Verunreinigungs- 
qnellen, wie etwa Düngerplätzen, Senkgruben und dergleichen, sondern auch die 
FIltrationsRlhigkeit des zwischengelegenen Bodens, sowie die GeBUlerichtung 
etwaiger undurchlässiger Schichten desselben zn berücksichtigen. Kesselbmnnen 
mit gemauerten oder hölzernen Wandungen und hölzerne Röhrenbrunnen ge¬ 
währen, auch wenn sie Anfangs g^utes Wasser liefern, keine hinreichende Sicher¬ 
heit für gute Leistungen und sind stets der Gefahr der Verunreinigung des 
Wassers ausgesetzt. 

6. Abtritte. 

Für jede Schale sind Abtritte ausserhalb des Schulhauses in der Regel in 
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einem besonderen Gebäude anznlegen; sie können jedoch auch, wenn sich anf 
dem SchnlgehOft ein Stallgebände befindet, mit diesem unter einem Dach 
angeordnet werden, mttssen dann aber gegen die Stallräome TOllig abge* 
schlossen sein. 

Das Abtrittgebände ist, wenn thnnlich, nicht gegenüber der Fensterfront 
der Schalzimmer, auch nicht in der Bichtung, ans welcher die yorherrschende 
Lnftbewegang das Schnlhaos trifft, anznlegen. Im Uebrigen mnss das Abtritt¬ 
gebäude vom SchTÜhause angemessen entfernt, jedoch auch nicht zu entlegen 
seine Stellung so erhalten, dass die Eingänge vom Schulhofe aus Übersehen 
werden können. 

In der Begel ist für je 40 Knaben und fflr je 25 Mädchen ein Sitz an¬ 
zunehmen, äusserem fttr jeden Lehrer, welcher im Schulhause wohnt, ein 
besonderer abgeschlossener Sitz. Die einzelnen Sitzzellen mttssen gut beleuchtet 
sein; sie erhalten durchschnittlich 0,90 m Breite und 1,20 m Tiefe und sind 
durch dichte Brettwände von einander zu trennen. Die Sitzöffiiungen sind 
mit leicht abwaschbaren, gut schliessenden und bequem zu handhabenden Deckeln 
zu yersehen. 

Fttr die Knaben sind Pissoirstände anznlegen, welche durch 0,50 m yon 
einander entfernte, mindestens 1,20 m hohe, nicht yöllig bis zum Fassboden 
reichende Zwischenwände yon einander getrennt werden mttssen. Die Stände 
sind am besten in einem mit Schutzdach, niedrigen Umfassnngswänden und Ein¬ 
gangsschirmwand yersehenen, sonst aber offen und luftig zu haltenden Anbau 
unterzubringen. Auf schickliche Trennung der Zugänge fttr die Knaben und 
Mädchen ist besonders Bedacht zu nehmen. 

Die Abtrittsräume mttssen ttberall hell und gut Ittftbar sein. 

Alle, sowohl die festen wie die flttssigen Auswurfstoffe sollen in wasser¬ 
dichte Behälter aufgenommen werden. Am besten sind hierzu tragbare Geflhrae, 
Tonnen oder Kttbel geeignet, jedoch sind auch unbewegliche Behälter, grössere 
eiserne Kästen oder Graben zulässig. Bei Verwendung tragbarer Gefässe muss 
der Boden, auf dem sie aufgestellt werden, gut befestigt sein und die Einrich¬ 
tung so getroffen werden, dass die Auswechselung der Gefösse bequem erfolgen 
kann. Die unbeweglichen Behälter mttssen derart angeordnet und eingerichtet 
sein, dass ihre Entleerung mit Leichtigkeit und ohne Verschmutzung der Um¬ 
gebung stattfinden kann. Eiserne Behälter mttssen allseitig zugänglich sein. 
Wenn Graben angelegt werden, ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu achten, 
dass die Sohlen und Wandunsren fttr Fittssigkeiten möglichst undurchlässig sind 
und bleiben. Zweckmässig werden sie aus hartgebrannten Ziegeln und Zement¬ 
mörtel gemauert, innen mit Zement yerputzt und aussen ringsum mit einer 
Schicht festgestampften fetten Thones umgeben. Als Grubenwandangen dttrfen 
Gebäudewandungen nicht benutzt werden, jede Grube muss yielmehr Umfassungs- 
wände fttr sich erhalten. 

Zur Bindung der Answurfstoffe empfiehlt sich die Verwendung yon Torf- 
mulL Jeder Baum, in welchem Auswurfstoffe angesammelt werden, ist mit 
einem Entlttftungsrohr yon gehöriger Weite zu yersehen, welches ttber dem 
Dache des Abtrittsgebäudes ausmttnden muss. Damit bei di(^t geschlossenen 
Gruben die Ausdünstungen leichter durch die Lttftungsröhren in’s Freie, als 
durch die Sitzöffiiungen in die Abtrittszellen ausströmen, ist yon den letzteren 
aus ein Trichter mit Fallrohr so anzuordnen, dass die untere Oeffnung dieses 
Fallrohres tiefer in den Grabenraum hinabreicht, als die untere Oeffiiung des 
Entlttftungsrohres. 

6. Wirthaohaftsanlagen. St&Ue. 

Die Frage, ob besondere Wirthschaftsgebäude überhaupt erforderlich sind, 
ist nach den örtlichen Verhältnissen zu entscheiden. Es kommt dabei in Be¬ 
tracht, ob und in welchem Umfang die Lehrerstelle mit Landwirthschaftsbetrieb 
yerbunden ist. In den meisten Fällen wird ein kleines Gebäude, welches 
Stallung und Vorrathsgelasse fttr Futter- und Brennstoffe umfasst, genügen. 
Fttr die Anordnung und Grösse der einzelnen Abtheilungen gelten die aJlgemeinen 
fttr ländliche Wirthschaftsgebäude bestehenden Begeln. 

7, TJmvehruiigen. 

Das ganze Schulgehöft ist in möglichst einfacher Weise den örtlichen 
Verhältnissen angepasst einzufriedigen. La jedem Falie ist der dem Verkehr 
der Schüler dienende Platz yon dem fttr die Wirthschaft des Lehrers bestimmten 
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Baum abzuscbneiden. Als Umwehrungen sind, je nach dem örtlichen Bedttrfniss 
priegel-, Draht« oder Lattenzäune zu errichten oder Hecken anzupflanzen. *) 


Herzog^tlium A.ulialt. 

Todesnrsachenstatiatik. Erlass der Herzogi. Regierung (Ab¬ 
theilung des Innern) vom 14. Dezember 1895 an sämmtliche Standes¬ 
ämter und Ereisphysiker. 

I. In Folge einer Anregung des Herrn Reichskanzlers hat das Herzog¬ 
liche Staatsministerium verfügt, dass im diesseitigen Staatsgebiet, wie das bereits 
seit mehreren Jahren in anderen Bundesstaaten geschieht, eine Statistik der 
Todesursachen nach bestimmten Grundsätzen anfgestellt wird. 

Das Standesamt beauftragen wir daher, das angeschlossene Ausweisformu¬ 
lar über die Geburts- und Sterblichkeitsverhältnisse vom 1. Januar 1896 ab aus- 
zufuUen und spätestens innerhalb 8 Tage nach Schluss jedes Vierteljahres dem 
Herzogi. Kreisphysikus einzureichen, eventuell demselben Fehlanzeige zu erstatten. 

Ein Exemplar der anfgestellten Grundsätze für die Erhebung der 
Statistik’) und des denselben als Anlage I beigegebenen alphabetischen Verzeich¬ 
nisses fügen wir zur Eenntnissnahme und möglichsten Benutzung bei Ausfüllung 
des vorgenannten Ausweises bei. 

An sämmtliche Standesämter. 

II. Abschrift vorstehender Verfügung und deren Anlagen erhalten Ew. 
Hochwohlgeboren mit dem Aufträge, die eingehenden Listen zu prüfen und die¬ 
selben nach Ausfüllung der letzten Eolonnc jedenfalls aber spätestens bis zum 
Schluss des auf das betreffende Vierteljahr folgenden Monats dem Herzoglichen 
statistischen Bureau, welches die weitere Bearbeitung der Sache übernommen 
hat und die aufgestcllte Statistik dem Eaiserlichen Gesundheitsamte einreichen 
wird, zu übersenden. 

Das Herzogliche statistische Bureau wird sich, falls sich bei Bearbeitung 
des Materials Lücken oder Unklarheiten ergeben sollten, direkt mit Ihnen in 
Verbindung setzen und wollen Sie ihm die gewünschte Auskunft ertbeilen. 

Ein Verzeichniss der Standesbeamten des Ereises und deren Bezirke wird 
Ihnen durch Herzogliche Ereisdirektion zugefertigt werden. 

An sämmtliche Herren Ereisphysiker. 


Ausweis über die Geburts- und Sterblicbkeitsverhältnisse im Staudesamts¬ 
bezirk .während des Vierteljahres 189 . 



*) Zur Erläuterung der vorstehenden Vorschriften sind zahlreiche Zeich¬ 
nungen über die Platzvertheilung in den Schulklassen, über Lichteinfall u. s. w. 
sowie 30 Entwurfsbeispiele von Schulbauten beigefügt, in denen die am häu¬ 
figsten vorkommenden Bedürfnisse zu Grunde gelegt und die wesentlichsten, in 
den einzelnen Provinzen des preussischen Staates beobachteten Eigenthümlich- 
keiten berücksichtigt sind. 

’) Die „Grundsätze für die Erhebung einer Statistik der 
Todesursachen“ sind gleichlautend mit der in Beilage zu Nr. 6, Jahrg. 1892, 
der Zeitschrift abgedruckten Anlage III der entsprechenden Egl. Württemberg. 
Verf. vom 29. Dezember 1891. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W* 

J. C. C. Bruns, Buchdruckerei Minden. 
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Rechtsprechung. 

Unzuverlässigkeit eines Pleischbeschaners; Entziehung der Be> 
stallnng. Urtheil des Ober-Yerwaltungsgerichts (UL Senats) 
vom 21. November 1895. (III, Nr. 1449), 

Fällt einem znr Untersuchung des Schweinefleisches auf Trichinen amtlich 
bestellten Fleischbeschauer zur Last, dass er in einem ihm zur Untersuchung 
übergebenen Stück Schweinefleisch Trichinen nicht vorfand, obwohl in demselben 
solche vorhanden waren, so liegt hierin eine grosse Flüchtigkeit der Unter¬ 
suchung. Bei dem grossen Unheil, welches eine ungenügende Untersuchung des 
Fleisches auf Trichinen znr Folge haben kann, ist die grösste Soigfalt geboten 
und schon eine einmalige Yernachlässigung dieser Sorgfalt genügend, um den 
Fleischbeschauer als unzuverlässig erscheinen zu lassen und ihm auf Grund der 
§§. 36 und 53 der Reichsgewerbeordnung in Yerbindung mit §. 120 Ziff. 1 des 
Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 die Bestallung zu entziehen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

Könlsfreicb Preusseu. 

Stempelstenergesetz*) vom 31. Juli 1895 nebst Ausführungsbestim* 
mungen vom 13. Februar 1896. 

I. Abschnitt. 

Yon der Pflicht znr Entrichtung der Stempelsteuer. 

§. 4. Sachliche Stempelsteuerbefreiungen. 

Yon der Stempelsteuer sind befreit: 


c. die auf die Heeresergänznng und die Befreiung von dem Heeresdienste 
sowie von den Reserve- und Landwehrübnngen bezüglichen amtlichen Urkunden; 

h. alle Urkunden über Gegenstände, denen durch frühere Gesetze oder 
landesherrliche Privilegien Stempelfreiheit bewilligt worden ist. 

§. 5. Persönliche Stempelstenerbefreinngen. 

Yon der Entrichtung der Stempelsteuer sind befreit: 


d öffentliche Armen-, Kranken-, Arbeite- und Besserungsanstalten, ferner 
öffentliche Waisenhäuser, vom Staat genehmigte Hospitäler und andere Yersor- 
gungsanstalten, ferner die vom Staat genehmigten Yereine für Eleinkinderbewahr- 
austalten, sowie Stiftungen, welche als milde ausdrücklich anerkannt sind; 

g. Aktiengesellschaften, Genossenschaften und Gesellschaften mit be¬ 
schränkter Haftung, deren durch Statut bestimmter Zweck ausschliesslich darauf 
gerichtet ist, unbemittelten Familien gesunde und zweckmässig eingerichtete 
Wohnungen in eigens erbauten oder angekauften Häusern zu billigen Preisen 
zu verschaffen, und deren Statut die an die Gesellschafter zu vertheilende Divi¬ 
dende auf höchstens vier Prozent ihrer Antheile beschränkt, auch den Gesell¬ 
schaftern für den Fall der Auflösung der Gesellschaft nicht mehr als den Nenn¬ 
werth ihrer Antheile zusichert, den etwaigen Rest des Gesellschaftsverml^ens 
aber für gemeinnützige Zwecke bestimmt. 


') Es sind hier nur diejenigen Bestimmungen des Gesetzes mitgetheilt, 
die für die Medizinalbeamten von Interesse sind. 
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§. 7. Verpflichtang der Privatpersonen, Behörden und Beamten zur Anskonft 
ertheilnng; amtliches Ermittelongsverfahren. 


Alle unmittelbaren und mittelbaren Behörden und Beamten sind ver¬ 
bunden, der Steuerbehörde oder den zur Einziehung oder Verwendung des Stem¬ 
pels no^ sonst verpflichteten Behörden oder Beamten Auskunft über die für die 
Festsetzung der Stempelsteuer in Betracht kommenden tbatsächlichen Verh&ltnisse 
zu ertheilen. 

§. 12. Verpflichtung zur Zahlung der Stempelsteuer. 

Zur ZaJünng der Stempelsteuer sind verpflichtet: 

a. bei den von Behörden und Beamten, einschliesslich der Notare, aufge¬ 
nommenen Verhandlungen oder ertheilten Ausfertigungen, Abschriften, Beschei¬ 
nigungen, Auszügen und Genehmigungen aller Art diejenigen, auf deren Ver¬ 
anlassung die Schriftstücke anfgenommen oder ertheilt sind. 

§. 13. Haftbarkeit für die Stempelsteuer. 

Für die Entrichtung der Stempelsteuer haften unter Vorbehalt des Bück- 
grifls gegen die eigentlich Verpflichteten: 

a. Beamte, einschliesslich der Notare, welche die von ihnen anfgenom- 
menen Urkunden vor erfolgter oder nicht ausreichend erfolgter Stempelverwen- 
dnng aushändigen oder Ausfertigungen oder Abschriften ertheilen oder wegen 
der Einziehung des Stempels die ihjaen nach §. 15 obliegenden Pflichten ver¬ 
absäumen. 

II. Abschnitt. 

Von der Erfüllung der Stempelpflicht und den Folgen 
der Nichterfüllung. 

§. 14. Art der Erfüllung der Stempelpflicht. 

Die Stempelpflicht wird erfüllt durch: 

a. Niederschreiben der stempelpflichtigen Erklärung auf gestempeltes Papier; 

d. Verwendung von Stempelmrken durch zur Entwerthung derselben 
befugte Amtsstellen.*) 

§. 15. Zeit der Stempelverwendung bei den von Behörden und Beamten 
anfgenommenen Verhandlungen. 

Behörden und Beamte, einschliesslich der Notare, haben zu allen von ihnen 
anfgenommenen Verhandlungen oder ertheilten Ausfertigungen, Abschriften, Be¬ 
scheinigungen, Auszügen und Genehmigungen aller Art den Stempel vor deren 
Aushändigung, spätestens aber binnen zwei Wochen nach dem Tage der Aus¬ 
stellung der Urkunden zu verwenden. Ist der Stempel innerhalb dieser Frist 
von den Verpflichteten nicht beigebracht, so ist die zwangsweise Einziehung des 
Stempels binnen einer Woche bei der zuständigen Steuerstelle von den vorbe- 
zeichneten Behörden und Beamten zu beantragen oder, wenn sie selbst zur 
zwangsweisen Einziehung von Geldern befugt sind, die zwangsweise Einziehung 
innerhalb der gleichen Frist anzuordnen. 

*) Betreffs der Stempel-Entwerthung durch Behörden und Beamte be¬ 
stimmen die Ausführungsbestimmungen (§. 2): 

Die vorgedachten Behörden und Beamten können zu allen von ihnen in 
amtlicher Eigenschaft mit Privatpersonen abgeschlossenen Verträgen, ferner zu 
allen von ihnen aufgenommenen Verhandlungen oder ertheilten Ausfertigungen 
n. s. w. sowie zu aUen von Privatpersonen auf sie au^estellten Vollmachten 
statt des Stempelpapiers Stempulmarken verwenden, jedoch nur unter nach¬ 
stehenden Bedingungen: 

a. das Aufkleben der Marken auf die stempelpflichtige Erklärung hat in 
der Weise zu erfolgen, dass zwischen den nebeneinander befestigten Marken ein 
geringer Zwischenraum bestehen bleibt, um das Uebergreifen der unter b ange¬ 
ordneten Entwerthungsvermerke auf das Papier zu gestatten. 

b. Die Entwerthung der Marken, und zwar jeder einzelnen, erfolgt bei 
Behörden und Beamten durch Vermerk des Datums (in Ziffern), an welchem die 
Marke anfgeklebt ist, der Geschäftsnnmmer und des Orts, an welchem die Ver¬ 
wendung erfolgt ist, und zwar in dem unteren Theil der Marke, dergestalt, dass 
die Geschäftsnnmmer und das Datum stets in der Marke selbst einzutragen sind, 
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§. 19. Festsetzung von Ordnnngstrafen gegen Beamte und Notare. 

Unmittelbare oder mittelbare Staatsbeamte, einschliesslich der Notare, 
welche bei ihren amtlichen Verhandlungen oder bei den im Auftrag oder Namens 
einer unmittelbaren oder mittelbaren Staatsbehörde mit PriTatpersonen abge¬ 
schlossenen Verträgen die ihnen durch dieses Gesetz oder die zu dessen Aus¬ 
führung erlassenen Vorschriften hinsichtlich der Versteuerung auferlegten Pflichten 
versäumen, sind, sofern nicht nach der Art des Vergehens wegen verletzter 
Amtspflicht eine höhere Strafe eintritt, mit einer Ordnungsstrafe bis zum Be¬ 
trage des nicht verwendeten Stempels, jedoch nicht Aber einhundertfOnfzig Mark 
zu belegen. 

Die Privatpersonen, mit welchen die Verträge abgeschlossen sind, des¬ 
gleichen die Inhaber oder Vorzeiger bleiben von Strafe frei. 

Die Festsetzung der Strafen gegen Beamte und Notare erfolgt durch die 
ihnen Vorgesetzte Aufsichtsbehörde; die Ermässignng oder Niederschlagung der 
Strafe kann durch dasjenige Ministerium angeordnet werden, zu dessen Verwal¬ 
tung der Beamte gehört. 

m. Abschnitt. 

Besondere Bestimmungen. 

§. 24. Ersatz für die vor dem Verbrauch verdorbenen Stempelzeichen. 

Für Stempelzeichen, welche vor dem Verbrauche durch Zufall oder Ver¬ 
sehen verdorben worden sind, kann Ersatz beansprucht werden. *) 


der übrige Theil des Vermerks aber auf das die Marke seitwärts umgebende 
Papier hinübergreift. 

Beamte, welche kein Geschäftsverzeichniss führen, haben statt der Ge- 
schäftsnnmmer ihren ausgeschriebenen Namen in den unteren Theil der Marke 
zu setzen. 

Ausserdem haben die Behörden und Beamten die anfjgekiebten Marken 
jedesmal mit einem schwarzen oder farbigen Abdruck ihres Stempels dergesttdt 
zu versehen, dass der Abdruck theils auf dem oberen, mit dem Entwerthnngs- 
vermerke nicht versehenen Theile der Marke (ohne die vorgedachten SchrUt- 
Zeichen zu bedecken), theils auf dem die Marke umgebenden Papiere zu stehen 
kommt. 

Zur Veranschaulichung dienen nachfolgende Abdrücke: 



Beamte, welche keinen amtlichen Stempel führen, haben statt eines 
Stempelabdmcks die Amtsstelle auf dem oberen Theile der Marke und unter 
Mitbenutzung des die Marke umgebenden Papiers deutlich zu bezeichnen und 
mit Namensuuterschrift zu versehen. 

*) Der Antrag auf Ersatz für die vor dem Verbrauch verdorbenen Stempel¬ 
zeichen ist nach den Ausffihmngsbestinunnngen (§. 17) bei dem Hauptamt des 
Bezirks anzumelden. 
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§. 25. Erstattung bereits verwendeter Stempel. 

Die entrichtete Stempelsteuer wird erstattet: 

a. wenn ein gesetzlich nicht erforderlicher Stempel verwendet und der 
Erstattungsantrag innerhalb zweier Jahre nach der Entrichtung des Stempels 
angebracht worden ist; 

b. wenn der von Behörden oder Beamten, einschliesslich der Notare, in 
der Erwartung der Zahlung verwendete Stempel von den zur Entrichtung des¬ 
selben Verpflichteten nicht beigetrieben werden kann.*), 

§. 27. Verjährung der Stempelsteuer. 

Die Stempelsteuer verjährt, wenn sie auf einen Bmchtheil des Werths 
des Gegenstands zu bemessen ist, in zehn, sonst in fünf Jahren nach Ablauf des 
Kalenderjahres, in welchem die Zahlung der Abgabe hätte erfolgen müssen. 

§. 31. Anfsichtsfühmng. 

Die nähere Aufsicht über die gehörige Beobachtung dieses Gesetzes 
führen die Vorstände der Stempelsteuerämter, welche mit besonderer Anweisung 
vom Finanzminister versehen werden 

Alle Behörden und Beamten etc. sind verpflichtet, den vorbezeichneten 
Vorständen behufs Prüfung der gehörigen Abgabenentrichtung die Einsicht ihrer 
Akten, Bücher und Schriftstücke zu gestatten. 

Stempeltarif. 


In 

iz; 


Gegenstan 


d 


der 


Bestenerun 


Steuer' 

satz 




M. 


Pf. 


6 . 

7. 

10 . 


11 . 


12 . 


Apotheken, s. Erlaubnissertheilungen, Buchstaben a. 

Approbationsscheine, s. Erlaubnissertheilungen, Buchstaben b. 

Ausfertigungen von Schriftstücken der Behörden und Be¬ 
amten, sofern für die Schriftstücke nicht ein durch diesen Tarif 

bestimmter Stempel zu entrichten ist. 

Befreit sind Ausfertigungen: 

a) von Bescheiden auf Gesuche, Anfragen und Anträge in Pri¬ 
vatangelegenheiten, sie mögen in Form eines Anwortschrei¬ 
bens, einer Verfügung, einer Verfügungsabschrift oder einer 
auf die zurückgehende Bittschrift selbst gesetzten Verfügung 
erlassen werden; 

Auszüge aus den Akten, öffentlichen Verhandlungen, amtlich ge¬ 
führten Büchern, Begistern und Bechnungen, wenn sie für Pri¬ 
vatpersonen auf ihr Ansuchen aasgefertigt werden. 

Befreit sind die auf den Personenstand (Geburten, Heirathen, 
Sterbefälle n. s. w.) bezüglichen Auszüge aus amtlich geführten 
Büchern und Standesregistem. 

Bestallungen für besoldete Beamte. 

für unbesoldete Beamte.frei 


50 


1 50 

1 50 


*) Nach den Ansfübrungsbestimmungen (§. 18) sind Anträge auf Erstat¬ 
tung verwendeter, gesetzlich nicht erforderlicher Stempel innerhalb der vorge¬ 
schriebenen Frist an den Vorstand desjenigen Stempelsteueramtes, in dessen Be¬ 
zirk der Stempel verwendet worden ist, zu richten und zwar in der Begel 
unter Beifügung der Urkunden, auf welchen die zu erstattenden Stempel ent- 
werthet worden sind. Behörden und Beamte haben diese Anträge tbunlicbst in. 
der Form von Nachweisungen, welche die Erstattungsgründe enthalten müssen, in 
doppelter Ausfertigung einznreichen. 

Wegen der Erstattung der von Behörden oder Beamten einschliesslich der 
Notare verauslagten Stempel sowie der Stempel zu Urkunden über nichtige oder 
durch rechtskräftiges gerichtliches Urtheil für ungültig oder nichtig erklärte 
Geschäfte finden die Bestimmungen des vorhergehenden Absatzes ebenfalls An¬ 
wendung. Dem Anträge auf Erstattung verauslagter Stempel ist die Be¬ 
scheinigung beizufügen, dass die versuchte Beitreibung von dem zur Entrichtung 
des Stempels Verpflichteten fruchtlos gewesen ist. 
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«4 

;z; 

S 


Gegenstand der Besteuernng. 


Steuer¬ 

satz 


M. 


Pf. 


22 . 


Erlaubnissertheilnngen (Approbationen, Konzessionen, Ge> 
nehmignngen n. s. w.)‘) der Behörden in gewerbepolizeilichen An¬ 
gelegenheiten : 
a) Konzessionen: 

zum Betriebe einer Apotheke,*) 
wenn die Konzession vererMich und veräusserlich ist . 


mindestens aber. 

sonst. 

zur Errichtung einer Zweig- (Filial-) Apotheke . . . . 
zur Verlegung einer Apotheke auf Antrag des Besitzers. 

Befreit sind die vererblichen und veränsserlichen Kon¬ 
zessionen für diejenigen, welche dieselben erbschaftssteuer- 
frei ererbt haben. 

b) Approbationen für: 

Apotheker. 

diejenigen Personen, welche sieh als Aerzte (Wundärzte, 
Augenärzte, Geburtshelfer, Zahnärzte und Tbierärzte) 
oder mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen oder sei¬ 
tens des Staats oder einer Gemeinde als solche aner¬ 
kannt oder mit amtlichen Funktionen betraut werden 

sollen. 

(§. 29 der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich 
vom 1. Juli 1883.) 

c) Erlauhnissertheilungen 

für Unternehmer von Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- 
und Privat-Irrenanstalten (§. 30 der Reichs-Gew.-O.); 
wenn der Gewerbebetrieb 

wegen geringen*) Ertrags und Kapitals von der Ge¬ 
werbesteuer frei ist... 


Vi vom 
Hundert 
des 

Werths 
d. Konz. 
50 — 
50 — 
5 — 
10 — 


1 


50 


1 


50 


1 


50 


*) Den Steuersätzen dieser Tarifstelle unterliegen die aufgeführten Er- 
laubnissscheine ohne Rücksicht auf die Form, in welcher sie ertheilt sind, also 
einerlei, ob in der Form von Ausfertigungen, Protokollen, einfachen Bescheiden, 
Verfügungen u. s. w. 

*) Behufs Ermittelung des stempelpflichtigen Werthes vererblicher und 
veräusserlicher Konzessionen ist zunächst der die Konzession Nachsuchende zur 
Werthangabe und zur Vorlegung des über den Verkauf der Apotheke etwa ge¬ 
schlossenen Vertrags aufzufordern. Falls ein solcher Vertrag vorhanden ist, so 
ist aus ihm festzustellen, ob und was die Vertragschliessenden über die Ver¬ 
gütung für den Uebergang der Konzession auf den neuen Erwerber verabredet 
haben. Wird der angegebene Werth für zu niedrig erachtet und findet eine 
Einigung mit dem Steuerpflichtigen nicht statt, so ist der Werth, falls ihn die 
die Konzession ertheilende Behörde nicht selbst zu begutachten vermag, nach 
der Vorschrift des §. 7 Abs. 3 des Gesetzes und unter Beachtung der Vorschrift 
der Ziffer 6 dieser Bekanntmachung anderweitig zu ermitteln, wobei unter Um¬ 
ständen auch die in früheren Verträgen über das Entgelt für die betreffende 
Konzession getroffenen Vereinbarungen als Anhaltspunkte werden dienen können. 
Den Oberpräsidenten bleibt es überlassen, zur Ermittelung der Konzessionswerthe 
die Mitwirkung der Provinzial-Steuer-Direktoren in Anspruch zu nehmen. 

Insoweit der Werthstempel unstreitig ist, muss seine Verwendung auf der 
Konzessionsurkunde innerhalb der im §. 15 Abs. 1 des Gesetzes angegebenen 
Frist erfolgen, während der Stempel für den etwaigen nachträglich ermittelten 
Mehrwerth später auf der Urkunde zu entwerthen ist. 

*) Unter 1500 Mark jährlicher Ertrag oder weniger als 3000 Mark Anlage- 
und Betriebskapital. 
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Gegenstand der Beste'aernng, 


Steuer¬ 

satz 


M. 


Pf. 


28. 

49. 


60. 

77. 


in die vierte Gewerbestenerklasse gehört. 

^ dritte ^ yf ..... 

, zweite , „ . 

» erste ^ ^ . 

ein Viertel der vorstehenden Sätze. 

Befielt sind Erlanbnissertheilnngen für Unternehmer von 
Privat-Kranken-, Privat-Entbindnngs- nnd Privat-Irren- 
Anstalten, welche zu gemeinnützigen Zwecken dienen. 

Heirathsgenehmignngen für Beamten. Militärpersonen frei. 

Pässe znm Transport von Leichen wegen deren Beerdigung ausser 
dem Kirchspre^el, worin der Todesfall sich ereignet hat*) . . 
bei nachgewiesener Dürftigkeit kann der Stempel bis a^ . . 
ermässigt werden. 

Standeserhöhnngen und Gnadenerweise, landesherrliche 
e. für die Verlegung von Titeln an Privatpersonen . . . . 

(Sanitätsräthe, Geh. Sanitätsräthe u. s. w.) 

Zeugnisse, amtlicher in Privatsachen, innerhalb der 
Zuständigkeit der ausstellenden Behörde oder der ansstellenden 

Beamten ertheilte. 

Befreit sind: 

a) Zeugnisse, auf Grund deren ein anderes amtliches Zeugniss 
oder ein Pass (Reise- oder Leichenpass, Passkarte) ansge¬ 
stellt werden soll; 

c) Zengnisse, welche zum Nachweise der Berechtigung znm 
Genüsse von Wohlthaten, Stiftungen nnd anderen Bezügen 
für hülfshedürftige Personen dienen sollen oder welche 
wegen Zahlung von Wartegeldem, Pensionen, Unterstützungs¬ 
geldern, Krankengeldern, Beerdigungskosten, Wittwen- und 
Waisengeldem und ähnlichen Kosten nnd Geldern als Rech¬ 
nungsbeläge bei öffentlichen oder privaten Kassen und An¬ 
stalten eingereicht werden müssen; 

d) Führungszeugnisse*) 


5 

15 

50 

100 


5 

1 

300 

1 


50 


50 


Statistik der Erkrankungen an Pocken. Runderlass der Mi¬ 
nister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. im Aufträge: 
V. Bartsch) und des Innern (gez. im Anftrage: Haase) vom 29. Januar 
1896 — M. d. g. A. M.Nr. 480 und M. d. T. H, Nr. 1158 — an sämmtUche 
Königlichen Regierungspräsidenten. 

Der Herr Reichskanzler (Reichsamt des Innern) hat es als erwünscht be¬ 
zeichnet, dass bei Krankheitsausbrttchen an Pocken (Variola, Variolois) Melde¬ 
karten in der beiliegendenden Form über jeden Kranken ansgestellt und dem 
Kaiserlichen Gesnndheitsamte übersandt werden. 

Nach den angestellten Ermittelungen hat es sich als schwer durchführbar 
und nicht empfehlenswerth herausgestellt, bei Pockenepidemien für jeden ein¬ 
zelnen Krankheitsfall diese Meldekarten ansznfertigen. Hierbei Rillt wesentlich 
in’s Gewicht, dass in vielen Fällen ärztliche Hülfe nicht hinzngezogen wird nnd 
die Angaben der auf Grund niehtärztlicher Ermittelungen ausgestellten Melde¬ 
karten nur ein unzuverlässiges Bild der Epidemie geben. Die durch die Aus¬ 
stellung der Meldekarten bei gehäuftem Auftreten der Pocken für die Behörden 
entstehenden Mühen nnd Kosten würden somit in keinem Verhältniss zu dem 
Wertke einer derartigen Statistik stehen. 

Es erscheint deshalb berechtigt, sich hinsichtlich der nicht ärztlich fest¬ 
gestellten, angezeigten Pockenfölle mit einem Auszüge ans dem nach §. 12 des 
Regulativs bei ansteckenden Krankheiten vom 8. August 1835^von der Polizei- 


*) Die Physikatsbescheinignngen behufs Erlangung eines Leichenpasses 
sind nach Nr. 77 a des Tarifs stempelfrei. 

*) Z. B. für Apothekerlehrlinge nnd Apothekergehttlfen. 
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behörde zu führenden Krankenjonmale za begnügen, jedoch das Journal für die 
Zwecke der Pockenstatistik durch eine Bubrik über den Impfzustand zu erg&nzen. 

D^egen wird die Ausfüllung der Meldekarten sich unschwer und zuver¬ 
lässig bei der Mehrzahl der PockanMle bewirken lassen, in welchen die Krank¬ 
heit durch einen Arzt, insbesondere einen Medizinalbeamten, festgestellt und 
polizeilich angemeldet ist. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, im Falle des Auftretens 
von Pockenerkrankungen im dortigen Bezirke nach vorstehenden Ausführungen 
zu verfahren und sowohl die ausgestellten Meldekarten, als auch die ergänzten 
Auszüge ans dem Krankenjoumal in doppelter Ausfertigung und zur Weitergabe 
an das Kaiserliche Gesundheitsamt einzareichen. 

B. 


Meldekarte für Erkrankungen an Pocken. 

Gemeinde: . 

Verwaltungsbezirk:. Staat:. 

Wohnung des Erkrankten (Strasse und Nr.): . 


1. Vor- and Familienname des Erkrankten:. 

2. Geschlecht: männlich?.weiblich? 

3. Alter: geb. den .18. (wenn der Teig der Geburt 

nicht bekannt, wie alt? .) 

4. Geburtsort:. Verwaltungsbezirk (Kreis):. 

für ausserhalb des Staates Geborene: Geburtsland:. 

6. Genaue Bezeichnung des Hauptberufes: .. 

Stellung im Hauptberuf (z. B. selbstständig, Geselle etc.) ^ 

Ort der Beschäftigung:. 

6. Für Zugereiste ist anzugeben: wann zugereist? . 

woher? . 


7. Datum der Erkrankung? . 

„ „ angefangenen ärztlichen Beobachtung? . 

„ , etwaigen Aufnahme in ein Krankenhaus:. 

8. Impfverhältniss: Mit Erfolg geimpft? . wann? . 

a) Sind deutliche Impfiiarben vorhanden? .wieviele?. 

b) Sind undeutliche „ „ .wieviele?. 

Ohne Erfolg geimpft? .Durch welche Ermittelung festge¬ 
stellt ?. 

Revaccinirt?.in weldhem Lebensalter zum letzten Male?. 

Mit Erfolg? .Ohne Erfolg? . Durch welche 

Ermittelung festgestellt? . 

Ist der Erkrankte Soldat gewesen? .wann . 

Ist Patient bereits pockenkrank gewesen?. wann?. 

Sind deutliche Pockennarben vorhanden ?. wo ?.. 

9. Verlauf und Dauer der Krankheit: 

Diagnose: diskrete? .confluirende? .hämorrhagische?. 

Pocken schwer?.leicht?. 

Wie lange ist Patient krank gewesen? . 

Sind Nachkrankheiten beobachtet?.welche?. 

Gestorben: wann ?. wo ? (in der Wohnung, im 

Krankenhause etc.).'. 

10. Ist Ansteckung naebgewiesen ?. Wie erfolgte die¬ 

selbe? . 


Wohnort: . Datum: den. 

Unterschrift:. 


(des behandelnden Arztes.) 
Vermerk des zuständigen Medizinalbeamten: 


Instruktion zur Ausfüllung der vorstehenden Karte. 

Die Beantwortung der vorstehenden Fragen geschieht durch Worte bezw. 
Zahlen auf den vorgeschriebenen Linien. 

Zur Ueberschrift, die Wohnung betreffend: Für etwaige weiter¬ 
gebende medizinalpolizeilcbe Erhebungen in grösseren Orten empfiehlt es 
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sich, die Wohnong im Hause genau zu bezeichnen. V. = Vorderhaus, 
H. = Hinterhaus, St. — Stockwerk, K. = Keller. 

Zu Frage 5, Absatz 1: Fttr nicht erwerbsfähige bezw. nicht selbst* 
ständige Personen (Ehefrauen ohne eigenen Beruf, Kinder etc.) ist der 
Beruf des Haushaltangsvorstandes anzugeben. 

Zu Frage 5, Absatz 3: Die Eintragung über den Ort der Beschäfti¬ 
gung soll ersichtlich machen, ob der Erkrankte regelmässig 
ausserhäuslich, etwa in einer Fabrik, Werkstatt n. drgl. (welcher 
Art — z. B. Papierfabrik — und wo gelegen?) beschäftigt war, oder 
ob er eine Schale besuchte und welche? 

ZaFrage7,Abs. 1: Für die Feststellung des Datums der Erkrankung ist der im 
Beginn auftretende Schüttelfrost massgebend. Fehlt derselbe, so ist ersichtlich 
zu machen, nach welchem Symptome der Beginn der Erkrankung datirt wurde. 
Zn Frage 8: üeber das Impfverhäitniss werden die Angaben, wenn die 
Aerzte sie durch eigene Untersuchung gewinnen, besonders werthvoll sein. 
Führt die Untersuchung zu keinem Ergebniss, dann ist anzugeben, ob die 
Antworten auf Angaben des Patienten oder der Angehörigen beruhen, 
oder durch Einsicht in amtliche Bescheinigungen (Impfschein, Revaccina- 
tionsschein, Impflisten) gewonnen sind. 

Ertheilnng der Konzession zum Handel mit Giften. Rundver- 
fügung des Königlichen Regierungspräsidenten in Bromberg 
vom 13. Februar 1896 an sämmtliche Herren Landräthe. 

Nachdem der Handel mit Giften durch die Polizei-Verordnung vom 
24. August 1895 seitens der Herren Minister für Handel und Gewerbe, der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten und des Innern geregelt 
ist, erscheint es bei der grossen Zahl der in Anlage I der genannten Polizei- 
Verordnung als Gifte angeführten Drogen, chemischen Präparate and Zube¬ 
reitungen dringend nothwendig, dass bei der Ertheilnng der Konzession zum 
Gifthandel nur mit der grössten Vorsicht verfahren wird. 

In dieser Beziehung empfehlen sich folgende Massnahmen: 

Jeder Gewerbetreibende, der die Erlaubniss (Konzession) zum Gifthandel 
nachsacht, hat zugleich ein übersichtliches, alphabetisch und nach den Abtheilungen 
der Gifte (vergl. Polizei-Verordnung vom 24. August 1895, Anlage I) geordnetes 
Verzeichniss der Gifte, die er führen will, aufzustellen und vorzulegen. 

Bei der Auswahl der in jedem Einzelfalle zum Handel zuzulassenden 
Gifte sind die örtlichen und gewerblichen Bedür&isse, die persönliche Zuver¬ 
lässigkeit des Nachsuchenden, sowie Art und Umfang des betreffenden Geschäftes 
zu berücksichtigen, jedoch darf die Ertheilnng der Konzession an sich nicht von 
der Bedürfnissfrage abhängig gemacht werden. 

Jeder Antrag auf Genehmigung zum Gifthaudel nebst dem Verzeichniss 
der Gifte, die der Gewerbetreibende führen will, ist zu dem Zwecke dem zu¬ 
ständigen Kreisphysikus zur Prüfung und Aensserung vorzulegen. 

Sollte den Ausführungen des Kreisphysikus in irgend welcher Hinsicht 
nicht beigetreten werden, so erwarte ich, bevor die Gifthandelskonzession ertheilt 
wird, hierüber Bericht. 

In den Konzessionsurkunden sind die den Antragstellern für den Gift¬ 
handel erlaubten Stoffe stets einzeln und unter Anwendung der in der Anlage I 
der Polizei-Verordnung vom 24. August 1895 enthaltenen Namen, eventueU 
nach den drei AbtheUungen der Gifte gesondert, zu bezeichnen. 

Schliesslich ersuche ich noch die Herren Landräthe, die untergeordneten 
Polizeibehörden darauf ausdrücklich aufmerksam zu machen, dass die Konzession 
zum Handel mit Giften nicht von den Polizeibehörden, sondern nach Massgabe 
des §. 14 des Zuständigkeitsgesetzes zu ertheilen ist und dass Kanfleute, die auch 
nur eines der als Gifte in Anlage 1 der angezogenen Polizei-Verordn.vom 24. Aug. 
1895 bezeichneten Stoffe führen, sowohl zur Nachsuchung einer Konzession zum Gift¬ 
handel, sds auch zur Beachtung aller Bestimmungen über Bezeichnung, Aufbe¬ 
wahrung und Abgabe der Gifte verbanden sind. Ich ersuche daher, bei der all¬ 
jährlich stattfindenden Revision der Materialwaarenhandlungen die Ortspolizei¬ 
behörden anzuweisen, ausdrücklich auf das Vorräthighalten von Säuren, Blaustein 
und dergl. bei den Kanfleuten zu achten und bei etwaigen solchen Befanden 
wegen Feilhalten von Giften ohne Erlaubniss bestimmungsgemäss einzuschreiten. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W* 

C. 0. Brunt« Bachdrackeroi Minden, 
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Rechtsprechung. 

Grenzen der polizeilichen Befugnisse in Bezug auf Anoi^dnung 
der Entleerung der Aborte nur durch die von der Stadt zugelassenen 
Unternehmer. Entscheidung des Strafsenats des Kammer* 
gerichts vom 14. März 1895. (Goltdammers Archiv.) 

Eine Polizeibehörde kann zwar auf Grnnd der §§. 5 und 6 litt, b und f 
des Gesetzes vom 11. März 1850, des §. 366“ St.-B.-G. und des §. 37 der 
Beichs* Gewerbeordnung im öffentlichen Interesse, insbesondere der Ordnung des 
Verkehrs, sowie zur Erhaltung der Reinlichkeit auf öffentlichen Strassen und ans 
Sorge für Leben und Gesundheit vorschreiben, dass die Entleerung der Aborte 
und die Abfuhr des Inhalts derselben durch bestimmte von der Stadt zngelassene 
Unternehmer zu erfolgen habe; es muss dann aber entweder den Unternehmern 
überlassen bleiben, sich mit den Eigenthümern des Inhaltes der Abortgruben 
über die Bedingungen, unter welchen ihnen dieser überlassen wird, bezw. über 
die für die Abfuhr zu gewährende Vergütung zu einigen, oder aber, wenn dies 
zu keinem Ergebniss führt, den Unternehmern seitens der Stadt eine Vergütung 
gewährt werden, welche, wenn dieselbe nicht oder nicht lediglich in der Ueber* 
lassung des Eigenthums am Inhalt der Grube besteht, in anderer Weise regulirt 
werden muss. Dagegen kann durch Polizeiverordnung das Eigenthum am Gruben¬ 
inhalt den Eigenthümern nicht ohne Weiteres, d. h. ohne vorgängige Feststellung 
der Entschädigung entzogen und auch die Zahlung einer Gebühr an die Unter¬ 
nehmer nicht wirksam vorgeschrieben werden; denn eine solche Polizeiverord¬ 
nung steht einerseits mit Art. 9 der Verfassung im Widerspruche und findet 
andererseits hinsichtlich der Auferlegung einer Gebühr weder im §. 37 der Reichs- 
Gewerbeordnung noch im Gesetz vom 11. März 1850 ihre gesetzliche Grundlage. 
Die Bestimmung einer Polizeiverordnung: 

Die Entleerung der Aborte erfolgt regelmässig nur durch die von der 
Stadt zugelassenen Unternehmer, welche die Räumung gegen Bezahlung 
einer bestimmten Abgabe und Ueberweisung des Grubeuinhalts zu be¬ 
sorgen haben, 

ist auch, so weit sie nur die Entleerung anordnet, deshalb rechtsunverbindlich, 
weil diese letztere Anordnung mit den weiteren rechtsunwirksamen Vorschriften 
in untrennbarem Zusammenhang steht, so dass die ganze Bestimmung als ein¬ 
heitlich gelten muss. 


Befugniss der Ortspolizeibehörde, in einem Hanse, in welchem die 
vorhandene Anzahl der Klosets im Verhältniss zur Menge der Bewohner 
nicht ansreicht, die Anlegung eines Klosets anznordnen. Urtheii des 
Ober-Verwaltungsgerichts (IV. Sen.) vom 3. Juli 1895 (IV,Nr. 1004). 

Durch Verfügung des Polizei - Präsidiums zu Berlin vom 20. August und 
29. Oktober 1894 wurde dem Kaufmann E. daselbst zur Vermeidung einer Geld¬ 
strafe von 50 Mark event. 5 Tagen Haft anfgegebeu, auf dem Grundstücke 
S.-Strasse 21, auf dessen Hofe sich nur ein Kloset zur Benutzung von acht 
Haushaltungen befand, noch ein Kloset innerhalb der vorhandenen Gebäude ein- 
znriebten und binnen 14 Tagen die entsprechenden Zeichnungen einzureichen. 
Nach fruchtloser Beschwerde klagte E. gegen den Oberpräsidenten von Berlin 
auf Aufhebung des zurückweisenden Bescheides desselben mit der Begründung, 
dass er die Nothwendigkeit der Anlegung eines neuen Klosets bestreiten müsse, 
übrigens er auch nicht in der Lage sei, das neuanznlegende Kloset im Innern 
des Gebäudes nnterzubringen. Das Ober-Verwaltungsgericht erkannte auf 
Klageabweisung unter folgender Begründung: 
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Nach der konstanten Jadikatnr des Ober - Verwaltongsgerichts unterliegt 
es in rechtlicher Beziehung keinem Bedenken, dass der Ortspolizeibehörde auf 
Grund des §. 10 Tit. 17 Th. II A. L. • fi. die Befugniss zustebt, auf die Her¬ 
stellung einer genügenden Anzahl von Aborten in solchen Häusern zu dringen, 
in denen die Zahl der vorhandenen Bedttrfnissanstalten im Yerhältniss zur 
Menge der Bewohner nicht aasreicht, um die Besor^iss gesnndheitsschädlidier 
und die gute Sitte verletzender Missstände ausznscbliessen; die Beseitigung und 
Verhütung solcher Missstände gehört zu den Aufgaben der Polizeibehörden, wie 
solche im Einzelnen auch im §. 6 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 aufgeführt worden sind. War sonach in rechtlicher Beziehung 
das Vorgehen der Polizeiverwaltung gerechtfertigt, so kommt bezüglich der 
thatsächlichen Seite der Sache in Betracht, einmal, dass Kläger, um die polizei¬ 
liche Massnahme von sich abzuwenden, seinerseits nachweisen musste, dass jede 
thatsächlicbe Unterlage für dieselbe fehlt, sodann, dass es sich um die Ab¬ 
messung eines Bedürfnisses handelt, für welches feste Normen mangeln, so dass 
dem sachlichen Ermessen der Behörde der freieste Spielraum gelassen ist, und 
endlich, dass es sich nicht um ausschliesslich oder auch nur vorwiegend medi¬ 
zinisch-wissenschaftliche oder bautechnische Fragen handelt, sondern nur dem 
gesunden Urtbeile eines Jeden unterliegende Verhältnisse, die füglich sehr wohl 
nach Massgabe der Erfahrungen zu benrtheilen sind, welche die verwaltenden 
Organe der Polizei bei der täglichen Ueberwachung der vorliegenden thatsäch¬ 
lichen Verhältnisse und Vorgänge sammeln. Die klägerischen Anführungen 
ergeben nun aber nicht, dass die Anforderungen der Polizei des sachlichen An¬ 
halts entbehrten. Nach den eigenen Angaben des Klägers sind fünf Mieths- 
parteien mit zusammen gegenwärtig 22 Personen auf das eine im Hofe vor¬ 
handene Kloset angewiesen, und hinzukommen diejenigen Personen, welche als 
Gäste das im Hause befindliche Bestanrationslokal besuchen. 

Was den Einwand des Klägers anlangt, dass er einen zur Anlage der 
Klosets im Innern des Gebäudes geeigneten Raum nicht zur Verfügung habe, 
so ist dieser hinBUlig. Der Umstand, dass sämmtliche Parterreräume gegen¬ 
wärtig vermietbet sind und sich im Besitze der Miether befinden, kann vom 
Kläger nicht dahin verwerthet werden, dass ihm die Ansfübrung der polizei¬ 
lichen Anordnung unmöglich sei. Die bestehenden Miethsverhäitnisse mögen zur 
Zeit der Ausführung entgegensteben, sie müssen eben, soweit es nötbig ist, 
gelöst und dadurch Kläger in den Stand gesetzt werden, der polizeilichen An¬ 
ordnung nachzukommen. Hierauf thunlich Bedacht zu nehmen, ist Sache des 
Klägers, der dabei allerdings erwarten kann, dass die Polizeibehörde auch ihrer¬ 
seits auf die bestehenden Vertragsverbältnisse billige Rücksicht nehme. Diese 
ganze Frage ist jetzt nicht zu entscheiden, sie gehört der zwangsweisen Aus¬ 
führung an, sofern es der Kläger zu einer solchen kommen lassen sollte. 

Dass der pekuniäre Nachtheil, welcher dem Kläger daraus erwächst, 
dass er genöthigt sein wird, ein bisher vermietbetes Parterrelokal zum Kloset 
einzurichten, ihn nicht der Verpflichtung Überbeben kann, dasjenige auszuführen, 
was im polizeilichen Diteresse geboten ist, versteht sich von selbst. 


Polizeiliches Gebot auf Entfernung der Schweine ans den Ställen 
einer mit Schweinetaaltnng verbnndenen Molkerei, weil die ans den 
Ställen dringenden üblen Gerüche den freien Verkehr anf der Strasse 
beeinträchtigen nnd die Znfnhr reiner Lnft in die Wohnnngen der be¬ 
nachbarten Gmndstücke nnmöglich machen. Urtheil des Ober-Ver¬ 
waltungsgerichts (m. Senat) vom 28. Dez. 1859 (III, Nr. 1476). 

Es ist als eine Störung nnd Beeinträchtigung der Ordnung, Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs auf den Strassen im Sinne des §. 6 litt, b des Polizei- 
verwaltungsgesetzes vom 11. März 1850 zu erachten, wenn das anf den Strassen 
sich bewegende Publikum durch üble Gerüche, welche ans der Schweinehaltung 
(in der ca. 100 Schweine gemästet werden) dringen, belästigt und dadurch in 
seinem freien Verkehr behindert wird. 

ln der durch üble Gerüche bedingten Abschliessung gegen die freie Luft 
und dem damit verbundenen Mangel an Zufuhr reiner Luft ist nach dem Gut¬ 
achten der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen vom 28. Juli 
1886 (Entsch. des Ober-Verw.-Gerichts, Bd. XIV, S. 828) eine Gesundheits¬ 
gefahr zu erkennen. _ 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Könlsrireioh Preuisseii. 

Massregeln zar Verhätnng der kontagidseni Angenentzündnng. 
Bekanntmachung des Königlichen Regierungspräsidenten zu 
Gumbinnen vom 12. Februar 1896. 

Seit einer Reihe yon Jahren herrscht im hiesigen Bezirke, namentlich 
unter der ländlichen Bevölkernng die sogenannte kontagiOse, d. h. ansteckende 
Angenkrankheit. Diese Krankheit kann ein oder beide Augen befallen, findet 
sich sowohl vereinzelt hier und da bei einer Person, als auch gruppenweise bei 
mehreren Mitgliedern einer Familie eines Hauses oder Gehöftes, in Schulen, Er¬ 
ziehungsanstalten und beim Militär. 

Das Leiden tritt entweder schleichend auf und kann Jahre lang bestehen, 
ohne Schmerzen oder sonstige erhebliche Beschwerden zu verursachen. Die 
Kranken klagen in diesen Fällen Anfangs nur über Spannung und Schwere in 
den Augenlidern, die Augen thränen bei der Arbeit und sind nach dem Sdili^e 
weiss verklebt. Erst später nach Monaten oder Jahren, stellen sich erhebliche 
Störungen beim Sehen ein, die allmählich zur vollständigen Erblindung führen 
können. 

In einer anderen Reihe von Fällen tritt das Leiden gleich im Beginn 
heftig auf. Unter Schmerzen schwellen die Augenlider an, werden roth und 
empfindlicb, aus der Augenlidspalte quillt eitrige und blutig wässerige Flüssig¬ 
keit hervor. In sehr heftigen Fällen kann schon in wenigen Tagen Erblindung 
eintreten, in anderen weniger heftigen Fällen dieser Art können die Er¬ 
scheinungen sich wieder zurückbilden oder sind überhaupt in etwas milderem 
Grade vorhanden und das Leiden verläuft später wieder mehr schleichend unter 
dem Bilde der geschilderten ersten Gruppe. 

Anfangs sind nur die Lider ergriffen und die im gesunden Auge weiss 
erscheinenden Theile des Augapfels, später auch die durchsichtigen Tbeile des 
letzteren. Die Rückfiäche der Lider zeigt fast in allen Fällen eine rauhe 
Beschaffenheit. 

Das wichtigste Merkmal der Krankheit ist die üebertragbarkeit derselben 
von einer Person auf die andere, daher der Namen „kontagiöse oder ansteckende 
Augenkrankheit“. Diese üebertragnng geschieUt häufig dadurch, dase gesunde 
Personen mit den von der Krankheit behafteten in enger Berührung leben, in 
einem Zimmer oder gar in einem Bette mit einander schlafen, dasselbe Wasser, 
Geschirr oder Handtuch zum Reinigen des Gesichts und der Hände brauchen 
oder auf andere Weise Absonderung des erkrankten Auges auf ihr gesundes 
Auge übertragen. Am leichtesten und daher am häufigsten werden solche Augen 
von der Kraßheit ergriffen, die sich bereits in einem entzündlichen oder ge¬ 
reizten Zustande befinden. Diese Erfahrung ist sehr wichtig, gerade für den 
hiesigen Bezirk, in welchem eine grosse Zahl dieser leisten ans wenig Be¬ 
schwerden verursachenden Augenkrankheiten namentlich unter der ländlichen 
Bevölkerung beständig vorkommt. Der Aufenthalt in engen, überfüllten und 
schlecht gelüfteten Mumen, unsaubere Körperhaltung, Arbeiten in staubiger 
Luft (Pferdepntzen, Dreschen, Pflügen, Eggen n. s. w.) erzeugen sehr leicht 
diese Reizzustände des Auges, welche oft Jahre lang bestehen und immer den 
ergiebigsten Boden für die Entwickelung der ansteckenden Augenkrankheiten 
darbieten. 

Zur Vorbeugung oder Bekämpfung der letzteren ist es daher nöthig: 

1. durch Reinlichkeit des Körpers, fleissiges Waschen namentlich nach 
Arbeiten in staubiger Luft, durch fleissiges Lüften und Beinhalten der Wohn- 
und Schlafstuben das Auge vor Reiz und Erkrankung überhaupt zu schützen; 

2. jede enge Berührung mit einer an ansteckender Augenkrankheit leiden¬ 
den Person zu vermeiden, namentlich: 

a) nicht mit ihr in einer Stube oder gar in einem Bette zu übernachten, 

b) nicht dasselbe Waschwasser, Geschirr oder Handtuch zu gebrauchen 

c) oder auf andere Weise Absonderung ans dem erkrankten Auge auf ein 
anderes gesundes Auge zu übertragen. 

Sehr wichtig ist: 

8. dass jeder Fall von ansteckender Augenkrankheit so schnell als mög- 
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lieh ärztlich behandelt .wird. Es wird hierdurch in vielen Fällen nicht blos der 
Erblindung vorgebeugt, sondern auch weiterer Uebertragung der Krankheit. 

Es ergeht daher die Aufforderung zur Beachtung dieser Massregel und 
vor Allem zur rechtzeitigen Anzeige aller Fälle von verdächtigen Angenkrank- 
heiten. Sind in einer Familie, in einem Hause, auf einem Gehöfte, in einer 
Schale oder Erziehungsanstalt mehrere Personen unter den oben geschilderten 
Zeichen an den Augen erkrankt, so lässt sich mit ziemlicher Sicherheit annehmen, 
dass es sich um die ansteckende (konta^iöse) Augenkrankheit handelt und ist 
in diesen Fällen die Anzeige dieser Erkrankungen an die Ortspolizeibehörde, 
den Amtsvorsteher, den Landrath, eine im öffentlichen Wohle gebotene 
dringende Pflicht. _ 


B. Eönig^eioli Sachsen. 

Zahl der Impfschnitte. Verordnung des Ministeriums des 
Innern vom 17. Februar 1896. 

Um die Vornahme von Impfungen zu erleichtern und die mit der Impfung 
für die Impflinge sowohl wie für deren Angehörige verbundenen Unannehmlich¬ 
keiten zu vermindern, und weil in Gestalt der Thierlymphe ein so wirksamer 
Impfstoff zur Anwendung gelangt, dass es möglich ist, mit einer geringeren als 
bisher vorgeschriebenen Anzahl von Impfschnitten sich zu begnügen, ohne dass 
gleichwohl von der Forderung von mindestens zwei gut entwickelten Pusteln 
abgesehen zu werden braucht: findet das Ministerium des Innern in Verfolg 
einer bezüglichen Anregung von Seiten des Herrn Reichskanzlers es für unbe¬ 
denklich, auf Grund von §. 18 Abs. 2 des Impfgesetzes vom 8. April 1874, die 
Impfärzte zu ermächtigen, in Abweichung von der Bestimmung in §. 12 Abs. 2 
der „Neuen Instruktion für die Impfärzte“ vom 10. Mai 1886 — (Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1886 Seite 99) — für die Zukunft bei Erstimpflingen mit — 
(mindestens) — vier seichten Schnitten von höchstens 1 cm Länge nur am rechten 
Arme, bei Wiederimpfungen aber mit ebenso viel dergleichen Schnitten nur auf 
dem linken Arme sich zu begnügen, jedoch unter der Voraussetzung, dass solchen¬ 
falls die Anwendung von blossen Impf Stichen gänzlich in Wegfall zu 
kommen hat. 

Das Ministerium will vorläufig noch von einer formellen Abänderung der 
erwähnten Instruktion für Impfärzte absehen, aber den Ereishauptmannschaften 
Uermit Veranlassung geben, nicht nur die Impffü'zte, sondern auch die mit 
Privatimpfangen sich beschäftigenden übrigen Aerzte durch die Bezirksärzte mit 
einer entsprechenden Verständigung und Ermächtigung in der beregten Richtung 
versehen zu lassen. 

O. GrX’ossh.eirzog'tlium Bestsen. 

Vertrieb von gefälschten Medizinal weinen.*) Erlass der Minister 
des Innern und der Justiz vom 21. Jan. 1896 an sämmtlicheKreisämter. 

Es ist in neuerer Zeit wiederholt beobachtet worden, dass gefälschte odor 
nachgemachte Weine unter dem Namen „Medizinalweine“ oder ähnlichen Bezeich¬ 
nungen vertrieben werden. Gegen solche Vergehen gegen das Nahrangsmittel¬ 
gesetz vom 14. Mai 1879 einzuschreiten, erscheint um so mehr geboten, als der¬ 
artige Erzeugnisse meistens zum Genüsse und zur Stärkung für Kranke und 
Genesende Verwendung finden und hauptsächlich von den weniger bemittelten 
Kreisen der Bevölkerung verwendet zu werden pflegen. Es ist deshalb angezeigt, 
das Publikum in geeigneter Weise auf diese Fälschungen und Nachahmungen 
aufmerksam zu machen, nach Umständen Proben der fraglichen Getränke durch 
Sachverständige untersuchen zu lassen, soweit sich dieselben als nachgemacht 
oder verfälscht erweisen auf Grund der §§. 10, 11 und 15 des Nahrungsmittel¬ 
gesetzes das strafrechtliche Verfahren zu veranlassen und die Ergebnisse solcher 
Untersuchungen zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. 


*) Verfügungen gleichen Inhalts .sind erlassen im Herzogthum Sachsen- 
Meiningen unter dem 23. Oktober 1895, im Herzogthum Anhalt unter 
dem 18. Dezember 1895, sowie im Fürstenthum Reuss j. L. unter dem 
17. Januar 1896. _ 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. C. €. Bruns« Buohdruokerei Minden. 
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Die bei einer Angelegenheit betheiligten Mitglieder des Ehrengerichts 
sind bei einer Beschlussfassung oder Entscheidung über dieselbe ausgeschlossen 
und werden durch Stellyertreter ersetzt. 

In den Fällen des §. 3 Nr. 2 kann das Ehrengericht die Vermittlung 
einzelnen seiner Mitglieder übertragen. 

§. 7. Das Ehrengericht besteht: 

t. ans dem Vorsitzenden, dem stellyertretenden Vorsitzenden und zwei anderen 
Mitgliedern des Vorstandes der Aerztekammer. Der Vorstand wählt die 

I letzteren für die Dauer ihrer Amtszeit und bestimmt die Reihenfolge, in 
welcher die übrigen Mitglieder des Vorstandes als Stellvertreter zu be¬ 
rufen sind; 

2. aus einem yon dem Vorstande der Aerztekammer für die Dauer seines 
Hauptamtes gewählten richterlichen Mitgliede eines ordentlichen Gerichts. 

Das richterOche Mitglied des Ehrengerichts erhält, neben einer Vergütung 
ans der Kasse der Aerztekammer, Tagegelder und Reisekosten für Dienstreisen 
nach den ihm in seinem Hauptamte zustehenden Sätzen; im übrigen werden 
die Geschäfte des Ehrengerichts yon den Mitgliedern unentgeltlich geführt; baare 
Auslagen werden ihnen jedoch erstattet. 

§. 8. Den Vorsitz des Ehrengerichts führt der Vorsitzende des Vorstandes 
der Aerztekammer und bei seiner Verhinderung der stellyertretende Vorsitzende. 

Der Vorsitzende yertritt das Ehrengericht nach aussen und yollzieht die 
yon demselben ausznstellenden Urkunden im Namen desselben. Er beruft die 
Sitzungen und ist yerpflichtet, die Beschlüsse und Entscheidungen des Ehren¬ 
gerichts zur Ausführung zu bringen. 

§. 9. Die Aerzte im Bezirke des Ehrengerichts sind yerpflichtet, auf die 
im Vermittelungsyerfahren (§. 3, Nr. 2) an sie ergehenden Ladungen zu er¬ 
scheinen, die yerlangten Aufschlüsse zu ertheilen und den zu diesem Zwecke 
erlassenen Anordnungen des Ehrengerichts und seiner beauftragten Mitglieder 
Folge zu leisten. 

, Zur Erzwingung einer solchen Anordnung können Geldstrafen bis zum 
Gesammtbetrage yon dreihundert Mark festgesetzt werden. Der Festsetzung 
einer Strafe muss deren schriftliche Androhung yorangehen. 

Gegen die Anordnungen oder Straffestsetzungen eines beauftragten Mit¬ 
gliedes des Ehrengerichts findet Beschwerde an das Ehrengericht statt. 

Die nach Absatz 1 an die im §. 2 Nr. 1—3 genannten Aerzte ergehenden 
Ladungen oder sonstigen Anordnungen sind der yorgesetzten Dienstbehörde des 
Arztes mit dem Ersuchen um Zusteilung zu übermitteln. Die Vorschriften der 
Absätze 1—3 bleiben ausser Anwendung, wenn die yorgesetzte Dienstbehörde 
des Arztes gegen die Ladung oder die sonst getroffene Anordnung Einspruch 
erhebt. 

§. 10. Gerichts- und Verwaltungsbehörden sind, soweit ein dienstliches 
Interesse nicht entgegensteht, verpflichtet, auf Ersuchen des Ehrengerichts oder 
seiner beauftragten Mitglieder behufs Aufklärung des Thatbestandes Auskunft 
zu ertheilen. 

Das Ehrengericht und seine beauftragten Mitglieder sind berechtigt, auch 
die Ortspolizeibehörden um Auskunft oder um protokollarische Vernehmung 
yon Personen zu ersuchen. 

Das Recht, Zeugen oder Sachverständige eidlich zu vernehmen oder die 
Gerichte um Vernehmung von solchen zu ersuchen, steht dem Ehrengericht und 
seinen beauftragten Mitgliedern nur im förmlichen ehrengerichtlichen Strafver- 
fahren zu. 

§. 11. Die allgemeine Staatsaufsicht Uber den Geschäftsbetrieb des Ehren¬ 
gerichts führt der Oberpräsident. ^ 

Im ehrengerichtlichen Strafverfahren wird derselbe durch einen von ihm 
dauernd oder für den einzelnen Fall Beauftragten vertreten. 

§. 12. Die Schriftstücke der Ehrengerichte und ihre) beauftragten Mit¬ 
glieder, sowie die an diese gerichteten Schriftstücke sind, soweit sie nicht eine- 
Beurkundung von Rechtsgeschäften enthalten, frei von Gebühren und Stempeln. 

§. 13. Der Vorsitzende des Ehrengerichts hat alljährlich dem Ober-Prä¬ 
sidenten einen schriftlichen Bericht über die Thätigkeit des Ehrengerichts zu 
erstatten. 



Recbtsprechiuig nnd Medizinal - Gesetzgebung. 


51 


II. Abschnitt. 

Ehrengerichtliches Strafverfahren. 

§. 14. Jeder Arzt ist verpflichtet, seine Bem&thätigkeit getriasenhsft 
ansznflben nnd durch sein Verhalten in Ansiibang des Berufes, sowie ausserhalb 
desselben sich der Achtung nnd des Vertrauens würdig zu zeigen, die der ärzt¬ 
liche Beruf erfordert. 

Ein Arzt, der diese Pflichten verletzt, hat ehrengerichtliche Bestrafung 
verwirkt. 

§. 15. Die ehrengerichtlichen Strafen sind: 

1. Warnung, 2. Verweis, 3. Geldstrafe bis 3000 M., 4. zeitweise oder dauernde 
; Entziehung des aktiven nnd passiven Wahlrechts zur Aerztekammer. 

Verweis, Geldstrafe und Entziehung des Wahlrechts können — mit Aus¬ 
nahme der Fälle des §. 16 — gleichzeitig als Strafe ausgesprochen werden. 

In besonders geeigneten Fällen kann auf Veröffentlichung der ehrengericht¬ 
lichen Entscheidung erkannt werden. 

Die Veröffentlichung erfolgt durch die von dem Ehrengericht alljährlich 
bestimmten Blätter, falls das Ehrengericht nicht in dem einzelnen Falle eine 
andere Art der Veröffentlichung für angemessen erachtet. Die Kosten der Ver¬ 
öffentlichung gehören zu den Kosten des ehrengerichtlichen Verfahrens. 

§. 16. Wegen Handlungen, welche ein Arzt vor Erlangung seiner Appro¬ 
bation begangen hat, ist ein ehrengerichtliches Verfahren nur zulässig, wenn 
die Handlungen die dauernde Entziehung des Wahlrechts zur Aerztekammer zu 
begründen geeignet sind. 

§. 17. Ist gegen einen Arzt wegen einer strafbaren Handlung die öffent¬ 
liche Klage erhoben oder das Verfahren auf Zurücknahme der Approbation ein¬ 
geleitet, so ist während der Dauer jenes Verfahrens wegen nämlicher That- 
sachen das ehrengerichtliche Verfahren nicht zu eröffnen nnd das eröffnete aus¬ 
zusetzen. 

Ist im gerichtlichen Strafverfahren auf Freisprechung oder auf Einstellung 
des Verfahrens erkannt oder ist das Verfahren auf Znrückn6thme der Approbation 
eingestellt, so findet wegen derjenigen Tbatsachen, welche in dem vorangegan¬ 
genen Verfahren zur Erörterung gelangt sind, ein ehrengerichtliches Verfediren 
nur insofern statt, als diese Tbatsachen an sich nnd unabhängig von dem That- 
bestande einer im Strafgesetze vorgesehenen Handlung oder des §. 53 der 
Beichsgewerbeordnnng die ehrengerichtliche Bestrafung begründen. 

Ist im gerichtlichen Strafverfahren eine Vemrtheilnng ergangen, auf 
Grund deren die Verwaltungsbehörde die Approbation nicht oder nur auf Zeit 
zurücknehmen kann (§. 53 der Beicbsgewerheordnnng), so beschliesst das Ehren¬ 
gericht, ob ausserdem das ehrengerichtliche Verfahren zu eröffnen oder fortzn- 
setzen ist. 

Wird nach Eröffnung oder Aussetzung des ehrengerichtlichen Verfahrens 
die Approbation des Angeschuldigten dauernd zurückgenommen, so ist das 
ehrengerichtliche Verfahren einzustellen. Veröffentlichung des Einstellnngsbe- 
schlusses ist nach Massgahe des Schlnssatzcs im §. 15 zulässig. 

Kann im gerichtlichen Strafverfahren eine Hanptverhandlung nicht 
stattflnden, weil der Angeklagte abwesend ist, so findet die Vorschrift des 
Absatzes 1 keine Anwendung. 

§. 18. Warnung, Verweis und Geldstrafen bis zu 300 Mark können nach 
Anhörung des Beauftragten des Oberpräsidenten (§. 11, Abs. 2) ohne förmliches 
ehrengerichtliches Verfahren durch Beschluss des Ehrengerichts verhängt werden. 

In jedem Falle ist jedoch der Angeschuldigte über die ihm zur Last 
gelegte Verfehlung zu hören. 

Dem Angeschuldigten nnd dem Beauftragten des Oberpräsidenten steht 
das Recht zu, vor der Beschlussfassung auf Eröffnung des förmlichen ehren¬ 
gerichtlichen Verfahrens anzutragen. Die Ablehnung dieses Antrages ist nur 
bei gleichzeitiger Einstellung des nichtförmlichen ehrengerichtlichen Verfahrens 
zulässig. 

§. 19. Ein nach §. 18 Abs. 1 gefasster Beschluss ist in schriftlicher, mit 
Gründen versehener Ausfertigung dem Angeschuldigten nnd dem Beauftragten 
des Oberpräsidenten zuzustcllcn. 

Beiden Theilen steht die Beschwerde an den Ehrengerichtshof zu. 

Die Be.schWerdefrist beträgt vier Wochen und beginnt mit der Zustellung 
des Beschlusses. 
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§. 20. Das fömliche ehrengerichtliche Verfahren besteht in Vorunter- 
sQchang und Hanptverhandlong. 

§. 21. Die Vomntersachung wird durch einen Beschluss des Ehren¬ 
gerichts erSffnet, in welchem die dem Angeschuldigten zur Last gelegten Ver¬ 
fehlungen anfzuÄihren sind. 

Ausserdem ist in dem Beschlüsse der Untersachnngskommissar und der 
Vertreter der Anklage zu benennen. 

§. 22. Ala Untersucbungskommissar ist in der Regel das richterliche 
Uitglied des Ehrengerichts zu bestellen. 

§. 23 Die Anklage vertritt der Beauftragte des Oberpräsidenten (§. 11 
Absatz 2). 

§. 24. Die Eröffnung der Voruntersuchung kann vom Ehrengerichte 
sowohl aus rechtlichen, als aus thatsächlichen Gründen abgelehnt werden. 

Gegen den ablehnenden Beschluss steht dem Vertreter der Anklage binnen 
vier Wochen die Beschwerde an den Ehrengerichtshof zu. Gegen den die Vor¬ 
untersuchung eröffnenden Beschluss steht binnen vier Wochen dem Angeschnl- 
digten die Beschwerde an den Ehrengerichtshof nur wegen Unzuständigkeit oder 
Befangenheit des Ehrengerichts zu. 

§. 25. In der Voruntersuchung wird der Angeschuldigte unter Mittbeilung 
des Eröffnungsbeschlusses vorgeladen und, wenn er erscheint, gehört. 

Die Zeugen und Sachverständigen werden vernommen und die zur Anf- 
klämng der Sache dienenden sonstigen Beweise erhoben. 

Die Zeugen und Sachverständigen sind zn beeidigen, wenn ihre Aussagen 
für die Beurtheilnng der Sache erheblich erscheinen und ihre Beeidigung zulässig 
ist. Die Beeidigung erfolgt nach der Vernehmung; im Uebrigen finden auf das 
Verfahren bei der Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen, sowie bezüglich 
des Rechts zur Verweigerung des Zeugnisses oder Gutachtens und bezüglich der 
Zeugen- rmd Sachverständigengebühren die Vorschriften des sechsten und siebenten 
Abschnitts des ersten Bac& der Reichsstrafprozessordnung vom 1. Februar 1877 
(§§. 48, 49, 51—57, 58 Abs. 1, 59—64, 66—68, 70, 71 Abs. 2, 72—80) ent¬ 
sprechende Anwendung. 

Erscheint ein ordnnngsmässig geladener Zeuge oder Sachverständiger 
nicht oder verweigert derselbe ohne gesetzlichen Grund seine Aussage, so ist 
der Untersuchungskommissar berechtigt, das zuständige Amtsgericht um dessen 
eidliche Vernehmung zu ersuchen. 

Auf das Ersuchen finden die Vorschriften der §§. 158—160, 166 des Ge- 
richtsverfassungsgesetzes vom 27. Januar 1877 entsprechende Anwendung. 

Die Vorschriften der Absätze 4 und 5 finden auch Anwendung, wenn der 
Untersuchungskommissar wegen weiter Entfcrnnng des Wohn- oder Aufenthalts¬ 
orts des Zeugen oder Sachverständigen das zuständige Amtsgericht um Ver¬ 
nehmung desselben ersucht. 

§. 26. Ueber jede Untersuchungshandlung ist unter Zuziehung eines ver¬ 
pflichteten Protokollführers ein Protokoll aufznnehmen. 

Die Verpflichtung erfolgt mittels Handschlags an Eidesstatt. 

§. 27. Der Vertreter der Anklage ist berechtigt, von dem Stande der 
Vorantersuchung durch Einsicht der Akten jeder Zeit Kenntniss zn nehmen und 
die ihm geeignet erscheinenden Anträge zu stellen. 

Weigert sich der Untersuchungskommissar, einem Anträge auf Ergänzung 
der Voruntersuchung stattzugeben, so ist die Entscheidnng des Ehrengerichts 
einzubolen. 

§. 28. Erachtet der Untersuchungskommissar den Zweck der Vorunter¬ 
suchung für erreicht, so übersendet er die Verhandlungen dem Ehrengericht, 
welches dieselben, wenn cs die Voruntersuchung für abgeschlossen hält, dem 
Vertreter der Anklage zur Stellung seiner Anträge vorlegt. 

§. 29. Der Vertreter der Anklage hat alsdann bei dem Ehrengericht 
entweder die Einstellung des Verfahrens oder nnter Einreichung einer Anklage¬ 
schrift die Anberaumung einer Sitzung zur Hauptverhandlnng zu beantragen. 

Die Anklageschrift hat die dem Angcschuldigten zur Last gelegte Pflicht¬ 
verletzung durch Angabe der sie begründenden Thatsachen zu bezeichnen und, 
soweit in der Hauptverhandlnng Beweise erhoben werden sollen, die Beweis¬ 
mittel anzugeben. 

§.. 30. Die Einstellung des ehrengerichtlichen Verfahrens erfolgt durch 
Beschluss des Ehrengerichts. 
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Aosfertignng des mit Gründen zu versehenden Einstellnngsbeschlnsses ist 
dem Angeschnldigten znznsteÜen. 

Ist das ehrengerichtliche Verfahren ohne Hanptverhandlang eingestellt, so 
kann die Klage nur während eines Zeitraumes von fünf Jahren und nur auf 
Grand neuer Thatsachen oder Beweismittel wieder aufgenommen werden. 

§. 81. Wird das Verfahren nicht eingestellt, so ist der Angeschuldigte 
unter abschriftlicher Mittheilnng der Anklageschrift zu einer von dem Vor¬ 
sitzenden des Ehrengerichts anznberaumenden Sitzung zur Hanptverhandlang 
vorzuladen. 

Der Angeschuldigte kann sich dabei des Beistandes eines Rechtsanwalts 
als Vertheidigers bedienen. Dem letzteren ist Einsicht der Untersuchungsakten 
zu gestatten. 

§. 32. Die Mitglieder des Ehrengerichts, welche bei dem Beschlüsse auf 
ErOffiinng der Voruntersuchung mitgewirkt haben, sind von der Theilnahme an 
dem weiteren Verfahren, insbesondere der Hauptvertkandlung, nicht ausgeschlossen. 

§. 83. Die Hauptverhandlnng ist nicht öffentlich. 

Den Mitgliedern der Aerztekammem ist der Zutritt zu gestatten; anderen 
Personen nur nach dem Ermessen des Vorsitzenden. 

§. 84. In der Hanptverhandlang giebt nach Verlesung des Beschlusses 
über die Eröffnung der Voruntersuchung ein von dem Vorsitzenden des Ehren¬ 
gerichts ans der Zahl der Mitglieder desselben ernannter Beriditerstatter in 
Abwesenheit der Zeugen eine Darstellung der Sache, wie sie aus den bisherigen 
Verhandlungen hervoigebt. 

Hierauf erfolgt die Vernehmung der Angeschuldigten, sowie die Ver¬ 
nehmung der Zengen und Sachverständigen. 

Die Aussagen der nicht geladenen, bereits in der Voruntersuchung oder 
durch einen ersuäten Richter vernommenen Zeugen und Sachverständigen sind 
in der Hauptverhandlnng zu verlesen, sofern es der Vertreter der Anklage oder 
der Angeschuldigte beantragen oder das Ehrengericht die Verlesung beschliesst. 

Zum Schlüsse der Hauptverhandlnng werden die Vertreter der Anklage, 
sowie der Angeschuldigte und sein Vertheidiger mit ihren Ausführungen und 
Anträgen gehört. 

Dem Angeschnldigten gebührt das letzte Wort. 

§. 35. Das Ehrengeriät kann jeder Zeit die Aussetzung der Hanpt- 
verhandlnng anordnen, wenn es eine solche behufs weiterer Aufklärung der Saäie 
oder beim Hervortreten neuer Thatumstände oder rechtlicher Gesichtspunkte für 
angemessen erachtet. 

§. 36. Das Ehrengericht kann nach freiem Ermessen die Vemehmnng 
von Zeugen und Sachverständigen durch einen ersuchten Richter oder in der 
Hauptverhandlnng anordnen. 

Die Vorschriften des §. 25 Absatz 3 bis 6 finden hierbei entsprechende 
Anwendung. 

§. 37. Die Hauptverhandlnng kann stattflnden, auch wenn der Angeschul- 
digte trotz Vorladung nicht erschienen ist 

Eine öffentliche Ladung oder Vorführung des Angeschnldigten ist un¬ 
zulässig. 

Der Angeschuldigte kann sich durch einen Rechtsanwalt vertreten lassen. 
Das Ehrengericht kann jedoch jederzeit das persönliche Erscheinen des Ange¬ 
schnldigten unter der Verwarnung anordnen, dass bei seinem Ausbleiben ein 
Vertreter nicht werde zugelassen werden. 

§. 38. Die Hauptverhandlnng schliesst mit der Verkündung der Ent¬ 
scheidung. Dieselbe kann nur auf Freisprechung oder Verurtheilung lauten. 

Das Ehrengericht nrtheilt dabei nach seiner freien Ueberzengung. 

Eine Ausfertigung der mit Gründen versehenen Entscheidung ist dem 
Angeschnldigten znznstellen. 

§. 39. Ueber die Hauptverhandlung ist ein Protokoll aufznnehmen. Das¬ 
selbe ist von dem Vorsitzenden und dem Protokollführer (§. 26) zu unterschreiben. 

§. 40. Gegen die Entscheidung des Ehrengerichts steht sowohl dem Ver¬ 
treter der Anklage, als dem Angeschuldigten die Berufung an den Ehrengerichts¬ 
hof zu. 

Die Berufung ist bei dem Ehrengericht, welches die angegriffene Ent¬ 
scheidung erlassen hat, schriftlich einzulegen; doch genügt zur Wahrung der 
Berafungsfrist auch die Einlegung bei dem Ehrengeriebtshof. 
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Von Seiten des Angesdinldigten kann die Einlegfong der Bemfnng dnrcb 
einen BevoUmkcbtigten geschehen. 

Die Berofoi^fsfrist betrSgt Tier Wochen nnd beginnt für beide Theüe 
mit dem Abläufe des Tages, an welchem dem Angeschuldigten die Ausfertigung 
der Entscheidung zngestellt ist. 

§. 41. Ist die Berufung verspätet eingelegt, so hat das Ehrengericht das 
Rechtsmittel als unzulässig zu verwerfen. 

Der Vertreter der Anklage nnd der Angeschnldigte können binnen einer 
Woche nach Zustellung des Beschlusses auf die Entscheidung des Ehrengerichts¬ 
hofes antragen. 

§. 42. Zur schriftlichen .Rechtfertigung der Bemfnng steht dem ein¬ 
legenden Theile eine vom Ablauf der Einlegungsfrist ab zu berechnende Frist 
von zwei Wochen offen. 

Die Schriftstficke Aber die Einlegung und Rechtfertigung der Berufung 
sind, wenn der Vertreter der Anklage die Bemfnng eingelegt Imt, dem Ange- 
schnldigten in Abschrift znznstellen oder falls die Berufung seitens des Ange- 
schuldi^n eingelegt worden ist, dem Vertreter der Anklage in Urschrift vor- 
znlegen. 

Innerhalb zwei Wochen nach erfolgter Zustellung der Bernfungsbegrttndnng 
kann der Gegner eine Beantwortungsschrift einreichen. 

Die Fristen zur Rechtfertigung und Beantwortung der Berufung können 
von dem Ehrengericht auf Antrag verlängert werden. 

Neue Thatsachen, welche die Grundlage einer anderen Beschuldigung 
bilden, dürfen in der Bemfungsinstanz nicht vorgebracht werden. 

§. 43. Nach Ablauf der in den §§. 40, 41 Absatz 2 und 42 bestimmten 
Fristen werden die Akten an den Ehrengericbtshof eingesandt. 

§. 44. Der Ehrengerichtshof besteht: 

1. aus dem Direktor der Medizinalabtheilung des Ministeriums der Medizinal- 
anjgelegenheiten oder in dessen Verhinderung ans dem rechtskundigen Mit- 
gliede dieser AbtheUnng als Vorsitzenden, 

2. ans drei ärztlichen Mitgliedern der Wissenschaftlichen Deputation für das 
Medizinalwesen, 

3. ans drei Mitgliedern des Aerztekammeransschnsses. 

Die drei Mitglieder der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinal¬ 
wesen und drei Steflvertreter derselben werden von dem König ernannt. 

Die drei Mitglieder des Aerztekammeransschnsses nnd drei Stdlvertreter 
derselben werden für die Dauer ihrer Amtszeit von dem Aerztekammeransschnss 
mit absoluter Stimmenmehrheit gewählt. 

§. 45. Der Ehrengerichtshof beschliesst nnd entscheidet nach absoluter 
Stimmenmehrheit in der Besetzung von sieben Mitgliedern. 

Ein Mitglied, welches bei der angefochtenen Entscheidung mitgewirkt 
bat, ist von der Theilnahme an der Verhandlung nnd Entscheidung in der Be¬ 
rufungsinstanz ausgeschlossen. 

§. 46. Auf das Verfahren in der Berufungs- und Beschwerdeinstanz 
Anden die Vorschriften über das Verfahren erster Instanz entsprechende An¬ 
wendung. 

die Einlegung von Beschwerden gegen Beschlüsse des Ehrengerichts 
sind die Bestimmungen des §. 40 massgebend. 

Die Verrichtungen des Vertreters der Anklage werden von einem rechts¬ 
kundigen Kommissar des Medizinalministers wahrgenommen. 

§. 47. Für das ehrengerichtliche Verfahren werden nur baare Auslagen 
in Ansatz gebracht. 

Der Betrag der entstandenen Kosten ist von dem Vorsitzenden des Ehren¬ 
gerichts festzusetzen. Die Festsetzung ist vollstreckbar. 

Ueber die KostenerstattungspAicht des Angeschuldigten ist von dem 
Ehrengericht oder dem Ehrengerichtshof mitzuentscheiden. 

Kosten, welche weder dem Angeschuldigten anferlegt, noch von dem Ver- 
pAichteten eingezogen werden können, fallen der Kasse der Aerztekammer zur 
Last. Dieselbe b^tet den Zeugen und Sachverständigen für die ihnen zn- 
kommende Entschädigung in gleichem Umfange, wie in Strafsachen die Staats¬ 
kasse. Bei weiter Entfernung des Aufenthaltsorts der geladenen Personen ist 
denselben auf Verlangen ein Vorschuss zu geben. 

§. 48. Die Vollstreckung der eine ^Idstrafc festsetzendei ehrengericht- 
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liehen Entsoheidnng erfolgt auf Orond einer von dem. Yoreitienden des Ehren* 
gerichts ertheilten, mit der Bescheinigung der Vollstreckbarkeit yersehenen be¬ 
glaubigten Abschrift der Entscheidungsformel nach Hassgabe der Verordnung 
vom 7. September 1879, betrefiend das Verwaltungszwangsverfahren wegen 
Beitreibung von Geldbeträgen (Gesetz - Sammlung Seite 591). 

Dasselbe ^It fttr die Vollstreckung der die Kosten festsetzenden Verfügung. 

§. 49. Die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes erfolgenden Zu¬ 
stellungen nnd Vorladungen sind gültig und bewirken den Lauf der Fristen, 
wenn sie unter Beobachtung der für gerichtliche Zustellungen durch die Post 
Torgeschriebenen Formen — §§. 177,178 der Zivilprozessordnung vom 81. Januar 
1877 — dengenigen, an den sie ergehen, zngestellt werden. 

III. Abschnitt. 

Das Umlagereoht und die Kassen der Aeratekammem. 

' §. 50. Jede Aerztekammer ist befugt, von den wahlberechtigten Aerzten 
des Kammerbezirkes einen von ihr festzusetzenden jährlichen Beitrag zur Deckung 
ihres Kassenbedarfs zu erheben. 

Der Beschluss der Aerztekammer über die Höhe des Beitrags und über 
die Festsetzung des Beitragsfusses bedarf der Genehmigung des Ober-Präsidenten, 
welche von dem Vorstande der Aerztekammer nachznsnchen ist. 

Wird die Genehmigung ertheilt, so erfolgt die Einziehung der Beiträge, 
soweit dieselben nicht freiwillig gezahlt werden, nach Hassgabe der Verordnung 
vom 7. September 1879, betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Bei¬ 
treibung von Geldbeträgen (Ges.-S. S. 691). 

§. 51. Bei jeder Aerztekammer wird eine Kasse errichtet. Dieselbe gilt 
als Vertreterin der Aerztekammer in allen vermögensrechtlichen Angelegen¬ 
heiten. Sie kann Hechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, vor Gericht 
klagen nnd verklagt werden. 

Zu der Kasse der Aerztekammer fliessen: 

1. Geldstrafen und Kosten (§. 47 und 48), 

2. die Beiträge der Kammermitglieder (§. 50), 

3. die der Aerztekammer gemachten Zuwendungen jeder Art. 

Ans der Kasse werden bestritten: 

■ 1. die Verwaltnngskosten einschliesslich der Tagegelder nnd Reisekosten der 
Hitglieder des Vorstandes der Aerztekammer. 

2. die Kosten des ehrengerichtlichen Verfahrens, soweit nicht eine Erstattung 
derselben stattfindet, 

3. der durch Beschluss des Aerztekammeranssebnsses festgesetzte Beitrag der 
Aerztekammer zu den Kosten des Aerztekammeraussebusses. 

4. die sonstigen von der Aerztekammer beschlossenen Aufwendungen für An¬ 
gelegenheiten des ärztlichen Standes. 

§. 52. Die Kasse wird von dem Vorstande der Aerztekammer verwaltet 
nnd nach aussen vertreten. 

Kassenführer ist der Vorsitzende des Vorstandes der Aerztekammer oder 
ein anderes Mitglied des Vorstandes. 

§. 53. Der Kassenführer ist zur Empfangnahme von Geldern nnd zur 
Ertheilung von Quittungen sowie auf Anweisung des Vorstandes der Aerzte¬ 
kammer zu Zahlungen berechtigt. 

Die einkommenden Gelder sind nach Hassgabe des §. 29 der Vormund- 
schaftsordnnng vom 5. Juli 1875 (Ges.-S. S. 431) zinsbar zu belegen. 

Der Kassenführer bat über Einnahmen und Ausgaben Bücher zu führen 
und die Beläge bis zur Entlastung anfznbewahren. 

§. 54. Der Kassenführer bat im Namen des Vorstandes der Aerztekammer 
die Einziehung der Geldstrafen und Kosten, sowie der nicht freiwillig gezahlten 
Beiträge der Kammermitglieder zu betreiben. 

Als Vollstreckungsbehörde im Sinne der Verordnung vom 7. September 1879, 
betreffend das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitreibung von Geldbeträgen 
(Ges.-S. S. 591) gilt der Vorstand der Aerztekammer. 

§. 55. Der Vorstand der Aerztekammer hat mindestens jährlich einmal 
, durch zwei seiner Mitglieder die Kasse und die Bücher nebst Belägen zu prüfen. 

Der Kassenführer hat dem Vorstande und der Letztere der Aerztekammer 
jährlich Rechnung zu legen. 



56 


Bebbtsprechang oad Medizinal - Gesctzgeboog. 


Die Aerztekammer ertheilt nach Erledigung etwaiger Anstände die 
Entlastung. 

§. 56. Der Ober - Präsident ist befugt, jeder Zeit yon dem Stande der 
Kasse selbst oder durch einen Beauftragten Eenntniss zu nehmen und Bücher 
und Beläge zu prüfen. 

IV. Abschnitt. 

SchluMbeetlmmangen. 

§. 57. Der |. 5 der Verordnung yom 25. Mai 1887, betreffend die Ein¬ 
richtung einer ärztUehen Standesvertretung (Ges. *8. S. 169) wird aufgehoben. 

§. 58. Dieses Gesetz tritt am.in Kraft. 

Mit der Ausführung desselben wird der Medizinaiminister beauftragt. 

Urkundlich pp. _ 

Einrichtung der Wohn- und Schlafräume für Ziegelarbeiter. Ver-^ 
fügnng des Königlichen Begiernngspräsidenten in Minden vom 
3. Februar 1896 an sämmtliche Herren Landräthe des Bezirks. 

Die auf meine Verfügung vom 18. Juni 1895 eingereichten Berichte über 
die Arbeiterverhältnisse auf den Zi^eleien haben ergeben, dass namentlich für 
die Unterkunft auswärtiger Arbeiter in sanitärer Hinsicht oftmals nicht ge¬ 
nügend gesorgt wird. Vielfach lassen die bauliche Beschaffenheit, die Grösse 
und auch die Beinlichkeit der Wohn- und Schlafräume sowie die Reinlich¬ 
keit der Betten viel zu wünschen übrig. Wenngleich es sich hier um alte, tief 
eingewurzelte Uebelstände handelt, so muss doch dabin gestrebt werden, Besse¬ 
rung zu schaffen, und zunächst die grössten Mängel zu beseitigen. Sollte auf 
gütlichem W^e Abhülfe nicht zu erreichen sein, so ist auf Grund der Be¬ 
stimmungen in den §§. 120 a und 120 d der Gewerbeordnung vorzugehen. Be¬ 
stimmte Vorschriften über die Einrichtung der Wohn- und Schlafräume für die 
Ziegeleiarbeiter lassen sich in Rücksicht auf die yerschiedenen örtlichen und 
eigenthümlichen Betriebsyerhältnisse nicht durchführen, es wird yiehnehr in 
jedem einzelnen Betriebe nach genauer Prüfung aller Verhältnisse das Erforder¬ 
liche yerlangt werden müssen. 

Sofern die Genehmigungsorkunden — §. 16 a. a. 0. — besondere Be¬ 
dingungen enthalten, sind diese dnrcbznfübren, im Allgemeinen jedoch folgende 
Grundsätze zu beachten: 

Die Wohn- und Schlafräume müssen in der Regel mindestens 3 Meter 
hoch sein und genügende Fensterflächen haben, die eine zweckmässige Lüftung 
gestatten. Zu diesem Zwecke muss in jedem Raume mindestens die halbe 
Fensteifläche geöffnet werden können. 

Räume unter 2,5 m Höhe sind unzulässig. 

Der Fnssboden muss aus einem festen Material bestehen, das eine gründ¬ 
liche Reinigung ermöglicht. Lehmscbl^ oder festgestampfte Erde sind unzu¬ 
lässig; dagegen kann als Fnssboden ein Belag ans gehobelten Dielen, Zement¬ 
beton oder Asphalt, und im Wohnraum ausserdem auch noch gnt gefugtes 
Ziegelpflaster zngelassen werden. 

Der Schlafraum muss für jede Person bei einer Höhe yon 3 m mindestens 
10, bei einer Höhe yon 2,5 m mindestens 12 cbm Luftraum enthalten. 

In dem Schlafraume dürfen Vorräthe an Nahrungsmitteln überhaupt nicht 
und Kleidungsstücke — abgesehen von der alltäglichen Arbeitskleidung — nur 
in gescÜossenen Schränken und Kisten aufbewahrt werden. Auch darf der 
Schlafraum nicht als Aufbewahrungsort für andere Gegenstände dienen. 

Die Wände und Decken der Wohn- und Schlafräume müssen yerputzt 
sein und sind möglichst mit einem Kalkanstrich zu yersehen, der jährlich zu 
erneuern ist. 

Schlafstellen auf den Brennöfen sind unter allen Umständen yerboten. 

Die Bettgestelle müssen ans Eisen oder glattgehobelten Hölzern bestehen. 

Das Bettstroh muss in längstens 3 Monaten erneuert werden; die Bett¬ 
wäsche ist alle 4, längstens 6 Wochen zu wechseln. 

Es muss geeignete und ausreichende Wascbgelegenheit für die körper¬ 
liche Reinigung der Arbeiter vorhanden sein. Jeder Arbeiter muss wöchentlich 
ein reines Handtuch erhalten. 

Den Arbeitern muss gutes Trinkwasser zur Verfügung stehen. 
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Im Allgemeinen ist ein besonderer Kochranm erforderlich; nur auf kleinen 
Betrieben — etwa bis zn 5 Personen — ist das Kochen im Wohnzimmer zu 
gestatten, wenn dieses genügend gross ist. 

Die Wohn- nnd Schlat'r&nme sind mindestens tSglich einmal ansznfegen 
nnd wöchentlich einmal gründlich zn reinigen. 

In der Nähe des Zieglerwohnhanses mnss eine zweckmässig eingerichtete 
Abortanlage vorhanden sein, die der Zahl der Arbeiter entspricht. 

Znr Yermeidnng von Irrthümem weise ich daranf hin, dass §. 120 a anf 
die vom Unternehmer im Bereiche seiner Qewerbsanlage hergestellten Arbeiter- 
wohnnngen keine Anwendnng findet, wohl aber anf Einrichtnngen znm Essen, 
Rnhen, Schlafen, die im nnmittelbaren Znsammenhange mit dem Betriebe 
für die daselbst beschäftigten Arbeiter hergestellt werden. 

Ew. Hoch — Hochwohl — geboren ersnche ich ergebenst, das Weitere 
schlennigst zn veranlassen, damit die erforderlichen Abänderungen noch 
bis znm Beginn der diesjährigen Ziegelperiode so weit als möglich ansgeführt 
werden können. 

In zweifelhaften Fällen nnd vor Erlass polizeilicher Verfügungen auf 
Grund des §. 120 d a. a. 0. ist der Ansführnngs • Anweisung vom 26. Februar 
18^ unter C II entsprechend die gutachtliche Aenssemng des zuständigen Ge¬ 
werbe-Anfsichtsbeamten einznholen. 


Einrichtung von Wiederholnngs• Lehrkorsen für Hebammen. Er¬ 
lass des Königl. Ober-Präsidenten inHannover vom 22. Februar 
1896 an sämmtliche Königl. Bcgiemngspräsidenten der Provinz. 

Unter Bezugnahme auf meine Verfügung vom 24. Dezember 1894 — 
Nr. 10OM 0. P. —, betreifend die Einrichtung von Wiederholnngs-Lehrkursen 
für Hebammen, benachrichtige ich Ew. Hochwohlgeborcn ergebenst, dass die 
Provinzial-Verwaltung sich bereit erklärt hat, derartige Wiederholungskurse zu 
einer organischen Einrichtung der drei Provinzial-Hebammen-Lehranstalten in 
Hannover, Celle nnd Osnabrück zu machen, und die dadurch entstehenden Kosten 
anf den Provinzialfonds zu übernehmen. 

Nach den Vorschlägen des Landesdirektoriums sollen für diese Einrichtung 
folgende Modalitäten gelten: 

1. Der einzelne Kursus hat mindestens eine dreiwöchige Unterrichtszeit 
zn umfassen. Eine kürzere Zeitdauer würde nach den Erfahrungen der Direktoren 
der Hebammen-Lehranstalten mit Rücksicht auf die in Abzug zu bringenden 
Tage der Ankunft nnd des Fortganges und die in die Zeit des Kursus fallenden 
Sonntage nicht ansreichen, um den Lehrstoff zn bewältigen. 

2. Als obere Altersgrenze für die Zulassung zn den Wiederholungsknrsen 
soll das 60. Lebensjahr gelten, wobei übrigens das Landesdirektorinm an der 
Prüfung der Aufnahmefähigkeit eine entsprechende Mitwirkung in Anspruch 
nimmt; nnd insbesondere den Direktoren die Befügniss Vorbehalten bleibt, Per¬ 
sonen, die sich beim Unterricht als unföhig erweisen, aus dem Lehrknrsus zn 
entlassen. 

3. Die einzelne Hebamme ist znm ersten Male nach 5 jähriger Dienstzeit, 
dann aber nur mit tOjährigen Intervallen zu den Wiederholungsknrsen heran¬ 
zuziehen, so dass der Regel nach jede Hebamme nur an etwa 2 oder 3 Kursen 
Theil zn nehmen hat. Eine kürzere Periode würde die Anstalten überlasten. 

4. In der Regel werden die Hebammen an den Wiederholungsknrsen der¬ 
jenigen Anstalten Theil zu nehmen haben, an welchen sie ihre Ausbildung als 
Hebammenschülerin erhielten. 

Im Uebrigen hat sich die Provinzial - Verwaltung auch bereit erklärt, 
nicht nur die Verpflegnngskosten in der Anstalt nnd die Kosten der Hin- und 
Rückreise zu übernehmen, sondern auch den Hebammen — mit etwaigen Aus¬ 
nahmen von wohlhabenden — eine angemessene Entschädigung für nothwendige 
Aufwendungen in ihrem Haushalte, z. B. für Fliege und Wartung von Kindern 
u. 8. w. zn gewähren, wogegen eine Entschädigung für den Ausfall an Ein¬ 
nahmen ans ihrer Praxis den einberufenen Hebammen nicht gewährt werden wird. 

Der Herr Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegen- 
heiten hat sich mit dieser Regelung der Angelegenheit einverstanden erklärt 
nnd zugleich den Grundsatz ausgesprochen, dass die Bezirkshebammen zu 
verpflichten sind, sich an den Kursen zu betheiligen. Hinsichtlich der frei 
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praktizirenden Hebammen ist ein Zwang zur Theilnahme an den Enraen nicht 
ansführbar. Aach erscheint es nicht nothwendig, die Theilnahme derselben an. 
den Enrsen za erzwingen, da yoranssichtlich schon die Eonkorrenz dieselben 
zur Theilnahme veranlassen wird. Sollte indessen eine frei praktizirende Heb¬ 
amme bei der Nachprüfung wiederholt angenügende Kenntnisse zeigen, so wird 
derselben die Theilnahme an einem Wiederholungskorsas unter Hinweis darauf 
zu empfehlen sein, dass bei dauernd ungenügenden Kenntnissen das Verfahren 
anf Entziehung des Prüfungszeugnisses (§. 58 Abs. 2 der Reichs • Gewerbe¬ 
ordnung) eingeleitet werden müsse. 

£w. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, hiernach die Landräthe, 
Magistrate und Kreisphysiker geGLlligst mit geeigneter Anweisong zu versehen. 

Endlich bemerke ich noch, dass nach einer Mittheilang des Landesdirek- 
toriums der Provinzial • Ausschuss sich von dem Provinziallandtage die erforder¬ 
lichen Mittel hat zur Verfügung stellen lassen, um die Wiederholui^-Lehrkarse 
wo möglich noch in dem bevorstehenden Rechnungsjahre zur Einführung zu 
bringen. 

Ueber den Zeitpunkt, wann hiernach die Einrichtung der Kurse bei den 
drei Provinzial-Hebammenlehranstalten in’s Leben treten wird, und über den 
Modus, wonach die Einberufung der Hebammen zu erfolgen haben wird, behalte 
ich mir eine weitere Mittheilung ergebenst vor. 


Handhabimg der Gtezundheitspflege in den Volksechnlen seitens 
der Lehrpersonen und Schulvorstände. Bekanntmachung nebst An¬ 
weisungen der Königlichen Regierung zu Sigmaringen vom 
21. Dezember 1895. 

Um eine ordnungsmässige und zweckdienliche Handhabung der Gesund¬ 
heitspflege seitens der Lehrpersonen und Schulvorstände in den Volksschulen 
und zwar sowohl unter normalen Gesundheitsrerhältnissen, als auch bei dem 
Auftreten ansteckender Krankheiten herbeizuführen, haben wir ^e nachstehenden 
mit Anlage 1. und ü. bezeichneten Anweisungen erlassen und erwarten deren 
gewissenhafte Beachtung. 

Anlage 1. 

Allgemeine Anweisung für die Lehrpersonen und die 
Schulvorstände zur Pflege der Gesundheit in den Volksschulen. 

A. Dm Schulhaus. 

I. Belichtung. 

1. Die Schulbänke sind, wenn möglich, derart aufzustellen, dass das Licht 
von links oder von links und hinten einfalle. Vor den Augen der Kinder be- 
flndlicbe Fenster sind während des Unterrichtes am besten durch Läden oder 
durch andere zweckmässige Schutzvorrichtungen (z. B. Vorhänge von mattgraner 
Leinwand, Jalousieen mit verstellbaren Holzleisten) geschlossen zu halten. 

2. Vor blendendem Sonnenlicht sind die Augen der Schüler durch ein¬ 
farbige hellgraue Vorhänge, Rouleaux oder dergl. zu bewahren. Im Uebrigen 
darf der freie Einfall des Tageslichts in die Schnlränme weder durch Bäume, 
Anhäufung von Blumen u. A. vor den Fenstern, noch durch anzweckmässige 
Anlage oder Handhabung der Fenstervorhänge etc. behindert werden. 

3. Zur Verbesserung der Belichtung sind die Wände mit einem hellgrauen 
oder hellblaugrauen, doch nicht blendenden Oel- oder Leimfarbeuanstrich, die Decken 
mit einem weissen Anstrich zu versehen. 

Wand- und Deckenanstrich sind so oft als nöthig zu erneuern. 

n. Lüftung und Heizung. 

1. Es ist fortdauernd die Erhaltung einer möglichst reinen, staubfreien 
Luft zu erstreben. 

2. Ueberkleider, Kopf- und Halstücher, Mützen, Hüte, Ueberschuhe, 
Schirme etc. sind, wenn thunlich, ausserhalb der Schulräume an Kleiderhaken 
entweder anf den Fluren oder anderweitig ordnungsmässig unterzubringen. 

Es ist zweckmässig, jedem Kinde einen bestimmten Haken auzuweisen. 

3. Rauhigkeiten, scbadhafte Stellen, breite Ritzen oder Fugen im Fussboden 
dienen als Staubfönger, auf deren Beseitigung zu dringen ist. 

Bei dem Neiüegen von Fussböden sind die ortsüblichen breiten Fassboden¬ 
tafeln grundsätzlich zu vermeiden. Ausserdem empfiehlt es sich, ein gegen 
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Abtreten mbgUchet widerstands^Uiiges Bolz zu wfthlen and yerdient aas diesem 
Grande Bachenholz and amerikanisches Fichtenholz (Pitch-pine) Tor dem weiche* 
ren einheimischen Tannenholz den Vorzag. 

4. Vorrichtungen ffir künstliche Lüftang (Rohre, Kanäle, Loftscheiben etc.) 
sollen während des Unterrichtes in zweckdienlichem Betriebe sein, insbesondere 
sind an Lttftangsrohren von den Rohrscbiebern während der Heizperioden die 
onteren, zor Zeit der Nichtheizong die oberen Schieber in der Regel zor Ent- 
femong der Ablnft offen zu halten, die anderen Schieber hingegen za schliessen. 
Fehlen Vorrichtnngen für künstliche Lüftang, so ist auf deren Beschaffung 
hinznwirken. 

6 . Bei einem Unterrichtsbetriebe von drei oder mehr Stunden darf nach 
der ersten Lehrstunde eine Panse von 5 Minuten und maas eine solche von 
V 4 Stande nach der zweiten Lehrstande, nach jeder ferneren Lehrstunde eine 
solche von 5 bis 8 Minuten eintreten. Desgleichen darf bei zweistündigem 
Nachmittags - Unterricht nach Ablauf der ersten Stande eine Pause von 5 bis 
8 Minuten gemacht werden. Findet ein vierstündiger Vormittags- und zwei¬ 
stündiger Nachmittagsanterricht oder eine Zosammenlegong des Unterrichtes 
auf ftbaf Vormittagslektionen statt, so muss die Gesammtdaner der entsprediend 
za verlängernden Erholongspansen nicht weniger als 40 Minuten betragen. In 
den Pansen sind alle Schüler ans den Schnlräamen zu entfernen and, insoweit 
die Witterung solches gestattet, in’s Freie za bringen; Ausnahmen hiervon sind 
für schonungsbedürftige Kinder gestattet. 

6 . Während der Erholongspansen sind die Scholräame durch Oeffhen der 
Thttren und der gehörig za befestigenden Fenster gründlich zu lüften. 

7. Nach jedem Schloss der Schale sollen die Fenster and zwar Mittags 
eine halbe, Nachmittags eine ganze Stande — bei strenger Kälte halb so lange 
— geöffnet bleiben. 

In den Zeiten grosser sommerlicher Hitze sind, wo die Verhältnisse es 
gestatten, die Klassenfenster auch des Nachts, andernfalls des Abends bis zur 
Donkelheit und des Morgens von 4 Uhr ab offen zu halten. 

8 . Gegen Schaldiener oder sonstige mit der Reinhaltung der Scholräame 
beauftragte Personen, welche in der Wahmehmong der durch vorstehende An¬ 
ordnung zeitweise für sie vermehrten Mühewaltung sich nnzaverlässig zeigen, 
ist mit Strenge vorzngehen. 

9. In jedem Scholräame soll ein 1,50 m über dem Fassboden zweckmässig 
an^ehängtes Thermometer vorhanden sein. Während der kalten Jahreszeit soll 
bei Beginn des Unterrichts die Lnftwärme nicht unter 11 ** R. (14 ** Celsius) 
betragen. Anstieg derselben über 16 R. (20** G.) ist gesundheitsschädlich and 
baldmöglichst zu beseitigen. 

Lästige Wärmestrahlung, besonders solche von eisernen Oefen ohne Mantel, 
ist durch Ofenschirme abzuhalten. 

III. Reinlichkeit. 

1. Es ist darauf zu halten, dass die Schüler an Händen, Hals und Gesicht 
rein gewaschen, mit geordnetem Haar, reinlichen Kleidern und gereinigtem 
Schahwerk zur Schale kommen. 

2. An der Hausthür oder im Flur des Schalhauses soll ein Scharr-Eisen 
vorhanden sein. 

3. Die Schnlräume, die Flure und Gänge des Schnlhauses und die Um¬ 
gebung desselben sind sorgföltig rein und möglichst staubfrei zu halten. 

4. In allen Schalräumen muss mit Ausnahme der Ferienzeiten der Fass¬ 
boden mindestens wöchentlich zwei Mal aasgekehrt und ein Mal mit einem 
nassen Lappen abgewaschen (aufgezogen), mindestens alle zwei Monate aber 
gründlich mit Bürste and Seife gepatzt (gescheuert) werden. 

Morgens vor dem jedesmaligen Unterrichte sind die Bänke, Tische ond 
sonstigen Scbulgeräthschaften mit einem Tuche abzostäuben. Schüler und 
Schülerinnen dürfen bei der Reinigung der Schalräume und der täglichen Ab- 
stäubung nicht verwendet werden. 

5. Zur Erleichterung des Abstäubens der Bänke, Tische u. s. w.,- sowie 
im Interesse der Ordnung sind nach Schloss des Tages-Unterrichtes Bücher, 
Hefte, Raamlehrkörper und andere Lehrgegenstände thunlichst in einem ver- 
schliessbaren Schrank unterzobringen. 
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6 . Wegen der Reinignng yon Schulen, in denen sich an Taberkulose 
erkrankte Kinder, Lehrer hezw. Lehrerinnen befinden, siehe D. Nr. 4. 

B. Die Nebenanlagen des Schulhanses. 

1. Die Abortgraben sollen dicht abgedeckt sein, rechtzeitig yollständig 
entleert, and, wenn möglich, durch über Dach geführte Dunstrohren entlüftet 
werden. Auf jeden Fall ist für eine gründliche und andauernde Lüftung der 
Aborte und etwaiger Vorräume Sorge zu tragen. Wird diese durch Dunstrohren 
oder sonstige Entlüftnngsyorkehrungen nicht, oder nicht ausreichend bewirkt, so 
ist sie durch Offenhalten der Fenster herbeiznführen. 

2. Zur Beseitigung übler Gerüche in den Aborten empfiehlt sich ansser* 
dem die nach Bedarf zu wiederholende Anwendung yon Desinfektionsmitteln, 
yon welchen durch Billigkeit und Wirksamkeit die 5proz. rohe Karbol - Seifen- 
LOsung (ein Liter im Handverkauf der Apotheken etwa 15 Pfennige) sich ans- 
zeichnet. Diese ist, mit 4 Theilen Wasser verdünnt, in die Abortgraben und 
die Pissoire einzuschütten. Auch kann die Geruchlosmachung des Graben-In¬ 
haltes durch Bestreuen mit einem Gemisch von trockener Gartenerde und Säge¬ 
mehl, mit Torfstreu oder sonst geeigneten Stoffen, oder durch Einschütten von 
Kalkmilch (1 Theil gebrannter Kalk auf 4 Theile Wasser) erzielt werden. 

Hölzerne Pissoir-Rinnen sind stets wasserdicht getheert zu erhalten. 

3. Die Sitzlöcher sollen mit Deckeln, die Thüren der Sitzräume mit 
Schiebern oder Haken von innen verschliessbar sein. Eine Verunreinigung der 
Aborte an Sitzen, Wänden und Böden ist zu verhüten bezw. sofort zu beseitigen. 

4. Die Aborte sind mindestens zwei Mal wöchentlich durch Aaskehren, 
sowie durch Abwaschen der Abortsitze und Spülung der Pissoir - Binnen mit 
Wasser, ausserdem mindestens alle zwei Monate durch Scheuern mit Bürste und 
Seife gründlich zu reinigen. 

5. Es ist für die Gewährung eines reinen, unverdächtigen, d. h. klaren, 
färb- und geruchlosen, wohlschmeckenden, auch nicht zu harten, zum Gebrancii 
für Schüler und Lehrer bestimmten Trink- und Wirthschaftswassers, sei es ans 
einer Wasserleitung, oder aus einem, wenn möglich gedeckten, von Stallungen, 
Senk- und Dunggruben mindestens zehn Meter entfernten Brunnen oder Wsisser- 
behälter zu sollen. Es soll dort ein erforderlichen Falles angekettetes Trink- 
geßlss vorhanden sein. 

6 . Der Turn- und Spielplatz soll trocken und staubfrei, daher auf festem 
Grande und möglichst mit Kies beschüttet sein. Die Tnmgeiäthe sind in einem 
zweckdienlichen und standhaften Zustande zu erhalten; im Besonderen sind die 
den Tumunterricht ertheilenden Lehrer gehalten, zur Vermeidung von UnfäUcn 
den Zustand der Tumgeräthe des Oefteren zu untersuchen und dahin zu wirken, 
dass die letzteren auf Veranlassung der Schulgemeinden ein Mal jährlich von 
einem Zimmermeister auf ihre gute Beschaffenheit geprüft werden. 

C. Unterricht. 

1. Die Schüler sind unter thunlichster Berücksichtigung der Körpergrösse, 
sowie der Bank- und Tischböhe zu setzen. 

2. Zur Verhütung der Entwickelung von Krankheitszuständen (wie Kurz¬ 
sichtigkeit und Rückgratverkrümmung, Blutandrang nach dem Kopfe, Muskel- 
Ermüdung u. A.) ist darauf zu achten, dass 

a) der Höhenabstand der Tischplatte vom Sitze des Schülers weder für das 
Auflegen des schreibenden Armes zu hoch, noch zu niedrig sei, so dass bei 
herabhängenden Armen die Tischplatte sich in Höhe der Ellenbogen befinde, 

b) die rechtwinkelig gebeugten Kniee das Aufstellen der Füssc mit der ganzen 
Sohlenfläche gestatten. Hierzu ist bei fehlender oder ungenügender Ab¬ 
stufung der Bankgrössen die Anwendung der Fussbank erlaubt, 

c) die Körperhaltung des Schülers bei gleichem Stande der Schultern mög¬ 
lichst gerade sei und die Brust die Tischkantc nicht berühre, 

d) beim Lesen wie beim Schreiben die Entfernung von Ange und Schrift bei 
nur geringer Vorneigung des Kopfes mindestens Vs ™ betrage, 

e) beim Schreiben die Unterarme bis zum Ellenbogen fest auf den Tisch gelegt 
werden und das mit der linken Hand festzuhaltende Heft (Tafel) so schräg 
vor der Mitte der Brust liege, dass die Grundstriche der Schrift senkrecht 
zum Rande der Tischplatte stehen, 

f) desgleichen die Schreibfeder von Daumen, Zeige- und Mittelfinger unter 
sehr geringer Wölbung derselben gehalten werde, 
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g) die Schnltinte tief schwarz sei, 

h) Lesen, Schreiben, Zeichnen and Handarbeitsunterricht nur an gat beleuch¬ 
teten Plätzen, niemals im Zwielicht oder bei künstlicher Beleuchtung 
stattfinde. 

8 . Vorstehende unter Nr. 2 in Bezug auf Körperhaltung und Schonung 
der Augen gegebenen Kegeln sind auch massgebend für die häuslichen Arbeiten 
und ist deren Anwendung den Schülern öfter einznschärfen. 

4. Die Wandtafeln sollen eben und von matter, tiefschwarzer Farbe, sowie 
sauber gehalten sein, der Anstrich muss rechtzeitig erneuert werden, die Kreide 
weich und von der Tafelfarbe abstechend sein. 

5. Schreibtafeln sind nicht mit dem Mundspeichel, vielmehr mit einem 
feuchten, täglich reingewaschenen Schwämmchen (oder Läppchen) zu säubern. 
Die Linien müssen deutlich, die Griffel weich sein. 

Der Gebrauch der Schreibtafeln ist in der Oberstufe möglichst einzu* 
schränken. 

6 . Der Gebrauch karrirter Rechenhefte ist nicht gestattet. 

7. Schalstrafen, welche die Augen unnöthig anstrengen, wie zweckloses 
mechanisches Abschreiben und dergl., sind zu vermeiden. 

8 . Unterrichtsgegenstände, welche eine anstrengende Schreibbaltung er¬ 
fordern, sollen thunlichst nicht in zwei auf einander folgende Stunden gelegt' 
werden, ebensowenig soll derselbe Lchrgegenstand zwei Stunden hintereinander 
getrieben' werden. 

9. Zwischen Vor-und Nachmittagsunterricht ist eine mindestens l'/istündige 
Panse einznlegen. 

10. Häusliche Arbeiten dürfen am Vormittag auf denselben Nachmittag 
nicht aufgegeben werden und sind auf das vom unterrichtlicheu Standpunkte 
aus geringste zulässige Mass zu beschränken. 

11. Unbeaufsichtigtes Nachsitzen ist verboten. Desgleichen sind in den 
zwischen den Lehrstunden liegenden Erholungspausen die Schüler von einer 
Lehrperson zu beaufsichtigen. 

12. Wenn um 10 Uhr Vormittags im Schattefi das an der inneren Schal¬ 
wand hängende Thermometer 20** R. (25** C.) zeigt, darf der Schulunterricht 
in keinem Falle über vier aufeinander folgende Stauden ausgedehnt werden und 
ist in gleicher Weise der Ausfall des nachmittäglichen Unterrichtes zu veranlassen. 

Die Entscheidung über Kürzung und Ausfall des Unterrichts trifft der 
Ortsschulinspektor oder dessen Vertreter. 

D. Krankheiten. 

1. Kurzsichtige oder schwerhörige Kinder sind auf die dem Lehrersitz 
zunächst stehenden Bänke, erstere ausserdem in die Nähe der Fenster zu setzen. 

Augengläser dürfen ohne ärztliche Verordnung nicht getragen werden. 

2. Schüler, welche durch Krankheiten, z. B. ekelhafte Hautleiden, stinkende 
Ohren- und Nasen - Kranheiten, Veitstanz, epileptische Anfälle u. A. ihre Mit¬ 
schüler unter Störung des Unterrichts belästigen, können nach Anweisung des 
Arztes abgesondert oder ausgeschlossen werden. 

3. Gesunden Kindern ist das Ausspucken auf den Fussboden streng zu 
untersagen. 

4 Um der Verbreitung der Tuberkulose (Schwindsucht) nach Möglichkeit 
entgegenzutreten, ist Folgendes bestimmt: 

a) In denjenigen Schalen, in denen sich an Tuberkulose erkrankte Kinder 
oder Lehrpersonen befinden, sind nach Bedarf ein oder mehrere Spucknäpfe oder 
Speigläser in der Nähe der Erkrankten aufzustellen. 

b) Diese Gefösse müssen täglich ausgespült und mit frischem Wasser 
gefüllt werden. Die Entleerung und Beseitigung des Inhalts hat so stattzu- 
finden, dass dabei jede Ansteckungsgefahr vermieden wird. 

c) Die Entleerung des Auswurfs der Erkrankten darf, so lange sie sich 
in der Schale aufhalten, nur in diese Gefässe erfolgen. 

d) In diesen Schalen muss der Fussboden wöchentlich mindestens zwei 
Mal ansgekehrt und zwei Mal mit einem nassen Lappen abgewaschen (aufge¬ 
zogen) und monatlich mindestens ein Mal mit Bürste und Seife gründlich ge¬ 
scheuert werden. Jeden Morgen vor Beginn des Unterrichts sind Bänke, Tische 
und die sonstigen Schulgeräthschaften mit einem feuchten Tuche abzuwischen. 

e) Die Lehrpersonen sind verpflichtet, jedes au Tuberkulose erkrankte 
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Kind nnTerzttglich dem Lokalschalinspektor anznzeigen, welcher dem Oberamts* 
physikos sofort weitere Mittheilnng za machen hat. 

f) Ist eine Lehrperson an Taberkolose erkrankt, so hat der Lokalschal¬ 
inspektor dem Oberamtsphysikns dies nnyerzüglich anznzeigen. 

g) Die Oberamtspnysiker sind verpflichtet, bei gelegentlicher örtlicher 
Anwesenheit d^n Sachverhalt näher festzastellen and wegen etwaiger Ergreifang 
weiterer Schatzmassregeln dem Oberamtmann Vorschläge za machen. 

h) Der Letztere hat hiernach das geeignet Erscheinende za veranlassen, 
event. an ans za berichten. 

5. Mit Erfolg wiedergeimpfte Schüler sind, von der VoUziehong der 
Wiedeiimpfang an gerechnet, aof die Dauer von 14 Tagen vom Tamanterricht 
za dispensiren. 

6 . Zar Verhütong der Uebertragang ansteckender Krankheiten ist nach 
Massgabe einer für Lehrpersonen and Schalvorstände ergangenen besonderen 
Anweisung (Anlage II.) za verfahren. 

B. SoMassbemerkiingen. 

1. Die vorstehenden Vorschriften finden auch auf die Lehrpersonen and 
Schulvorstände an privaten Unterrichts- und Erziehungsanstalten einschliesslich 
der Kinderbewahranstalten, Spiel- und Warteschalen, Kindergärten and dergl., 
sowie aof die höheren Töchterschalen Anwendang. 

2 . Sämmtliche Lehrpersonen sind verpflichtet, die vorstehenden Qesand- 
heitsvorschriften zar Anwendang za bringen and erforderlichen Falles bei dem 
Schulvorstande die Beseitigung vorhandener Mängel zu beantragen. Zugleich 
werden die Kreisschalinspektoren, OberamtsphysUser und Oberamtmänner ver¬ 
anlasst, die Anwendang dieser Vorschriften zu überwachen und auf die Beseiti¬ 
gung vorhandener Mängel thnnlichst hinzawirken. 

Anlage II. 

Besondere Anweisung für die Lehrpersonen and die 
Schulvorstände zur Verhütung der Uebertragang ansteckender 
Krankheiten durch die Volksschulen. 

1. Sämmtliche Lehrpersonen sind verpflichtet, sobald ein Schalkind oder 
eine im Schalhaase wohnende Person an einer ansteckenden Krankheit, im Be¬ 
sonderen an: 

a) Cholera, Pocken, Bohr, Scharlach, Masern oder Bötbeln, Diphtheritis oder 
Croup, Fleck- oder Rückfall-Typhus, Kopfgenickkrampf, 

b) Unterleibstyphus, kontagiöser Angenentzündang, Krätze oder krampfartig 
anitretendem Keuchhusten 

leidet, dem Ortsschulinspektor unter Angabe des Vor- und Zanamens, des Alters 
und der Wohnung des Erkrankten, des Standes, bezw. des Standes der Eltern, 
des Tages der Erkrankung, des Namens der Krankheit und eventaell des be¬ 
handelnden Arztes eine schriftliche Anzeige za erstatten. 

Die gleiche Anzeige ist za erstatten, wenn eine der unter a) genannten 
ansteckenden Krankheiten im Hausstände einer nicht im Schalhaase wohnenden 
Lehrperson auftritt. 

Die vorgenannten schriftlichen Anzeigen sind Seitens des Ortsschal- 
inspektora sofort an die Ortspolizeibehörde zom Zwecke der ordnungsmässigcn 
Anzeige an den Oberamtmann weiter zu geben. 

2. An ansteckenden Krankheiten (Nr. 1 a und b) leidende Kinder sind von 
dem Besuch der Schale bis za dem entweder ärztlich bescheinigten oder aas 
Gründen der Erfahrang anzunehmenden Ablauf der Krankheit and bis zam 
erfolgten Nachweise der gründlichen Reinigung bezw. Desinfektion ihrer Person, 
sowie ihrer Bekleidung ausznschliessen. 

Handelt es sich um Erkrankungen an 

Cholera, Pocken, Rohr, Scharlach, Masern oder Rötheln, Diphtheritis 
oder Croup, Fleck- oder Rückfalltyphas, Kopfgenickkrampf, 
so sind auch die gesunden Kinder des befallenen Hausstandes in gleicher Weise 
vom Scbolbesuch fern za halten, wenn nicht eine ärztliche Bescheinigung über 
zweckdienliche Absonderung des erkrankten Kindes beigebracht ist. 

Erfahrungsmässig gelten als normale Krankheitsdaner bei Scharlach sechs 
Wochen, bei Masern und Rötheln vier Wochen. 

8 . Während des Auftretens ansteckender Krankheiten sind auch Kinder 



Bechtspreohnng und Medizinal - G^tzgebong. 


63 


mit der Krankheit verdächtigen Erscheinungen, unter Benachrichtigong des 
Familien-Oberhauptes, so lange als nöthig, vom Besuch der Schule auszu- 
schliessen, andererseits die gesunden Kinder vor dem Verkehr mit den Kranken 
und deren Angehörigen nachdrücklich zu warnen. 

4. Sobald sich mehrere Fälle einer ansteckenden Krankheit in einer Schule 
zeigen, sind die Schulzimmer und die Bedürfnissanstalten täglich sorgsam zu 
reinigen, im Besonderen und in solchem Falle die Vorschriften der Anweisung I 
unter A. UI. Nr. 4 und B. Nr. 4 dahin zu erweitern, dask die Fussböden der 
Schnlzimmer täglich einmal ansgekehrt und mit einem nassen Lappen abge¬ 
waschen (aufgezogen) werden, und dass das tägliche Abstänben der Bäi^e, 
Tisdie und sonstigen Schnlgeräthe mit einem feuchten Tuche erfolge. Ebenso 
sind in diesem Falle die Aborte täglich ansznkehren, die Abortsitze abznwaschen 
und die Pissoir-Kinnen mit Wasser zu spülen. 

Desgleichen ist die gemäss der Anweisung 1 unter A. II. Nr. 6 und 7 in 
den Erholnngspansen und nach jedem Schluss der Schule zu bewerkstelligende 
Lüftung der Schulräume auf die gesammte unterrichtsfreie Tageszeit einsclüiesa- 
lich der Sonn- und Festtage auszudehnen. 

Die Schliessung von Schulen oder einzelnen Klassen, über welche — ab¬ 
gesehen von dringenden Fällen, in denen auf Omnd ärztlichen Gutachtens die 
Schliessung von der Ortspolizeibehörde nach Benehmen mit dem Ortsschnlinspektor 
(Scdmlvorstande) und unter gleichzeitiger Anzeige an die Vorgesetzte Behörde 
angeordnet werden kann — der Oberamtmann unter Zuziehung des Oberamts- 
physikns zu entscheiden hat, soll im Interesse eines geregelten Unterrichts 
nicht ohne dringende Ursache geschehen. 

Im Allgemeinen werden unbegründete Anträge an den Oberamtmaun bezw. 
die Ortspolizeibehörde auf Schulschliessnng Seitens der Lehrpersonen oderSchnl- 
vorstände unter Beachtung folgender Leitsätze zu vermeiden sein: 

a) Bei Keuchhusten - Epidemien ist die Schliessung einer ganzen Schule 
oder einzelner Schulklassen aus gesundheitlichen Rücksichten in der Regel un- 
nöthig; vielmehr genügt, so bald und so lange der Husten krampfartig anftritt, 
die Anordnung der Ausschliessung der kranken Kinder vom Schulbesuch; 

b) Bei Masern ist die Ausschliessung der unter Nr. 2 bezeichueten 
Schüler, d. h. der erkrankten und der gesunden Kinder eines von Masern be¬ 
fallenen Hausstandes, einschliesslich derjenigen, welche schon früher durchmasert 
wurden, ausreichend; nur in den seltenen Fällen besonders bösartigen Auftretens 
oder bei Massen-Erkrankungen — in diesem Falle aus pädagogischen Gründen 
— kann die Schliessung einer oder mehrerer der unteren Klassen erforder¬ 
lich werden. 

c) Bei bösartigem, bei epidemischem oder in anderer Weise (z. B. durch 
langwierige Nachkrankheiten) bedrohlichem Auftreten von Scharlach oder 
von Diphtheritis ist die möglichst frühzeitige Schliessung einer Schule oder 
Schulklasse nothwendig, sobald Thatsachen dafür sprechen, dass durch den Schul¬ 
besuch die Ansteckung begünstigt wird, tn allen anderen Fällen genügt die 
Ausschliessung der kranken Kinder und deren Geschwister etc. vom Schulbesuch. 

d) Wenn eine im Schulhause wohnende Person in eine der unter Nr. 1 a 
und b genannten Krankheiten verfällt, so ist bei 

Rötheln, kontagiöser Augen - Entzündung, Krätze und Keuchhusten 
die Schule nicht zu schliessen, auch eine Unterbrechung des Unterrichtes, falls 
die erkrankte Person zum Hausstande einer Lehrperson gehört, seitens der 
letzteren nicht erforderlich, vielmehr hat dieselbe, unter thuuÜchster Fernhaltung 
von der erkrankten Person, regelmässigem Wechsel des Anzuges und sorgfältiger 
Waschung der Hände vor dem Gang znr Schule, abzuwarten, ob weitere An¬ 
ordnungen des Oberamtmanns getroften werden. 

Bei den übrigen unter Nr. I a und b genannten Krankheiten dagegen, 
d. h. bei Cholera, Pocken, Ruhr, Scharlach, Masern, Diptheritis oder 
Croup, Fleck- oder Rückfalltyphus, Kopfgenickkrampf, sowie bei 
Unterleibstyphus x 

ist, wenn die baldige Entfernung der erkrankten Person ans dem Schnlhause 
nicht möglich, andererseits deren völlige Absonderung im Schulhanse nicht ärzt¬ 
lich bescheinigt werden kann, die Schliessung der Schule ungesäumt zu beantragen. 

e) Tritt eine der unter Nr. 1 a benannten Krankheiten im Hausstande 
einer nicht im Schulhause wohnenden Lehrperson auf, so ist eine Unterbrechung 
des Unterrichts seitens der Lehrperson, falls es sich um Rtttheln handelt, bei 
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Beobachtnag der vorstebend unter d bezeichneten Vorsichtsmassregeln nicht 
erforderlich. 

In den Übrigen unter Nr. 1 a benannten Krankheiten dagegen ist der 
Lehrperson, falls baldige Entfernung der erkrankten Person aus der Woh¬ 
nung der Lehrperson nicht möglich ist, oder die völlige Absonderung derselben 
nicht ärztlich bescheinigt werden kann, die fernere Ertheilung des Unterrichts 
zunächst nicht zu gestatten, auch wird die vorläufige Schliessung der Schale 
oder Schulklasse bei fehlender Stellvertretung sich von selbst ergeben. Auf 
jeden Fall ist daher nnverzflglicb die Entscheidung des Oberamtmanns einzu- 
holen, ob, wann und unter welchen Bedingungen die Wiederaufnahme des Unter¬ 
richts seitens der Lehrperson nach dem Gutachten des Oberamtspbysikns 
zulässig, oder welche sonstige Anordnung im Interesse der Gesundheitspflege zu 
treffen sei. 

Die von dem Oberamtmann, in dringenden Fällen von der Ortspolizei¬ 
behörde angeordnete Schliessung einer Schale oder Schulklasse ist stets durch 
den Ortsschnlinspektor zur Au^ührung zu bringen. 

6 . Die Wiedereröffnung einer wegen ansteckender Krankheit geschlossenen 
Schale oder Schulklasse ist seitens der Lehrpersonen bezw. der Hauptlebrer 
unter Darlegung der Gründe rechtzeitig bei dem Ortsschnlinspektor (Schul¬ 
vorstand) zu beantragen. 

Sie ist nur nach voransgegangener gründlicher Reinigung und Desinfektion 
der Scbnlränme, Flure und Gänge, sowie der Aborte und zwar auf Grund einer 
von dem Oberamtmann unter Zuziehung des Oberamtsphysikus zu treffenden 
Anordnung zulässig. 

7. Die vorstehenden Vorschriften finden auch auf die Lehrpersonen und 
Schulvorstände an privaten Unterrichts- und Erziehungsanstalten einschliesslich 
der Kinderbewahranstalten, Spiel- und Warteschalen, Kindergärten und dergl., 
sowie auf die höheren Töchterschulen Anwendung. 

8 . Bei den nicht unter einem Ortsschnlinspektor stehenden Schalen sin^ 
die im §. 1 genannten schriftlichen Anzeigen direkt der Ortspolizeibehörde zu 
erstatten. 

9. Für die genaue Befolgung der in dieser Anweisung enthaltenen Vor¬ 
schriften sind sämmtliche Lehrpersonen und die Schulvorstände verantwortlich, 
die Kreisschalinspektoren, Oberamtsphysiker und Oberamtmänner aber verpflichtet, 
die Befolgung zu überwachen. 


B. Cri’osislieirasos'tlium Hessen. 

Ergänzung der Instruktion zur Ausführung des Reichsimpf- 
gesetzes. Zahl der Impfschnitte. Bund erlass des Grossherzog¬ 
lichen Ministeriums des Innern (Abth. für öffentliche Ge¬ 
sundheitspflege) vom 22. Fehrnar 1896 an sämmtliche Kreisgesund¬ 
heitsämter. 

Auf Grund des §. 18 Abs. 2 des Reichsimpfgesetzes wird es mit Geneh¬ 
migung Grossberzoglichen Ministeriums des Innern und der Justiz in Abäuderang 
des §. 23 Abs. 1 der Ministerial - Bekanntmachung vom 13. Dezbr. 1887 rubri- 
zirten Betreffs den Impfärzten und praktischen Aerzten gestattet, von jetzt au 
statt der Anlegung 3—5 seichter Schnitte auf jedem Arme der Erstimpflingc 
nur auf einem und zwar in der Regel auf dem rechten Arme mindestens 
4 Schnittchen zur Einimpfung der Lymphe anzubringen. Für die Vornahme 
der späteren Wiederimpfung wird dann aus nahe liegenden Gründen der linke 
Oberarm besser geeignet sein. 

Von der Impfung mittelst Stichs soll, nachdem allgemein die animale 
Lymphe zur Einführung gelangt ist, vollständig Abstand genommen werden. 

Indem wir Ihnen vorstehende Verfügung zur Kenntnissnahme und Nach¬ 
achtung zngehen lassen, fordern wir Sie zugleich auf, den nicht beamteten Impf¬ 
ärzten davon Mittheilong und bei passender Gelegenheit auch die praktischen 
Aerzte Ihrer Bezirke anf die Abänderungen der früheren Bestimmungen auf¬ 
merksam zu machen. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J.* G. 0. firniis, Bnchdruckerei Minden. 
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Rechtsprechung. 

Die Unterbringung einer an Syphilis erkrankten Prostitnirten 
in die Krankenanstalt eines Armenverbandes ist ein Akt der Armen¬ 
pflege, sobald sie thatsächlich ohne Mitwirkung der Polizeibehörde 
geschehen ist. Erkenntniss des Bundesamts für das Heimath- 
wesen vom 14. Dezember 1895. 

Die Berufung des Klägers kann keinen Erfolg haben. Wie das Bundes¬ 
amt schon früher in ähnlichen Fällen angenommen hat, ist die Heilung und 
Pflege syphilitisch erkrankter Personen nicht schon deshalb, weil bei der Hei¬ 
lung ein öffentliches Interesse konkurrirt, als eine dem Bereiche der Armen¬ 
pflege entrückte, lediglich den Aufgaben der Polizeiverwaltung anheimfallende 
Massregel zu betrachten. Hat eine solche in hilfsbedürftigem Zustande befind¬ 
liche Person, ohne dass von der Polizeibehörde eine Einwirkung geübt war, 
freiwillig zum Zwecke ihrer Heilung die Aufnahme in die Krankenanstalt eines 
Armenverbandes nachgesucht, so wird in der Regel davon auszugehen sein, dass 
die Behandlung und Pflege derselben im Wege der Armenpflege geschieht. 
Auch wenn es sich, wie im vorliegenden Falle, um eine unter sittenpolizeilicher 
Kontrole stehende Frauensperson handelt, kann nicht ohne Weiteres eine gegen- 
theilige Auffassung Platz greifen; ebensowenig erscheint der Umstand, dass — 
wie der Beklagte unter Berufung auf die Auskunft der Magdeburger Polizei¬ 
behörde geltend macht — die K., wenn sie sich nicht freiwillig zur Aufnahme 
in das Krankenhaus gemeldet hätte, bei der nächsten polizeilichen Revision auf 
Anordnung der Behörde zwangsweise dahin gebracht worden sein würde, — 
geeignet, den Einwand des Beklagten zu begründen. Entscheidend ist, dass 
thatsächlich irgend eine Mitwirkung der Polizeibehörde in Betreff der Aufnahme 
der K. in das Krankenhaus nicht stattgefunden hat, ja, dass die Polizeibehörde 
von der Erkrankung der Genannten üWhanpt keine Kenntniss besass. Hier¬ 
nach fehlt es aber an den nöthigen Voraussetzungen, um annehmen zu können, 
dass es sich bei der Aufnahme der K. in des Krankenhaus um eine polizeiliche 
Massnahme gehandelt habe. Dem in Heft XXI S. 108 ff. der Entscheidungen 
des Bundesamts abgedruckten Erkenntnisse, auf welche sich der Beklagte be¬ 
ruft, lag ein wesentlich anderer Thatbestand zu Grunde; denn in jenem Falle 
hatte die Polizeibehörde die Aufnahme der Kranken in das Hospital zwar nicht 
unmittelbar verfügt, aber doch vermittelt, und es war von der Anordnung eines 
Zwanges nur aus dem Grunde abgesehen worden, weil sich die Kranke frei¬ 
willig dazu verstanden hatte, ihre Aufnahme in das Krankenhaus herbeizuführen. 


Abgabe von Arzneimitteln dnrch Krankenkassen. Begriff des 
Ueberlassens von Arzneien an Andere. Urtheil des Oberlandesge¬ 
richts zu Frankfurt a. M. vom 15. Januar 1896. 

Die Angeklagte, erste Vorsteherin der „Krankenkasse für Frauen und 
Jungfrauen“ (eingeschriebene Hülfskasse) zu Wiesbaden ist geständig 
im Sommer 1895 daselbst ohne polizeiliche Erlaubniss einzelne Flaschen 
Athenstedt’scher Eisentinktnr, eines dem Handel nicht freigegebenen 
Arzneimittels, welches der Vorstand der Kasse in grösserer Quantität ange¬ 
schafft hat, an Milglieder derselben gegen jedesmalige ärztliche Verordnung 
unentgeltlich verabfolgt zu haben. 

Auf Grund des §. 367 Nr. 3 St. G. B. unter Anklage gestellt, hat sie 
geltend gemacht, dass der Thatbestand eines gewerbsmässigen Ueberlassens ah 
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fremde Personen, wie ihn die gedachte Gesetzesbestimmung erfordere, nicht yor- 
liege, dass sie aber jedenfalls die Abgabe der fraglichen Tinktur fttr nicht ver¬ 
boten gehalten habe. s 

Beide Instanzrichter haben die Angeklagte, ohne dem ersteren der vor¬ 
stehenden Gesichtspunkte n&her zu treten, freigesprochen, das Berufungsgericht 
unter der Begründung 

dieselbe berufe sich in nnwiderlegter und glaubhafter Weise auf einen Irrthum, 
welcher sich nicht auf eine Vorschrift des Strafrechts, sondern auf die dem 
Öffentlichen Recht angehOrenden Bestimmungen der die freigegebenen und 
nidit freigegebenen Arzneimittel anfzählenden Kaiserl. Verordnung vom 
27. Januar 1890 beziehe und deshalb in strafrechtlicher Hinsicht als ein that- 
sächlicher, daher die Strafbarkeit ausscbliessender Irrthum zu qualifiziren sei. 

Die gegen dies Urtheil gerichtete Revision des Staatsanwalts rügt Ver¬ 
letzung des materiellen Rechts und führt ans, dass das Berufungsgericht mit 
Unrecht den §. 59 St G. B. auf den vorliegenden Fall angewendet habe, während 
sich die Angeklagte selbst lediglich auf einen Irrtbum über das geltende Straf¬ 
gesetz berufen habe. 

Die Formalien des Rechtsmittels sind gewahrt, sachlich aber kann das¬ 
selbe keinen Erfolg haben. 

Indem der §. 367 Nr. 3 St. G. B. neben dem Feilhalten und Verkaufen 
von Arzneimitteln auch die einfache Ueberlassnng* derselben an Andere mit 
Strafe bedroht, wird klargestellt, dass die Entgeltlichkeit der Hingabe für die 
Anwendung des Paragraphen nicht wesentlich ist. Dagegen bedarf der Begriff 
des „Ueberlassens an Andere" doch einer Begrenzung. Denn es wird z. B. nicht 
angenommen werden können, dass der Hausherr, welcher von einem fttr seinen 
persönlichen Gebrauch aus der Apotheke bezogenen Quantum Antipyrin (vergl. 
Verzeichniss B. zur Eaiserl. Verordnung vom 27. Januar 1890) seiner Ehefrau, 
seinem Hauskind oder seinem Dienstboten bei eintretender Erkrankung etwas 
abgiebt, hierdurch gegen §. 367 Nr. 3 a. a. 0. verstosse, obgleich nach dem 
sträten Wortlaut ein „Ueberlassen an Andere" immerhin vorliegt. 

In der That ist den gedachten Worten kein anderer Sinn beizulegen, als 
dem Ausdruck „in Verkehr bringen", wie z. B. im §. 324 St. G. B. und im 
Anschluss daran im §. 12 Nr. 1 des Nahrungsmittelgesetzes vom 14. Mai 1879 
gebraucht ist, so dass also der „Andere", an welchen die Ueberlassnng statt- 
Indet, eine Person sein muss, welche dem Ueberlassenden dergestalt fremd 
gegenttbersteht, dass sie im Verbältniss zu ihm dem Publikum angehört. 

Prüft man unter Beachtung schon dieses allgemeinen Gesichtspunktes die 
der Angeklagten zur Last gelegte Handlung, so ergiebt sich Folgendes: 

Nach §. 6 des Reichsgesetzes über die eingeschriebenen Hülfskassen vom 
7. April 1876 kann die Kasse 

„unter ihrem Namen Rechte erwerben und Verbindlichkeiten eingehen, Eigen- 
thnm und andere dringliche Rechte an Grundstücken erwerben, vor Gericht 
klagen und verklagt werden." 

Wie aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes hervorgeht, hatte der 
§. 5 d» Regierungsvorlage die Fassung: 

„Die gegenseitige Hülfskasse hat die Rechte einer juristischen Person." — 
— VergL steno^. Berichte zu den Verhandlungen des deutschen Reichstag!, 
2. Legislaturperiode, III. Session 1875/76, III. Band (Anlagen), Seite 51. — 

Die Reichstags-Kommission gab aber der Vorschrift die oben erwähnte 
Fassung, weil „in verschiedenen deutschen Territorien der Begriff der jnristi- 
aehen Person zu gelehrten Kontraversen Anlass gegeben habe, welche leicht auch 
auf die Praxis verwirrend einwirken könnten," und jedenfalls „demjenigen Theile 
des Publikums, welcher sich um die Hülfskassen g^ppire, . . . besser damit 
gedient sei, dass man den unverständlichen Begriff in seine verständlichen Be- 
standtheile zerlege." — Vergl. stenogr. Berichte a. a. 0 HI. Band Seite 585. — 
Der Gese^eber hat also der eingeschriebenen Hülfskasse in bestimmt bezeich- 
neten Beziehungen, und zwar mit denselben Worten, wie sie im Art. 111 H. G. B. 
für die offene Handelsgesellschaft, im Art. 164 das. für die Kommanditgesell¬ 
schaft und im §. 11 des (alten) Genossenschaftsgesetzes vom 4. Juli 1868 für die 
eingetragene Genossenschaft gebraucht sind, eine vermögensrechtliche Selbst¬ 
ständigkeit beigelegt; aber er hat die Frage, wer als Träger der Rechte und 
Verbindlichkeiten der eingeschriebenen Hülfskasse anzusehen ist, ob die Ge- 
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sammtheit der Mitglieder oder eine von ihnen Terschiedene und ihnen als graz 
selbstständiges Eechtssnbjekt gegenüberstebende juristische Person, absichtlich 
nnentscbieden gelassen. 

Fttr die erstere Auffassung kann man sich auf die Analogie der offenen 
Handelsgesellschaft berufen, bei welcher nach der wohl richtigen Auffassung die 
Gesellschaften selbst in ihrer Vereinigung Subjekte der Rechte und Pflichten 
der Gesellschaft sind. Bezüglich der eingetragenen Genossenschaften ist zwar 
anzuerkennen, dass die Entwickelung der letzten Jahrzehnte dahin gegangen 
ist, sie in allen Beziehungen als wirkliche juristische Personen zu gestalten, 
wie dies auch in der abgeänderten, den Vorschriften des H. G. B. über die 
Rechtsfähigkeit der Aktiengesellschaften (Art. 213) und des §. 41 des ersten 
Entwurfs eines bürgerlichen Gesetzbuches angepassten Fassung des §. 17 des 
neuen Genossenschaftsgesetzes vom 1. Mai 1883 zum Ausdruck gekommen ist ; 
aber unter der Herrschaft des früheren Gesetzes war die Theorie der jnristi* 
sehen Persönlichkeit der Genossenschaft keineswegs zur allgemeinen Anerkennung 
gelangt, — so wenig, dass z. B. das Königliche Kammergericht im Jahre 1884 
das Statut einer Genossenschaft, welche den gemeinsamen Einkauf yon Arznei¬ 
mitteln im Grossen und die Vertheilnng derselben an die Mitglieder im Kleinen 
zum Gegenstand hatte, als nicht gegen §. 367 Nr. 3 St. G. B. verstossend und 
diese eintragungsfähig mit der aus(kücklichen Begründung anerkannt hat, dass 
den Mitgliedern der Genossenschaft an den gemeinsamen Arznei-Vorräthen das 
Miteigenthum zustehe. 

Würde nun für die eingeschriebenen Hülfskassen das Vorliegcn eines 
solchen Miteigenthnms der Kassenmitglieder an den für deren Zwewe ange¬ 
schafften Gegenständen ebenfalls anzunebmen sein, so würde das Thatbestands- 
Merkmal des Ueberlassens an Andere bei der Handlungsweise der Angeklagten, 
wie keiner Ausführung bedarf, ohne Weiteres rechtlich entfallen. 

Allein es erübrigt sich eine Entscheidung dieser zivilrechtlichen Zweifels¬ 
frage, denn selbst wenn nach streng juristischer Konstruktion ein solches Mit¬ 
eigenthum abzulehnen und vielmehr ein Eigenthum der Kasse als juristische 
Person an den angeschafften Vorräthen anzunebmen wäre, so würden die Kassen¬ 
mitglieder bei der für die Auslegung und Anwendung des Strafgesetzes mass¬ 
gebenden natürlichen Auffassung dem Vorstand der Kasse doch nicht als fremde 
Personen, als „Andere“, gegenübersteben, wenn sie von ihm die Darreichung von 
Arznei begehrten und solche in Erfüllung des der Hülfskasse voi^ezeiclmeten 
Zweckes — vergl. §. 12 Gesetz vom 7. April 1876 in der Fassung der Novelle 
vom 1. Juni 1884 — überwiesen erhielten. 

Wollte man aber dem nicht beitreten und annehmen, dass der Thatbestand 
des §. 367 Nr. 3 S. 96 durch das Vorgehen der Angeklagten objektiv erfüllt 
sei, so müsste derselben jedenfalls der Irrthum über die vorstehend angedenteten 
Kontroversen zivilistischen Inhalts, vermöge dessen sie subjektiv die Abgabe 
der Arznei an Vereinsmitglieder sehr wohl für nicht unter den Begriff des 
„Ueberlassens an Andere“ fallend erachten konnte, zu Gute gerechnet werden; 
denn dass es sich hierbei um einen für die strafrechtliche Benrtheilnng that- 
sächlichen und daher die Strafbarkeit ausschliessenden Irrthum handelt, bedarf 
keiner weiteren Begründung. 

Die von der Revision im Gegensatz zum Berufungsgericht erörterte 

Frage, 

ob dem Thatbestand des §. 367 Nr. 3 St. G. B. gegenüber die Behauptung 
des An geschuldigten, dass er den Handel mit dem vertriebenen Arzneimittel 
für erlaubt (oder dasselbe für den Verkehr freigegeben) gehalten habe, die 
Geltendmachung eines rein strafrechtlichen und daher nicht zu berücksichti¬ 
genden Irrthums enthalte, bedarf hiernach keiner weiteren Prüfung, da die 
Freisprechung der Angeklagten nach den obigen Ausführungen jedenfalls auf¬ 
recht erhalten werden musste. 

Die Zurückweisung der Revision hat gemäss §. 505 St. P. 0. die Belastung 
der Staatskasse mit den Kosten zur Folge. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Deutsohes Beioli. 

Betrieb von Bäckereien and Konditoreien. Bekanntmachung 
des Reichskanzlers Tom 4. März 1896. 

Auf Grund des §. 120 e der Gewerbeordnung hat der Bandesrath nach¬ 
stehende Vorschriften über den Betrieb von Bäckereien nnd Konditoreien erlassen: 

I. Der Betrieb Ton Bäckereien und solchen Konditoreien, in denen neben 
den Konditorwaaren auch Bäckerwaaren hergestellt werden, nnterliegt, sofern 
in diesen Bäckereien und Konditoreien zur Nachtzeit zwischen achteinhalb Uhr 
Abends nnd fünfeinhalb Uhr Morgens Gehilfen oder Lehrlinge beschäftigt werden, 
folgenden Beschränkungen: 

1) Die Arbeitsscbicht jedes Gehilfen darf die Dauer von zwölf Stunden 
oder, falls die Arbeit durch eine Pause von mindestens einer Stunde unter¬ 
brochen wird, einschliesslich dieser Pause die Dauer von dreizehn Stunden nicht 
überschreiten. Die Zahl der Arbeitsschichten darf für jeden Gehilfen wöchent¬ 
lich nicht mehr als sieben betragen. 

Ausserhalb der zulässigen Arbeitsschichten dürfen die Gehilfen nur zu 
gelegentlichen Dienstleistungen nnd höchstens eine halbe Stunde lang bei der 
Herstellung des Vorteiges (Hefestücks, Sauerteigs), im Uebrigen aber nicht bei 
der Herstellung von Waaren verwendet werden. Erstreckt sich die Arbeits- 
Bchicht thatsächlich über eine kürzere als die im Abs. 1 bezeichnete Dauer, so 
dürfen die Gehilfen während des an der zulässigen Dauer der Arbeitsscbicht 
fehlenden Zeitraumes auch mit anderen als gelegentlichen Dienstleistungen be¬ 
schäftigt werden. 

Zwischen je zwei Arbeitsschichten muss den Gehilfen eine ununterbrochene 
Ruhe von mindestens acht Standen gewährt werden. 

2) Auf die Beschäftigung von Lehrlingen finden die vorstehenden Be¬ 
stimmungen mit der Massgab^e Anwendung, dass die zulässige Dauer der Arbeits¬ 
schicht im ersten Lehrjahre zwei Stunden, im zweiten Lehrjahre eine Stande 
weniger beträgt als die für die Beschäftigung von Gehilfen zulässige Dauer der 
Arbeitsschicht, und dass die nach Ziffer 1 Abs. 3 zn gewährende ununterbrochene 
Ruhezeit sich um eben diese Zeiträume verlängert. 

3) Ueber die unter den Ziffern 1 und 2 festgesetzte Dauer dürfen Ge¬ 
hilfen nnd Lehrlinge beschäftigt werden: 

a. an denjenigen Tagen, an welchen zur Befriedigung eines bei Festen 
oder sonstigen besonderen Gelegenheiten hervortretenden Bedürfnisses die untere 
Verwaltungsbehörde Ueberarbeit für zulässig erklärt hat; 

b. ausserdem an jährlich zwanzig der Bestimmung des Arbeitgebers über¬ 
lassenen Tagen. Hierbei kommt jeder Tag in Anrechnung, an dem auch nur 
ein Gehilfe oder Lehrling über die unter den Ziffern 1 und 2 festgesetzte Dauer 
beschäftigt worden ist. 

Auch an solchen Tagen, mit Ausnahme des Tages vor dem Weihnachts-, 
Oster- und Pfingstfest, muss zwischen den Arbeitsschichten den Gehilfen eine 
ununterbrochene Ruhe von mindestens acht Stunden, den Lehrlingen eine solche 
von mindestens zehn Standen im ersten Lehrjahre, mindestens neun Standen im 
zweiten Lehrjahre gewährt werd€n. 

Die untere Verwaltungsbehörde darf die Ueberarbeit (a) für höchstens 
zwanzig Tage im Jahre gestatten. 

4) Der Arbeitgeber hat dafür zu sorgen, dass an einer in die Augen 
fallenden Stelle der Betriebsstätte aasgehängt ist: 

a. eine mit dem polizeilichen Stempel versehene Kalendertafel, auf der 
jeder Tag, an dem Ueberarbeit auf Grund der Bestimmung unter Ziffer 3 b statt- 
gefunden hat, noch am Tage der Ueberarbeit mittelst Durcblochnng oder Dnrch- 
streichung mit Tinte kenntlich zu machen ist; 

b. eine Tafel, welche in deutlicher Schrift den Wortlaut dieser Bestim¬ 
mungen (I bis V) wiedergiebt. 

5) An Sonn- nnd Festtagen darf die Beschäftigung von Gehilfen und 
Lehrlingen auf Grund des §. 105 c der Gewerbeordnung und der in den §§. 105 e 
nnd 105 f a. a. 0. vorgesehenen Ansnahmebewilligungen nur insoweit erfolgen, 
als dies mit den Bestimmungen unter den Ziffern 1 bis 3 vereinbar ist. 

ln Betrieben, in denen den Gehilfen und Lehrlingen für den Sonntag eine 
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mindestens yiernndzwanzigstündige, spätestens am Sonnabend Abend um zehn 
Uhr beginnende Ruhezeit gewährt wird, dürfen die an den zwei vorhergehenden 
Werktagen endigenden Schichten um je zwei Stunden über die unter den Ziffern 
1 und 2 bestimmte Daner hinaus verlängert werden. Jedoch muss auch dann 
zwischen je zwei Arbeitsscbichten den Gehilfen eine unnnterbroche Ruhezeit von 
mindestens acht Stunden, den Lehrlingen eine solche von mindestens zehn 
Stunden im ersten Lehrjahre, mindestens neun Stunden im zweiten Lehrjahre 
gelassen werden. 

n. Als Gehilfen pnd Lehrlinge im Sinne der Bestimmungen unter I gelten 
solche Personen, welche unmittelbar bei der Herstellung von Waaren beschäftigt 
werden. Dabei gelten Personen unter sechzehn Jahren, welche die Ausbildung 
zum Gehilfen nicht erreicht haben, auch dann als Lehrlinge, wenn ein Lehr¬ 
vertrag nicht abgeschlossen ist. 

Die Bestimmungen über die Beschäftigung von Gehilfen finden auch auf 
gewerbliche Arbeiter Anwendung, welche in Bäckereien und Konditoreien ledig¬ 
lich mit der Bedienung von Hilfsvorrichtungen (Kraftmaschinen, Beleuchtungs¬ 
anlagen und dergleichen) beschäftigt werden. 

III. Die Bestimmungen unter I finden keine Anwendung auf Gehilfen und 
Lehrlinge, die zur Nachtzeit überhaupt nicht oder doch nur mit der Herstellung 
oder Herrichtung leicht verderblicher Waaren, die unmittelbar vor dem Genuss 
hergestellt oder hergerichtet werden müssen (Eis, Crßmes und dergleichen), 
beschäftigt werden. 

IV. Die Bestimmungen unterIfinden ferner keine Anwendung: 

1) auf Betriebe, in denen regelmässig nicht mehr als dreimal wöchentlich 
gebacken wird; 

2) auf Betriebe, in denen eine Beschäftigung von Gehilfen oder Lehr¬ 
lingen zur Nachtzeit lediglich in einzelnen Fällen zur Befriedigung eines bei 
Festen oder sonstigen besonderen Gelegenheiten hervortretenden Bedürfnisses 
mit Genehmigung der unteren Verwaltungsbehörde stattfindet. 

Diese Genehmigung darf die untere Verwaltungsbehörde für höchstens 
zwanzig Nächte im Jahre ertheilen. 

V. Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. Juli 1896 in Kraft. 
Während der Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1896 darf Ueberarbeit auf 
Grund der Bestimmung unter I Ziffer 3a für höchstens zehn Tage und Nacht¬ 
arbeit auf Grund der Bestimmung unter IV Ziffer 2 für höchstens zehn Nächte 
gestattet werden, sowie Ueberarbeit auf Grund der Bestimmung unter I Ziff. 3 b 
au höchstens zehn Tagen stattfindeu. 


B. König'ireioli. Psreusscii. 

Verhütung der Blennorrhoe der Neugeborenen. Runder lass 
des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegeuheiten (gez.Bosse) 
vom 27. Dezember 1895 — M. Nr. 10296 U.I. — an sämmtliche Königlichen 
Oberpräsidenten. 

Die in einer Universitätsklinik während des Jahres 1893 in auffallender 
Häufigkeit zur Behandlung gekommenen Fälle von Blennorrhoe der Neugeborenen 
hatten mir Anlass geboten, eine Ermittelung über die in den prenssiseben 
Universitäts - Augenheil- und Entbindungs-Anstalten während der Jahre 1890 
bis 1894 beobachteten Erkrankungen der Neugeborenen an eitriger Augenent- 
zündnng anzustellen, um ermessen zu können, ob diese Krankheit etwa eine 
Verminderung seit Herausgabe des gegenwärtig gültigen Hebammenbuches von 
1892 erfahren hat. 

Die Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen, welcher das 
Berichtsmaterial Vorgelegen hat, spricht sich hierüber wie folgt aus: 

„Nach den Erhebungen ist zwar bisher eine wesentliche Herabmindernng 
der Zahl der blennorrhöisch erkrankten Neugeborenen in den betreffenden An¬ 
stalten noch nicht bemerkbar geworden, jedoch ist andererseits keine Thatsacbe 
ermittelt, durch welche die Nützlichkeit der prophylaktischen Behandlung der 
Neugeborenen nach der C r e d e’schen Methode ernstlich in Frage gestellt würde. 
Wenn der Erfolg der durch das Hebammenlehrbuch (§§. 218 und 324) vorge¬ 
schriebenen prophylaktischen Behandlung der Neugeborenen bisher noch nicht 
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ziffermässig za Tage getreten ist, so ist, abgesehen von der Kürze der Zeit, 
nicht sowohl die Unzulänglichkeit der Bestimmungen, als vielmehr der Umstand 
zu beschuldigen, dass die Vorschriften des Hebammenlehrbuches wahrscheinlich 
noch immer nicht von allen Hebammen mit der gebotenen Gewissenhaftigkeit 
befolgt werden. Es wird sich als nützlich erweisen, die genaueste Beachtung 
der bezüglichen Bestimmungen den Hebammen allgemein auf’s Neue einschärfen 
zu lassen.“ 

Da ich mit dieser gutachtlichen Auffassung im Wesentlichen überein- 
stimme, so ersuche ich Ew. Ezcellenz ganz ergebenst, das Erforderliche zur 
Erreichung dieses Zweckes zu veranlassen und hierbei insbesondere Folgendes zu 
beachten; Die Kreisphysiker werden durch die Kegierungspräsidenten anzu- 
weisen sein, dass sie bei den Hebammen - Nachprüfungen die Prophylaxe der 
eitrigen Augenentzündung der Neugeborenen an der Hand der Vorschi iften des 
Hebammenlehrbuches zum Gegenstand der Besprechung machen und sich dabei 
von der Geschicklichkeit der Hebammen in der Anwendung des C r e d 4 ’ sehen 
Verfahrens thunlichst überzeugen; das Gleiche gilt hinsichtlich der Begierungs- 
und Medizinal - Käthe bei den von ihnen abzuhaltenden Prüfungen der Hebammen- 
Kandidatinnen. Das Befähigungszeugniss als Hebamme wird nur denjenigen zu 
ertheilen sein, die bei der Prüfung eine ausreichende Kenntniss von der eitrigen 
Augenentzündung der Neugeborenen und dem Werthe eines sachgemässen pro¬ 
phylaktischen Verfahrens, sowie die erforderliche Uebung in der Handhabung 
der Crede’schen Methode besitzen. Dementsprechend würden auch die Direk¬ 
toren der Hebammenlehranstalteu darauf hinzuweisen sein, dass sie diesem 
Gegenstände des Unterrichtes eine besondere Beachtung zu Theil werden lassen. 


Vorschriften znr Ansführang der Impfang. Bnnderlass der 
Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: 
V. Bartsch) u. des Innern (gez. i. Auftr.: Haase) vom 21. März 1896 
— M. d. g. A. M. Nr. 1506 II u. M. d. I. II. Nr. 3839 — an sämmtliche Künigl. 
Begierungspräsidenten. 

Unter Bezugnahme auf die Bundverfügung vom 6. April 1886, betreffend 
die Vorschriften zur Sicherung der gehörigen Ausführung des Impfgeschäftes, 
werden die als Anlage I zu derselben gegebenen Vorschriften, welche von den 
Aerzten bei der Ausfühmng des Impfgeschäfts zu befolgen sind, in dem §. 19 
Abs. 1 im Einvernehmen mit dem Herrn Beichskanzler (Beichsamt des Innern) auf 
Grund des §.18 des Impfgesetzes vom 8. April 1874 von uns wie folgt abgeändert: 

Die Impfung wird in der Begei nach an einem der Oberarme vorge¬ 
nommen, and zwar bei Erstimpfungen an dem rechten, bei Wiederimpfungen an 
dem linken Arme. Jede Impfung muss mit mindestens vier seichten Schnitten 
von 1 cm Länge oder ebensovielen oberflächlichen Stichen ausgeführt werden. 
Bei der Einführung dieser das Impfgeschäft erleichternden Bestimmungen unter¬ 
lassen wir es nicht, darauf hinzuweisen, dass zur Erzielung eines genügenden 
Impfschutzes auf die Nachachtnng der Bestimmungen in §. 20, wonach die Erst¬ 
impfung erst als erfolgreich gilt, wenn mindestens zwei Blattern znr regel¬ 
mässigen Entwickelung gekommen sind, und in Fällen, in welchen nur eine 
Blatter znr regelmässigen Entwickelung gekommen ist, sofort Autorevaccination 
oder nochmalige Impfung stattzufindeu hat, hinfort mit ganz besonderen Nach¬ 
druck seitens der Behörden gehalten werden muss. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, das hiernach Erforderliclie 
gefälligst anzuordnen. 


Verkehr mit Arzneimitteln ansserhalb der Apotheken. Polizei¬ 
verordnung des Königl. Begierungspräsidenten zu Köslin vom 
17. Januar 1896. 

§. 1. Arzneimittel dürfen nur in trockenen, leicht lüftbaren und hellen 
Bäumlichkeiten feilgehalten und aufbewahrt und nur in brauchbarem, unver¬ 
dorbenem, unverfälschtem und nicht verunreinigtem Zustande feilgehalten und 
verkauft werden. 

§. 2. Die Vorräthe von Arzneimitteln sind sowohl in den Verkaufsräumen, 



Bechtaprechong und Medizinal •Gesetzgebung. 


71 


als auch in den 'Vorrathsränmen in dichten festen Behältnissen mit festen, gut 
schliessenden Deckeln oder Stöpseln anfzubewahren. 

Werden Scbiebladen als Aufnahmebehälter benutzt, so müssen dieselben 
in den Verkaufsräumen, wie auch in den Vorrathsräumen in vollen Füllungen 
laufen oder mit dicht schliessenden Deckeln versehen sein. 

Säcke oder Papierheutel sind als Aufbewahrungsbebälter nur für abge> 
fasste Arzneimittel (s. §. 5) zulässig. 

Arzneimittel verschiedener Art dürfen in ein und demselben Behälter 
(Vorrathsgefäss, Schieblade, Kasten und dergl.) nicht auf bewahrt werden. 

§. 3. Die Aufnahmehehältnisse für Arzneimittel müssen übersichtlich — 
in Gruppen alphabetisch geordnet und unter Vermeidung von Doppelreihen — 
und abgesondert von jeglichen anderen Waarenbeständen aufgestellt werden. 

§. 4. Jedes Aufnahmebehältniss ist mit einer dem Inhalt entsprechenden 
deutlichen und dauerhaften Bezeichnung (mit eingebrannter oder Oelfarbenschrift 
oder Druckschrift auf gut lackirtem Papierschild) und zwar mit dem lateinischen 
oder deutschen Namen des Arzneibuchs zu versehen. 

§. 5. Abgefasste Arzneimittelbestände sind gleichfalls auf jeder einzelnen 
Umhüllung mit der entsprechenden Bezeichnung deutlich und dauerhaft zu ver¬ 
sehen und vollständig getrennt von den gleichartigen Waarenvorräthen und von 
anderen abgefassten Heilmitteln aufzubewahren. 

§. 6. Die Wiege- und Abfassgeräthschaften sind stets in tadellos rein¬ 
lichem Zustande zu erhalten. 

§. 7. Für den Grosshandel mit Arzneimitteln kann der Eegiemngspräsident 
von der Beachtung der Vorschriften der §§. 2—4 entbinden. 

§. 8. Arzneimittel, welche zu den Giften und giftigen Stoffen gehören, 
unterliegen den hierüber bestehenden besonderen polizeilichen Bestimmungen. 

§. 9. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser Polizei-Ver¬ 
ordnung werden, sofern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
eine höhere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafen bis zu 60 Mark, im Unver- 
mögeusfalle mit verbältnissmässiger Haft bestraft. 

Diese Polizei-Verordnung tritt mit dem 1. Juni d. J. in Kraft. 


Belehrung für die Abgabe von Giften. Bekanntmachung des 
König 1. Eegierungspräsidenten zu Wiesbaden vom 18. März 1896. 

Zu §. 18 Abs. 1 der Polizeiverordnung vom 24. August 1895 bestimme 
ich für den hiesigen Bezirk, dass bei Abgabe der unter Verwendung von Gift 
hergestellten Mittel gegen schädliche Thiere (sog. üngeziefermittel) jeder 
Packung nachstehende Belehrung beizufügen ist: 

Belehrung. 

Dieses unter Verwendung von Gift hergestellte Mittel zur Vertilgung 
schädlicher Thiere (Ungeziefer) ist auch für den Menschen giftig und kann bei 
■ unvorsichtiger Handhabung schwere Erkrankung und den Tod herbeiführen. 

Die grösste Sorgfalt bei dem Gebrauche dieses Giftes ist daher für Jeder¬ 
mann geboten. 

Kann das Gift nicht sofort zur Verwendung kommen, so ist es bis dahin 
gut verschlossen aufzubewahren. 

Bei dem Auslegen des Giftes ist die grösste Vorsicht erforderlich und 
das Umherstreuen desselben an leicht zugänglichen Orten unter allen Umständen 
zu vermeiden. 

Kinder sind von dem Gifte und dem Orte, wo dasselbe ausgelegt ist, 
fernzuhalten. Wer mit dem Gifte in Berührung gekommen ist, muss sich sofort 
gründlich mit Seife reinigen. 

Beste des Giftes aufzuheben, ist besonders gefährlich. Dieselben müssen 
sofort nebst der Packung und den Geräthschaften, die beim Auslegen Verwen¬ 
dung gefunden haben, vernichtet, am besten dem Feuer übergeben werden, 
dürfen aber nicht in Abortgruben oder auf den Düngerstätten und in Jauche¬ 
gruben, auch nicht auf Kehrichthaufen oder sonst wohin geworfen werden, wo 
sie noch Schaden anzurichten vermögen. 

Auch für Haustbiere ist dieses Gift ein sicheres Tödtungsmittel, 
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Alle durch unvorsichtiges Umgehen mit diesem Gifte etwa eintreteudeU 
Schädigungen der Gesundheit eines Menschen werden nach Massgabe der gesetz¬ 
lichen Bestimmungen bestraft. 


Anzeigepflicht und das Verfahren bei ansteckenden Krankheiten. 
Polizeiverordnuug des Königl. Regierungspräsidenten zu Sig¬ 
maringen vom 20. März 1896. 

§. 1. Aerzte, sowie andere mit der Heilkunde sich beschäftigende Per¬ 
sonen sind verpflichtet, jedeu in Ausübung der Heilkunde zu ihrer Kenntniss 
kommenden Erkrankungs- und Todesfall von 

a) 1. Cholera, 2. Pocken, 3. Ruhr, 4. Scharlach, 5. Masern und Rötheln, 6, 
Diphtherie und Croup, 7. Unterleibs-, Fleck- oder Rückfall - Typhus, 8. Kopf¬ 
genickkrampf, 9. Kindbettfieber, 10. kontagioser Augenentzündung, 

b) 1. Rotz- und Wurmkrankheit, 2. Milzbrand, 3. Wuthkraukheit, 

c) 1. Bissverletzung eines Menschen durch ein der Tollwuth verdächtiges oder 
tollwuthkrankes Thier, sowie 2. Trichinose 

unverzüglich, spätestens aber innerhalb 24 Stunden der zuständigen Ortspolizei¬ 
behörde schriftlich oder mündlich anzuzeigen. 

Diese Anzeige ist auch in solchen Erkrankungs- und Todesfällen zu er¬ 
statten, in welchen der Verdacht der Cholera (heftige Brechdurchfälle aus 
unbekannter Ursache), des Kindbettfiebers (Gebärmutterentzündung, Unterleibs- 
entzündnng u. drgl.) oder des Unterleibstyphus (typhöse, nervöse, Nerven-, 
gastrische, Schleim - Fieber u. drgl.) vorliegt. 

Bei Cholera und choleraverdächtigen Erkrankungen, Pocken, Kindbett¬ 
fieber und Kindbettfieberverdächtigeu Erkrankungen, sowie bei Diphtherie ist 
die vorgeschriebene Anzeige, ausser an die Ortspoiizeibehörde, gleichzeitig 
au den Oberamtsphysikus zu erstatten. 

§. 2. Die Anzeige der in §. 1 genannten Erkrankungs- und Todesfälle 
hat sich auf Vor- und Zunamen, Alter, Wohnung und Stand des Erkrankten, 
sowie bei Kindern auf den Stand der Eltern, den Tag der Erkrankung oder des 
Todes, den Namen der Krankheit, bei Kindbettfieber und Kindbettfieber-Verdacht 
auch auf den Namen der zugezogenen Hebamme zu erstrecken (s. §. 10). 

§. 3. Die gleiche Anzeigepfiieht liegt für alle vorgenannten Erkrankungs- 
uud Todesfälle, bei denen ein Arzt nicht ziigezogen wurde, den Haushaltuugs- 
und Anstaltsvorständen, Haus- und Gastwirthen oder deren Stellvertretern ob, 
sobald dieselben über die Art des in ihrem Hausstande oder Hause etc. aufge¬ 
tretenen Erkrankungs- oder Todesfalles Kenntniss erhalten haben. 

§. 4. Die Lehrer bezw. die Hauptlehrer an Volksschulen sind verpflichtet, 
sobald ein Schulkind oder eine im Schulhause wohnende Person an einer 
ansteckenden Krankheit, im Besonderen an: 

a) Cholera, Pocken, Ruhr, Scharlach, Masern oder Rötheln, Diphtherie oder 
Croup, Fleck- oder Rückfall - Typhus, Kopfgenickkrampf, 

b) Unterleibstyphus, kontagioser Augenentzündung, Krätze oder krampfartig 
auftretendem Keuchhusten 

eidet, dem Ortsschul-Inspektor eine schriftliche Anzeige, wie im §. 2 vor- 
geschriebeu, unter Angabe des behandelnden Arztes zu erstatten. 

Die gleiche Anzeige ist zu erstatten, wenn eine der vorstehend unter a) 
genannten ansteckenden Krankheiten im Hausstande eines nicht im Schul¬ 
hause wohnenden Lehrers auftritt. 

Die vorbezeichneten schriftlichen Anzeigen (Abs. 1 und 2) sind seitens 
des Ortsschul - Inspektors sofort an die Ortspolizeibehörde weiterzugeben. 

Bei Schulen, welche nicht unter einem Ortsschul-Inspektor stehen (Gym¬ 
nasien, private Unterrichts- und Erziehungsanstalten, Töchterschulen, Realschulen, 
Kinderbewahranstalteu, Spiel- und Warteschulen, Kindergärten etc.) sind die 
vorbezeichneten schriftlichen Anzeigen seitens des Vorstehers der Schule direkt 
der Ortspoiizeibehörde zu erstatten. 

Die Anzeigepflicht gemäss der §§. 1 bis 3 wird hierdurch nicht berührt. 

§. 5. Eltern, Pfleger, Lehrer, Schulvorsteher und Geistliche sind ver¬ 
pflichtet, an einer der in §. 4 unter a) und b) genannten ansteckenden Krank- 
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beiten leidende Kinder vom Besuche der Schulen und ähnlichen Anstalten, des Eon> 
firmanden-Unterrichtes, des Kindergottesdienstes etc. so lange fernzuhalten, bis 

a) entweder die Gefahr der Ansteckung nach ärztlicher Bescheinigung als be¬ 
seitigt anzusehen oder 

b) der Ablauf der Krankheit aus Gründen der Erfahrung — bei Pocken und 
Scharlach nach 6 Wochen, bei Masern und Bötheln nach 4, bei Diphtherie 
oder Croup nach 3 Wochen — anznnehmen ist und 

c) die erkrai^t gewesenen Kinder und ihre Bekleidungsstücke gründlich ge¬ 
reinigt bezw. desinfizirt worden sind. 

§. 6. In gleicher Weise sind, wenn in einem Hausstande ein Fall der 
in §. 4 unter a) genannten Krankheiten, d. h. Cholera, Pocken, Ruhr, Scharlach, 
Masern oder Rötheln, Diphtherie oder Croup, Fleck- oder Rückfalltyphus, Kopf¬ 
genickkrampf verkommt, die gesunden Kinder von dem Besuche der Schule 
u. s. w. fernznhalten, es müsste denn dem Lehrer, Schalvorsteher oder Geist¬ 
lichen eine ärztliche Bescheinigung beigebracht sein, dass das Schulkind durch 
zweckdienliche Absonderung des Erkrankten vor der Gefahr der Ansteckung 
geschützt ist. 

§. 7. Während des Auftretens ansteckender Krankheiten sind Lehrer, 
Schul Vorsteher und Geistliche verpflichtet, auch Kinder mit der Krankheit ver¬ 
dächtigen Erscheinungen unter Benachrichtigung des Familien-Oberhauptes 
so lange als nöthig vom Besuch der Schale u. s. w. auszuschliessen. 

§. 8. Haushaltungs- und Anstalts-Vorstände, Haus- und Gastwirthe oder 
deren Stellvertreter, desgleichen Aerzte und andere mit der Ausübung der Heil¬ 
kunde sich beschäftigende Personen haben dafür Sorge zu tragen, 

dass die in ihrem Hausstände, Hause, Beruf oder Gewerbe von einer der im 
§. 1 unter a) und b) genannten Erkrankungen befallenen Personen von Andern 
thnnlichst abgesondert werden, 

dass während der Krankheit und sogleich nach deren Ablauf eine gründliche 
Reinigung und Desinfektion nach Massgabe der von der Ortspolizeibehörde 
gegebenen Vorschriften stattfinde, sowie 
dass die in §. 55 der Fürstlichen Verordnung vom 5. Dezbr. 1836 (Sigm. 
Ges.-Samml. Bd. IV, S. 492) über die Absonderung und Beerdigung der Leichen 
der an ansteckenden Krankheiten Gestorbenen enthaltenen Bestimmungen be¬ 
obachtet werden. 

§. 9. Personen, welche an einer der im §. 1 a) und b) genannten Krank¬ 
heiten leiden, dürfen ohne vorgängige Anzeige an die Ortspolizeibehörde ans 
ihrem Wohnorte sich nicht in eine andere Ortschaft begeben, noch fortgeschafft 
werden. 

Fuhrwerke oder andere zur Fortschaffang solcher Personen benutzte Be¬ 
förderungsmittel müssen nach dem Gebrauche sofort gründlich gereinigt und des- 
infizirt werden. 

Die im Abs. 2 erwähnte vorgängige Anzeige ist von dem im §. 3 ge¬ 
nannten Verpflichteten zu erstatten. 

§. 10. Bezüglich einzelner Erkrankungen, wie der Pocken u. a. beste¬ 
hende, weitergehende gesetzliche Vorschriften werden durch diese Polizeiverord- 
nung nicht berührt. 

§. 11. Zuwiderhandlungen gegen obige Bestimmungen werden mit einer 
Geldbusse bis zu 60 Mark, im Unvermögensfidle mit entsprechender Haft bestraft. 


O. Közzig'X’eicli. W nx*tteml>eirg;. 

Gewährung ärztlicher Behandlung durch die Krankenkassen. 
Erlass des Ministeriums desinnern an die K. Kreisregierangen, 
die K. Oberämter und die Gemeindebehörden vom 26. Februar 
1896. 

Das Ministerium hat in Ziffer 1 des Erlasses vom 27. September 1886, 
betr. die Verhältnisse der Krankenkassen, auf Grund der in der ersten Zeit nach 
Einführung des Krankenversichemngsgesetzes vom 15. Juni 1883 gemachten Er¬ 
fahrungen den Krankenkassen die Aufstellung von Kassenärzten empfohlen und 
für den Abschluss von Verträgen mit solchen Aerzten nähere Direktiven gegeben. 
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Nachdem inzwischen die Novelle znm Krankenversicherungsgesetz vom 10. April 1892 
in den §. 6 a Abs. 1 Ziff. 6, §. 26 a Abs. 2 Ziif. 3 b und §. 56 a, Bestimmongen 
getroffen hat, welche auf der Yoransstezong beruhen, dass die freie Arztwahl 
das in Ermangelung einer besonderen statutarischen Bestimmung gültige nnd 
unter bestimmten Bedingungen auch beim Vorhandensein einer gegentheiligen 
statutarischen Bestimmung anznstrebende System der Gewährung ärztlicher Be> 
handlang ist, nachdem ferner mit der freien Arztwahl, welche den Kassenmit* 
gliedern die Behandlung durch den Arzt ihres Vertrauens sichert und zugleich 
den Standesinteressen der Aerzte entspricht, auch vom Standpunkt der ökono¬ 
mischen Interessen der Krankenkassen aus beim Vorhandenseinzweckentsprechender 
Vertragsbestimmungen mehrfach nicht ungünstige Erfahrungen gemacht worden 
sind, wird der Erlass vom 27. September 1886 in Folgendem ergänzt: Das 
System der freien Arztwahl, wie es früher bestanden hat, d. h. die Freigebung 
der ärztlichen Behandlung an alle Aerzte eines Kassenbezirkes mit der Folge, 
dass die von den Aerzten für die Einzelieistung eingereichten Forderungen von 
der Kasse ohne Weiteres bereinigt werden, nimmt anf die finanzielle Leistungs¬ 
fähigkeit der Krankenkassen nicht die gebührende Rücksicht. Soll die freie 
Arztwahl eingeführt werden, so ist es unerlässlich, dass die Aerzte des Kassen¬ 
bezirks, welche zur Mitwirkung bei der Behandlung der Kassenmitglieder bereit 
sind, in ein genau zu bestimmendes Vertragsverhältniss zu der Kasse treten. 
Der Honoriruug der Aerzte werden dabei zweckmässige Aversalsummen zu 
Grande gelegt, welche nach der Zahl der Kassenmitglieder berechnet werden. 
Dies kann so geschehen, dass die Kassenmitglieder veranlasst werden, für einen 
bestimmten Zeitabschnitt sich für einen der betheiligten Aerzte zu entscheiden, 
in welchem Falle die Kasse dem einzelnen Arzt diejenige Summe aasbezahlt, 
welche sich ans der Multiplikation des Einheitssatzes mit der Zahl derjenigen 
Kassenmitglieder ergiebt, die sich für ihn entschieden haben. Ein anderer Weg 
der Honorirung ist der, dass der Gesammtheit der betheiligten Aerzte ein 
Aversum aasgesetzt wird, welches diese unter einander nach der Zahl der in 
einem bestimmten Zeitabschnitt behandelten Mitglieder oder nach der Zahl der 
in diesen Zeitabschnitt fallenden Einzelleistangen vertbeilen. Die Aerzte hätten 
sich ihrerseits zu verpflichten, bei der Behandlung der Kranken, insbesondere bei 
der Verordnung von Arzneien und sonstigen Heilmitteln und bei der Ausstellung 
von Krankenscheinen bestimmte Rücksichten zu beobachten. Die Einhaltung der 
letzteren wäre vertragsmässig von einer Kontrollkommission zu überwachen, 
welche zweckmässig je zur Hälfte ans Mitgliedern des Kassenvorstandes und 
gewählten Vertretern der ärztlichen Bezirksvereine zusammengesetzt wird. Diese 
Kommission prüft die Rezepte nnd Krankenscheine und ist verpflichtet, den 
Arzt, der die vertragsmässigen Vorschriften nicht beachtet, zu verwarnen, ihm 
die entstehenden Mehrkosten zur Last zu legen nnd im Falle schwerer oder 
öfters wiederholter Verletzung seiner Pflichten die Berechtigung zur Behandlung 
der Kassenmitglieder zu entziehen. Wo die finanzielle Lage einer Krankenkasse 
eine ungünstige ist, ist bei dem üebergang zu dem Systeme der freien Arzt¬ 
wahl besondere Vorsicht geboten, wie denn überhaupt die besonderen örtlichen 
und persönlichen Verhältnisse bei der Entscheidung über die Art und Weise der 
Gewährung ärztlicher Hülfe berücksichtigt werden müssen. Die Kreisregierangen, 
Oberämter und Gemeindebehörden werden angewiesen, die obigen Gesichtspunkte 
hei der Beaufsichtigung und Berathang der Krankenkassen im Auge zu behalten. 


!>. Oirosisliex'asog^tliuiii Baden. 

Die Ausführung des Impfgeschäftes. Randerlass des Ministe¬ 
rium des Innern vom 7. März 1896 an sämmtliche Grossherzogliche Be¬ 
zirksärzte und Bezirksassistenzärzte. 

Nach §. 19 Absatz 1 der entsprechend dem Bundesrathsbeschluss vom 
18. Juni 1885 in allen Bundesstaaten — für das Grossherzogthum Baden mittelst 
diesseitiger Verordnung vom 19. November 1885 — gleichmässig eingeführten 
„Vorschriften, welche von den Aerzten bei der Ausführung des Impfgeschäftes 
zu befolgen sind", ist die Impfung der Regel nach an den Oberarmen vorzn- 
nehmen. Bei Erstimpflingen genügen 3 bis 5 seichte Schnitte von höchstens 1 cm 
Länge oder ebenso viele oberflächliche Striche an jedem Arme, bei Wieder- 
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impflingen 5 bis 8 seichte Schnitte oder Striche an einem Arme. Um die 
Vornahme der Impfnng zu erleichtern und die mit der Impfung für die Impf¬ 
linge sowohl als auch für ihre Angehörigen verbundenen Unannehmlichkeiten zu 
vermindern, ist beim Beichsamt des Innern in Anregvmg gebracht worden, statt 
der für Erstimpflinge vorgesehenen Impfnng auf beiden Armen die Impfnng 
nur auf einem Arme zuzulassen. Die Angelegenheit ist im Kaiserlichen Ge¬ 
sundheitsamt einer eingehenden Prüfung unterstellt worden, die nach Mittheilung 
des Beichsamts des Innern zu folgendem Ergebniss geführt hat: 

„Die Bestimmung über die Impfnng auf zwei Armen gründet sich darauf, 
dass nach der von der Impfkommission vertretenen Auffassung zur Erzielung 
eines ausreichenden Impfschutzes mindestens zwei gut entwickelte Impfpusteln 
erforderlich sind nnd zur Sicherung eines solchen Impferfolges die Anbringung 
einer Mehrzahl von Impfschnitten auf beiden Armen rathsam erschien. Seit 
mehreren Jahren aber ist in Gestalt der Thierlymphe ein so wirksamer Impf¬ 
stoff zur Anwendung geianKt, dass es möglich ist, mit einer geringeren Zahl 
von Impfschnitten sich zu begnügen, ohne dass dabei von der Forderung von 
mindestens zwei gut entwickelten Pusteln abgesehen zu werden braucht. Immer¬ 
hin wird, um die Erfüllung dieser Forderung thunlichst sicher zu stellen, nicht 
unter das Verlangen von vier Impfschnitten hemntergegangen werden dürfen. 
Hierzu aber reicht es aus, wenn nur die Impfung an einem Arme stattfindet. 
Auf solche Weise lässt sich nicht nur das Impfgeschäft wesentlich vereinfachen, 
sondern auch manche andere, dem Interesse der Impflinge nnd dem Wunsche 
weiter Bevölkernngskreise entsprechende Erleichterung bewirken. So können 
beispielsweise die nur auf einem Arme geimpften Kinder besser getragen nnd 
gelagert werden; bei Beschränkung der Schnittzahl wird die Entwickelung einer 
unnöthig grossen Menge von Pusteln vermieden; das Wohlbefinden der Impf¬ 
linge wird weniger gestört; Beizerscheinungen und andere Nebenwirkungen nach 
der Impfnng werden seltener. Diese Verringerung der Belästigungen, die sich 
als Folgen der Impfnng bisher einzustellen pflegten, kommt auch der Abwehr 
der Agitation der Impfgegner zu gute. Denn die in neuerer Zeit wieder be¬ 
sonders heftigen Angriffe gegen das Impfgesetz werden um so weniger Anklang 
finden, je weniger die Bevölkerung durch die Ausführung des Gesetzes belästigt 
wird. 

Bei einer nur einseitigen Impfnng wird es sich empfehlen, die erstmalige 
Impfnng an dem rechten nnd die Wiederimpfung an dem linken Arme vorzn- 
nebmen, da alsdann eine Vertbeilnng der Narben auf beide Arme stattfindet 
und zugleich den Ansprüchen der Schule entsprochen wird, mit denen die Scho¬ 
nung des linken Armes besser als die des rechten vereinbar ist." 

Auf Grund des Vorstehenden nnd des Ergebnisses der Erörterungen, 
welche anlässlich der vorjährigen Impfrevisionen von den diesseitigen Mcdizinal- 
referenten mit den betreffenden Grossherzoglichen Impfärzten in der gleichen 
Angelegenheit gepflogen worden sind, sowie der bezüglichen Anregung in einer 
Beihe bezirksärztlicher Impfberichte für 1895 sehen wir uns veranlasst, bis auf 
Weiteres und zunächst mit Geltung für das diesjährige Impfgeschäft Folgendes 
zu bestimmen: 

a. die Impfschnitte sind im Ganzen auf vier zu beschränken, 

b. dieselben sind in der Begel bei der Erstimpfung an dem rechten nnd bei 
der Wiederimpfung an dem linken Arme vorznnehmen, 

c. die einzelnen ächnitte sind in einem Abstande von mindestens 2 cm anzu¬ 
bringen, 

d. die Länge eines Schnittes soll keinenfalls 1 cm übersteigen. 

e. Impfstiche haben, wie schon früher angeordnet wurde, zu unter¬ 
bleiben, 

f. Krenzschnitte, welche mitunter bisher noch gemacht wurden, sind eben¬ 
falls zu unterlassen, 

g. das nachträgliche ^nreiben von Impfstoff auf die Impfscbnitte durch die 
mit Impfstoff versehene Lanzette ist durchweg zu vermeiden. 

(Zu f. nnd g.: die entgegenstehenden Bestimmungen a. E. unserer 
Generalverfügnng vom 3. März 1886 Nr. 2576, Errichtung einer Anstalt 
für Gewinnung animalischer Lymphe betreffend, unter Ziffer 1 nnd 2 sind 
als aufgehoben zu betrachten.) 
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h. Die Impfnachschan — §. 5 des Impfgesetzes vom 8. April 1874 nnd §. 8 
der diesseitigen Verordnnng vom 11. Januar 1875 — ist in der Regel 
nicht Tor dem achten Tage nach der Impfung vorzunehmen 
Im Uebrigen verbleibt es bei den bisherigen allgemeinen Vorschriften nnd 
den dazu ergangenen Anweisungen. 

Die Grossherzoglichen Impförzte werden veranlasst, sich hiernach sorg- 
föltig zu achten nnd in den s. Zt. zu erstattenden Impfberichten für das Jahr 
1896 sich Ober die beim Vollzug des neuen Verfahrens — vergleiche oben a bis 
c. — nnd bezüglich des letzteren nnd seiner Ergebnisse gemachten Beobach¬ 
tungen nnd Erfahrungen besonders zu änssem. 

Die Anordnungen unter a. bis h. gelten auch für die Privatimpfungen 
und sind, wo sich Aerzte mit Vornahme solcher in grösserem Umfange erfahrnngs- 
gemäss zu befassen pflegen, den betreffenden Aerzten geeignet bekannt zu 
geben.*) 


£2. Grx'oss'b.eirzojgtliiim lüfeolilenbui'fi'« Schwerin. 

Anzeigepflicht der Kreisphysiker bei ansteckenden Krankheiten. 
Erlass des Ministeriums, Abth. für Medizinalaugelegenheiten, 
vom 28. September 1895 an sämmtliche Ereispbysiker. 

Unter Bezug auf Eap. 1 §. 2 Ziff. 11 §, 4 der Medizinalordnung (vergl. 
Ziff. 8 nnd 5 der Instruktion vom 13. Mai 1841; Zirkular vom 22. September 
1892, betreffend Typhus, nnd vom 14. Dezember 1893, betreffend Diphtherie) 
nnd auf die Landesherrliche Verordnnng vom 30. Oktober 1893, betreffend die 
Anzeige epidemischer Krankheiten (Reg.-Bl. Nr. 18) wird hierdurch bestimmt, 
dass die Kreisphysiker an das Unterzeichnete Ministerium und an die Gross¬ 
herzogliche Medizinalkommission sogleich anzuzeigen haben; 

1. jeden Pall von Flecktyphus, Rückfallsfieber, echten Blattern (Bekannt¬ 
machung vom 6. Februar 1871, Reg.-Bl. Nr. 14) epidemischer Genickstarre, Rotz 
oder Milzbrand, wozu nach den Umständen die zu Abs. 2 des Zirkulars vom 
8 . November 1893 ausgegebenen Postkarten benutzt werden können; 

sowie jeden Ausbruch gemeingefllhrlicher, nicht einheimischer Krankheiten; 

2. wenn Unterleibstyphus, epidemische Ruhr, Scharlach, Diphtherie und 
Croup (Bek. vom 25 August 1886, Reg.-Bl. Nr. 29), Varioloiden (Reg.-Bl. 1871 
Nr. 14) oder Kindbettfieber (vergl. §. 10 der V.-O. vom 9. April 1885, Reg.-Bl. 
Nr. 14) in grösserer Ausdehnung oder in besonders bedrohlicher Weise an einem 

^ Ort ihres Bezirks auftreten; 

3. Massenerkranknngen; 

sowie die Ausbreitung einheimischer Infektionskrankheiten, welche in der 
Verordnung vom 30. Oktober 1893 nicht genannt sind nnd in der Regel sanitäts¬ 
polizeilich nicht bekämpft werden, in einem die öffentliche Wohlfahrt gefähr¬ 
denden Umfang (vergl. die Verordnung vom 17. Dezember 1830, Raabe, Ges. 
Nr. 2792). 

Die besondere Vorschriften über die Anzeige von Cholerafällen an die 
oberen Medizinalbehörden (§. 9 der V.-O. vom 21. Juli 1896), Reg.-Bl. Nr. 26; 
Zirkular vom 28. Juli nnd 10. August 1893) und die nach dem Zirkular vom 
14. Dezember 1893 auch für Diphtherie gültige Bestimmung in Abs. 3 des Zir¬ 
kulars vom 22. September 1892, betreffend Typhus, werden durch diesen Erlass 
nicht berührt. 


*) Eine gleiche Vorschrift ist in Württemberg durch Erlass vom 
3. März d. J. getroffen, während in Bayern durch Königliche Verord¬ 
nung vom 25. März d. J. bestimmt ist, dass bei Erstimpflingen 4—6 nnd bei 
Wiederimptlingen sechs Schnittchen anzubringen sind. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- n. Med.-Rath i. Minden L W. 

J, C« 0. Srnns, Bnohdrnokerei Minden. 
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A., König^reioh Pireii.g(seii. 

Diphtherie•Heilseram. Bekanutmachnng des Königlichen 
Polizeipräsidenten in Berlin vom 11. April 1896.‘) 

Das Diphtherie-Heilserum mit der Kontrolnummer 40 ist von den Höchster 
Farbwerken wegen der im Verlaufe von 9 Monaten eingetretenen Verminderung 
seines nrsprlinglichen Gehaltes an Immnnisirungseinheiten zur Einziehung 
be.stimmt. 

Fläschchen mit dieser Kontrolnummer dürfen hinfort nicht mehr in den 
Apotheken abgegeben werden und können nach den Vereinbarungen mit der 
Fabrikationsstätte franco gegen franco gegen einwandsfreies Serum amgetauscht 
werden. 


Unterbringnng der auf Ziegeleien beschäftigten Arbeiter. Poli¬ 
zei-Verordnung des Königl. Keg.-Präsidenten zuLüneburg vom 
20. März 1896. 

§. 1. Arbeitgeber, welche auf Ziegeleien Arbeitern Unterkommen ge¬ 
währen, haben sich den folgenden Bestimmungen zu unterwerfen: 

a. Die Unterkünfte- bezw. Schlafräume müssen nach Geschlechtern getrennt 
sein. Dieselben, insonderheit die Schlafräume, müssen mindestens 20 cm 
über dem Erdboden liegen, mit Holz-, in Zement ausgefugten Stein-, 
Asphalt- oder Gipsfussböden und mit gut schliessenden Thüren und Fenstern, 
die geöffnet werden können, versehen sein. Auf je 35 cbm Luftraum eines 
Unterkunft- bezw. Schlafraumes ist eine zu öffnende Fensterfläche von 1 qm 
anzulegen. Die Bäume dürfen nicht unmittelbar an einer Dnngstätte liegen, 
noch mit Aborten in direkter Verbindung stehen. 

b. Die Schlafräume mit wagerechten Decken müssen wenigstens 2,5 m hoch 
sein und jedem darin untergebrachten Arbeiter einen Luftraum von min¬ 
destens 8 cbm gewähren. Bereits vorhandene niedrigere Bäume dürfen 
fernerhin nur benutzt werden, wenn der Luftraum für jede Person derart 
erhöht wird, dass in Bäumen von 2,25 m bis 2,5 m Höhe 9 cbm und in 
Bäumen von weniger als 2,25 m Höhe 10 cbm gewährt wird. 

Bäume mit weniger als 2 m Höhe sind unzulässig. 

Befinden sich Schlafräume unter schrägen Dachflächen, so muss die mittlere 
Höhe mindestens 2 m betragen und für jeden Arbeiter ein Luftraum von 
10 cbm vorhanden sein. Die Dachflächen müssen verschaalt sein. 

Stehen in Schlafräumen die Betten übereinander, so ist in allen Fällen 
jedem Arbeiter ein Luftraum von wenigstens 10 cbm zu gewähren. 

In jedem Schlafraum ist an der Thür ein Zettel anzubringen, welcher 
die Höhe, den Luftinhalt des Baumes und die nach Vorstehendem zulässige 
Zahl der unterzubringeuden Personen angiebt. 

c. Jedes Bettgestell darf nur eine Lagerstätte enthalten. Die Bettgestelle 
müssen leicht zu reinigen sein und dürfen nicht ans ungehobeltem Holze 
bestehen. Für jedes einzelne Bett ist mindestens eine Matratze oder ein 
Strohsack, ein Bettbezug, ein überzogenes Kopfkissen und eine hinreichend 
wärmende Decke zu beschaffen. Das unmittelbare Hintereinanderbenutzen 
desselben Lagers durch verschiedene Arbeiterschichteu ist nicht gestattet. 


*) Gleiche Bekanntmachungen sind auf ministerielle Anordnung in allen 
Begiemngsbezirken erlassen. 
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Jedem neu cintreteiiden Arbeiter sind frisch gewaschene bezw, gefüllte 
Bettstücke zn vorabtblgen. Das Bettstriüi ist mindestens alle 4 Wochen 
zu erneuern, die Säcke und Bezüge alle 8 Wochen zu waschen. 

d. Schlafräume dürfen nicht über l^rennofen oder unmittelbar neben den¬ 
selben liegen. 

e. Speise- und Wolmräumc müssen heizbar und mit einer hinreichenden Zahl 
von Tischen und Sitzen versehen sein. 

Sind besondere Speise- und Wohnräumc ausser den Schlafräumen nicht 
vorhanden, so dass letztere zum Einnehmen der Mahlzeiten benutzt werden, 
so müssen die Schlafräurae jedem darin untergebrachten Arbeiter einen 
Luftraum von mindestens 12 cbm mul einen Flächeuraum von 4 qm ge¬ 
währen. 

Zum Auf bewahren der Speise vorrät he dürfen die Schlaf räume nicht be¬ 
nutzt werden. 

f. Die Unterkunfts- und Scblafräume sind täglich ausreichend zu lüften, und 
mindestens einmal täglich vor Beginn der Mittagspause zu reinigen und 
auszufegen. Vor dem Ausfegeu sind die Fussi)r>den zu befeuchten. Die 
Betten sind bis zu derselben Zeit in Ordnung zu bringen. 

Die Wände sämmtlicher Unterkunftsräiime sind jährlich vor Beginn der 
Kampagne frisch zu weissen oder in anderer von der Polizeibehörde als 
zweckmässig anerkannter Weise zu reinigen. 

g. In Ziegeleien, in welchen 80 und mehr Arbeiter Unterkunft finden, ist 
ein besonderes Krankenzimmer mit 2 Betten ausschliesslich zur Aufnahme 
von Kranken bereit zu halten, sofern nicht wegen der Nähe von Elran- 
kenhänsern hiervon Dispens ertheilt wird (vergl. §. 2). 

In kleineren Ibarieben ist der Arbeitgeber verpflichtet, erkrankte Per¬ 
sonen abgesoiuh rt für sich nach Bestimmung des Arztes zu verpflegen. 

Arbeiter, welche ersichtlich an Hautkrankheiten oder übertragbaren Krank¬ 
heiten n (Krätze, graiiulüse Augenentzündung, Geschlechtskrankheiten 
u. s. w.) cür irn !i;rht angenommen oder bis zur Heilung weiter beschäftigt 
werden 

h. Auf jeder Zie eici muss für je 20 Arbeiter ein Abort mit dichter ver¬ 
deckter (7riil>e oder Kübeleinriclituiig vorhanden sein.. Die Aborte müssen 
in genügender Entfernung von den Unterkuiiftsräumcn liegen. Die Aborts¬ 
gruben oder Kübel sind regelmässig zu reinigen. 

i. Den Arbeitern ist der Bezug von gutem, gesundem Trink- und Kochwasser 
aus Brunnen zu ermügliclien. Der Brunueii muss auf der Ziegelei liegen. 

k. Auf Dampfziegeleien sind für die Arbeiter Wascheinriehtungen mit Wasserzu- 
und -abfluss in ausreichender Zahl in den Schlafräumen oder in nächster 
Nähe derselben anzulegen. 

Auf Haiidziegeleicn muss für je 2 Arbeiter ein Waschgefäss und ein 
Wasserbehälter ira Schlafraum zur Benutzung aufgestellt werden. 

Allen Arbeitern ist wöchentlich je ein reines Handtuch zu verabfolgen. 

l. Sämmtlichc Unterkunftsränme, sowie die Zugänge zu denselben sind in aus¬ 
reichender Weise zu beleuchten. 

§. 2. Dispensationen von diesen Bestimmungen sind in besonderen Fällen 
zur Vermeidung von Härten, welche die wirthschaftliche Existenz des Unter¬ 
nehmers bedrohen, zulässig und vom Eegieruiigs - Präsidenten zu ertheilen, 

§. 3. Arbeitgeber, deren Ziegeleien den vorstehenden Anforderungen 
nicht entsprechen, sind gehalten, ihre Eiuriehtiuigen innerhalb Jahresfrist nach 
Erlass dieser Polizeiverurdiiung entsprechend abzuäiidern. 

Zur Ausführung der im §. 1 Ziffer a bis e einschliesslich gegebenen Vor¬ 
schriften wird eine Frist von 2 Jahren gewährt. 

§. 4. Auf Ziegeleien, welche sich als landwirthschaftliche Nehenbetriehe 
darstellen, findet diese Polizeiverordnuug keine Anwendung. 

Auf jeder Ziegelei, auf welche die Bestimmungen dieser Polizeiverordnung 
Anwendung finden, ist ein Abdruck derselben an einer allen Arbeitern zugäng¬ 
lichen Stelle sichtbar anzuschlagcn. 

§ 5. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Polizeiverord¬ 
nung werden mit Geldbusse bis zu 60 M., an deren Stelle im Falle Unvermögens 
verhältnissmässige Haft tritt, bestraft. 

§. 6. Diese Polizei Verordnung tritt am 1. April 1896 in Kraft. 
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Arbeiterwohnungen auf Ziegeleien. Polizeiverordnung des 
Königl. Regierungspräsidenten in Köln vom 14. März 1896. 

§. 1. Die Bestimmungen dieser Polizeiverordnuug beziehen sich auf die 
Wohnungen, in welche dauernd oder vorübergehend auf Ziegeleien beschäftigte 
Arbeiter Seitens der Ziegeleibesitzer oder der Ziegcleibetriebsleiter unler- 
gcbracht werden. 

§. 2. Die Wohnungen müssen mindestens enthalten einen Raum, be¬ 
stimmt zur Zubereitung und Einnahme der Mahlzeiten und zum Aufenthalte in 
den Freistunden, besondere Schlafräume und eine Bedürfnis.«anstalt. 

§. 3. Für die Anlage der Ess- und Wohnräume, der Schlafräume und der 
Bedürfnissanstalten sind ausser den folgenden Bestimmungen insbesondere die 
Vorschriften des §. 28 Nr. 2, Nr. 7, Nr. 8, Nr. 9, Nr. 10, Nr. 12, Nr. 13 und 
des §. 30 der Baupolizeiverordnung für die Stadtgemeinden vom 20. März 1894 
(A.-Bl. Stück 12) und §§. 12 und 14 der Baupolizeiverordnung für das platte 
Land vom 6. Juni 1888 (A.-Bl. Stück 24) massgebend. 

Die Wasserversorgung der Wohnungen ist nach §. 29 der ersteren und 
§. 13 der letzteren Polizeiverordnung einzurichten. 

§. 4. Die Fussböden sämmtlicher Wohnräume sind gut und dauerhaft zu 
dielen; die Wände sind zu verputzen; die Decken und inneren Dachflächen sind 
zu pliestern. 

§. 5. In jedem Schlafraume dürfen nur so viele Personen uutergcbracht 
werden, dass auf jede derselben mindestens 3 Quadratmeter Fussböden und 
10 Kubikmeter Luftraum kommen. 

Die hiernach zulässige Belegschaft ist auf der Aussenseite der Thür 
deutlich zu vermerken. 

§. 6. Bei der Verwendung weiblicher Arbeiter sind die Schlafräume nach 
Geschlechtern zu trennen und vcrschliessbar einzurichten. Eheleute können mit 
ihren noch nicht erwachsenen, d. h. weniger als IG Jahre alten Kindern in einem 
Raume untergebracht werden. 

§. 7. Für jede Person ist eine Bettstelle zu beschaffen. Die Bettstellen 
sind aus Eisen oder gehobeltem Holze herzustelleu und so einzurichten, dass der 
Fussböden zum Reinigen zugänglich ist. 

Das Bettzeug muss mindestens aus einem Strohsacke, einem Strohkopf¬ 
kissen und einer wollenen Decke bestehen. Das Bettstroh ist wenigstens alle 
6 Wochen zu erneuern. 

Geeignete Wascheinriebtungen sind zu beschaffen und zu unterhalten. 

§. 8. Leitern zur Herstellung der Verbindung zwischen den Wohn- und 
Schlafräumen sind unzulässig; Treppen sind mit sichern Handlcisten zu versehen. 

§. 9. Arbeiter, welche an ansteckenden Krankheiten leiden, dürfen nicht 
in denselben Räumen mit anderen Arbeitern untergebraclit werden. 

§. 10. Ein Abdruck dieser Polizeiverordnung ist in dem Ess- und Auf¬ 
enthaltsraume an einer in die Augen fallenden Stelle anzusclilagen. 

§. 11. Ziegeleibesitzer und die mit der TJnterbiiu^uutj der Arbeiter ver- 
tragsmässig betrauten ZiegeleibeTriebsleiter, welche die V()rst('iie) ih n Bestin.niungen 
verletzen, werden mit Geldstrafen von 10—60 Mark, im l uv» rinögriisiijHe mit 
entsprechender Haft bestraft. 

§. 12. Diese Polizeiverordnung tritt niit dMu ihr( f A ^ rliüidionng 

in Kraft; jedoch sind die Ortspolizeibehürden lafu^t iintei Zii.-iin n ung des 
Gewerbeaufsichtsbeamten für einzelne Aulag(*n zur Ansluliruug lUr durch diese 
Polizeiverordnung erforderlich gewordenen Neueinrichtungen auf Antiag eine 
Frist zu gewähren. 

, Die Polizeiverordnung vom 25. September 1816 (A.-Bl. S. 47), sowie alle 
der gegenwärtigen Polizeiverordnung entgegenstehenden ortspoiizeilicheu Vor¬ 
schriften treten ausser Kraft. 


K. JSiieliNeii. 

Gerichtsärzte, Gericlitsassi^^teuzärzte und Privatärzte an Gerichts- 
Stelle, Geschäftsordnung für die Königl. Sächsischen Justiz¬ 
behörden, in Kraft getreten am 1. Januar 1896. 

§. 200. Jedem Landgericht und jedem Amtsgericht sowie dem Oberlandes- 
gericht ist ein Gerichtsarzt, jedem Landgericht und in der Regel auch jedem 
Amtsgericht eia Gerichtsassistenzarzt beigegeben. Bisweilen sind bei demselben 
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Qorichte mehrere Oerichtsärzte oder Gerichtsassistenzärzte thätig, deren Sprengel 
alsdann auf Theile des Oerichtsbezirkes beschränkt oder deren Zuständigkeit 
durch besondere Yerordnnngen geregelt ist. 

§. 201. Der Gerichtsarzt hat als ständig bestellter Sachverständiger 
(C. P. 0. §. 369 Abs, 2, St. P. 0. §. 73 Abs. 2) auf Erfordern des Gerichts oder 
der Staatsanwaltschaft medizinische Gegenstände zu untersuchen und zn be¬ 
gutachten. 

In dem Gerichtsgefängnisse oder in der Gefangenanstalt seines Wohnortes 
hat er, wenn vom Justizministerium nichts anderes bestimmt ist, den ärztlichen 
Gefängnissdienst zu besorgen. Dazu gehört die ärztliche Behandlung und Unter¬ 
suchung der Gefangenen, diese mögen vom Gericht oder von einer anderen Be¬ 
hörde eingeliefert sein, die Ueberwachung der vorgeschriebenen Desinfektion im 
Gefängnisse oder in der Anstalt und — insonderheit bei drohenden oder 
herrschenden Epidemien — die sanitäre Fürsorge für das Gefangenwesen 
überhaupt. 

§. 202. Der Gerichtsassistenzarzt ist als Sachverständiger ständig bestellt. 

a) wenn zur Begutachtung medizinischer Gegenstände zwei Aerzte zuge¬ 
zogen werden oder (St. P. 0. §. 87) zugezogen werden müssen, und 

b) als Vertreter des Gerichtsarztes, wenn dieser behindert und kein 
anderer Vertreter vom Justizministerium im Voraus bestellt ist. 

Ausserdem ist der Gerichtsassistenzarzt an dem ärztlichen Gefängniss- 
dienste betheiligt. Dem Gerichtsassistenzarzte eines Amtsgerichts, an dessen 
Sitz der Gerichtsarzt nicht wohnt, liegt für das Arresthaus des Amtsgerichts 
dieser Dienst in vollem Umfange ob. Die Gerichtsassistenzärzte der Landgerichte 
und derjenigen Amtsgerichte, an deren Sitz der Gerichtsarzt wohnt, sind dagegen 
hiermit nur befasst in Fällen der Behinderung des Gerichtsarztes und wenn und 
soweit ihnen die ärztliche Behandlung und Untersuchung der Gefangenen be¬ 
sonders übertragen ist. 

Ist der Gerichtsassistenzarzt an Besorgung des ihm zufallenden Gefängniss- 
dienstes verhindert, so hat er sich darin durch einen anderen Arzt vertreten 
zu lassen. 

§. 203. Der Gerichtsarzt des Oberlandesgerichts wird vom Justiz¬ 
ministerium bestellt. 

§. 204. Gerichtsarzt des Landesgerichts ist in der Kegel der Königliche 
Bezirksarzt, zu dessen Medizinalbezirk der Ort des Laudesgerichtssitzes gehört. 
Seine Ernennung zum Bezirksarzte, die in den Geschäftsbereich des Ministeriums 
des Innern fällt, schliesst die Uebertragung der Stelle als Gerichtsarzt des 
Landgerichts in sich. 

Der Umfang der in der Hauptsache mit den amtshauptmannschaftlichen 
Verwaltungsbezirken zusammenfallenden Mediziualbezirkc ist durch die V. V. 
vom 18. September 1874 unter I, G. V. Bl. S. 310, und vom 2. Dezember 1878, 
G. V. Bl, S. 515, geregelt. 

Einen besonderen Gerichtsarzt für das Landgericht bestellt das Justiz¬ 
ministerium, wenn der Ort, wo das Landgericht seinen Sitz hat, einen vom 
Sprengel des Königlichen Bezirksarztes ausgenommenen städtischen Medizinal¬ 
bezirk bildet (Dresden und Leipzig), oder wenn der Königliche Bezirksarzt, zu 
dessen Medizinalbezirk der Ort des Landgerichtssitzes gehört, nicht an diesem 
Ort oder in der Nähe wohnen sollte. Die Bestellung eines besonderen Gerichts¬ 
arztes durch das Justizministerium kann jedoch auch aus anderen Gründen 
erfolgen. 

Hat eine gerichtsärztliche Erörterung ausserhalb des Medizinalbezirkcs 
stattzufinden, zu dem der Landgerichtssitz gehört, so kann das Landgericht und 
die Staatsanwaltschaft beim Landgericht auch den Gerichtsarzt zuziehen, der 
dem Amtsgericht, in dessen Bezirk das auswärtige Geschäft erledigt wird, 
beigegeben ist. 

§. 205. Gerichtsarzt des Amtsgerichts ist in der Regel der Königliche 
Bezirksarzt, zu dessen Medizinalbezirk der Bezirk des Amtsgerichts, ganz oder 
mit Ausnahme städtischer Medizinalbezirke, gehört. Seine Ernennung zum Be¬ 
zirksarzte schliesst die Uebertragung der Stelle als Gerichtsarzt der betheiligten 
Amtsgerichte in sich. 

Dem Justizministerium bleibt jedoch Vorbehalten, für einzelne Amts¬ 
gerichte, vornehmlich für die vom Wohnorte des Königlichen Bezirksarztes ent¬ 
legenen, besondere Gerichtsärzte zu bestellen. 
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Für Leichenöffnungen, die beim Amtsgericht Vorkommen, sind die Gerichts¬ 
ärzte und Gerichtsassistenzärzte des Landgerichts neben dem gerichtsärztlichen 
Personal des Amtsgerichts zn Sachverständigen für das Amtsgericht bestellt. 
Das Amtsgericht hat daher die Wahl, bei diesen Untersnchungsbandlungen nach 
seinem Ermessen entweder sein eigenes gerichtsärztliches Personal oder das¬ 
jenige des Landgerichts, nach Befinden auch den Gerichtsarzt des Landgerichts 
und den Gerichtsassistenzarzt des Amtsgerichts oder umgekehrt zu verwenden. 
Es wird sich empfehlen, dass sich die Amtsgerichte wegen der zn treffenden 
Wahl im Allgemeinen oder, soweit es die Zeit gestattet, auch im einzelnen 
Falle mit der Staatsanwaltschaft beim Landgericht in Vernehmen setzen. 

§. 206. Für den Bereich der Landes - Heil-, Straf- nnd Versorg-Anstalten 
sind die Königlichen Anstaltsbezirksärzte zugleich Gerichtsärzte des Landgerichts 
und des Amtsgerichts, in deren Bezirke die Anstalt liegt. 

§. 207. Die Gerichtsassistenzärzte werden vom Justizministerium bestellt. 
Den Vorzug werden solche Aerzte erhalten, die nach der V. vom 29. Oktober 
1869, G. V. Bl. S. 331, die staatsärztliche Prüfung bestanden haben. Die Ge¬ 
richtsärzte müssen diese Prüfung bestanden haben. 

Der Gerichtsvorstand hat die Erledigung der Stelle eines Gerichtsassistenz¬ 
arztes dem Justizministerium anznzeigen nnd nach Gehör des zuständigen König¬ 
lichen Bezirksarztes die nöthigen Vorschläge zn machen. Der Präsident des 
Landgerichts wird sich zuvor mit dem ersten Staatsanwalt beim Landgericht, 
nnd, wenn der bisherige Geriebtsarzt oder Gerichtsassistenzarzt zugleich dem am 
Sitze des Landgerichts befindlichen Amtsgerichte beigegeben war, auch mit dem 
der eigenen Berichterstattung solchenfalls überhobenen Vorstande dieses Amts¬ 
gerichts vernehmen. 

Ob vor der Wiederbesetznng die Stellen öffentlich ausgeschrieben werden 
sollen, bestimmt in jedem einzelnen Falle das Justizministerium. 

§. 208. Die Gerichtsärzte und die Gerichtsassistenzärzte unterstehen, 
soweit ihnen der ärztliche Geföngnissdienst übertragen ist, der Aufsicht des 
J ustizministeriums. 

Vorkommnisse, die ein Einschreiten im Aufsichtswege beanzeigt erscheinen 
lassen, sind durch die Dienstbehörde des ersten Geföngnissbeamten zur Kennt- 
niss des Justizministeriums zu bringen. 

§. 209. Der Bezirksarzt als Geriebtsarzt erhält: 

1. Ersatz für verabreichte Arzneien und für die zn Untersuchungen anf- 
gewendeten Mittel in jedem Falle; 

2. in Angelegenheiten, in denen Kostenschuldner vorhanden sind und die 
Kosten erlangt werden, Gebühren, Beiseaufwands-Entschädigung (Meilengebühr, 
Diäten für die Zehrung, Fortkommen) nnd Verläge nach der Gebührentaxe vom 
11./26. März 1872 unter 4 bis 62, 74 und 75, G. V. Bl. S. 136; 

3. in Angelegenheiten, in denen die Kosten aus Staatsmitteln über¬ 
tragen werden, 

a) regelmässig weder Gebühren noch (von Ziffer 1 abgesehen) Verläge. Der 
Bezirksarzt wird hierfür nnd für den ärztlichen Gefäng^iss^enst durch die 
ihm zukommende Besoldung mit entschädigt; 

b) ausnahmsweise tür die bis zur Fällung des ürtheils zweiter Instanz vor¬ 
kommenden Bemühungen zur Aufklärung des Thatbestaudes in Strafsachen, 
auch wenn die Sache ohne Erlass eines Ürtheils eingestellt werden oder 
sich sonst erledigen sollte, und für Bemühungen in Ehesachen: 

die Gebührensätze in Nr. 6 bis 62, 74 und 75 der Taxe vom 
14./26. März 1872, 

ferner bei Geschäften der unter b erwähnten Art, die über eine Viertel¬ 
meile vom Wohnorte vorgenommen werden, 

Zehrung für den Tag 6 Mark, für den halben Tag 3 Mark, wenn das 
Geschäft ausserhalb des bezirksärztlichen Medizinalbezirkes erledigt wird, 
Meilengcbühr nach den Bestimmungen unter A 4 der angezogenen Taxe, 
au Fortkommen, sofern es nicht von der Justizbehörde gewährt oder 
sofern es aus dem unter A 4 Abs. 3 der Gebührentaxe angegebenen Grunde 
abgelehnt wird, den haaren Verlag und bei Beisen die nicht auf Eisen¬ 
bahnen -oder Dampfschiffen zurückgelegt werden können, ohne Nachweis 
eines baaren Verlags 40 Pfennige für das Kilometer; bei Fahrten auf 
Eisenbahnen oder Dampfschiffen sind Gebühren für den Zu- und Abgang 
nicht passirlich, wohl aber der thatsäcUich bestrittene Droschkeuverlag. 
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§. 210.. Der vom Justizministerium besonders bestellte Gericlitsarzt erhält, 
wenn die Anstellungsbedingungen nichts anders enthalten, ebenfalls die in §. 209 
bezcichneten Beträge und zur Entschädigung für au>fallende Gebühren und für den 
ärztlichen Gefänguissdienst eine in Vierteljalirsraten zahlbare bestimmte Summe. 

ileilengebühr wird ihm in den Fällen de.s §. 200 Ziffer 3, b gewährt, 
wenn die Verrichtung über eine Vierteliiieile vom Wohnorte ausserhalb des 
Amtsgerichtsbezirkes und, so viel den Gerichtsarzt des Landgerichts oder Ober¬ 
landesgerichts anlangt, ausserhalb des Bezirkes des am Laiulgeriehtssitze belind- 
lichen Amtsgerichts stattfiudet. 

Der Gcrichtsassistenzarzt erhält, wenn die Austollungsbediiigungcn nichts 
anderes enthalten, neben der ihm für ausfallende Gebühren und für den ärzt¬ 
lichen Gefängnissdienst ausgesetzten, in VicrLcljahrsraten zahlbaren bestimmten 
Summe: 

1. in jedem Falle die Verlügc für aufgewendete Mittel, für Schreiblöhiie, 
Porti und Boteulühne; 

2. in Angelegenheiten, in denen Koslenschiildiier Vorhand- n sind und die 
Kosten erlangt werden, Gebühren, Beiseaufwauds-Entschädigung G^Ieib.'ngcbühr, 
Diäten für die Zehrung, Fortkommen) und Verliige nach der Gebüureataxc vom 
11:./2G. März 1872 unter 2 bis G2, 74 und 75, G. V. Bl. S. 13G, in der daselbst 
für den Gerichtswuudarzt festgesetzten Hülie; 

3. in Angelegenheiten, in denen die Kosten aus Staatsmitteln über¬ 
tragen werden, 

a) in der Kegel keine Gebühren, wohl aber hei Verrichtungen, die über eine 
Viertelmeile vom Wohnorte stattiinden, 

Zehrung für den Tag 6 M., für den halben Tag 3 M., und wenn die 
Verrichtung ausserhalb des Amtsbezirkes und, soviel den Gerichtsassistenz- 
arzt^des Landgerichts anlangt, ausserhalb des Bezirkes des am Landgericlits- 
sitze befindlichen Amtsgerichts stattfindet, Meilengebühr als Versäumuissver- 
gütiing für jede Meile der Hinreise 2 M., wenn er aber in Vertretung des 
Gerichtsarztes thätig wird, für jede Meile der Hinreise 3 M., und für die 
Viertel- oder halbe Meile nach diesem Verhältnisse, au Fortkommen, sofern 
es nicht von der Justizbehörde gewährt oder sofern es aus dem unter A 4 
Abs. 3 der Gebührentaxe angegebenen Grunde abgelchnt wird, den haaren 
Verlag und bei Reisen, die nicht auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen zu¬ 
rückgelegt werden können, ohne Nachweis eines haaren Verlags 40 Pfennige 
für das Kilometer, bei Fahrten auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen sind 
Gebühren für den Zu- und Abgang nicht passirlich, v/ohl aber der that- 
sächlich bestrittene Droschkcnverlag; 

b) für die zur Fällung des Urtheils zweiter Instanz vorkommendcü Bemühungen 
zur Aufklärung des Thathestandes in Strafsachen, auch wenn die Sache 
ohne Erlass eines Urtheils eingestellt werden oder sich sonst erledigen 
sollte, und für Bemühungen in Ehesachen neben den unter a) angegebenen 
Entschädigungen (Zehrung, Meilengebühr, Fortkommen) auch die Gebühren¬ 
sätze in Nr. 2, 8, 6 bis 62, 74 und 75 der Taxe vom j4./2G. März 1872. 

Der in §. 202 a. E. erwähnte Vertreter des Gerichtsassistenzarztes hat 
kein Recht auf antheilige Gewährung der dem Vertretenen in bestimmter Summe 
ausgesetzten Entschädigung. Dagegen werden ihm die vorsteheuds unter 1 bis 3 
aiifgeführtcn Beträge gezahlt. 

§. 212. Die Vorschriften der §§. 209 bis 211 finden auch dann Anwendung, 
wenn die Thätigkeit des Gerichtsarztes oder Gcrichtsassisteuzarztes als solchen 
von dem Gericht, dem er beigegeben ist, nicht in einer bei diesem Gerichte 
selbst anhängigen Angelegenheit, sondern in Folge Ersuchens einer andern Be¬ 
hörde in Anspruch genommen wird. 

§. 213. Aerzte, die weder die Stelle eines Gerichtsarztes, noch die eines 
Gerichtsassistenzarztes bekleiden (Privatärzte), sollen zu gerichtlich-medizinischen 
Geschäften nur in Ausnahmefällen zugezogen, als Sachverständige in Streitsachen 
aber namentlich nur dann gewählt werden, wenn besondere Umstände cs erfordern 
(G.-P.-O. §. 369 Abs. 2, St.-P.-O. §. 73 Abs. 2). 

Entsteht durch Zuziehung eines Privatarztes ein die Staatskasse sonst 
nicht treffender oder ein höherer Aufwand als bei Verwendung des gerichts 
ärztlichen Personales, so hat der für die Anordnung verantwortliche Beamte zu 
den Akten zu bemerken, dass die Zuziehung aus besonderen Umständen erforderlich 
gewesen sei. 
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§. 214. Privatärzte sind, gleichviel ob die Kosten von den Betheiligten 
erlangt oder aus Staatsmitteln übertragen werden, für gerichtlich - medizinische 
Verrichtungen nach der Taxe vom 14./26. März 1872, G.-V.-Bl. S. 135, zu ent¬ 
schädigen. Für die Behandlung erkrankter Gefangener erhalten sie Entschädigung 
nach den ortsüblichen Sätzen. 

Werden Äerzte als Zeugen oder als sachverständige Zeugen (C.-P.-0. 
§. 379, St.-P.-0. §. 85) zugezogen, so bemisst sich ihre Entschädigung lediglich 
nach den Bestimmungen der §§. 2, 5 bis 11 und 16 der Geb. - 0. für Zeugen und 
Sachverständige vom 30. Juni 1878 verbunden mit Kostengesetz vom 6. November 
1890, Tarif Nr 93. Dies gilt insbesondere, wenn der Privatarzt zur Auskunfts- 
ertheilung über die Wahrnehmungen angehalten wird, die er über den Zustand 
eines von ihm behandelten Kranken oder Verletzten gemacht hat. Wird er da¬ 
gegen veranlasst, auf Grund von ihm selbst oder von Anderen gemachter oder 
künftig noch vorzunehmender Beobachtungen ein Gutachten abzugeben, so wird 
er als Sachverständiger thätig und es ist alsdann zufolge §. 13 der ungezogenen 
Geb.-O. seine Vergütung nach der Taxe vom 14./26. März 1872 zu bemessen. 

§. 215. Bei Auswertung vou Diäten und Meilcngebühr nach Punkt 4 der 
Taxe vom 14./26. März 1872 ist zu beachten: 

a) Für die Frage, ob die auswärtige Verrichtung des Arztes als eine 
ganztägige oder als eine halbtägige anzusehen sei, sind noch gegenwärtig die 
Vorschriften der Taxordnung für Strafsachen vom 6. September 1856 unter 
Nr. 46, G.-V.-Bl. S. 301 massgebend. Der Arzt hat, wenn er ganztägige 
Diäten beansprucht, Anfang und Ende der Verrichtung genau anzugeben; 

b) eine nach Meilen oder Theilen einer Meile bestimmte Entfernung ist, 
auch wenn der Arzt die Eisenbahn oder das Dampfschiff zum Fortkommen 
benutzte, nach der Generalstabskarte zu bemessen. Die Meile wird dabei gleich 
7500 Metern gerechnet. 

§. 216. Wegen der Befugnisse oder Obliegenheiten der Bezirksärzte, die 
für die Justizbehörden von besonderer Bedeutung erscheinen, wird auf die 
Instruktion für die Bezirkärzte vom 10. Juli 1884 §§. 20, 28 Abs, 2 Nr. 9, §. 29 
Abs. 1, §§. 30, 34, 38, 42 und 43 G.-V.-Bl. S. 214, und zu §. 30 daselbst auf 
die Verordnung vom 26. August 1884, J.-M.-Bl. S. 25, Bezug genommen. 

Wird der Bezirksarzt als Zeuge über Umstände, von denen er in Aus¬ 
übung seines Amtes als solcher — als Beamter der Medizinalpolizei — Kenntniss 
erhalten hat, oder als Sachverständiger aus Veranlassung dieses Amtes (nicht 
aus Anlass seiner gleichzeitigen Stellung als Gerichtsarzt) zugezogen, so erhält 
er zufolge §. 14 der Geb.-O. für Zeugen und Sachverständige vom 30. Juni 1878 
Taschengelder und Keisekosten nach dem Gesetze vom 15. März 1880, G.-V.-Bl. 
S. 39, und zwar in Abstufung V. Auf taxmässige Gebühren hat er solchenfalls 
keinen Anspruch. 


Staatsärztliche Prüfung. Verordnung des Ministeriums des 
Innern vom 16. März 1896. 

Vom 1. Oktober ab treten an Stelle der Verordnung, die staatsärztlichen 
Prüfungen betreffend, vom 29. Oktober 1869, deren theilweise Abänderung an¬ 
gezeigt erschienen ist, nachstehende Bestimmungen in Kraft: 

Diejenigen Aerzte, welche in einem öffentlichen Amte des Staats- oder 
Gemeindedienstes als Gerichts- oder Polizeiarzt, Bezirksarzt, bezirksärztlicher 
Assistent oder als ein zu bezirksärztlichen Funktionen bei einer Landes - Hcil- 
und Pflegcanstalt, einer Landes-Erziehungs- oder einer Landes - Straf- und 
Korrektionsanstalt berufener Arzt, sowie als Anstaltsarzt bei einer dieser An¬ 
stalten, als ärztlicher Beisitzer einer Kreishauptmannschaft, als Mediziualreferent 
im Ministerium des Innern, als Präsident oder geschäftsführendes Mitglied des 
Landes - Medizinal - Kollegiums angestellt sein wollen, haben sich einer be¬ 
sonderen staatsärztlichen Prüfung zu unterziehen. 

Diese Prüfung hat vor dem Landes - Medizinal - Kollegium nach Befinden 
unter Zuziehung auch anderer Mediziaalbeamter nach Massgabe des nachstehenden 
Eegulativs zu erfolgen. 

Die Zulassung zur staatsärztlichen Prüfung ist bedingt durch den Nach- 
weiss, dass der zu Prüfende 1. seit mindestens zwei Jahren für das deutsche 
Beich approbirter Arzt ist; 2. sich im Besitz des an einer Universität des deut¬ 
schen Reiches rite erworbenen medizinischen Doktorgrades befindet; 3. an einer 
solchen Universität Vorlesungen über gerichtliche Medizin und forensische 
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Psychiatrie gehört and 4. einen Tiermonatlichen praktischen Vorhereitangskursas 
an einer der beiden Landes-Heil-and Pflegeanstalten für Geisteskranke Sonnen- 
stein and Untergöltzsch beendet hat. 

Ansserdem sind von denjenigen Aerzten, welche an den znr Vorbereitong 
approbirter Aerzte ffir die staatsärztlichen Prüfongen in Aussicht genommenen 
Korsen thcilgenommen haben, die Zeugnisse Ober diese Betheiligung dem an das 
Landes - Medizinal - Kollegium zu richtenden Znlassungsgesuche bciznfügen. 

Von den vorstehenden Bestimmungen kann aus besonderen Gründen ganz 
oder theilweise vom Ministerium des Innern auf gutachtlichen Vortrag des 
Landes-Medizinal-Kollegiums entbunden werden. 

Regulativ für die staatsärztlichen Prüfungen. 

Die Prüfung zerfällt in 1. den schriftlichen, 2. den praktischen, 3. den 
mündlichen Prüfnngs-Abschnitt. 

Zu 1. Bei der schriftlichen Prüfung hat der zu Prüfende a) ein ausführ¬ 
liches Gutachten über einen gerichtsärztlichen Fall nach ihm vorznlegenden 
Akten auszuarbeiten und binnen zwei Monaten, vom Empfang der Akten an 
gerechnet, bei der Prüfnngsbehörde einznreichen; b) ein ausführliches Gutachten 
über einen ihm zu bezeichnenden Gegenstand der Medizinalpolizei oder öffent¬ 
lichen Gesundheitspflege auszuarbeiten und gleichfalls binnen zwei Monaten, 
vom Empfang der Aufgabe an gerechnet, einznreichen. 

Zu 2. Zum Zweck der praktischen Prüfung hat der zu Prüfende a) die 
Untersuchung und Begutachtung eines ihm vorznstellenden Geisteskranken vor- 
znnehmen; b) eine Sektion in der Form einer gerichtlichen Obdnktion anszu- 
führen und das ObdnktionsprotokoU zu diktiren; e) eine von der Prüfnngsbehörde 
zu bezeichnende Lokalität, z. B. ein Krankenhaus, ein Gefängniss, eine Schule 
oder dergleichen zu besichtigen und zu be^tacbten. 

Die Prüfung unter b findet vor zwei Examinatoren statt. Die Prüfnngs¬ 
behörde kann bestimmen, dass und inwieweit diese öfieutlich abgehalten werde. 

Za 3. Die mündliche Schlussprüfnng erfolgt öffentlich vor mindestens 
drei Examinatoren über Gegenstände der gerichtlichen Medizin, der öffentlichen 
Ghunmdheitspflege, der Medizinalpolizei und der Medizinalgesetzgebung. 

Zu diesem Prüfungsabschnitt dürfen gleichzeitig mehr als zwei Kandidaten 
nicht zngelassen werden. 

Vor der Zulassung zu demselben haben die Kandidaten mittels Hand¬ 
schlags an Eidesstatt zu versichern, dass sie die Prüfungsarbeiten unter 1 und 
2 c — bei deren Bearbeitung die Benutzung literarischer ^fsmittel nachgelassen 
ist — selbstständig und ohne fremde Beihilfe gefertigt haben. 

Wer die Prüfung bestanden hat, erhält darüber ein von der Prüfungs- 
behörde ausgestelltes Zeugniss. Besondere Zensuren über die einzelnen Prüfungen 
and über das ganze Prüfungsergebniss werden nicht ertheilt. 

Die Gebühren für sämmtUche Prüfungen betragen 75 Mark und sind bei 
der Anmeldung znr Prüfung einzuzahlen. 

Wer die Prüfung in allen drei Abschnitten oder in einzelnen derselben 
oder deren Unterabschnitten nicht bestanden hat, ist auf sein Ansuchen von der 
Prüfnngsbehörde binnen angemessener, von ihr zu bestimmender Frist anderweit 
zur Gesammtprüfnng oder znr Prüfung in dem betreffenden einzelnen Abschnitt 
znzulassen. 

Er hat solchenfalls die gesammten Prüfungsgebühren von 76 Mark oder 
im Fall der Wiederholung der Prüfung in einzelnen Abschnitten je den dritten 
Theil davon vor der Prüfung zu entrichten. 

Eine zweite Wiederholung der ganzen Prüfung oder der nicht bestandenen 
Prüfhngsabscbnitte ist nicht gestattet 


O. Grx*og(sli.ex*zogftliiuiii BKeolxleubuirg'-Soliweirixi.. 

Die öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln. Bekannt¬ 
machung vom 14. April 1896. 

§. 1. Die öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln, welche dazu be¬ 
stimmt sind, zur Verhütung oder Heilung menschlicher KranÜieiten zu dienen, 
ist verboten. 

§. 2. Wer dem Verbot in §. 1 zuwiderhandelt, wird mit Geldstrafe bis 
zu 'einhundertfünfzig Mark «der mit Haft bestraft. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden L W. 

J. 0« 0. Bnini, Bnehdniokwei Minden, 




Rechtsprecliiuig und lediziial- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitsohrift für Mediziual-Beamte. 

Nr. 10. 15. Mai. 1896. 


Rechtsprechung. 

Anwendang von Straf- und Zwangsmitteln seitens der Polizei 
gegenüber Medizinalpersonen. Urtheil des Bezirksaasschnases zu 
Berlin vom 22. Febrnar 1896. 

Der Königl. Polizeipräsident bat an den Kläger nnterm 1. Angost 1895 
folgende Verfügung erlassen: 

^Ener Wohlgeboren haben in Ihrem Wartezimmer ein Plakat mit der Auf¬ 
schrift: 

„Bitte zu beachten, dass meine Spezialverordnnngen in der vorgeschrie- 
benen Weise nur in der Apotheke von N. znbereitet werden“ 
angebracht und trotz wiederholter Warnungen bezw. Bestrafungen fortgesetzt 
B^pte in Ausdrücken verschrieben, welche für Sachverständige unverständ¬ 
lich sind. 

Sie haben damit gegen die Bestimmungen des Medizinalediktes vom 27. Sep¬ 
tember 1725, Ziff. 3, Abs. 6 verstossen. 

Da Euer Wohlgeboren wegen gleicher Verletzung der Bemfspflichten schon vor¬ 
bestraft sind, setze ich nunmehr gegen Sie eine Ordnungsstrafe von 800 M. fest.“ 

Gegen diese ihm am 13. AUg. 1895 zugestellte Verfügung hat Kläger 
am 23. August 1895 Klage mit dem Anträge erhoben: 
den beklagten Polizeipräsidenten zu verurtheilen, anznerkennen, dass seine 
Verfügung zu Unrecht erlassen worden, und die festgetetzte Ordnungsstrafe 
aufzuheben. 

Kli^er bestreitet die ihm zur Last gelegten Handlungen und erwartet 
den Beweis derselben. 

Er kann in dem Inhalt des von ihm im Wartezimmer angehefteten Pla¬ 
kates keine Empfehlung der darin benannten Apotheke erkennen, während doch 
nur solche Empfehlung vor anderen Apotheken durch das Medizinsdedikt von 
1725 den Aerzten untersagt sei. 

Er bestreitet auch die Bezeptur von Medikamenten in unverständlichen 
Ausdrücken, also einer Art von Geheimmitteln. Er sei Spezialist für Lnpns- 
krankheiten und es bandle sich bei seinen Spezialverordnungen und deren Be- 
zeptur in der N.’schen Apotheke lediglich um die Verordnung und Verabreichung 
einer Salbe, genannt Unguentum antiluposum, welche in dem pharmazeutischen 
Laboratorium von Dr. Lehrich & Co. in Köln hergestellt und von da allge¬ 
mein in den Handel gebracht werde. Diese beziehe der Apotheker N. auf sein 
Auathen und lasse sie auch an andere Apotheker in X. zum Kostenpreis, auf 
seine Bezeptur aber mit dem sehr geringen Verdienst von 33*/3pCt., bei einem 
Kostenpreise von 4 Pf. pro Gramm, ab. Dass es sich dabei um kein Geheim¬ 
mittel handle, ergebe die zu den Akten überreichte, von der Firma Lehrich 
& C 0 . mit ihrem Heilmittel verbreitete Broschüre: „Ein sicheres Heilverfahren 
bei Lupus“, worin sich Jedermann über das genannte Heilmittel und seine Be- 
standtheile unterrichten könne. Wenn das Heilmittel nicht nach seinen Bestand- 
theilen, sondern nach der Krankheit, gegen welche es zur Anwendung komme, 
benannt werde, so treffe dasselbe bei vielen anderen Heilmitteln zu, welche wie 
Mollin, Besorbin, Tuberkulin, Diphtherieantitoxin u. a. anstandslos verbreitet 
würden. Kläger beruft sich auch auf eine Verordnung vom 17. November 1798, 
ni^h welcher (Abs. 4) bei seltenen und mit vorzüglicher Geschicklichkeit zube¬ 
reiteten Arzneimitteln — wozu das Unguentum antiluposum zu rechnen sei — 
den Aerzten überlassen sei, den Patienten die Apotheke, worin solches Medika¬ 
ment zu haben ist, zu benennen. 

Der beklagte Polizeipräsident beantragt, die Klage als unzulässig abzu- 
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Preisen, da seine Verfügungen aus dem den Medizinalpersonen und Apothekern 
gegenüber bestehenden besonderen staatlichen Aufsichtsrechte ergossen seien, 
gegen dessen Anwendung der Bechtsbehelf des Verwaltungsstreityerfahrens 
überhaupt nicht gegeben sei; wenn man die Verfügungen aber als polizeiliche 
Strafverfügungen ansehen wolle, so sei gemäss §. 133 des Landesverwaltungs- 
gesetzes dagegen nur der Beschwerdeweg zulässig. Für diese Bechtsauffassung 
beruft sich der Polizeipräsident auf ein am 18. Mai 1896 in der Elagesache des 
Apothekenbesitzers Dr. L. in X. ergangenes ürtheil des dritten Senates des 
Oberverwaltungsgerichts. 

Indessen musste der Klage stattgegeben und die angegriffene Verfügung 
des beklagten Polizeipräsidenten als der gesetzlichen Begründung entbe^^d 
aufgehoben werden. 

Auf Befragen räumte der Vertreter des Beklagten ein, dass er seiner vom 
Kläger angegriffenen Verfügung eine Androhung des festgesetzten Zwangsmittels 
nicht hat vorangehen lassen. Unter solchen Umständen ist seine Berufung 
auf den Absatz 2 des §. 133 des Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 
hinfällig und die Klage in jedem Falle zulässig, wenn die angefochtene Ver¬ 
fügung als polizeiliche Zwangsverfügung im Sinne der §§. 127. 132 des Landes- 
verwaltungsgesetzes anznsehen wäre. 

Dies wird vom Beklagten allerdings bestritten, ohne dass derselbe indessen 
im Stande gewesen wäre, die rechtliche Natur seiner Verfügung anders zu be¬ 
gründen. 

Nach der Verfassung (Art. 8) dürfen Strafen im preussischen Staate nur 
in Gcmässheit des Gesetzes angedroht oder verhängt werden. Solche Gesetze 
kennt das öffentliche Becht Preussens nur in dreifacher Bichtnng: 

Erstens in Ausübung der Strafgewalt des Staates zur Sühne für die ver¬ 
letzte Bechtsordnung des Staates. Diesem Zwecke dienen das Beichsstrafgesetz 
buch, die besonderen zum Schatze besonderer Bechtsgebiete ergangenen Straf¬ 
gesetze und die im Wege des Polizeiverordnnngsrechts gemäss dem sechsten 
Titel (§§. 136 ff.) des Landesverwaltungsgesetzes, sowie des Gesetzes vom 
23. April 1893 ergangenen strafgesetzlichen Bestimmungen. 

Zweitens sind zur Aufrechthaltung und zum Schatz der Verwaltungsord¬ 
nung des Staates auf den verschiedenen Gebieten der öffentlichen Verwaltung 
Disziplinargesetze erlassen, welche die in den betreffenden öffentlichen Dienst¬ 
zweigen angestellten Personen erfassen. 

Drittens kommen die Straf- und Zwangsmittel in Betracht, welche die Ge¬ 
setze den Behörden zur Erzwingung der von ihnen dn Ausübung der denselben 
übertragenen Polizeigewalt des Staates erlassenen Anordnungen anvertraut haben. 

Da der beklagte Polizeipräsident, die angefochtene Verfügung in Aus¬ 
übung der polizeilichen Straf- und Zwangsgewalt erlassen zu haben, ausdrück¬ 
lich bestreitet, von Anwendung eines Disziplinargesetzes aber, da Aerzte sich 
in keinem Beamtenverbältniss befinden, nicht die Bede sein kann, so scheint mit 
der Begründung der Verfügung vom 1. August 1895 auf das Medizinal-Edikt 
vom 27. September 1725 diese n der Charakter einer strafgesetzlichen Anord¬ 
nung im Sinne der erstbezeichneten der drei obengedachten Kategorien beigelegt 
werden zu wollen. 

Dies ist aber, wenigstens insoweit die Bestimmungen des Ediktes in Be¬ 
treff der Aerzte in Betracht kommen, nicht zutreffend. Nirgends enthält das 
Edikt in Bezug auf die Aerzte — wie dies in den Nummern 3, 6, 13, 16 des 
Abschnittes von den Apothekern betreffs dieser Kategorie von Medizinalper¬ 
sonen der Fall ist — bestimmte Strafandrohnngen. Solche sind auch nicht in 
dem von den Beklagten in Bezug genommenen Abschnitt des Ediktes, welcher 
von dem Oberkollegium Medicum handelt, enthalten. In der Nummer 11 dieses 
Abschnittes wird vielmehr nur ganz allgemein von den Ezekntionsmitteln ge¬ 
handelt, welche dem Collegium Medicum zur Durchführung seiner Anordnungen 
Sentenzen, Strafverfügungen und Arreste znstehen sollen. Auch wo dem Medi¬ 
zinaledikt der Charakter eines Strafgesetzes beigemessen werden kann und mag, 
würde übrigens das rechtliche Gehör vor den ordentlichen Gerichten darüber 
Platz zu greifen haben. 

Unter solchen Umständen kann dahin gestellt bleiben, inwieweit das Edikt 
vom 27. SeptemW 1725 noch in gesetzlicher Geltung steht und inwieweit dem 
Beklagten zuzustimmen ist, der aus der durch §. 144 der Beichsgewerbeordnuug 
verfügten Aufhebung der Vorschrift desselben über den Zwang zu ärztlicher 



Reohtsprecbang and Medizinal-G^etzgebong. 


87 


Hilfe folgern will, dass der Übrige Inhalt des Ediktes, weil er nicht aasdrück* 
lieh aafgehoben worden, in Kraft verblieben sei. 

Die Medizinalpolizei ist zweifellos ein Zweig der allgemeinen Poiizeigewalt 
des Staates, wie solche durch §. 10, Th. U, Titel 18 des Allgemeinen Landrechts 
bestimmt ist. Die Ansübang dieses Zweiges der staatlichen Polizeigewalt ist 
heate — mit geringen Modifikationen — mit der Verwaltung der anderen 
Zweige der Polizeigewalt in den H&nden derselben Behörden — Ortsbehörden, 
Regierungen, Oberpräsidenten — vereinigt. Das Oberkolleginm Medicum des 
Medizinalediktes von 1725 wurde schon 1808 zu einer Abtheilnng des Mini¬ 
steriums des Innern gemacht und 1810 mit dem allgemeinen Departement der 
Polizei in diesem Ministerium vereinigt. An diesem Stande der Dinge ist da¬ 
durch, dass zufolge der Allerhöchsten Ordres vom 3. November 1817 und 22. Juni 
1849 die gesammte Medizinalverwaltung, mit Einschluss der Medizinal- und Sa¬ 
nitätspolizei, an den Minister der Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten 
überwiesen worden ist, nichts geändert. Sowohl den Oberpräsidenten ist durch 
die Instruktion vom 31. Dezember 1825, wie den Regierungen durch die In¬ 
straktion vom 23. Oktober 1817 (§. 3 A. 2) die Medizinalpolizei im ganzen Um¬ 
fange überwiesen geblieben, and es fehlt an allen gesetzlichen Bestimmungen, 
warum diese Behörden in Wahrnehmung dieser ihrer medizinalpolizeilicben Be¬ 
fugnisse an andere Formen gewiesen sein sollten, als die vom Gesetz ihnen für 
die Wahrnehmung ihrer anderweiten polizeilichen Befugnisse vorgeschriebenen. 
Insbesondere giebt das Medizinaledikt vom 27. September 1725 Vorschriften in 
dieser Beziehung nicht. Somit ist auch der beklagte Polizeipräsident für die 
Wahrnehmung der ihm übertragenen medizinalpolizeilichen Befugnisse and die 
in Ausübung derselben von ihm zu erlassenden Anordnungen, sowie für die 
zu deren Durchführung anzuwendenden Zwangsmittel an die allgemeinen Vor¬ 
schriften des Landesverwaitungsgesetzes, wie dieselben in dem vierten und 
fünften Titel derselben enthalten sind, gewiesen und nnterliegen dieselben 
den daselbst eröffneten Rechtsmitteln. Dieser Auffassung widerstreitet auch 
das vom Beklagten angerufene Urtheil des Oberverwaltnngsgericbts in Sachen 
des Apothekenbesitzers Dr. L. nicht, da dasselbe das vom Königlichen Poli¬ 
zeipräsidenten in Anspruch genommene besondere staatliche Aufsichtsrecht, wie 
solches aus dem Medizinaledikte von 1725 abgeleitet worden ist, vielmehr als 
erheblichen Bedenken unterliegend erachtet, ohne freilich schon definitiv über 
Existenz oder Nichtezistenz desselben zu untscheiden. 

Durften medizinalpolizeiliche Verfügungen des Beklagten an den Kläger 
nur in Oemässheit des Landesverwaitungsgesetzes erlassen werden, so entbehrt 
aber die Verfügung vom 1. August 1895 der gesetzlichen Begründung; denn sie 
wendet ein Zwangsmittel an, ohne dass eine Anordnung oder Androhung er¬ 
gangen wäre. Sie lässt wohl erkennen, dass ihre Absicht dahin gegangen ist, 
dem Kläger anfzngeben, das darin bezeichnete Plakat aus seinem Sprechzimmer 
zu entfernen und sich der darin erwähnten Rezepturen zu enthalten, sie enthält 
aber keine dahin gehenden Anordnungen und droht für den Fall des Zuwider- 
handelns gegen solche Anordnungen eine Strafe nicht an, sondern setzt eine 
solche ohne Weiteres fest. Solche polizeiliche Verfügungen sind rechtlich unzu¬ 
lässig und musste auf die dagegen in Gemässheit des §. 128 b des Landesver- 
waltangsgesetzes gegebene Klage die Verfügung des Beklagten vom 1. August 
1895 aafgehoben werden. *) 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Königfireicli. W üirttemtoerig'. 

Aafnatame von Schwachsinnigen und Epileptischen in Anstalten, 
sowie die Beanfsichtignng dieser Anstalten. Verfügang des Mi- 
nisteriams des Innern vom 18. März 1896. 

Ueber die Aufnahme von Pfleglingen in Anstalten für Schwachsinnige und 
Epileptische, den Betrieb and die Ueberwachnng dieser Anstalten wird mit 
Allerhöchster Genehmigung Seiner Königlichen Majestät vom 16. d. Mts. Nach¬ 
stehendes verf^t. 

§. 1. Die Aufnahme eines Pfleglings in eine Anstalt für Schwachsinnige 

*) Gegen dieses Urtheil ist Berufung bei dem Oberverwaltungsgericht 
eingelegt, dessen Entscheidung jedoch noch aussteht. 



88 


Baehtq^iedmii’ imd Medkual-G^tugebiiiig. 


nd Epileptifldie daif nur anf Omnd eines auf penOnliehe üntersnchnng bc> 
mhenden Zengnissra eines approbirten Arztes erfolgen, welches sich über die 
Art nnd die bisherige Dauer der Krankheit anssprieht Soweit hierzu nadi Lage 
des Falles ein Anlass Torliegt, ist in dem Zengniss zugleich zu bemerkmi, dMS 
die Verbringung des Kranken in eine Irrenans^t nicht erforderlich sei. — 

§. 2. Von jeder Aufnahme eines Pfleglings ist dem Oberamtsarzt des 
Bezirits, in welchem die Anstalt gelegen ist, binnen acht Tagen unter Vorlegung 
des ftizüichen Zeugnisses Anzeige zu erstatten. 

§.3. Ueber die anfgenommenen Pfleglinge ist eine Aufhahmeliste znfBhrei. 

Diese Liste ist in chronologischer Or£inng anznlegen nnd hat folgende, 
stets sofort mit den ertorderlicben Einträgen zu versehende Snbriken zu ent* 
halten: a) fortlaufende Nummer, b) Namen, Beligion, Stand, Alter und Wohnort 
des Krankmi, c) Namen nnd Stand des gesetzlichen Vertreters des Kranken oder 
der fBr ihn sorgenden Behörde; d) Namen des Arztes, anf dessen Zengniss die 
Aufnahme erfolgt ist; e) Tag des Eintritts des Kranken in die Anstalt; f) Tag 
des Austritts des Kranken bezw. seines Todes; g) Bemerkxmgen. Hier sind 
bei Gestorbenen die Ursachen des Todes, ferner Entweichungen, sowie die Orte, 
an welche entlassene Pfleglinge verbracht wurden etc., anzufOhren. 

Die Anfnahmeliste muss eingebunden, mit fortlaufenden Seitenzahlen ver* 
sehen und so gefOhrt sein, dass der Bestand der Anstalt an Kranken jeder Zeit 
leicht ans ihr ersehen werden kann. 

§. 4. Die bemerkenswerthen Wahrnehmungen Aber das Verhalten und 
Befinden der Pfleglinge sind der Zeitfolge nach atSznzeichnen. 

Die jeden Pflegling betreffenden Urkunden nnd sonstigen Schriftstfl^e 
sind in besonderen, mit dem Namen des Pfleglings nnd der Nummer der Anf¬ 
nahmeliste bezeichneten Aktenheften in der Anstalt auLmbewahren. 

§. 5. Wenn ein Pflegling mit Tod abgebt, ist der Oberamtsarzt hiervon 
so zeitig in Kenntniss zu setzen, dass er der etwa beabsichtigten Sektion der 
Leiche anwohnen kann, falls dies ans besonderen Grflnden angezeigt erscheint. 

§. 6. Die Ueherwachnng der Anstalten fOr Schwachsinnige nnd Epilep¬ 
tische Üegt dem Medizinalkolleginm, Abtheilnng für die Staatskrankenanstaltai, 
und den Oberamtsärzten ob. Abgesehen von den durch ein ärztliches Mitglied 
des Medizinalkolleginms von Zeit zu Zeit vorznnebmenden Visitationen haben 
die Oberamtsärzte, soweit nicht im Einzelfall andere Bestimmungen getroffen 
werden, die Anstalten alljährlich zwei Mal, ein Mal im Sommer, ein Mal im 
Winter zu besichtigen. Die Besichtigungen finden nnvermuthet statt, es sind 
hierbei die Vorschriften der Dienstanweisung für die Visitation der Privatirrenan¬ 
stalten vom 26. März 1890 (Beg.-Bl. S. 73) zu entsprechender Anwendung zu bringen. 

§. 7. Am Schluss eines jeden Kalenderjahres ist dem Medizinalkolleginm 
ein die bemerkenswerthen Vorkommnisse während des verflossenen Jahres ent- 
Imltender Jahresbericht, sowie ein Verzeichniss der während des Jahres in der 
Anstalt verpflegten Kranken unter Anwendung des in §. 3 gegebenen Schema» 
vorznlegen. 

§. 8. Darüber, ob und inwieweit Krankenpflegeanstalten, Bewahranstalten 
oder Beschäftigungsanstalten, welche Epileptische oder Schwachsinnige, wenn 
auch neben anderen Pfleglingen aufnehmen, den Vorschriften dieser Verfügung' 
zu unterstellen sind, entscheidet nach Vernehmung des Medizinalkolleginms, 
Abtheilnng für die Staatskrankenanstalten, das Ministerium des Innern. 


B. Orosslieirzog^li'ana. Hessen. 

Verbot hypnotischer Experimente in öffentlichen Schaustellungen. 
Bnnderlass der Minister des Innern und der Justiz vom 29. Fe¬ 
bruar 1896 an sämmtliche Kreisämter. 

Die bisherigen Erfahrungen haben dargethan, dass Gesundheitsstörungen 
andauernder nnd sehr ernster Natur die Folge hypnotischer Suggestion sein 
können. Wir sehen uns deshalb veranlasst, ^e Vorführung hypnotischer Ex¬ 
perimente in öffentlichen Schaustellungen aus sanitätspolizeilichen Gründen za 
verbieten. Wir empfehlen Ihnen hiernach, durch geeignete polizeiliche Mas^ 
regeln gegen Schaustellungen dieser Art einzuschreiten. Erläuternd fügen wir 
nodi bei, dass die Oeffentlichkeit im obigen Sinne den Gegensatz zu denjenigen 
Fachkreisen bildet, die nach dem Beruf oder wissenschaftlicher Beschäftigung 
den Hypnotismus nnd Magnetismus in das Gebiet ihrer Untersuchung ziehen. 

Verantwortlicher Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- n. Med.-Bath i. Minden i. W. 

J. C. C. Brniis« Baebdnickerei Minden. 



EecMsprecliiiiig und ledizinal- 

G-esetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 11. 1. Juni. 1896. 




I 


X " 




W’ji 


TJf 

CEf 

l:r^' 

» 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A., Könis^reieli. Preiussen. 

Anfhebnng der im Qebiete der Monarchie bestehenden Tax* 
Ordnungen für approbirte Aerzte nnd Zahnärzte. Gesetz yom 
27. April 1896. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Prenssen etc. 
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 

Einziger Aitikel. 

Die in den einzelnen Gebietstheilen der Monarchie bestehenden Tax- 
ordnungen für approbirte Aerzte nnd Zahnärzte, namentlich die bezüglichen 
Bestimmungen 

des Edikts, betreffend die Einführung einer neu revidirten Taxe für die Me* 
dizinalpersonen, vom 21. Juni 1815 (Gesetz-Samml. S. 109) in den älteren 
Provinzen, 

des Gesetzes wegen Einführung einer allgemeinen Taxe für die Medizinal¬ 
personen vom 21. Januar 1885 (Hann. Gesetz-Samml. I S. 21) nebst Nach¬ 
tragsgesetz vom 20. April 1844 (Hann. Gesetz-Samml. I S. 89) in der Pro¬ 
vinz Hannover, 

des Patents, betreffend die Erlassrmg einer Taxe für die den Aerzten und 
Wundärzten zu entrichtende Vergütung für ihre ärztlichen nnd wundärzt¬ 
lichen Bemühungen, vom 1. Dezember 1820 (Chronol. Samml. der Verordn, 
für die Herzogthümer Schleswig nnd Holstein 1820 S. 164) in der Provinz 
Schleswig-Holstein, 

der Medizinalordnung für die freie Stadt Frankfurt nnd deren Gebiet vom 
29. Juli 1841 (Gesetz- nnd Statuten-Sammlnng der freien Stadt Frankfurt 
Bd. Vn S. 231 bis 315), 

der Medizinaltaxordnnng vom 1. Juli 1828 (Sigmaringen, Gesetz-Samml. Bd. III 
S. 80 n. ff.) in den Hohenzollemschen Landen, 
nebst den dazu ergangenen Ergänznngs- und Ausführnngsbesimmnngen werden 
mit dem 1. Januar 1897 aufgehoben. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei¬ 
gedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Schlitz, den 27. April 1896. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst zu Hohenlohe, von Boetticher. Freiherr von Berlepsch. 
Miqnel. Thielen. Bosse. Bronsart von Schellendorf. Freiherr 
von Marschall. Freiherr von Hammerstein. Schönstedt. 

Freiherr von der Becke. 


Ergänzung der Anweisung äber die Aufnahme und Entlassung 
von Geisteskranken u. s. w. in und ans Privat-Irrenanstalten. Bnnd- 
erlass der Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: 
V. Bosse), des Innern (gez. i. Vertr.: Braunbehrens) und der Justiz 
(gez.: Schönstedt) vom 24. April 189 6 — M. d. g. Ang. M. Nr. 3789, 
M. d. Inn. II. Nr. 5827, Just.-Min. I. Nr. 2602 — an sämmtliche König!. Ober¬ 
präsidenten. 

Ew. Excellenz übersenden wir anliegend . . Exemplare einer Ergänzung 
der Anweisung vom 20. September v. J. über die Aufnahme und Entlassung 
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Ton Geisteskranken, Idioten und Epileptischen in nnd ans Privat-Irrenanstalten 
(Min.-Bl. f. d. inn. Yerw. 1895, S. 27211.) mit dem ganz ergebensten Ersncben, 
gefälligst dafür Sorge zo tragen, dass die darin getroffenen Bestimmungen nach 
Massgabe unseres Erlasses von demselben Tage (a. a. 0. S. 271) zur Anwen¬ 
dung gelangen. 

Wir bemerken hierbei noch Folgendes: 

Die Bestimmung des §. 18 Nr. 3 der Anweisung bezieht sich, wie ans 
ihrem Wortlaute hervorgeht, nicht auf Anstalten, in welche nur Idioten anfge- 
nommen werden. 

Werden in einer Anstalt neben Geisteskranke auch Epileptische oder 
Idioten verpflegt, so bleiben bei der Feststellung der im §. 18 Nr. 8, 4 und 5 
angegebenen Zahlen die Idioten nnd jugendlichen Epileptischen ausser Betracht. 

Aus dem Erlasse vom 20. September v. J. (zu §. 18 Nr. 1 der Anweisung) 
ergiebt sich ferner, dass für die ärztliche Leitung solcher Anstalten, welche 
unheilbare Geisteskranke oder Epileptische in geringer Zahl oder Idioten ver¬ 
pflegen, die Anforderung wegen der Dauer einer besonderen fachwissenschaft¬ 
lichen Vorbildung entsprechend ermässigt werden kann. 

Zugleich wollen Ew. Excellenz die Herren Regierungspräsidenten geftUigst 
ermächtigen, für bereits bestehende Plege-Anstalten von der For¬ 
derung einer psychiatrischen Vorbildung des Arztes überhaupt abzusehen, wenn 
die Anstalten vorzugsweise jugendliche Idioten nnd Epileptische aufnehmen, und 
es mit besonderer Schwierigkeit verbanden sein würde, einen in dieser Weise 
vorgebildeten Arzt zu beschaffen. 

Ergänzung zur Anweisung. 

Zur Ergänzung der Anweisung vom 20. September 1895 über die Auf¬ 
nahme und Entlassung von Geistesluanken, Idioten nnd Epileptischen in und 
aus Privat-Irrenanstalten (M.-B1. f. d. inn. V. 1396, S. 272 ff.) bestimmen wir, um 
hervorgetretene Bedenken zu beseitigen, für Idioten und Epileptische, 
die noch nicht 18 Jahr alt sind, Folgendes: 

1. Die Aufnahme (§. 6 Abs. 1) darf innerhalb einer Frist von 8 Monaten 
nach der Ausstellung des ärztlichen Zeugnisses erfolgen. 

2. Bearlaubungen (§. 11 Satz 1) dürfen bis zur Dauer von 3 Monaten 
stattfinden. 

3. Die Bestimmungen des Abschnittes IQ gelten mit nachstehenden Mass- 

gaben: 

a) Die Genehmigung zur Aufnahme (§. 15) kann auch einer Anstalt ertheilt 
werden, in welcher ein Anstaltsarzt nicht wohnt; 

b) zur Aufnahme ist die Einwilligung des Kranken (§. 16 Nr. 3) nicht er¬ 
forderlich. 

c) bei Kranken im Alter unter 15 Jahren besteht eine Verpflichtung des An¬ 
staltsvorstandes, im Falle der Ablehnung eines Entlassungsantrages (§. 17 
Abs. 1 Satz 2) das im §. 4 vorgesehene Verfahren einznleiten nur dann, 
wenn der Antrag von dem gesetzlichen Vertreter des Kranken gestellt wird. ^ 

4. Die Bestimmungen des §. 18 Nr. 3, 4 und 5 finden keine Anwendung. 


Prüfung von Kanalisationa - Projekten. Randerlass der Mi¬ 
nister des Innern (gez. i. Vertr.; Brannbehrens), fflr Handel und 
Gewerbe (gez. i. Vertr.: Lohmann), der öffentlichen Arbeiten 
(gez. i. Auftr.: Schultz), der u. s. w. Medizinalangelegenheiten 
(gez. V. Bartsch), für Landwirthschaft, Domänen und Forsten 
(gez. i. Auftr.: Sternberg) vom 30. März 1896 — M. d. 1. II. Nr. 3230, 
M. f. Hd. u. Gew. B. Nr. 2526, M. d. ö. Arb. III. Nr. 3740, M. d. g. Ang. 
M. Nr. 3045, M. f. L. Ic. Nr. 2206 — an sämmtliche König!. Regierungs¬ 
präsidenten. 

Nach den Rundverfügungen vom 1. September 1877 und vom 8. September 
1886 dürfen umfänglichere zur Abführung von unreinen Abgängen bestimmte 
Kaualisationsunteruehmungcn erst dann landespolizeilicb genehmigt nnd zur 
Ausführung gebracht werden, wenn die Projekte die Zustimmung der Herren 
Minister gefunden haben. 

Wie in dem erst erwähnten Erlasse erläuternd bemerkt wird, ist diese 
.4nordnung getroffen worden, um der Verunreinigung öffentlicher Wasserläufe 
überall nach gleichen Grundsätzen vorzubengen. Li neuerer Zeit sind wir mehr- 
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fach der inthttmlichen Anffassnng begegnet, dass es der Vorlegung der Projekte 
nicht bedttrfe, wenn die Kanalisationswftsser den öffentlichen Wasserlänfen nicht 
nnmittelbar, sondern dnrch Vermittelnng von PriTatgewässem zngeftthrt werden 
sollen. Wir sehen nns deshalb zu dem Hinweis veranlasst, dass auch in diesen 
F&Uen ans die Projekte znr Prttfang einzareichen sind. 

In gleicher Weise ist za verfahren, wenn etwa der Einlass der Eanalisa- 
tionswSsser in ein PrivatgewSsser beabsichtigt wird, das ttberhanpt keinen Ab¬ 
fluss nach einem öffentlichen Wasserlaofe hat. 

Unsere Entscheidung über die Zulässigkeit der Projekte erfflhrt häufig 
dadurch eine Verzögerung, dass das zur Prüfung erforderliche Material nicht 
vollständig vorgelegt wird. Zur Beseitigung der in dieser Bichtung hier und da 
bestehenden Zweifel bemerken wir, dass in den Berichten oder ihren Anlagen 
jedesmal die Frage einer Beinigung der Eanalwässer und insbesondere die 
Möglichkeit, diese Beinigung durcm Bodenberieselung zu bewirken, eingehend zu 
erörtern ist. Ferner bedarf es näherer Angaben 

1. über die bisherigen Entwässemngsverhältnisse der Gemeinde und über 
die dort hinsichtlich der Fäkalien-Aufbewahmng und -Beseitigang bestehenden 
Vorschriften und Einrichtungen, 

2. über die Gesundheitsverhältnisse der Bevölkerung, sowie darüber, ob 
und eventuell welche besonderen Massnidimen znr Bekämpfung der Infektions¬ 
krankheiten getroffen sind, und ob namentlich eine obligatorische Desinfektion 
bei bestimmten Infektionsli^ankheiten durchgeführt ist, 

3. über die Verhältnisse der zur Aufnahme der Eanalwässer bestimmten 
Wasserläufe oberhalb, bei und unterhalb der Ortschaft bis auf eine Entfernung 
von etwa 15 km bei den verschiedenen Wasserständen (Strömungsgeschwindig¬ 
keit, Wassermenge, benetztes Profil, Bebauung der Ufer, etwaige Strömungs- 
hindemisse, Benutzung des Wassers, Möglichkeit einer Verbindung des Wassers 
mit nahen Brunnen, Schiffs- und Flossverkehr u. s. w.), 

4. über die Wasserversorgung der Gemeinde, und falls eine Wasserleitung 
vorhanden sein sollte, auch über deren Leistungsfähigkeit, 

5. über die Zahl, Art und den Betriebsamfang aller derjenigen in dem 
Bereiche des Eanalisaüonssystems belegenen gewerblichen Anlagen, deren Ab¬ 
wässer ungünstig auf den öffentlichen Gesundheitszustand einwirken können, 
sowie über die Menge dieser Abwässer, die vorhandenen Einrichtungen zu ihrer 
Beinigung und die damit erzielten Erfolge und 

6. über die finanzielle Lage der Gemeinde. 

Ausserdem ist nebst den das Projekt darstellenden Zeichnungen auch ein 
Plan vorzulegen, welcher die nähere Umgebung der Ortschaft veranschaulicht. 

An der Bearbeitung derartiger Angelegenheiten ist ausser dem Dezernenten 
für Polizei- und Eommunalsachen und dem Begierungs- und Banrath auch der 
Begierungs- und Medizinalrath zu betheiligen. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir ergebenst, gefälligst dafür Sorge zu 
tragen, dass diese Anordnungen künftig genau befolgt werden. 


B. Köuis'reioh Bayern. 

Jahresberichte der öffentlichen Untersuchnngsanstalten für Nah 
rnngs- und Gennssmittel. Bekanntmachung des Eönigl. Staats 
minisieriums des Innern vom 25. April 1896. 

Wie in den früheren Jahren, folgen auch für das Jahr 1895 Abdrücke der 
zwei Uebersichten *) über die Geschäftsthätigkeit der öffentlichen Untersuchungen 
für Nahrangs- und Gennssmittel. 

Es ist daraus zu entnehmen, dass die Untersuchnngsanstalten auch im ver¬ 
gangenen Jahre wieder im gesteigerten Masse in Anspruch genommen waren; 
insbesondere ist zu begrüssen, dass die Distrikts- und Gemeindevertretungen 
mehr und mehr zur Einsicht über das Bedtirfniss einer technischen Beihülfe in 


*) Aus demselben ist zu entnehmen, dass in Bayern zur Zeit 3 königliche, 
2 Ereis- und 2 gewerbliche Untersuchnngsanstalten be.stehen; die Zahl der Be¬ 
anstandungen betrag bei einer Gesammtzahl von 32098 Untersuchungen 5267 
= 16,4% gegen 19,7% im Vorjahre. Von den Untersuchungen wurden 30245 
= 94% im Aufträge von Behörden ausgeführt und nur 1853 = 5,8''/o im Auf¬ 
träge von Privaten. 
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der poliseilichen Lebensmittelkontrole gelangen und wieder in Temehrter Zahl 
Tertragsmässig die Mitwirknig der ünteraachniigBaBBtalten akh geädiert haben. 

Es bleibt aber immerhin an wünschen, £i88 dieser Anschlnas thnnlichst 
allgemein zur Dorchföhrnng komme, da eine Yeranlassong dazu wohl überall 
gegeben ist. 

Im Einzelnen wird bemerkt: 

1) Den Flaschenbiergesch&ften ist Tom gesnndheits*, reinlichkeita- nnd 
gewerbepolizeilichen Standpunkte fortgesetzt erhöhte Anfinericsamkeit zazuwendmu 

2) Der Zusatz von BorsSure als Eonserrirungsmittel für Fleischwaaren 
wie auch das Färben von Würsten ist als ein Missbrauch zu erachten, welcher 
sich aus der gewerblichen Konkurrenz entwickelt nnd vielenorts Dimenskmen 
angenommen hat, die ein sachgemässes Vorgehen dagegen angezeigt er¬ 
scheinen lassen. 

3) Giftige Farbenanstriche, namentlich mit Schweinftarter Grün, wurden 
wieder mehrmals, auch in Backstuben, getroffen; es wird hiewegen auf die Mi- 
nisterial-Entschliessnng vom 14. Apiü 1894 Nr. 6 96 Ziff. 4 hingewiesen. 

4) Zum Aufbewahren stark saurer Gegenstände werden in den Spezereien 
vielfach Töpfe und Tiegel mit Bleiglasuren verwendet; da solch’ fortgesetzter 
Einwirkung von Säuren selbst bessere Bleiglasuren nicht widerstebmi nnd Blei¬ 
vergiftungen in Folge hiervon schon vorgekommen sind, ist eine entsprechende 
Verwarnung in Bedacht zu nehmen. 

5) Insoweit die Ergebnisse der kommissioneilen Lebensmittelkontrole und 
namentlich Beanstandungen Seitens der üntersnchnngsanstalten an die einschlä¬ 
gigen Distriktspolizeibebörden zur Eenntniss gebracht werden, ist solchen Mit- 
theilnngen geeignete Beachtung zuzusichem. 

Etwaigen ungünstigen Einflüssen, die nach gemachter Erfahrung da nnd 
dort ans Anlass von Beanstandungen gegen die Üntersnchnngsanstalten zu Tage 
treten sollten, ist in gemessener Weise entgegen zu vrirken. 

Hienach ist das Weitere zu verfügen. 


O. Könievreiola Saolisen. 

Aerztliche Bezirksvereine. Gesetz vom 23. März 1896. 

Wir Albert, von Gottes Gnaden König von Sachsen etc. 
haben in Ergänzung der die ärztlichen Bezirksvereine betreffenden Bestimmungen 
für nöthig befunden nnd verordnen daher mit Zustimmung Unserer getreuen 
Stände wie fol^: 

§. 1. Die ärztlichen Bezirksvereine werden fortan durch sämmtliehe inner- 
htdb des betreffenden Medizinalbezirks wohnende nnd ihre Praxis ausübende, mit 
Approbation versehene Aerzte und diejenigen Aerzte und Wundärzte gebildet, 
welche bereits vor Verkündigung der Gewerbeordnung für das Deutsche Beich 
vom 21. Juli 1869 zur Praxis berechtigt waren nnd äs approbirt im Siime von 
§. 29 Absatz 8 der Gewerbeordnung zu gelten haben. Die Bildung mehrerer 
Bezirksvereine innerhalb eines und desselben Medizinalbezirks beda^ der Ge¬ 
nehmigung des Ministeriums des Innern. Approbirte Aerzte, welche ihre Praxis 
nicht oder nicht mehr ansüben, sind zum ^itritt nicht verpflichtet, aber be¬ 
rechtigt. Dasselbe gilt von Sanitätsofüzieren des Friedensstandes, gleichviel, ob 
sie Civilpiaxis ansüben oder nicht. 

Jedem Bezirksvereine steht das Hecht der juristischen Persönlichkeit zu. 

§. 2. Mit Genehmigung der betheili^en Bezirksvereine kann einer der 
im §. 1 bezeichneten Aerzte aus dem Vereine, dem er angehört, ausscheiden, 
wenn er den Nachweis erbringt, dass er die Mitgliedschaft eines benachbarten 
Bezirksvereins erlangt hat oder doch erlangen wird. 

§. 3. Approbirte Zahnärzte können auf ihren Antrag durch Beschluss des 
betreffenden Bezirksvereins als Mitglieder aufgenommen werden. 

§. 4. Die Aufgaben der Bezirksvereine sind die Förderung der öffent¬ 
lichen Gesundheit, der ärztlichen Wissenschaft nnd Kunst nnd der wirthschaft- 
lichen Interessen der Aerzte, die Pflege des Gemeingeistes nnd die Anfrechter- 
haltung und Stärkung der Standessehre unter den Standesgenossen, die För¬ 
derung des gedeihlichen kollegialen Verhältnisses zwischen denselben nnd die 
Schlichtung der unter ihnen entstandenen Streitigkeiten, endlich die Herstellung 
von Einrichtungen, welche die Unterstützung nothleidender nnd hüKsbedürftiger 
Mitglieder beziehentlich deren Familien bezwecken. 
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Ausserdem haben sie die Wahl von Delegirten zu dem in jedem Bogie- 
rungsbezirke bestehenden Ereisansschnsse vorzunehmen und können Anträge an 
die Unterbehörden des Landes bringen, sowie auf Veranlassung der letzteren 
sachverständige Gutachten innerhalb ihres Wirkungskreises abgeben. 

§. 5. Jeder Bezirksverein hat ein der Genehmigung des Ministeriums 
des Innern bedürfendes Statut aufzustellen. In demselben sind insbesondere 
über die Wahl des Vorstandes, über die Aufbringung und Umlage der erforder¬ 
lichen Mittel, sowie über Festsetzung einer Standes- und Ehrengerichtsordnniig 
Bestimmungen zu treffen, soweit nicht das klinisterium des Innern nach Gehör 
der Bezirksvereine, bezw. der Ereisvereinsausschüsse sowie des Landes-Medizinal¬ 
kollegiums, einheitliche Vorschriften dieser Art für sämmtliche Bezirksvereiue 
aufstellt. 

§. 6. Die Standesordnung hat eine Zusammenstellung derjenigen Filichten 
zu enthalten, die den Mitgliedern des Bezirksvereins in Ausübung ihres Berufes 
und zur Wahrung der Ehre und des Ansehens ihres Standes in wie ausserhalb 
ÜHrer Berufsthätigkeit obliegen. 

§. 7. Die Ehrengerichtsordnung hat über Untersuchung und Aburtheilnng 
von Uebertretungen der Standesordnung Bestimmung zu treffen. 

Beschwerden über ein Mitglied oder Anträge auf Einleitung des ehren¬ 
gerichtlichen Verfahrens gegen dasselbe sind bei dem Vorstande des Bezirksver¬ 
eins schriftlich anznbringen. Ist der Beschuldigte ein einer staatlich geord¬ 
neten Disziplinarbehörde unterstehender Arzt, so ist die Angelegenheit ohne Wei¬ 
teres an diese Behörde abzugeben. Beschwerden über einen Civilprazis treibenden 
Sanitätsoffizier des Friedensstandes, gleichviel ob derselbe einem Bezirksvereine 
als Mitglied angehört oder nicht, sind an die Sanitätsdirektion zu richten, bezie¬ 
hentlich abzugeben. Andernfalls ist die Beschwerde nach Massgabe der in der 
Ehrengerichtsordnung über das Verfahren zu treffenden Bestimmungen zu erör¬ 
tern und von einem aus mindestens drei Mitgliedern des Vereins bestehenden 
Ekrenrathe zu entscheiden. 

Die Entscheidung kann lauten: 

a) auf vorläufige Einstellung des Verfahrens während der Dauer des gegen 
den Beschuldigten wegen einer strafbaren Handlung eingeleiteten gericht¬ 
lichen Strafverfahrens, 

b) auf Freisprechung, 

c) auf Verurtheilung zu einer ehrengerichtlichen Strafe. 

Die ehrengerichtlichen Strafen sind: 

a) Warnung, 

. c) Geldstrafe von 20 bis 1500 Mark, 

d) Aberkeimung des Wahlrechts und der Wahlfähigkeit zu den vom Vereine 
zu bewirkenden Wahlen bis zur Dauer von 5 Jahren, 

c) wenn die Untersuchung gegen einen durch Vereinsbeschluss aufgenommenen 
Zahnarzt sich gerichtet hat, Ausschluss aus dem Vereine mit oder ohne Ab¬ 
erkennung der Fähigkeit, später wieder einem Bezirksverein beitreten zu 
können. 

Die unter c und d bezeichneten Strafen können auch gleichzeitig, nicht 
minder kann im einzelnen Falle auf Veröffentlichung der verurtheilenden Ent¬ 
scheidung in einer von der entscheidenden Behörde bestimmten Zeitschrift er¬ 
kannt werden. 

Gegen die dem Beschuldigten schriftlich zu eröffnende Entscheidung des'' 
Ehrenratlm steht demselben innerhalb 14 Tagen die Berufung an den Ehren- 
gerichtshof zu. 

Derselbe wird für jeden Begiemngsbezirk gebildet ans einem vom Minir 
sterium des Innern zu erneimenden höheren Verwaltungsbeamten als Vorsitzenden 
imd vier von den Mitgliedern des Ereisvereinsausschusses gewählten Beisitzern. 
Von diesen haben mindestens zwei denjenigen Aerzten anzugehören, welche nach 
§. 2 dieses Paragraphen dem Verfahren vor dem Ehrenrathe unterstehen. 

Die Entscheidungen des Ehrengerichtshofes sind endgültig. 

Die Vollstreckung der Urtheile des Ehrenraths und des Ehrengerichts¬ 
hofes liegt dem betreffenden Vorsitzenden ob. Erkannte Geldstrafen, welche in 
die Easse desjenigen Bezirks fliessen, dem der Verurtheilte angehört, sind auf 
Antrag des Vorsitzenden von der Verwaltungsbehörde des Wohnortes des Ver- 
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nrtheilten nach Massgabe der Bestimmangen Ober die ZwangsTollstreckang wegen 
Geldleistangen in Verwaltnngssachen beizatreiben. 

§. 8. Mit AasfOhmng dieses Gesetzes, insbesondere Festsetzung der dnrch 
solches sich erforderlich machenden Abänderangen des Regulativs, die ärztlichen 
und pbarmazeatischen Ereisvereine betreffend, vom 29. Mai 1872, sowie Bestim* 
moeg des Zeitpunktes, mit welchem das Gesetz in Wirksamkeit treten soll, ist 
Unser Ministerium des Innern beauftragt. 

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser 
Königliches Siegel beidmcken lassen. 


Ansfuhrnng des Gesetzes betreffend die ärztlichen Bezirksvereine. 
Verordnung des Ministeriums des Innern vom 23. März 1896. 

§. 1. Abgrenzung der ärztlichen Bezirksvereine. 

Innerhalb eines jeden der städtischen Medizinalbezirke von Dresden 
und Leipzig und innerhalb eines jeden Königlichen Medizinalbezirks einscbliesst 
lieh der in demselben gelegenen Anstaltsmedizinalbezirke und des städtischen 
Medizinalbezirks von Hainichen hat ein ärztlicher Bezirksverein zu bestehen. 

§. 2. Aerztliche Kreisvereine. 

Sämmtlicbe in einem Regierungsbezirke bestehenden Bezirksvereine 
bilden zusammen einen ärztlichen Kreisverein. Diese Kreisvereine sind 
die Wahlkammem für die Wahl der nach §. 3 der Allerhöchsten Verordnung 
vom 12. April 1865 (G.> n. V.-B. S. 125) ans der Mitte der praktischen Aerzte 
dem Landes-Medizinalkolleginm zuzuordnenden ausserordentlichen Mitglieder. 

§. 3. Delegirte der Bezirksvereine zu dem 
Kreisvereinsausschusse. 

Jeder Bezirksverein hat auf eine statutarisch (zu vergl. §. 5 des Gesetzes) 
festzusetzende Zeitdauer einen oder mehrere Delegirte, und zwar 
Bezirksvereine bis zu 25 Mitgliedern einen, 

Bezirksvereine bis zu 50 Mitgliedern zwei, und 
Bezirksvereine von Ober 50 Mitgliedern drei 
Delegirte zu wählen, welche unter Zutritt der Abgeordneten des Kreisvereins 
zum Landes •Medizinalkolleginm beziehentlich der Stellvertreter derselben (siehe 
§. 8) r^iemngsbezlrksweise den Ausschuss des betreffenden Kreisvereins bilden. 
Die einmal gewählten Delegirten in derjenigen Zahl, in der sie hiernach zu 
wUilen gewesen und gewählt worden sind, haben bis zur nächsten Delegirten- 
wahl des betreffenden Bezirksvereins als Delegirte auch dann fortzngelten und 
weiter zu fnngiren, wenn inzwischen in der Mitgliederzahl des Vereins eine 
'Veränderung derart eintritt, dass sie, wenn sie schon zur Zeit der letzten Dele- 
girtenwahl Vorgelegen hätte, diese Bezirksvereine zur Wahl einer grösseren oder 
geringeren Zahl von Delegirten verpflichtet haben würde. 

§. 4. KreisvereinsausschOsse. 

Die KreisvereinsausschOsse sind berathende beziehentlich heschliessende 
Körperschaften zur Wahrung und Vertretung der gemeinsamen Interessen des 
ärztlichen Bem&standes Oberhaupt, sowie der Interessen und Angelegenheiten 
des betreffenden Kreisvereins insbesondere. Sie sind in der gedachten Eigen¬ 
schaft dazu berufen, sich mit allen solchen Fragen und Angelegenheiten zu be¬ 
fassen und darüber in Berathung zu treten, welche entweder die ärztliche 
Wissenschaft und Kunst als solche, oder das Interesse der öffentlichen Gesund¬ 
heitspflege betreffen, oder auf die Wahrung und Vertretung der bürgerlichen 
und Standesinteressen der Aerzte sich beziehen. 

Die KreisvereinsausschOsse sind berechtigt, zu gemeinschaftlichen Be- 
rathnngen und Beschlüssen sich zu vereinigen. 

§. 5. Vorstand des Ereisvereinsansschusses. 

Vorstand des Kreisvereinsansschusses ist auf die Dauer seiner Wahlperiode 
im Regierui^bezirke Bantzen der Abgeordnete des ärztlichen Ereisvereins zum 
Landes-Medizinalkolleginm, in den Regierungsbezirken aber, in denen mehrere 
Abgeordnete zum Landes-Medizinalkolleginm als ausserordentliche Mitglieder 
desselben zu wählen sind, derjenige von ihnen, welcher zur Zeit des Inkraft¬ 
tretens des Gesetzes (§. 43) das Amt des Vorstandes verwaltet beziehentlich 
beim tumusmässigen Ausscheiden desselben auf dem §§. 9 flg. bezeichneten 
Wege besonders gewählt wird. 

Der Vorstand des Ereisvereinsausschusses ist zugleich Vorstand des be- 
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treffenden Kreisvereins. Ihm ist fttr die Leitung des Kreisvereinsansschnsses 
ein Stellvertreter beizuordnen. 

§. 6. Leitung der Geschäfte im Kreisvereinsausschusse. 

Der Vorstand des Kreisvereinsansschnsses oder dessen Stellvertreter leitet 
die Geschäfte. Bei zeitweiliger Behinderung des letzteren ist der Vorstand in 
den Ansschussversammlungen durch den an Jahren Aeltesten der Dclegirten 
zu vertreten. 

§. 7 Entschädigung der Delegirten und Abgeordneten. 

Den Delegirten der Bezirksvereine zum Kreisvereinsausschusse und den 
Abgeordneten zum Landes-Medizinalkolleginm sowie den eventuell eintretenden 
Stellvertretern der Abgeordneten zum Landes-Medizinalkolleginm sind für die¬ 
jenigen Tage, an welchen sie ausserhalb ihres Wohnortes zu Versammlungen 
des Kreisvereinsausschusses zusammentreten, Entschädigungen fOr Fortkommen 
und entsprechende Auslösungen zu gewähren, über deren Höhe im Statute der 
Bezirksvereine (§. 5 des Gesetzes) nähere Bestimmung zu treffen ist. 

§. 8. Wahl der Abgeordneten zum Landes-Medizinalkollegium. 

Zn ausserordentlichen Mitgliedern des Landes-MedizinalkoUegiums haben 
die Kreisvereine der Regierungsbezirke Dresden, Leipzig und Zwickau 
je 3 Mitglieder und der Kreisverein des Regierungsbezirks Bautzen 1 Mitglied 
sowie die gleiche Zahl von Stellvertretern zu wählen. 

Beim tnrnusmäwigen oder ausserordentlichen Ausscheiden desjenigen 
ausserordentlichen Mitgliedes des Landes • Medizinalkollegiums ans den Regierungs¬ 
bezirken Dresden, Leipzig und Zwickau, welches bis dahin zugleich die Stelle 
des Vorstandes des betreffenden Kreisvereinsansschnsses versehen hat, ist die 
ertorderliche Neuwahl zugleich auf den künftigen Vorstand des betreffenden 
Kreisvereinsansschnsses mit zu richten. 

Zum Vorstande ist diesfalls seitens der Wahlberechtigten entweder der¬ 
jenige, der an die Stelle des Ansscheidenden gewählt wird, oder, dafem neben 
dem bisherigen Vorstande des Kreisvereinsansschnsses noch ein zweites von den 
bisherigen ausserordentlichen Mitgliedern des Landes-MedizinalkoUegiums ans¬ 
geschieden und durch Neuwahl zu ersetzen war, einer der beiden Neugewählten 
^ziehentlich der in dem Kreisvereinsausschusse als drittes ausserordentliches 
Mitglied des Landes-Medizinalkollegiums Verbliebene ausdrücklich zu bestimmen. 

§. 9. Wählbarkeit. 

Die Wählbarkeit als ausserordentliches Mitglied des Landes-Medizinal- 
kolleginms ist von der Mitgliedschaft bei einem Bezirksvereine des betreffenden 
Regierungsbezirks abhängig und setzt den Besitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
beziehentlich der Wahlfähigkeit zu den von den Bezirksvereinen zu bewirkenden 
Wahlen (§. 7 Abs. 3 unter d des Gesetzes) voraus. 

§. 10. Leitung der Wahl. 

Die Wahl geschieht unter der Leitung des ärztlichen Beisitzers der be¬ 
treffenden Kreishauptmannschaft. 

Fttr BehindemngsRUle ist diesem ein anderer, am Sitz der Regierungs¬ 
behörde wohnhafter, in einer öffentlichen Funktion stehender Arzt von der be¬ 
treffenden Kreishauptmannschaft zu substituiren. 

§. 11. Abstimmung. 

Die Wahl erfolgt durch schriftliche Abstimmung der Mitglieder der ein¬ 
zelnen Bezirksvereine im betreffenden Regierungsbezirke. 

§. 12. Wahlverfahren. 

Behufs dieser Wahl erlässt der nach §. 10 zur Leitung des Wahlgeschäfts 
Berufene eine, die einzelnen Mitglieder der Bezirksvereine zur Betheiligung an 
der Wahl auffordernde, eintretenden Falls ausdrücklich auch auf die Wahl eines 
neuen Vorstandes des Kreisvereinsansschnsses (§. 8) mit zu richtende Bekannt¬ 
machung in der Leipziger Zeitung und gleichzeitig eine entsprechende schrift¬ 
liche Eröffiiung an die einzelnen Bezirksvereinsmitglieder. 

In der gedachten Bekanntmachung beziehentlich Eröffnung an die Bezirks- 
vereinsmitglieder ist der für die Auszählung der Stimmen tmd Feststellung des 
Wahlergebnisses bestimmte Tag genau und unter der Eröffnung zu bezeichnen, 
dass {Ule erst nach Ablauf dieses Termins eingehenden Stimmzettel unberück¬ 
sichtigt bleiben und vernichtet werden würden. 

§. 13. Stimmzettel. 

Die Stimmzettel sind von dem Abstimmenden eigenhändig zu schreiben 
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and entweder mit Vor* and Zonamen za onterschreiben, oder aof der Adresse 
mit der Angabe: 

„Wahlzettel des N. N. za N. N.“ 

za versehen, hieraaf ater an die im §. 10 bestimmte Stelle verschlossen ent¬ 
weder portofrei einzasenden, oder persönlich abzngeben. 

Die eingehenden Stimmzettel werden nach der Zeitfolge des Eingan|^ auf 
der Anssenseite mit einer fortlaufenden Nummer bezeichnet und sodann in die 
mit dem Amtssiegel der Ereishanptmannschatt verschlossene Wahlome gelegt. 

§. 14. Anszählnng der Stimmen. 

Za der in der Bekanntmachnng bezeichneten Zeit findet die Eröffiinng der 
Wahlarne and der darin verwahrten Stimmzettel, die Prfifong der letzteren aof 
die Eigenschaft ihrer Aussteller als Bczirksvereinsmitglieder, sowie die Aos- 
zählang der abgegebenen Wahlstimmen statt. 

Für diesen Akt hat der die Wahl Leitende sich der ünterstfitzong von 
zwei, in seinem Wohnorte wohnhaften, Vereinsmitgliedem als Wahlgehülfen za 
erbitten, welche dem Wahlakte von Anfang bis Ende beizuwohnen haben. 

§. 15. Protokoll über die Stimmenaaszählang. 

Uebcr den Yerlanf and das Ergebniss des Wahlgeschäfts ist ein, von den 
Wahlgehfilfen mit za onterschreibendes, Protokoll aufzonebmen. 

In diesem Protokolle ist anf Grand der Mitgliederliste, welche der Wahl¬ 
leiter nach den ihm von den Vorständen der Bezirks vereine über die Personen 
der Mitglieder der letzteren gemachten Anzeigen za führen hat, jedesmal fest- 
znstellen, dass sämmtliche Abstimmende stimmberechtigte Mitglieder der ein¬ 
zelnen Bezirksvereine im Begierangsbezirke sind.- 

§. 16. Bedingaugen für die Gültigkeit der Wahl 

Zar Gültigkeit der Wahl ist erforderlich, dass sich mindestens der dritte 
Theil der abgegebenen gültigen Stimmen auf ein und dieselbe Person ver¬ 
einigt habe. 

Es entscheidet die relative Stimmmimehrheit and, im Falle mehrere eine 
gleiche Stimmenzahl erhalten haben, unter diesen das Loos, welches letztere 
eintretenden Falls auch über die künftige Vorstandschaft in dem betreffenden 
Ereisvereinsausschusse dann entscheidet, wenn zam Vorstande nicht eine andefe 
Persönlichkeit bestimmt gewählt worden sein sollte. 

In Ermangelang der im ersten Absätze bezeichneten Voraossetzong ist 
die Wahl za wiederholen. 

§. 17. Verfahren nach erfolgter Feststellung der Wahl. 

Der mit der Leitung des Wahlgeschäfts Beauftragte hat die nach §. 16 
für gewählt zu Erachtenden von der auf sie gefallenen Wahl in Eenntniss za 
setzen und znr Erklärung über die Annahme derselben anfzofordern. 

Im Falle der Ableltenng tritt — unter Berücksichtigung der Bestimmung 
im §. 16 — dasjenige Mitglied an die Stelle, anf welches die nächsthöchste 
Stimmenzahl gefallen ist, beziehentlich, daferu auf mehrere eine gleiche Stimmen¬ 
zahl gefallen sein sollte, derjenige von diesen, für welchen die diesfalls vorzu- 
nehmende Loosziehung entschieden hat. 

§.18. Anzeige beziehentlich Mittheilung der Wahlergebnisse. 

lieber den Ausfall der Wahl ist unter Beifügung des Wahlprotokolls and 
der erfolgten Annahme - Erklärung Anzeige an die betreffende Ereishanptmann- 
schaft za erstatten, auch sind die WaUergebnisse den Vorständen der ärzt¬ 
lichen Ereisvereinsansschüsse beziehentlich der pharmazeutischen Ereisvereine 
(§. 25) mitzatheilen. 

Von der Ereishauptmaunschaft wird das Ergebniss an das Ministerium des 
Innern einberichtet, auch gleichzeitig durch die Leipziger Zeitung und das Ereis- 
verordnangsblatt bekannt gemacht. 

§. 19. Aufbewahrung der Stimmzettel. 

Die Stimmzettel sind mit den dazu gehörigen Umschlägen ein halbes Jahr 
lang versiegelt aufzubewahren 'Und sodann zu vernichten, was nachträglich zu 
dem Wahlprotokolle za bemerken ist. 

§. 20. Dauer der Wahlperiode. 

Jede Wahl zum ausserordentlichen Mitgliede des Landes-Medizinal- 
kollegiums und za dessen Stellvertreter bleibt regelmässig auf die Dauer von 
5 Jahren gültig. 
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§. 21. Tnrnas des Aassebeidens. 

Ailjfthrlioh scheiden von den 10 ansserordentlichen Mitgliedern des Landes- 
Medizinalkollnginms 2 ans nnd sind durch Neuwahlen zu ersetzen, was anch 
rttcksichtlich der Stellvertreter derselben (§. 8) zn geschehen hat. 

Die Beihenfolge des Ausscheidens bestimmt sich nach der Zeit des Ein¬ 
tritts in die Funktion. 

Die Ausscheidenden können wieder gew&hlt werden. 

Neuwahlen sind anch bei zufälliger Erledigung von Stellen ausserhalb des 
regelmässigen Turnus vorzunehmen. 

§. 22. Die im §. 21 bezeichnete Beihenfolge des Ausscheidens gilt auch 
für diejenigen ansserordentlichen Mitglieder des Landes-Medizinalkollegiums, 
welche in Folge der zufölligen Erledigung einer Stelle ausserhalb des r^el- 
mässigen Turnus eingetreten sind. Dv Mandat erlischt zn dem nämlichen 
Zeitpunkte, zn welchem ihre Vorgänger, deren Stelle sie zu ersetzen hatten, ans- 
znscheiden gehabt haben würden. 

§. 23. Pharmazeutische Ereisvereine nnd deren 
geschäftliche Aufgabe. 

Neben dem ärztlichen Eireisvereine besteht in jedem Begiemngsbezirke 
ein pharmazeutischer Ereisverein. Dieselben sind 

a) Wahlkammem 

für die Wahl der nach §. 3 der Allerhöchsten Verordnung vom 12. April 1865 
(G.- nnd V.-Bl. S. 116) aus der Mitte der Apotheker dem Landes-Medizinal- 
kolleginm znzuordnenden ansserordentlichen Mitglieder, 

b) berathende beziehentlich beschliessende Eörperschaften 

zu Wahrung und Vertretung der gemeinsamen Interessen des pharmazeutischen 
Berufsstandes überhaupt, sowie der Interessen nnd Angelegenheiten des be¬ 
treffenden Ereisvereins insbesondere. 

In der unter b bezeichneten Eigenschaft sind die pharmazeutischen Ereis¬ 
vereine dazu berufen, sich mit allen solchen Fragen und Angelegenheiten zu 
befassen nnd darüber in Berathung zu treten, welche entweder die pharma¬ 
zeutische Wissenschaft nnd Eunst als solche oder das Interesse der öffentlichen 
Gesundheitspflege betreffen oder auf die Wahrung nnd Vertretung der bürger¬ 
lichen und Standes-Interessen der Apotheker sich beziehen. 

§. 24. Mitgliedschaft. 

Jeder zur Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte in der Gemeinde seines 
Wohnortes befflhigte, gesetzlich legitimirte selbstständige Verwalter einer 
pharmazeutischen Offlzin ist berechtigt, dem pharmazeutischen Ereisvereine 
des Begiemngsbezirks, in welchem er seinen wesentlichen Wohnsitz hat, als 
Mitglied beizntreten. 

Mehrere Besitzer einer und derselben Apotheke sind zur Mitgliedschaft 
gleichberechtigt. 

Die bisherigen Mitglieder der pharmazeutischen Ereisvereine verbleiben 
Mitglieder der letzteren so lange, als sie selbstständige Verwalter einer Apotheke 
sind, oder ihre Mitgliedschaft erlischt. 

Neu eintretende Mitglieder haben ihren Beitritt zum Ereisvereine dem 
Vorstande mündlich oder schriftlich anzuzeigen. 

Der Beitritt zum Ereisvereine gewährt den Anspruch auf Theilnahme an 
den mit der Mitgliedschaft verbundenen Bechten nnd verpflichtet auf die Dauer 
des ganzen Ealenderjahres, in welchem ein Mitglied dem Ereisvereine — wenn 
auch nur während eines Theiles des Jahres — angehört, zur Erfüllung der an 
die Mitgliedschaft geknüpften Obliegenheiten. Zu den letzteren gehört inson¬ 
derheit die antheilige Uebertragnng der Vereinskosten. 

Die Mitgliedschaft erlischt 

a) durch den Tod, 

b) durch ausdrücklich erklärten freiwilligen Austritt aus dem pharmazeutischen 
Ereisvereine, 

c) durch Ausschluss aus demselben wegen unterlassener Abführung der Ver. 
einsbeträge bei zwei aufeinanderfolgenden Jahresterminen nach voraus¬ 
gegangener zweimaliger erfolglos gebliebener Aufforderung zur Zahlung, 

d) durch den Verlust der Befähigung zur Ausübung der bürgerlichen Ehrenrechte. 

In den Fällen unter b) bis d) bleibt das ansscheidende Mitglied zur Ab¬ 
entrichtung der auf das laufende Jahr Billigen oder der im Bückstande verblie¬ 
benen Vereinsbeträge verpflichtet 
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§. 25. Vorttand des pharmasentisehea KreisTereind* 

Vorstand des Kreisrereins and dessen SteUvertreter sind nach §. 26 f. snm 
ansserordentlichen Mitgliede des Landes-Medisdnalkoll^iams Gewählte and dessen 
Stellvertreter. Wenn im Vereine zwei aasserordentliche Mitglieder za wählen 
sind, so hat der betreffende Ereisverein za entscheiden, welcher von beiden Ge¬ 
wählten der Vorsitzende sein soll. 

Fttr BehindemngsfiUle des Vorstands and des für denselben gewählten 
Stellvertreters hat den letzteren das an Jahren älteste Mitglied des Ereisvereins 
za vertreten. 

Der Vorstand hat die Namen der nea eintretenden sowie der aastretenden 
Mitglieder dem ärztlichen Beisitzer der betreffenden Ereishaaptmannschaft sofort 
anzazeigen. 

§. 26. Wahl der aasserordentlichen Mitglieder des Landes- 

Medizinalkollegiams. 

Zn den Stellen der 5 ansserordentlichen Mitglieder des Landes-Medizinal- 
kollginms ans der Eiasse der praktischen Apotheker entsenden die pbarmazen- 
tischen Ereisvereine Baatzen, Dresden and Leipzig je 1 Mitglied, der Ereis¬ 
verein Zwickaa 2 Mitglieder. 

Fttr jedes dieser 5 Mitglieder ist za seiner Vertretang bei Behindemi^ 
desselben im Landes-Medizin^oUegiam bezw. innerhalb des Ereisvereins, ein 
Stellvertreter za wählen. 

§. 28. Wählbarkeit. 

Die Wählbarkeit als aasserordentliches Mitglied des Landes-Medizinal- 
koU^inms and als dessen Stellvertreter ist von der Mitgliedschaft bei dem be¬ 
treffenden pharmazeatischen Ereisvereine abhängig. 

§. 28. Wahlverfahren. 

Fttr die Wahlen der ansserordentlichen Mitglieder des Landes-Medizinal- 
koUegiams aas der Mitte der Apotheker gelten die Bestimmnngen in §§. 10 bis 
mit 19 mit der Erläntemng, dass die in §. 12 vorgeschriebene schriftiiche Er¬ 
öffnt^ von Seiten des Wahlleiters an die einzelnen Mitglieder des Ereisvereins 
za ricmten ist. 

§. 29. Daaer der Wahlperiode. 

Jede Wahl ist aaf die Daaer von 5 Jahren gültig. 

§. 30. Tnrnns des Aasscheidens. 

Alljährlich scheidet ein Abgeordneter der pharmazeatischen Ereisvereine 
mit seinem Stellvertreter ans. 

Beide sind dnrch Nenwahl za ersetzen. 

Die Reihenfolge des Aasscheidens bestimmt sich nach der Zeit des Ein¬ 
tritts in die Fnnktion. 

Die Ansscheidenden kttnnen wieder gewählt werden. 

Neawahlen sind anch bei zaBllliger, aasserhalb des regelmässigen Tnmas 
eintretender Erledigang von Stellen der Abgeordneten zam Landes-Medizinal- 
koUegiam oder ihrer Vertreter vorzanehmen. 

^ §. 31. Die im §. 30 bezeichnete Beihenfolge des Ansscheidens g^lt anch 
fttr diejenigen aasserordentlichen Mitglieder, welche in Folge der zaMugen Er¬ 
ledigang einer Stelle aasserhalb des regelmässigen Tornas eingetreten sind. 

Ihr Mandat erlischt za dem nämlichen Zeitpankt, zu welchem ihr Vor¬ 
gänger, deren Stelle sie za ersetzen hatten, anszascheiden gehabt haben würden. 

§. 32. Gemeinschaftliche Bestimmungen für die ärztlichen 
Ereisvereinsansschttsse and die pharmazeatischen Ereis¬ 
vereine. 

Die Mitglieder der ärztlichen Ereisansschttsse and die Mitglieder der phar¬ 
mazeatischen Ereisvereine treten auf Einladung ihrer Vorstände an den von den 
letzteren dazu za bestimmenden Orten so oft za Berathangen zusammen, als zu 
solchen Anlass gegeben ist. 

Es hat jedoch regelmässig, mindestens einmal im Jahre and zwar späte¬ 
stens 4 Wochen vor dem, fttr die Plenarversammlang des Landes-Medizinal- 
kolleginms bestimmten Zeitpunkte, zu Berathang der fttr diese Plenarversamm¬ 
lang zur Beschlussfassnng aasgesetzten Gegenstände, dergestalt zu geschehen, 
dass zwischen der betreffenden Berathang des Ereisvereinsaosschosses bezw. Ereis¬ 
vereins und dem Tage der Plenarversammlang des Landes - Medizinalkollegiams 
ein Zeitraom von 4 Wochen mitten inne liegt. 
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§. 33. In jeder solchen Yeisammlnng sind zunächst und vorzogsweise 
diejenigen Ctegenstände zur Berathnng zu bringen and zu erledigen, über welche 
das Landes - MedizinalkoUegium oder eine andere öffentliche Behörde eine gut* 
achtliehe Auslassung zu vernehmen gewünscht hat. 

§. 34. Jedes an der Versammlung theilnehmende Mitglied des betreffen« 
den ärztlichen Ereisansschusses hez^v. pharmazeutischen Ereisvereins hat das 
Becht, nach vorgängiger Anmeldung hei dem Vorstande, selbstständig Anträge 
über Gegenstände der in §§. 4 und 23 hezeichneten Art zur Berathang zu stellen 
und durch mündlichen Vortrag zu begründen. 

Die Versammlung entscheidet, ob über dergleichen Anträge sofort in die 
Berathnng eingetreten, oder ob die letztere bis zu der nächsten ordentlichen 
oder einer nach Befinden einzuberufenden ausserordentlichen Versammlung ans¬ 
gesetzt bleiben soll. 

§. 35. Alle Beschlüsse werden nach absoluter Mehrheit der Stimmen der 
an der Versammlung Theilnehmenden gefasst. 

Bei Gleichheit der Stimmen giebt diejenige des Vorstandes den Ausschlag. 

§. 36. Die gefassten Beschlüsse dienen in den dazu geeigneten Fällen 
zugleich als Instriätion für den oder die Abgeordneten des Ereisvereins zum 
Landes-MedizinalkoUegium hinsichtlich der dort, Namens der ersteren, zu steUen- 
den Anträge und zu vertretenden Ansichten. 

In der Darlegung ihrer, von dem Majoritätsbeschlüsse etwa abweichenden 
persönlichen Ansicht und Auffassung bei der Berathnng und Abstimmung im 
Landes-MedizinalkoUegium sind jedoch die Abgeordneten der Ereisvereine in 
ihrer Eigenschaft als ausserordentUche Mitglieder des letzteren durch die em¬ 
pfangene Instruktion nicht behindert. 

§. 87. Feststellung des Budgets. 

Zu den in der Jahresversammlung zu verhandelnden Gegenständen gehört 
jedesmal die FeststeUung der zu Bestreitung der Vereinsausgaben 

a) wegen der ärztUchen Ereisvereine und Ereisvereinsausschüsse auf die ein¬ 
zelnen Mitglieder der Bezirksvereine, 

b) wegen der pharmazeutischen Ereisvereine auf die MitgUeder dieser 
für das nächste Jahr auszuschreibenden Anlagen. 

Dieselben sind so zu bemessen, dass, nächst Deckung der vom Vorstande 
etwa bereits verlagsweise bestrittenen Ausgaben, ein angemessener Ueberschuss 
jhir das annähernd zu Überschlagende laufende Bedürfniss übrig bleibt. 

§. 38. Obliegenheiten der Vereinsvorstände. 

Zu den ObUegenheiten der Vorstände der ärztlichen Ereisvereinsausschüsse 
und der pharmazeutischen Ereisvereine gehört unter Anderem die Einberufung 
der ordentlichen wie ausserordentlichen Vereinsversammlongen und deren Leitung 
sowie die Aufsicht über die ProtokoUführung, die Führung der Eorrespondenz 
mit Behörden und den übrigen Ereisvereinsausschüssen beziehentlich pharma¬ 
zeutischen Ereisvereinen, sowie die Einhebung der Beiträge der Vereinsmit¬ 
glieder und die Bestreitung der Vereinsausgaben, soweit für diese Geschäfte 
nicht ein anderes Mitglied bestellt worden sein sollte. 

Einziehung der Vereinsbeiträge. 

Im Bückstand gebliebene Vereinsbeiträge sind auf schriftlichen Antrag 
des Vorstandes des betreffenden Ausschusses beziehentlich Vereines von der 
Verwaltungsbehörde des Wohnortes des Mitgliedes, welches mit diesen Beiträgen 
im Eückstande verblieben ist, nach Massgabe der Bestimmungen über Zwangs¬ 
vollstreckung wegen Geldleistungen in Verwaltungssachen, beizutreiben. 

§. 39. Mitgliedschaft in einem anderen Bezirksvereine. 

Das Mitglied, welches aus einem Bezirksvereine anszuscheiden beabsich¬ 
tigt, um in einem benachbarten Bezirksverein überzutreten, verbleibt jedenfalls 
so lange Mitglied des ersteren Bezirksvereins, bis es die Mitgliedschaft in dem 
letzteren erlangt hat. Zu einem etwaigen Bücktritte in den Bezirksverein, dem 
das betreffende Mitglied nach seinem Wohnsitze anzugehören hätte, bedarf es 
gleichfalls der Genehmigung beider Vereine. 

Die gleichzeitige Mitgliedschaft eines Arztes in mehreren Bezirksvereinen 
ist unzulässig. 

§. 40. Aufstellung der Statuten. 

Das von den Bezirksvereinen anfgestellte Statut ist bei der Verwaltungs¬ 
behörde des Ortes, an dem der Verein seinen Sitz hat, einzureichen und von 
dieser zunächst der Ereishauptmannschaft gutachtlich einzuberichten. In diesen 
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Statuten ist unter Anderem ttber diejenigen Abänderungen oder Ergänzungen 
der vom Ministerium des Innern ffir sämmtliche Bezirksrereine anfznsteUenden 
Standes* und Ebrengerichtsordnung Bestimmung zu treffen, welche sich nach 
den örtlichen YerhStnissen und Bedürfnissen als erforderlich oder erwünscht 
beweisen sollten. 

§.41. Die Anwendung der Standesordnung auf die Aerzte in 
den sogenannten Grenzbezirken. 

Die Bestimmungen der Standesordnung einzuhalten sind auch diejenigen 
Aerzte der österreichisch-ungarischen Monarchie verpflichtet, welche nach Art 2 
der mit Oesterreich-Ungarn abgeschlossenen Uebereinkunft vom 30. September 
1882, betreffend die gegenseitige Zulassung der an der Grenze wohnhaften 
Medizinalpersonen zur Ausübung der Praxis (B. - G. • B. 1883 S. 39), die ärztliche 
Praxis in den diesseit^en Grenzbezirken betreiben. Zuwiderhandlungen gegen 
die Standesordnung seitens dieser Aerzte in den österreichischen Grenzbezirken 
sind zur Eenntniss der Verwaltungsbehörde des Ortes der begangenen Zuwider¬ 
handlung zu bringen, von dieser zu erörtern und festzustellen, und durch Ver¬ 
mittelung der Kreishauptmannschaft dem Ministerium des Innern zur weiteren 
Verfügung anzuzeigen. 

§. 42. Aufwand des ehrengerichtlichen Verfahrens and 
Zusammensetzung des Ehrengerichtshofes. 

Der dnrcli das ehrengerichtliche Verfahren in erster Distanz entstehende 
Aufwand ist von den Bezirksvereinen zu übertragen, soweit die Kosten des 
Verfahrens nach der Ebrengerichtsordnung nicht dem Vemrtheilten zur Last 
gelegt werden können. Der durch das Verfahren vor dem Ehrengerichtshofe 
entstehende Aufwand mit Ausnahme der Beisekosten des Vorsitzenden, die auf 
die Staatskasse übernommen werden, ist den Vereinsaasgaben der ärztlichen 
Kreisvereinsaasschüssen zuzurechnen. Es bleibt aber Vorbehalten, angemessene 
Zuschüsse aus der Staatskasse hierzu zu gewähren. 

Die Zusammensetzung des für jeden Begierungsbezirk zu bildenden Ehren¬ 
gerichtshofes ist vom Ministerium des Innern im Januar jedes Jahres öffentlich 
bekannt zu geben. 

§. 43. Das Gesetz vom 23. März 1896 tritt zugleich mit der vorstehend 
dazu erlassenen Ausführungsverordnung am 1. Oktober 1896 in Kraft. 

Von diesem Zeitpunkte ab wird das Begulativ vom 29. Mai 1872, die 
ärztlichen und pharmazeutischen Ereisvereine betreffend (G.- u. V.-Bl. S. 308), 
aufgehoben. _ 


JD. Ox'osslieraEOß'tli.iiiu Baden. 

Vornahme des Impfgeschäftes. Zahl der Impflinge in einem Impf¬ 
termin. Banderlass des Ministers des Innern vom 9. April 1896 
an sämmtliche Bezirksärzte und Bezirksassistenzärzte. 

Nach Prüfung der bis jetzt eingekommenen Impfpläne für 1896 sowie 
nach Anhörung der diesseitigen Medizinalreferenten sehen wir uns veranlasst, 
in Abänderung der bezüglichen Bemerkungen im Generalerlass vom 3. März 
1886 Nr. 2576, Errichtung einer Anstalt für Gewinnung animalischer Lymphe 
betreffend, mit erstmaliger Wirksamkeit für dsis diesjährige Impfgeschäft zu 
bestimmen, dass auf einen Impftermin (eine und dieselbe Stande) fortan nicht 
mehr als 50 Imflinge (unter entsprechender Trennung der Erst- und Wieder- 
impfiinge, §. 26 Absatz 2 der Verordnung vom 19. November 1885) vorzuladen 
und an einem und demselben Tage, mag das Impfgeschäft nur in einer Gemeinde 
stattfinden oder sich auf mehrere Orte erstrecken, im Ganzen höchstens 150 Erst¬ 
and Wiederimpfungen vorzunehmen sind. Auch die Nachschau ist derart einzu¬ 
richten, dass auf die gleiche Zeit nicht mehr als 50 Impflinge einbestellt werden. 

Soweit die für 1896 aufgestellten Impfpläne Vorstehendem nicht ent¬ 
sprechen, sind dieselben geeignet abzuändem. Die baldige Vorlage der nodi 
aasstehenden Impfpläne bringen wir hiermit in Erinnerung. 

Gleichzeitig wird darauf aufmerksam gemacht, dass es zwar durchans 
zweckmässig ist, wenn auf die Zeit vor oder nach dem Impfgesch^t die Hebammen 
zur Prüfung ihrer Geräthschaften, T^ehücher etc. durch die Sanitätsbeamten 
vorgerufen werden, dass aber ein Beizug der Hebammen zur HUfeleistung bei 
der Ausführung des Impfgeschäftes nicht stattzufinden hat. 

Verantworüidier Bedaktenr: Dr. Bapmnnd, Beg.- n. Med.-Bath i. Minden L W. 

J, 0« 0, firuiif, Bnehdruokerei Minden, 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A. . Könisfireioh Preussen. 

Bekanntmachnng betreffend den Erlass einer Gebühren • Ordnung 
für approbirte Aerzte und Zahnärzte. Erlass des Ministers der 
11 . 8. w. Medizinalaugelegenheiten (gez.: Bosse) vom 15. Mai 1896. 

Auf Grund des §. 80 der Gewerbe - Ordnung für das Deutsche Reich (Reichs- 
Gesetzblatt 1883, Seite 177 ff.) setze ich hierdurch Folgendes fest: 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Den approbirten Aerzten und Zahnärzten (§. 29 Abs. 1 der Gewerbe¬ 
ordnung) stehen für ihre berufsmässigen Leistungen in streitigen Fällen Mangels 
einer Vereinbarung Gebühren nach Massgabe der nachstehenden Bestimmungen zu. 

§. 2. Die niedrigsten Sätze gelangen zur Anwendung, wenn nachweisbar 
Unbemittelte oder Armenverbände die Verpflichteten sind. Sie finden ferner 
Anwendung, wenn die Zahlung aus Staatsfonds, ans den Mitteln einer milden 
Stiftung, einer Enappschafts- oder einer Arbeiter - Krankenkasse zu leisten ist, 
soweit nicht besondere Schwierigkeiten der ärztlichen Leistung oder das Mass 
des Zeitaufwandes einen büheren Satz rechtfertigen. 

§. 3. Im Uebrigen ist die Höhe der Gebühr innerhalb der festgesetzten 
Grenzen nach den besonderen Umständen des einzelnen Falles, insbesondere nach 
der Beschaffenheit und Schwierigkeit der Leistung, der Vcrmügenslage des 
Zahlungspflichtigen, den örtlichen Verhältnissen pp., zu bemessen. 

§. 4-. Verrichtungen, für welche diese Taxe Gebühren nicht auswirft, 
sind nach Massgabe derjenigen Sätze, welche für ähnliche Leistungen gewährt 
werden, zu vergüten, 

§. 5. Die gegenwärtige Gebühren - Ordnung tritt am 1. .Tanuar 1897 
in Kraft. 

B. Oebtthren für approbirte Aerzte. 

I. Allgemeine Verrichtungen. 

Die in den nachfolgenden Nummern bezeichneten Leistungen unterliegen 
nachstehenden Gebührensätzen: 

1. Der erste Besuch des Arztes bei dem Kranken . . 2—20 Mark. 

2. Jeder folgende im Verlauf derselben Krankheit . . 1—10 „ 

3. Die erste Berathung eines Kranken in der Wohnung 

des Arztes.. 1—10 „ 

4. Jede folgende Berathung in derselben Krankheit . 1—5 „ 

5. Die Gebühr für den Besuch bezw. die Berathung schliesst die Unter¬ 
suchung des Kranken und die Verordnung mit ein. 

Findet jedoch eine besonders eingehende Untersuchung unter Anwendung 
des Augen-, Kehlkopf-, Ohren-, Scheidenspiegels oder des Mikroskops statt, so 
können hierfür 2—5 Mark besonders berechnet werden. 

6. Für Besuche oder Berathungen bei Tage (vergl. Nr. 10), bei denen 
eine derjenigen Verrichtungen vorgenommen wird, für welche nach dieser Ge¬ 
bühren - Ordnung eine Gebühr von mehr als 10 Mark zu entrichten ist, darf 
eine besondere Vergütung nicht berechnet werden. 

7. Muss der Arzt nach der Beschaffenheit des Falles oder auf Ver¬ 
langen des Kranken oder seiner Angehörigen länger als eine halbe Stunde ver¬ 
weilen, so stehen ihm für jede weitere angefangene halbe Stunde 1,50—3 Mark 
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zu. Diese Gebühr f&Ut fort, wenn bei dem Besuch eine Entschädigung für die 
durch denselben veranlass Zeityersäumniss berechnet wird. 

8. Mehr als zwei Besuche an einem Tage können nur dann berechnet 
werden, wenn dieselben im Einverständniss mit dem Kranken oder dessen Ange¬ 
hörigen erstattet werden oder nach der Beschaffenheit des Falles geboten sind. 

9. Sind mehrere zu einer Familie gehörende und in derselben Wohnung 
befindliche Kranke gleichzeitig zu behandeln, so ermässigt sich der Gebührensatz 
für die zweite und jede folgende Person auf die Hälfte der Sätze zu 1 und 2. 

Es stehen ferner zu: 

10. Für Besuche oder Berathungen in der Zeit zwischen 9 Uhr Abends 
und 7 Uhr Morgens das Zwei- bis Dreifache der Gebühr zu Nr. 1—4 und zu 
Nr. 7. Die Gebühr unter Nr. 2 ist jedoch nicht unter 8 Mark zu bemessen. 

11. Für Besuche, welche am Tage auf Verlangen des Kranken oder 
seiner Angehörigen sofort oder zu einer bestimmten Stande gemacht werden, 
das Doppelte der Sätze zu Nr. 1 und 2. 

12. Für die mündliche Berathschlagung zweier oder 

mehrerer Aerzte, jedem derselben (einschliesslich des Besuches) 6—30 Mark. 

18. Für fortgesetzte Berathschlagungen in demselben 
Krankheitsfälle, für die zweite und folgende. 5—20 „ 

14. Für jeden als Beistand bei einer anderweiten ärzt¬ 
lichen Verrichtung (Operationen pp.) hinzngezogenen anderen Arzt 5—20 „ 

16. Für die Verrichtungen zu Nr. 12, 18, 14 bei Nacht (vergi. Nr. 10) 
das Doppelte. 

16. Für Fahrkosten und für die durch den Weg zum Kranken bedingte 
Zeityersäumniss steht dem Arzt bei Krankenbesuchen in seinem Wohnorte in der 
Hegel eine besondere Entschädignng nicht zu; doch können die yorbenanuten 
Umstände bei der Bemessung der Forderung für den Besuch innerhalb der zu 
Nr. 1 und 2 aasgeworfenen Sätze in Betracht gezogen werden. 

17. In den Fällen zu Nr. 10, 11, 12, 13, 14, 15 dagegen kann auch 
innerhalb des Wohnortes des Arztes, wenn die Wohnung des Kranken nicht 
unter 2 Kilometer yon der des Arztes entfernt ist, neben der Gebühr für den 
Besuch eine Entschädigung der Fahrkosten, sowie für Zeityersäumniss, und 
zwar für jede angefangene halbe Stande in Höhe yon 1,50—8 Mark be¬ 
rechnet werden. 

18. Befindet sich der Kranke ausserhalb des Wohnortes des Arztes, und 
zwar nicht unter 1 Kilometer yon der Grenze desselben und nicht unter 2 Kilo¬ 
meter yon der Wohnung des Arztes entfernt, so hat der Arzt ausser der Gebühr 
für den Besuch, den Ersatz der für die Heise erwachsenen Fuhrkosten zu bean¬ 
spruchen. Bei Benutzung eigenen Fuhrwerks ist die Entschädigung nach den 
ortsüblichen Fnhrlohnpreisen zu berechnen. Letzteres darf auch geschehen, wenn 
der Arzt ein Fuhrwerk zu seiner Beförderung nicht benutzt. 

19. Bei Fahrten mit der Eisenbahn sind die Kosten der 2. Wagenklasse, 
bei Fahrten mit dem Dampfschiff die der ersten Kajüte und ausserdem für Ab- 
und Zugang 1,50 Mark zu yergüten. 

20. Ausserdem hat der Arzt in den Fällen der Nr. 18 Anspruch auf Ent¬ 
schädigung für die durch die Zurttcklegung des Weges bedingte Zeityersäumniss, 
und zwar 1,60—3 Mark für jede angefangene halbe Stunde der für die Fahrt 
erforderlichen Zeit. 

21. Bei Reisen, welche mehr als 10 Stunden in Anspruch nehmen, findet 
ausser der Erstattung der Heisekosten eine Vergütung yon 80—150 Mark für 
den Tag statt, welche die Entschädigung für Zeityersäumniss einscbliesst. Die 
ärztliche Verrichtung ist besonders zu yergüten. 

22. Besucht der Arzt mehrere ausserhalb seines Wohnorts befindliche 
Kranke (Nr. 18) auf einer Rundfahrt, so sind die gesammten Fahrkosten und 
die Entschädignng für Zeityersäumniss in angemessener Weise auf die einzelnen 
Verpfiichteten zu yertheilen. 

23. Wird der Arzt bei Gelegenheit der Besuche gemäss Nr. 18, 19, 20, 
21, 22 noch von anderen Kranken in Anspruch genommen, so stehen ihm die 
Sätze unter Nr. 1 und 3 zu. 

24. a) Eine kurze Bescheinigung über Gesundheit oder 

Krankheit eines Menschen. 2—5 Mark. 

b) Ein ausführlicher Krankheitsbericht. 3—10 „ 

c) Ein begründetes Gutachten. 9—30 „ 
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25. Ein im Interesie der Heilung des Kranken au 

schreibender Brief ... 

26. Die Besichtigung einer Leiche, auch mit Ausstellung 
einer kurzen Bescheinigung, ausser der (^btthr für den Besuch 

27. Die Sektion einer Leiche in Folge Priratauftrags . 

28. Ein schriftlicher Sektionsbericht. 

29. Bemühungen zur Wiederbelebung eines Scheintodten 

(ohne die etwaige Nachbehandlung). 

90. Impfung der Sehutzpoeken (einschliesslich der Nach¬ 
schau und der Ausstellung des Impiscbeins). 

81. Werden mehrere zu demselben Hausstände gehörige 

Personen in demselben Baum gemeinschaftlich geimpft, für jede 
Person. 

82. Die Leitung eines Bades.. . 

88. AnsfOhrung der Narkose. 

Erfolgt dieselbe behufs Ausführung einer Operation, für welche 
der Arzt nicht unter 10 Mark zu beanspruchen hat, so ist für 
die Narkose keine besondere Gebühr zu berechnen. 

84. Massage.. 

85. Eine hydrotherapeutische Einwickelung. 

86. Anwendung des konstanten oder induzirten Stromes 

87. Subkutane Einspritzung yon Medikamenten (ausser 

dem Bet^e für letztere), Einspritzungen in die HamrOhre, 
ein Klystier. 

38. Einführung eines Bougie, eines Mastdarmrohres mit 
oder ohne hliagiessung oder ähnliche Verrichtungen .... 

39. Anlegung der Magensonde oder des Schlundrohres . 

40. Letztere bei Strikturen der Speiseröhre oder mit 

Ausspülung des Magens.. 

41. Die Instrumente und Veibandmittel, welche ent¬ 
weder nur einen einmaligen Gebrauch erlauben, oder welche 
wegen besonderer Umstände haben vernichtet-werden müssen, 
oder welche der Kranke zu fernerer Anwendung für sich behält, 
sind dem Arzte zu liefern oder ihrem Werth nach zu vergüten. 

42. Werden die Verrichtungen zu Nr. 85—40 längere 
Zeit hindurch bei derselben Krankheit wiederholt ausgeführt, so 
ist nur die drei ersten Male der volle Satz, für jedes folgende 
Mal die Hälfte zuzubilligeui jedoch nicht unter 1 Mark. 

43. Ein Aderlass. 


2—10 Mark. 


3—6 

10-80 

3— 10 

4- 20 


n 
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3—6 
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1—2 

2—10 

5—15 


n 

n 
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2-5 
2-5 
10 


1— 3 

2 — 10 
3—10 

5—10 


n 

n 

n 

n 


2—6 
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II. Besondere Yexriohtungen. 

Wundärztliche Verrichtungen. 

44. Eröffiiung eines oberflächlichen Abszesses oder Er¬ 
weiterung einer Wunde . . - . .. 

45. Eröffnung eines tiefliegenden Abszesses. 

46. Anwendung des scharien Löffels. 

47. Der erste einfache Verband einer kleinen Wunde . 

48. Naht und erster Verband einer kleinen Wunde . . 

49. Naht und erster Verband einer grösseren Wunde . 

Jeder folgende Verband die Hälfte, jedoch nicht unter 1 

50. Anlegung eines grösseren festen oder Streckver¬ 
bandes, jedesmal. 

51. Unterbindung eines grösseren Gefässes als selbst¬ 
ständige Operation oder Operation einer Pulsadergeschwnlst 

52. Eine Sehnendurchschneidung. 

53. Eine Sehnennaht. 

54. Eine Nerven-Isolimng und Durchschneidung oder 

Dehnung oder Naht . . •. 

55. Entfernung fremder Körper 

a) ans den natürlichen (5effnnngen . 

b) ans dem Kehlkopf oder der Speiseröhre . . . 

56. Entfernung fremder Körper oder Knochensplitter ans 

einer Schusswunde. 


2—10 Mark. 
10—50 „ 

2-10 , 
1-10 „ 
2-10 , 
10-30 „ 

Mark. 


5-20 , 

20—100 , 
10-30 „ 

10—50 „ 

10—50 „ 


10 
1—50 


5-10 , 
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57. EnÜeeniDg von Flüssigkeit mittels Einstichs 

a) ans dem Wasserbrnch. 

b) ans der Brusthöhle, der Banchhöhle, der Blase 

oder dem Eierstock. 

58. Entfemnng kleiner, leicht zn operirender Geschwülste 

an äusseren Eörpertheilen. 

59. Entfemnng grosser komplizirter Greschwülste . . . 

60. Eathetrismns der Enstachischen Trompete mit Luft« 

einblasen oder Einspritzung. 

61. Ausstopfung der Nase. 

62. Aetzung und Abtragung yon Theilen der inneren 

Nase mit dem Galyanokanter. 

63. Kleine Operationen am Trommelfell und in der 

Pankenhöhle . ^., . .. 

64. Schwierige Operationen am Mittelohr yom Gehör¬ 
gange ans . ... 

65. Anbohrnng oder Anfmeisselnng des Warzenfortsatzes 

66. Entfemnng 


65. Anbohrnng oder Anfmeisselnng des Warzenfortsatzes 

66. Entfemnng 

a) einer Mandel .. 

b) eines Nasen- oder Bachenpolypen. 

c) yon Drüsenwncherangen im Bachenranme . . . 

67. lUeine Operationen im Kehlkopf, Einbringnng yon 

Medikamenten in denselben nnd dergl. .. 

68. Andere grosse Kehlkopf-Operationen nnd Entfernung 

einer Geschwulst ans dem Kehlkopf. 

69. Einrichtung und Verband gebrochener Einochen, nnd zwar 

a) eines oder mehrerer Finger oder Zehen.... 

b) eines gebrochenen Gesichtsknochens oder Schnlter- 

blattes.. 

c) eines gebrochenen Beckenknochens, der Knochen 

der Hand- oder Fnsswnrzel, der IHttelhand oder 
des Mittelfusses. 

d) des Schlüsselbeines, einer oder mehrerer Rippen, 

des Oberarms. 

e) des Unterarms, des Unterschenkels. 

t) des Oberschen^ls. 

g) des Oberschenkelhalses. 

h) der Kniescheibe. 

i) Naht der Kniescheibe .. 

70. Für Einrichtung und Verband gebrochener Knochen 
bei Durchbohrung der Haut erhöhen sich die Sätze zu Nr. 69 um 

71. Absetzung oder Auslösung yon Gliedern nnd zwar: 

a) eines Ober- nnd Unterarmes, eines Ober- oder 

Unterschenkels.. . . . . 

b) des Fusses oder der Hand. 

c) eines Fingers oder einer Zehe oder einzelner 

Glieder derselben. 

72. Ausrottung eines Finger- oder Zehennagels . . . 

73. Trennung zusammengewachsener Finger oder Zehen 

74. Resektion eines Knochens der Gliedmassen in der 


5—10 Mark. 

15—30 „ 

3-15 „ 

20—200 , 


3—30 

2—10 

15-30 

15—100 

3—15 

10-30 

10—50 

2—10 

20—300 

‘ 2—10 

3—10 


6-10 „ 

10—20 „ 
10—25 , 

15—30 „ 

20—50 „ 

15-30 „ 

20—100 „ 

10—50 „ 


72. Ausrottung eines Finger- oder Zehennagels . . . 

73. Trennung zusammengewachsener Finger oder Zehen 

74. Resektion eines Knochens der Gliednassen in der 

Kontinuität.. 

75. Gelenkresektion oder Resektion des Ober- oder 

Unterkiefers. 

76. Resektion einer Rippe. 

77. Eröffiinng der Schädelhöhle. 

78. Eröffliung der Oberkieferhöhle. 

79. Gewaltsames Gradestrecken eines yerkrümmten Gliedes 
oder Wiederzerbrecben eines fehlerhaft geheilten Knochenbraches 

80. Eröffnung eines Gelenkes zur Drainage oder zur Ent¬ 
fernung eines Fremdkörpers. 

81. Knochenaufmeisselung. 

82. Osteotomie. 

83. Dieselbe an der Hüfte.. . 


30—200 , 
20—150 „ 

10—30 „ 

3-10 , 

5-30 „ 

30—150 „ 

30—300 , 
20—150 , 
30—200 , 
5—30 „ 

10—50 „ 

10—100 „ 
20—100 „ 
15—100 „ 
30—200 , 
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84. Operation des Elumpftisses. 30—100 Mark. 

85. Einrichtung und erster Verband verrenkter Glieder 
und zwar: 

a) des Unterkiefer.s.10—20 „ 

b) des Oberarms.10—30 „ 

c) des Oberschenkels.. 30—60 „ 

d) des Vorderarms, Unterschenkels, Fuss« oder Hand« 

gelenkes.15—30 „ 

e) der Finger oder der Zehen. 2—10 „ 


86. FUr Einrichtung und Verband veralteter Verrenkungen 
sind die doppelten Gebühren zu gewähren. 

87. Grössere plastische Operationen (Augenlid-, Nasen-, 

Lippen«, Gaumenbildnng,Op»ation der komplizirten Hasenscharte) 20—200 , 

88. Operation der einfachen Hasenscharte.10—100 „ 

89. Ausrottung eines Theiles der Zunge oder der ganzen 

Zunge...20—2(X) „ 

90. Eröffnung des Kehlkopfes oder der Luftröhre . . 20—2(X) „ 

91. Theilwcise oder gänzliche Ausrottung des Kehlkopfes 30—500 „ 

92. Eröffnung des Schlundes oder der Speiseröhre . . 30—2(X) „ 

93. Operation des Empyems durch Schnitt. 20—150 „ 

94. Eröffnung des oberflächlichen Verschlusses des Afters, 

der Harnröhre, der Schamspalte. 5—20 „ 

95. Eröffnung tieferer Verschlüsse des Mastdarms, der 

Harnröhre, der Scheide, des Gebärmnttermnndes.15—100 „ 

96. Operationen an inneren Organen der Bauchhöhle . 50—5(X) „ 

97. Znrttckbringnng eines beweglichen Bruches oder eines 

Mastdarmvorfalles. 3—10 „ 

98. Znrttckbringnng eines eingeklemmten Bruches . . 10—50 „ 

99. Operation eines eingeklemmten Bruches oder Badikal« 

Operation eines Bruches oder Anlegung eines künstlichen Afters 

oder Operation eines widernatürlichen Afters.30—2(X) „ 

100. Operation der Mastdarmfistel oder des Mastdarm« 

Vorfalls oder von Hämorrhoidalknoten.10—100 „ 

101. Ausrottung des Mastdarms. 60—300 „ 

102. Katheterismus der Harnblase beim ^luuu .... 3—15 „ 


103. Derselbe bei der Frau..1,50—6 „ 

104. Werden die Operationen zu Nr. 102 und 103 längere Zeit wiederholt 
ansgeführt, so ist für die drei ersten Male der volle Satz, & die folgenden die 
Hälfte zu berechnen — jedoch nicht unter 1 Mark. 

105. Operation der Phimose oder Paraphimose .... 6—20 Mark. 

106. Znrttckbringung der Paraphimose. 1—10 „ 

107. Hamröhrenschnitt.10—100 „ 

108. Operation einer Harnröhrenfistel. 20—100 „ 

109. Absetzung des Penis.15—50 

110. Spiegelung der Blase als selbstständige Operation . 

111. Ausspülung der Blase desgl. 

112. Steinschnitt oder Zertrümmerung (in einer oder 

mehreren Sitzungen). 60—500 

113. Operation des Blntaderbruchs.10—30 

114. Heftpflaster-Einwickelnng des Hodens .... 1—5 

115. Schnittoperation des Wasserbrnchs.20—100 

116. Ausrottung eines oder beider Hoden.30—100 

117. Transfusion.30—60 


5—20 

2-5 


Angenärztliche Verrichtungen. 

118. Untersuchung der Sehkraft (einschliesslich Farben¬ 
blindheit, Gesichtsfeldbeschränkung n. s. w.). 

119. Operation der verengten oder erweiterten Angenlid¬ 
spalte oder der Verwachsung der Lidspalte. 

120. Operation der Verwachsung der Augenlider mit dem 

Augapfel. 

121. Operation des auswärts gewandten Lidrandes. . . 


3—15 Mark. 


20—100 „ 
10—50 


V 
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122. Anssdueiden der TTebergangsfalte eines Augenlides 

bei Bindehaut'Entztlndnng. S—10 Mark. 

123. Operation des einwärts gewandten oder des herab¬ 
hängenden Augenlides in einer oder mehreren Sitzungen . . . 10—100 , 

124. Eathetrismns der Thränenwcge. 2—20 , 

Bei Wiederholung die ersten 3 Male der volle Satz, bei weiteren die Hälfte. 

125. Operation der Thränensackfistel oder Verödung des 

Tbränensackes oder Operation der Thränendrfisen-Fistel . . 20—50 Mark. 

126. Ausrottung der Thränendrfise. 20—80 „ 

127. Entfernung des Flügelfelles.10—50 „ 

128. Entfernung von Fremdkörpern und zwar 

a) ans der Bindehaut. 2—10 „ 

b) „ „ Hornhaut. 3—20 „ 

c) „ „ Augenhöhle. 5—^20 „ 

d) aus dem Iimera des Augapfels. 20—150 „ 

129. Schiel-Operation.15—150 „ 

130. Galyanokaustische Aetzung der Bindehaut oder 

Hornhaut. 3—20 „ 

131. Tätowimng der Hornhaut in einer oder mehreren 


Sitzungen. 

132. Eröffnung der vorderen Angenkammer durch Schnitt 

133. Iridektomie, PnpUlenbildnng. 

134. Operation des grauen Staares oder des Glaucoms . 

135. Nachstaar - Discision in einer oder mehreren Sitzungen 

136. Entfernung des Augapfels. 

137. Auswahl und Einsetzen eines künstlichen Auges. . 

138. Ansetzen künstlicher Blutegel. 


20—50 

10—50 

20-150 

50—300 

30—160 

30—150 

2—6 

2—3 


» 

11 

M 

11 

H 

n 

n 

» 


Gebnrtshülfliche und gynäkologische Verrichtungen. 


139. üntersnchnng auf Schwangerschaft, erfolgte Geburt 

oder Krankheit der Geschlechtsorgane. 2—10 Mark. 

140. Beistand bei einer natürlichen Entbindung . . . 10—40 „ 

141. Bei einer Zwillingsgeburt um die Hälfte mehr. 

142. Bei einer Geburt von mehr als zwei Stunden Dauer 

für jede angefangene halbe Stunde mehr.1,50—3 „ 

143. Künstliche Entbindung; 

a) durch Manual-Extraktion.15—50 „ 

b) durch Wendung mittelst innerer Handgriffe oder 

durch Zange.15—100 „ 

c) durch Wendung, Extraktion und Zange zugleich 
oder durch Perforation mit oder ohne Kephalo- 
tripsie oder Zerstückelung oder mit Symphy- 

siotomie. 30—160 „ 

d) bei vorliegendem Mutterkuchen ausserdem . . 10—50 „ 

144. Beistand bei einer Fehlgeburt. 6—50 „ 

145. Einleitung der künstlichen Frühgeburt oder des 

Abortus.10—50 „ 

146. Kaiserschnitt bei einer Lebenden. 50—500 „ 

147. Desgleichen bei einer Verstorbenen. 20—60 „ 

148. Entfernung der Nachgeburt ohne Entbindung . . 10—20 „ 

149. Behandlung einer Blutung nadi der Geburt ohne 

Entbindung.10—100 „ 

150. Operation eines frischen Dammrisses. 5—20 „ 

151. Operation eines veralteten Dammrisses. 20—200 „ 


152. Sofern derselbe ein bis in den Darm durchgehender ist 30—300 „ 

153. Operation der Mastdarm-Scheidenfistel, der Blasen¬ 
oder Harnleiter - Scheidenfistel oder Aehnliches. 30—500 „ 

154. Einlegen von Arzneistiften in die Gebärmutter oder 
Ausspülung derselben oder Aetzung des Gebärmntterhalses oder 
der Gebärmutterhöhle oder Ansetzung von Blutegeln mittels des 


Mutterspiegels. 3—10 , 

155. Einlegung eines Mntterkranzes mit Lageverbessemng 
der Gebärmutter. 2—20 „ 
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halses. 3—20 „ 

158. Blutige Erweiterung des Muttermundes. 5—50 „ 

159. Naht alter Matterhalsrisse. 20—50 „ 

160. Ausschabung der Gebärmutterböhle.10—100 „ 

161. Theilweise Entfernung der Gebärmutter .... 20—100 „ 

162. Gänzliche Entfernung der Gebärmutter. 50—500 „ 

163. Untersuchung einer Amme. 8—10 „ 

III. Gebühren für approbirte Ztahnärste. 

1. Für die Berathang eines Zsihnkranken, einschliesslich der Unter¬ 

suchung des Mundes und etwaiger schriftlicher Verordnung 

a) in der Wohnung des Zahnarztes. 1—5 Mark. 

Nachts. 2—10 „ 

b) in der WohnUng des Zahnkranken. 2—6 „ 

Nachts. 4—15 „ 

2. Schliesst sich an die Berathang und Untersuchung in derselben Sitzung 
eine der Verrichtungen, für welche im Nachstehenden eine besondere Gebühr 
aasgeworfen ist, so darf eine solche nach Nr. 1 nicht gefordert werden. 

3. Reinigung aller Zähne. 5—10 Mark. 

4. Ausziehen eines Zahnes oder einer Wurzel . . . 1—5 „ 

Beim Ausziehen mehrerer Zähne oder Wurzeln in derselben Sitzung für 

den zweiten und die folgenden je die Hälfte, jedoch nicht unter 1 Mark. 

5. Für die Füllung einer Zahnhöhle 

a) mit plastischem Material. 8—10 Mark. 

b) mit Gold je nach der Grösse.10—30 „ 

c) mit Zinn und Gold. 5—15 „ 

6. Für die Ueberkappung einer freiliegenden Zahnpulpa 

oder Extraktion oder Abtödtung einer Zabnpulpa. 2—4 „ 

Bei Abtödtung mehrerer Zähne in derselben Sitzung für 
jeden folgenden Zahn die Hälfte. 

7. Für jede antiseptische Behandlung einer Zahnhöhle 

oder eines Wurzelkanals. 1—2 „ 

8. Für Eröffnung eines Abszesses in der Mundhöhle und 

ähnliche einfache blutige Operationen im Munde ..... 2—5 „ 

9. Für grössere blutige Operationen im Mundo . . . 5—30 „ 

10. Für das Abfeilen störender Bänder an einem Zahne 1—3 „ 

Für dieselbe Operation an mehreren Zähnen in derselben 

Sitzung für jeden folgenden die Hälfte. 

11. Für die örtliche Betäubung bei einer Zahnoperation 2—5 „ 

12. Für die allgemeine Betäubung bei einer Zahnoperation 5—10 „ 

13. Für die Stillung einer übermässigen Blutung nach 

der Zahnoperation. 2—4 „ 

14. Findet eine der unter Nr. 4—10 anfgeführten Ope¬ 
rationen in der Wohnung des Zahnkranken statt, so erhöht sich 

die für dieselbe ausgeworfene Gebühr um. 3—10 „ 

Nachts um. 5—16 „ 

15. Für die Anfertigung einer Platte aus Kautschuk 

für künstlichen Zahnersatz. 8—10 „ 

16. Für Reparatur einer solchen Platte die Hälfte. 

17. Für jeden an derselben Platte befestigten Zahn . 5—10 „ 

Für Blockzäbne mehr um.je. 2—5 „ 

18. Für Klammern oder Einlagen aus Edelmetall zur 

Befestigung oder Verstärkung einer Kautschukplatte .... 5—10 „ 

19. Für Anfertigung einer Zahnersatzplatte aus Edel¬ 
metall wird ausser dem Metallwerth berechnet. 20—30 „ 

20. Für jeden an einer solchen Platte (Nr. 19) befestig¬ 
ten Zahn.10—15 „ 

21. Für Ansetzung eines Stiftzahnes.10—20 „ 

22. Für Federn nebst Federträgern aus Gold an einem 

ganzen Gebiss. 20—30 „ 


156. Reposition der umgestülpten Gebärmutter .... 

157. Unblutige Erweiterung des Muttermundes und Mutter- 


10—100 Mark. 


1— 5 

2 — 10 
2—6 
4—15 


Mark. 
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Der Preis für die Anfertiguug vou Obturatoren, von Schienen-Verbänden 
bei Eieferbrüchen, von Apparaten zum Zweck der Bechtstellnng schief stehender 
Zähne oder anderen zahntechnischen Apparaten^ sowie fttr Kronen- oder Brücken- 
Arbeiten bleibt der freien Vereinbarung überlassen. 


Anweisung zur Bedienung der Stnrm’schen FUIl-Regulir-Oefen. 
Rnndverfügung der Königl. Regierung in Minden vom 10. März 
1896 an sämmtliche Schnlinspektoren n. s. w. 

Wiederholt hier zur Eenntniss gekommene Klagen über unzureichende 
Erwärmung der Schulzimmer mit Ventilations-Mantelöfen, von denen besonders 
die Sturm'sehen in Betracht kommen, sind in den meisten Fällen auf eine 
unrichtige Behandlung dieser Oefen znrückznführen gewesen. 

IJm den Uebelständen zu begegnen, haben wir eine Anweisung zur 
Bedienung der Stnrm’schen Füll-Regulir-Mantelöfen ansarbeiten 
lassen, die in den mit solchen Oefen ausgestatteten Schnlzimmern neben dem 
Ofen ansznhängeu ist. Wir bemerken, dass die Anweisung sich auch für FttU-Re- 
gulir-Mantelöfen andererer Systeme eignet. 

Die Orts-Schulinspektoren haben die mit der Heizung beauftragten Per¬ 
sonen, sowie die Lehrer und Lehrerinnen mit dem Inhalte der Anweisung genau 
bekannt zu machen. Die Herren Ercis-Scbnlinspektoren wollen ihrerseits die 
gewissenhafte Befolgung der Anweisung überwachen. 

Anweisung zur Bedienung der 8 türm'sehen FÜU-Regulir- 

M&ntelöfen. 

Vorbemerkung. Die Schulöfen müssen morgens zeitig genug, etwa 
2 Stunden vor Beginn des Unterrichts, augefenert werden, besonders nach län¬ 
gerem Ruhen der Heizung, wie z. B. an jedem Montag und nach mehrtägigen 
Ferien. Vor Beginn des Anheizens sind alle Fenster, Thüren und Lüftungs- 
Vorrichtungen des Zimmers, sowie vor allem die Schieber für die Zu¬ 
führung der Aussenlnft zu schliessen. 

1. Rost und Aschenkasten werden gesäubert. 

2. Durch den Füllhals (obere Thür) wird etwas trockenes Holz und dergl. 
eingebracht, darauf etwas Kohle gelegt, dann bei geöffneter Aschenthür (untere 
Thür) durch die Spalten des Rostes Feuer angemacht. Die obere Thür wird 
geschlossen. 

3. Nachdem das Feuer gut angebrannt, wird durch den Fttllhals noch 
mehr Kohle angelegt. Das Feuer darf dabei nicht verschüttet werden, die Kohle 
muss am Füllhalse liegen nud darf auch in der Folge nur hier angeschUttet 
werden. 

4. Die Aschenfallthür wird bei gutem Brande zngeklappt und bleibt 
seitlich soweit offen, wie die Verschiebung gestattet. 

5. Die FüllthOr oben bleibt ganz geschlossen. 

6. Wenn der Ofen gut in Brand und das Zimmer nahezu genügend warm 
ist, regele man die Verbrennung und Wärme-Entwickelung durch seitliches 
Ver.schleben der Aschenfallthür bis zu einem messerrückenbreiten Luftspalt. 

7. Erst wenn die Zimmertemperatur erreicht ist, darf gelüftet werden. 
Zn diesem Zwecke wird der Schieber am Ofensockel berausgezogen, so dass die 
sichtbare Sockelölfnnng abgeschlossen ist. Gleichzeitig wird die Lüftungsklappe 
an dem Ventilationskanale des Zimmers in der Nähe des Fassbodens (Winter- 
lUftnng) der Anssentemperatur entsprechend geöffnet, bei Kälte weniger, 
bei gelindem Wetter mehr. Die obere Lüftungsklappe unter der Decke 
(Sommerlüftnng) bleibt geschlos-en und ist nur im Falle der Ueberheiznng oder 
in anderem Bedarfsfälle vorübergehend zu öffnen. 

8. Nach beendeter Heizung — und bei Brand des Ofens tt r Nacht — 
ist der Zutritt kalter Luft zum Ofen völlig abzusperren, auch sind alle Lüftuiigs- 
verschlüsse zu schliessen. 

9. Zur Verstärkung der Hoizfähigkeit des Ofens kann in besonderen Fällen 
das Ofenrohr mit mehreren auf- und absteigenden Windungen in Schorn¬ 
stein geführt werden. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmnnd, R*ig.- u. Med.-Rnth i. Minden i. W. 

J, O, C, ßrunfl. Bucbilracki^rei Mindou. 
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' Medizinal - Gesetzgebung. 

A.» l>euti8oliei8 Reioh. 

Vorschriften, betreffend die Abgabe stark wirkender Arzneimittel, 
sowie die Beschaffenheit und Bezeichnung der Arzneigläser und Stand- 
gefässe in den Apotheken. Bundesratbsbeschlnss vom 13. Hai 
1896.‘) 

Der Bnudearatb bat in seiner Sitzung vom 13. Mai 18% beschlossen: 

„Die Bundesregierungen zu ersuchen, ttber die Abgabe stark wirkender 
Arzneimittel, sowie über die Beschaffenheit und Bezeichnung der Arznei¬ 
gläser und Standgcfässe in den Apotheken an Stelle der bisherigen Be¬ 
stimmungen neue gleichförmige Vor8(^iften nach dem beiliegenden Entwurf 
mit der Anordnung zu erlassen, dass dieselben vom 1. Oktober 18% an in 
Kraft treten.“*) 

§. 1. Die in dem beiliegenden Verzeichniss aufgeführten Drogen und 
Präparate, sowie die solche Drogen oder Präparate enthaltenden Zubereitungen 
dürfen nur auf schriftliche, mit Datum und Unterschrift versehene Anweisung 
(Rezept) eines Arztes, Zahnarztes oder Tbierarztes — in letzterem Falle jedoch 
nur zum Gebrauch in der Thierheilkunde — als Heilmittel an das Publikum 
abgegeben werden. 

§. 2. Die Bestimmungen im §. 1 finden nicht Anwendung auf solche Zu¬ 
bereitungen, welche nach den auf Grund des §. 6 Abs. 2 der Gewerbeordnung 
erlassenen Kaiserl. Verordnungen auch ausserhalb der Apotheken als Heilmittel 
feilgebalten und verkauft werden dürfen (vergl. §. 1 der Kaiserl. Verordnung 
vom 27. Januar 1890 und Art. 1 der Kaiserl. Verordnung vom 25. November 1895). 

§. 3.*) Die wiederholte Abgabe von Arzneien zum inneren Gebrauch, welche 
Drogen oder Präparate der im §. 1 bezeichneten Art enthalten, ist unbeschadet 
der Bestimmungen in §^. 4 und 5 ohne jedesmal erneute ärztliche oder zahn¬ 
ärztliche Amveisung nur gestattet, 

1. insoweit die Wiederholung in der ursprünglichen Anweisung für zu¬ 
lässig erklärt unA. dabei vermerkt ist, wie oft und bis zu welchem 
Zeitpunkte sie stattfinden darf, oder 

2. wenn die Einzelgabe aus der Anweisung ersichtlich ist und deren Ge¬ 
halt an den bezeichneten Drogen und Präparaten die Gewichtsmenge, 
welche in dem beiliegenden Verzeichniss für die betreffenden Mittel 
angegeben ist, nicht übersteigt. 

§. 4. Die wiederholte Abgabe von Arzneien zum inneren Gebrauch, welche 
Chloralhydrat, Chloralformamid, Morphin, Cocain oder deren Salze, Aethglen- 
präparate, Annjlenhydrat, Paraldehyd, Sulfonal, Trional oder Urethan enthalten, 
darf nur auf jedesmal erneute, schriftliche, mit Datum und Unterschrift ver¬ 
sehene Anweisung eines Arztes oder Zahnarztes erfolgen.*) 


0 Die abgeänderten bezw. neuen Bestimmungen sind in Kursiv gedruckt. 

*) Die Vorschriften sind inzwischen schon im Grossherzogtbum Hessen 
durch Verordnung vom .5. Juni d. J., im Grossherzogthum Weimar durch 
Verordnung vom B. Juni d. J., im Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin 
durch Verordnung vom 19. Juni d. J. und im Herzogthum Sachsen-Hei¬ 
ning en durch Verordnung vom 4. Juni d. .T. erlassen. 

*) Dieser Paragraph ist zum Theil völlig neu, zum Theil (Abs. 2) ent¬ 
spricht er dem früheren §. 5 Abs. 1. 

*) Entspricht, abgesehen von den Zusätzen, dem früheren §. 3. 
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Jedoch fst die wiederholte Ahguhe von Morphin oder dessen Salzen zum 
inneren Gebrauch ohne erneute ärztliche Anweisung gestattet, wenn diese Mittel 
nicht in einfachen Lösungen oder einfachen Verreibungen, sondern als Zusatz 
zu anderen arzneilichen Zubereitungen verschrieben sind und der Gesammtgehalt 
der Arznei an Morphin oder dessen Salzen 0,03 g nicht übersteigt. Auf Arzneien, 
welche zu Einspritzungen unter die Haut bestimmt sind, findet dies keine An¬ 
wendung. 

§. 5. Die wiederholte Abgabe von Arzneien in den Fullen der §§. 3 und 

4 Abs. 2 ist nicht gestattet, wenn sie von dem Arzte oder Zahnarzte durch einen 
auf der Anweisung beigesetzten Vermerk untersagt worden ist. 

^ §. Die wiederholte Abgabe von Arzneien aof Anweisangen der Thier- 

' ärzte zam Gebrauch in der Thierheilkonde ist den Beschrftnkongen der §§. 3 bis 

5 nicht unterworfen. 

§. 7. Den Landesregierungen bleibt überlassen: 

1. homöopathische Zubereitungen in Verdünnungen oder Verreibni^en, 
welche über die dritte Dezimalpotenz hinau^ehen, von den Vorschriften 
der §§. 1 bis 5 aaszunehmen; 

2. zu bestimmen, inwieweit die Abgabe der im §. 1 bezeichneten Arznei¬ 
mittel auf Anweisangen der vor dem Geltangsbeginn der Gewerbe¬ 
ordnung approbirten Zahnärzte oder der Wundärzte erfolgen darf und 
inwieweit auf solche Anweisangen die Bestimmungen der §§. 1 bis 5 
Anwendung finden. 

§. 8. Die Vorschriften über den Handel mit Giften werden durch die 
Bestimmungen, der §§. 1 bis 7 nicht berührt. 

§. 9. Die von einem Arzte, Zahnarzte oder Wundärzte zum. inneren Ge¬ 
brauch verordneten flüssigen Arzneien dürfen nur in runden Gläsern mit Zetteln 
von weisser Grundfarbe, die zum äusseren Gebrauch verordneten flüssigen Arzneien 
dagegen nur in sechseckigen Gläsern, an welchen drei neben einander liegende 
Flächen glatt und die übrigen mit Längsrippen versehen sind, mit Zetteln von 
rother Grundfarbe abgegeben werden.- 

Flüssige Arzneien, welche durch die Einwirkung des Lichtes verändert 
werden, sind in gelbbraun geförbten Gläsern abzugeben. 

§. 10, Die Standgefässe sind, sofern sie nicht stark wirkende Mittel ent¬ 
halten, mit schwarzer Schrift auf wei<sem Grande, — sofern sie Mittel enthalten, 
vrelche in Tabelle B des Arzneibuches für das deutsche Reich aufgeführt sind, 
mit weisser Schrift auf schwarzem Grande, — sofern sie Mittel enthalten, welche 
in Tabelle C ebenda aufgeführt sind, mit rother Schrift auf weissem Grande 
zu bezeichnen. 

Standgefässe für Mineralsäuren, Laugen, Brom und Jod dürfen mittelst 
Radir- oder Aetzverfahrens hergestellte Aufschriften auf weissem Grunde haben. 

§. 11. Den Arzneien zum inneren Gebrauch im Sinne dieser Vorschriften 
werden solche Arzneien gleichgestellt, welche zu Augenwässern, Einathmungen, 
Einspritrungen unter die Haut, Klgstieren oder Suppositorien dienen sollen. *) 


Verzeic 

Acetanilidum 0,5. 

Acetum Digitalis 2,0. 

Acidum carbolicum 0,1, ausgenommen 
zum äusseren Gebrauch. 

Acid. hydrocyanicum et ejus salia 0,001. 

„ osmicum et ejus salia 0,001. 

Aconitinum, Aconitini derivata et eorum 
salia 0,001. 

Aether bromatus 0,5. 

Aethyleni praeparata 0,5, ausgenommen 
zum äusseren Gebrauch in Mischungen 


hniss,^) 

mit Oel oder Weingeist, welche nicht 
mehr als 50 Gcwichtsth. d. Aethylen- 
präparates in 100 Gewichtstheileu 
Mischung enthalten. 

Aethylidenum bichloratum 0,5. 
Agaricinum 0,1. 

Amylennm hydratum 4,0. 

Amylium nitrosnm 0,005. 

Anitipyrinum 1,0. 

Apomorphinum et ejus salia 0,02. 
Aqua Amygdalar. amararum 2,0. 


’) Diese Vorschrift bezieht sich nur auf die Bestimmungen in den §§. 3,4 
U..5 über die wiederholte Abgabe derartiger Arzneien, aber nicht auf die Bestim¬ 
mungen über die Verwendung der Gläser (§. 9). Demgemäss sind für derartige 
Arzneien nach wie yor sechseckige Gläser zu verwenden. 

*) Gestrichen sind in dem früheren Verzeichniss: Ammonium jodatum, 
Jodoformium, Natrium jodatum, Plumbum aceticum. 
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Aqua Laaro>cerasi 2,0. 

Argentum nitricum 0,08, ausgenommen 
zum insseren Gebrauch. 

Arsenium et ejus praeparata 0,005 (s. 

Liquor Kalii arsenicosi). 

Atropinum et ejus salia 0,001. 
Anro-Natrinm chlorat. 0,05. 
Bromofortnium 0,3. *) 

Bmcinum et ejus salia 0,01. 
Butyl'Chloralum hydratum 1,0. 
Canuabinonnm 0,1. 

Cannabinum tannic. 0,1. 

Cantbarides 0,05, ausgenommen zum 
äusseren Gebrauch. 

Cantharidinum 0,001. 

Ghloralum formamidatum 4,0. 

„ hydratum 3,0. 
Chloroforminm 0,5, ausgenommen zum 
änsseren Gebrauch in Mischungen mit 
Oel oder Weingeist, welche nicht 
mehr als 50 Gewichtstheile Chloro* 
form in 100 Gewichtstbeilen Mischung 
enthalten.' 

Cacainum et ejus salia 0,05. 

Codeinum et ejus salia omniaque alia 
alcaloidea Opii hoc loco non nomi- 
nata eorumque salia 0,1. 

Coffeinum et ejus salia 0,5, ausge¬ 
nommen in Zeltchcn, welche nicht 
mehr als je 0,1 g Coffein enthalten. 
Colchicinum 0,001. 

(^oniinum et ejus saiia 0,001. 

Cuprum 8alicylicnm|0,l, lausgenommen 
„ sulfocarbolic. 0,i,|'zum änsseren 
„ sulfuricum 1,0, j Gebrauch. 
Curare et ejus praeparata 0,001. 
Daturinum 0,001. 

Digitalinnm, Digitalini derivata et 
eorum salia 0,001. 

Emetinum et ejus salia 0,005. 

Extr. Aconiti 0,02. 

„ Belladonnac 0,05, ansyemmmen 
in Pflastern und Salben. 

Extr. Calabar Bern. 0,02. 

„ Cannab. Indic. 0,1, ausgenommen 
zum äusseren Gebrauch. 

Extr. Colocynthidis 0,05. 

„ „ compositum 0,1. 

„ Couii 0,2, \ ausgenommen 

„ Digitalis 0,2,/ in Salben. 

„ Hydrastis 0,5. 

„ „ fluidum 1,5. 

„ Hyoscyami 0,2, ausgen. in Salben. 

„ Ipecacuanhae 0,3. 

„ Lactucae virosae 0,5. 

, Opii 0,15, ausgen. in Salben. 

„ Pulsatillae 0,2. 

„ Sabinae 0.2, ausgen. in Salben. 

« Scillae 0,2. 

„ Secalis cornuti 0,2. 

„ Secalis fluidum 1,0. 


Extr. Stramonii 0,1. 
fl Strychni 0,05. 

Folia Belladonnae 0,2, ausgenommen in 
Pflastern und Salben und als Zusatz 
zu erweichenden Kräutern. 

Folia Digitalis 0,2. 
fl Stramonii 0,2, ausgenommen znni 
Bauchen und Räuchern. 

Fruct. Colot^thidis 0,5. 

fl fl praeparati 0,5. 

fl Papayeris immaturi 8,0. 

Gutti 0,5. 

Herba Conii 0,5, ausgen. in Pflastern 
und Salben und als Zusatz zu er¬ 
weichenden Kräutern. 

Herba Hyoscyami 0,5, ausgenommen in 
Pflastern und Salben und als Zusatz 
zu erweichenden Kräutern. > 

Homatropinnm et ejus salia 0,001. 

Hydrargyri praeparata postea non no-. 
minata 0,1, ausgenommen als graue 
Quecksilbersalbe mit einem Gehalt 
von nicht mehr als 10 Gewichtstbeilen 
Quecksilber in 100 Gewichtstbeilen 
Salbe, sowie Quecksilberpflaster. 

Hydrarg. bichlorat. 0,02. 
fl bijodatum 0,02. 

„ chloratum 1,0. 

fl cyanatum 0,02. 

fl jodatum 0,05. 

fl nitric. (oxydul.) 0,02. 

fl oxydatum 0,02, ausgenommen ‘ 

als rothe Quecksilbersalbe mit einem 
Gehalt von nicht mehr als 5 Ge- ' 
wichtstheilen Quecksilberoxyd in 100 
Gewichtstbeilen Salbe.* 

Hydrarg. praecipitatum album 0,5, aus¬ 
genommen als weissc Quecksilbersalbe 
mit einem Gehalt von nicht mehr 
als 5 Gewichtstbeilen Präzipitat in 
100 Gewichtstbeilen Salbe. 

Hyoscinum (Duboisiuum) et ejus salia 
0,0005. 

Hyoscyaminum (Duboisiuum) ct ojns 
salia 0,0005. 

Jodum 0,02. 

Kalium dichromic. 0,01. 

Kreosotum 0,2, ausgen. zum. äusseren 
Gebrauch in Lösungen, welche nicht 
mehr als 50 Gewichtstheile Kreosot 
in 100 Gewichtstbeilen Lösung ent¬ 
halten. 

Lactucarinm 0,3. 

Liq. Kulii arsenicosi 0,5.^) 

Morphiuum et ejus salia 0,03. 

Natrium salicylicum 2,0. 

Nicot. et ejus salia 0,001, ausgenommen 
in Zubereitungen zum äusseren Ge¬ 
brauch bei Thieren. 

Nitroglgcerinum 0,001, *) . 


Neu aufgenommeü. 
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OL Amygd. aetber. 0,2, sofern es nicht 
Ton CyanTerbindnngen befreit ist. 
Olenm Grotonis 0,05. 

, Sabinae 0,1. 

Opium 0,15, ausgenommen in Pflastern 
und Salben. 

Paraldebydnm 5,0. 

Phenacetinum 1,0. 

Phosphoms 0,001. 

Physostigminnm et ejus salia 0,001. 
Pierotoxmum 0,001. 

Pilocarpinum et ejus salia 0,02. 
Plumbum jodatum 0,2. 

Pulr. Ipeeac. opiat. 1,5. 

Radix Ipecacuanhae 1,0. 

Resina Jalapae 0,3, ausgenommen in 
Jalapenpillen, welche nach Vorschrift 
des Armeibuches für das Deutsche 
Reich angefertigt sind. 

Resina Scammoninae 0,3. 

Bhizoma Veratri 0,3, ausgenommen zum 
ftnsseren Gebrauch für Thiere. 
Santoninum 0,1, ausgenommen in Zelt* 
eben, welche nicht mehr als je 0,05 g 
Santonin enthalten. 

Scopolaminnm hydrobromicum 0,0005.^) 

Secale coroutnm 1,0. 

Semen Colchici 0,3. 

„ Strychni 0,1. 

Strychninnm et ejus salia 0,01. 
Suifonalnm 2,0. 

Sulfur jodatum 0,1. 

Summitates Sabinae 1,0. 

Tartarus stibiatus 0,2. 

Thallin. et ejus salia 0,5. 
Theobt'ominum natriosalkylicum 1,0.^) 
Tinct. Aconiti 0,5. 

„ Belladonnae 1,0. 

„ Cannab. Indicae 2,0. 

„ Cantbaridum 0,5. 

„ Colchici 2,0. 

„ Colocynthidis 1,0. 

„ Digitus 1,5. 

, „ aetherea 1,0. 

, Gelsemii 1,0. 


Tinct. Ipecacuanhae 1,0. 

, Jalapae resinae 3,0. 

„ Jodi 0,2, ausgenommen zum 
äusseren Gebrauch. 

Tinct. Lobeliae 1,0. 

, Opii crocata 1,5, ausgenommen 
in Lösungen, die in 100 Gewichts- 
theilen nicht mehr als 10 Gewichts- 
theile safranhaltige Opiumtinktur 
enthalten. 

Tinct. Opii Simplex 1,5, ausgenommen 
in Lösungen, die in 100 Gewichts- 
thtilen nicht mehr als 10 Gewichts- 
theile einfache Opiumtinhtur ent¬ 
halten. 

Tinct. Scillae 2,0. 

„ „ kalina 2,0. 

„ Secalis comuti 1,5. 

„ Stramonii 1,0. 

„ Strophanthi 0,5. 

„ Strychni 1,0. 

„ „ aetherea 0,5. 

„ Veratri 3,0, ausgenommen zum 
äusseren Gebrauch. 

Trionalum 1,0. •) 

Tubera Aconiti 0,1. 

„ Jalapae 1,0, ausgenommen in 
Jalapenpillen, welche nach Vorschrift 
des Arzneibuches für das Deutsche 
Reich aogefertigt sind. 

Urethanum 3,0. 

Veratrinum et ejus salia 0,005. 

Vinnm Colchici 2,0. 

„ Ipecacuanhae 5,0. 

„ stibiatum 2,0. 

Zincum aceticum 1,2. 

„ chloratum (\002. 

„ lactienm omniaque Ziuci salia 
hoc loco non nominata, qnac sunt in 
aqua solubilia 0,05. 

Zincum sulfocarbolic. 0,05. 

„ sulfuricum 1,0, ausgenommen 
bei Verwendung der vorgenannten 
und der übrigen in Wasser löslichen 
Zinksalze zum äusseren Gebrauch. 


B. Könijgreloh Preusseu. 

Vereinfachung des Schreibwerkes. Runderlass des Finanz* 
ministers (gez.: Miquel) und des Ministers des Innern (gez.: 
V. d. Recke) — F. M. I. Nr. 1250 II. Ang. und M. d. I. A. Nr. 1866 — vom 
20. Mai 1896 an sämmtliche Königl. Regierungspräsidenten. 

Zur Vereinfachung des Geschäftsganges und zur Verminderung des Schreib¬ 
werks im Verwaltnngsbcreiche der Regierungen bestimmen wir: 

1. Alle Berichte, Schreiben und Verfügungen von Behörden an Behörden 
tragen auf der ersten Seite des Schriftstückes 

in der oberen rechten Ecke die Orts* und Zeitangabe, in der oberen linken 
Ecke den Namen der schreibenden Behörde und darunter die Jonrual- 
Nummer, in der unteren linken Ecke, soweit erforderlich, die Angabe der 
empfangenden Behörde. 

2. Berichte sind nur auf den ersten drei Seiten in halber Breite, von 
da ab in Dreiviertelbreite des Bogens zu schreiben. 


’) Neu aufgenommen. 
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Auf der linken Hälfte der ersten Berichtseite ist ausser der kurzen An¬ 
gabe des Inhalts die veranlassende Verfügung oder, dass ohne solche berichtet 
werde, zu vermerken und unmittelbar darunter sind die zuruckfolgenden und die 
neu eingereichten Anlagen so zu bezeichnen, dass über ihre Identität kein 
Zweifel entstehen kann. Anlagen von grösserer Anzahl sind, soweit es angeht, 
zu einem Anlagenhefte zu vereinigen, zu paginiren und mit einem Umschläge 
zu versehen, a^ dem die Stücke des Heftes einzeln aufzuführen sind. 

Erwiderungen auf Schreiben gleichgestellter und auf Berichte nach- 
geordneter Behörden sind, geeigneten Falls durch Vordruck, mit der Ueber- 
schrift zu versehen: 

„Erwiderung auf das Schreiben (den Bericht) vom.Nr. . .“ 

3. In den Berichten und in den Erwiderungen selbst unterbleibt die bis¬ 
her übliche Eingangsformel, die Wiederholung der im Rubrum enthaltenen An¬ 
gaben, die Anwendung der Eurialien „gehorsamst, ergebenst, geneigtest, ge- 
fölligst u. s. w.“, die Anrede mit „Ew. Hoch-, Hochwohl- und Woblgeboren“, 
der Submissionsstrich und bei der Unterschrift die Wiederholung der am Eingänge 
des ^hriftstttckes bereits erfolgten Bezeichnung der Behörde. 

Die Schriftstücke sind rein sachlich, in klarer und knapper Ausdrucksweise 
zu fassen. Die Bezugnahme auf Anlagen erfolgt lediglich nach der Nummer, 
mit der sie im Rubrum des Berichts oder in dem Anlagehefte aufgeführt sind, 
z. B. „Nach Anlage 3 Bl. 9 ist . . . .“ 

4. Bei den auf urschriftliche Verfügungen einer Vorgesetzten Behörde zu 
erstattenden Berichten ist jede Einleitung fortzulassen und ohne Weiteres mit 
der sachlichen Berichterstattung zu beginnen. Kurze Berichte können auf die 
Vorlage selbst gesetzt werden. 

5. Bei Einreichung von Verzeichnissen, Uebersichten und Nachweisungen 

unterbleiben alle Begleitberichte, wofern sie nicht einen besonderen selbstständigen 
Inhalt haben; es genügt der auf das mit entsprechender Aufschrift über den 
Inhalt des Verzeichnisses pp. zu versehende Schriftstück oder auf einen Umschlag 
zu setzende Vermerk „Verfügung vom.“ 

6. Bei Schriftstücken an Einzelbeamte, die eine Behörde vorstellen, ist 
in der Innen- und Ausseuadresse der Name des Beamten nur dann anzugeben, 
wenn es sich um persönliche Angelegenheiten desselben handelt. 

7. Für periodisch wiederkehrende gleichartige Fälle, insbesondere auch 
für Kassenverfügungen sind in möglichster Ausdehnung Formulare in der Art 
zu verwenden, dass vom Dezernenten die Erledigung der Sache nach dem be¬ 
treffenden Formulare verfügt, vom Expedienten die Ausfüllung des letzteren 
sofort als Reinschrift bewirkt, diese also gleichzeitig zur Durchsicht und Voll¬ 
ziehung vorgelegt und nach Erledigung der Sache nUr ein entsprechender Ver¬ 
merk zu den Akten gemacht wird. 

8. Soweit irgend angängig, ist die urschriftliche Form der Ge.schäfts- 
erledignng zu wählen, und wo dabei die Zurückbehaltung einer Abschrift ange- 
zeigt erscheint, deren Herstellung durch eine Kopirpresse in Erwägung zu 
nehmen. Bei der Genehmigung von Anträgen wird es meist genügen, den An¬ 
trag mit dem einfachen, eventuell durch Stempel herznstellende Vermerke 
„Genehmigt“ dem Berichterstatter unter Rückerbittung wieder zngehen zu 
lassen und dann beim Wiedereingange ohne neue Joumalnummer zu den Akten 
zu nehmen. 

9. Der Geschäftsverkehr zwischen verschiedenen Abtheilungeu derselben 
Behörde ist möglichst durch mündliche und allenfalls telephonische Besprechung 
der betheiligten Beamten zu fördern und wo mehrere Registraturen an dem 
nämlichen Schriftstücke ein gemeinsames Interesse haben, sind vollständige Ab¬ 
schriften dieses Schriftstückes nur wenn dies unerlässlich erscheint, sonst nur 
kurze Vermerke über den Inhalt desselben zu den betreffenden Akten zu bringen. 

10. Runderlasse, welche ohne im Amtsblatt veröffentlicht zu werden, durch 
Umdruck zu vervielfältigen sind, werden in der für den Gebrauch der nach- 
geordneten Behörden erforderlichen Stückzahl zu fertigen und diesen Behörden 
mitzutheilen sein. 

Ueber die Ausführung dieser Verfügung, deren Erweiterung wir uns Vor¬ 
behalten, sehen wir bis zum 1. Januar k. J. einem Berichte entgegen, dem die 
im Verwaltungsbereiche der dortigen Regierung zur Anwendung gelangten 
Formulare in Probestücken beizufügen sind. In dem Berichte sind auch etwaige 
anderweite Einrichtungen, die, nicht nur im Geschäftsverkehre der Behörden 
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unter einander, sondern auch im Dienstbetriebe nach Aussen znr Yermindemng 
des Schreibwerks geeignet, sich für die allgemeine Einf&hmng empfehlen, zu 
erörtern. 


Erforschung des Krankheitserregers der epidemischen Kopf¬ 
genickstarre. Banderlass des Ministers der n. s. w. Medizinal¬ 
angelegenheiten (gez. im Anftr.: v. Bartsch) vom 21. Mai 1896 — 
M. Nr. 4421 — an s&mmtliche Eönigl. Begiemngspräsidenten. 

Bei dem in letzter Zeit mehrfach vorgekommenen epidemischen Auftreten 
der Genickstarre (Meningitis cerebro-spinalis epidermica) hat es sich als wQnsdiens- 
werth herausgestellt, dass dem Königlichen Institnt für Infektionskrankheiten 
hierselbst zwecks Erforschung des Krankheitserregers Leichentheile von typischen 
Fällen, wo dies nach Lage der Verhältnisse ausführbar ist, zugängig ge¬ 
macht werden. 

Hierbei ist bezüglich der Entnahme des Materials und der Uebersendung 
desselben an das genannte Institut Folgendes zu beachten: 

1. Die Leichenöffnungen sind so früh, wie es ohne Bedenken angängig 
erscheint, nach Eintritt des Todes vorzunehmen. 

2. Von dem Eiter, welcher die Oberfläche des Gehirns und des Bücken¬ 
markes bedeckt, sind Ausstriche auf Deckgläschen zu machen (von jedem Falle 
mindestens 6 Präparate von verschiedenen Stellen). Die so beschickten Deck¬ 
gläschen sind, nachdem sie lufttrocken geworden sind, ohne jede weitere Be¬ 
handlung in Deckgläschenschachteln aufzubewahren. 

8. Parthien der Gehirnrinde (mit den Gehirnhäuten) von der Grösse eines 
Zweimarkstückes, sowie ein Stückchen des Bückenmarkes sind 

a) frisch, wennn möglich in Eis verpackt, 

b) in reichlichen Mengen absoluten Alkohols gehärtet 

einzusenden. Es sind solche Stellen dieser Organe auszuwählen, welche bei der 
Betrachtung sich als krankhaft verändert erweisen. 

4. Die Packete sind durch die Post zu übersenden und durch Eilboten 
zu bestellen. 

Die Kosten für verbrauchte Materialien und Versendung werden, soweit 
erforderlich, von der Staatskasse getragen und sind bei mir zur Erstattung zu 
liquidiren. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich hiernach ergebenst, gefölligst das Er¬ 
forderliche, besonders wegen Benachrichtigung der Medizinalbeamten des dortigen 
Bezirks, zu veranlassen. 


Waagen nnd Gewichte für Jodoform. Kunderlass des Ministers 
deru.8. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Bartsch) vom 
16. Mai 1896 — M. Nr. 4460 — an sämmtliche Eönigl. Begiemngspräsidenten. 

Bei Gelegenheit der Bevision der Waagen und Gewichte in den Apotheken 
hat sich ergeben, dass alle Eisen- und Stahltheile, also Schneiden und Pfannen, 
an Jodoform Waagen, sofern dieselben in dem für die Aufbewahrung des Arznei¬ 
mittels bestimmten Kasten mit aufbewahrt wurden, vollständig durchgerostet 
waren und dass die Waagen deshalb als unbrauchbar aasgeschieden werden mussten. 

Die für die Abgabe von Jodoformium bestimmten besonderen Waagen und 
Gewichte müssen deshalb in Zukunft in einem besonderen Kästchen 
ausserhalb des Jodoformbehältnisses nntergebracht werden. 


Die Errichtung, Verlegung oder Veränderung nicht konzessions- 
pflichtiger gewerblicher Anlagen. Polizeiverordnung und Anweisung 
des Königlichen Kegiernngspräsidenten in Aachen vom 26. Ok¬ 
tober 1895. 

§. 1. Wer, ohne einer besonderen Konzession nach §. 16 der Beichs- 
gewerbeordnung zu bedürfen, eine gewerbliche Anlage, in welcher mehr ids 10 
Arbeiter beschäftigt werden, oder zu deren Betrieb durch elementare Kraft 
(Dampf, Wind, Wasser, Gas, Luft, Elektrizität) bewegte Maschinen verwendet 
werden, errichtet, in ein bereits vorhandenes Gebäude verlegt, oder in einem 
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solchen eröffnet, oder wer anf einer solchen bereits vorhandenen Betriebsst&tte 
wesentliche baoliche Veränderungen vornimmt, hat zuvor der Ortspolizeibehörde 
gegen Empfangsbescheinigung eine Beschreibung und eine massstäbliche Zeich¬ 
nung der Anlage in doppelter Ausfertigung einznreichen, aus welchen ersichtlich ist: 

a) die Art und der Umfang des Gewerbebetriebes; 

b) die Lage der Gebäude zur Umgebung (Situation) und die Grösse und 
Bestimmung der von den Arbeitern benutzten lUlnme; 

c) deren Z<^änglichkeit, Licht- und Luft-Versorgung; 

d) die Maximalzahl der in jedem Raume zu beschäftigenden Arbeiter; 

e) die Art und Aufstellung der zur Verwendung gelangenden Maschinen; 

f) Die Lage und die Einrichtung der Aborte; 

- g) die Art der Versorgung der Arbeiter mit Trinkwasser; 

h) ob und in welcher Weise für Kleider-, Wasch- und Speiseräume Sorge 
getragen ist. 

§. 2. Die gleiche Verpflichtung liegt in Zukunft denjenigen Gewerbe¬ 
treibenden ob, welche zur Zeit weniger als 10 Arbeiter beschäftigen oder keine 
elementare Kraft verwenden, sobald sie ihren Betrieb bis zu dem in §. 1 ange¬ 
gebenen Umfang zu erweitern unternehmen. 

Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldbnsse bis 
zu 60 Mark oder im Unvermögensfalle mit verhältnissmässiger Haft bestraft. 

Anweisung betreffend die in gewerblichen Anlagen und 
Fabriken zur Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr fttr Leben, 
Gesundheit und Sittlichkeit zu treffenden Einrichtungen. 

Durch Polizei - Verordnung vom heutigen Tage ist angeordnet worden, 
dass unabhängig von der Einholung des etwa erforderlichen Bankonsenses bei 
Errichtung bestimmter gewerblicher Anlagen, oder bei wesentlichen baulichen 
Veränderungen an solchen vom Unternehmer den Ortspolizeibehörden vorher alle 
Nachweise geliefert werden müssen, nach denen festgestellt werden kann, ob 
diejenigen Einrichtungen vorgesehen sind, welche mit Rücksicht auf die be¬ 
sondere Beschaffenheit des Gewerbebetriebes und der Betriebsstätte zu thun- 
lichster Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr für Leben, Gesundheit und Sitt¬ 
lichkeit zu dienen geeignet sind. 

Die gleichen in der oben gedachten Polizei-Verordnung unter §. 1 ge¬ 
forderten Nachweise sind der Polizeibehörde jedesmal auch dann einznreichen, 
wenn es sich um Verlegung einer gewerblichen Anlage in ein bereits bestehendes 
Gebäude handelt, oder die Eröffnung eines Gewerbebetriebes in einem solchen 
beabsichtigt wird. 

Unter Hinweis auf die §§. 120 a bis 120 d der Gewerbeordnung nehme ich 
Veranlassung, nachstehend die wesentlichen Gesichtspunkte und Nonnen zu- 
sammenzustellen, welche den Ortspolizeibehörden bei Prüfung der Vorlagen als 
Richtschnur dienen sollen. Dieselben beziehen sich in der Hauptsache anf die 
Herstellung, Grösse, Einrichtung und Lüftung aller Arbeite- und sonstigen von 
den Arbeitern zu benutzenden <äer dem Betriebe dienenden Fabrikräume. 

Wenn auch für manche Industriezweige, wie z. B. fttr die metallurgische 
Grossindustrie, wo die Arbeiten vorwiegend in grossen Räumen und Hallen, oder 
in der Nähe grösserer Fenemngsanlagen stattfinden, die nachstehenden Be¬ 
stimmungen betreffs der Arbeitsräume kaum in Betracht kommen, so dürfte 
dennoch keine gewerbliche Anlage existiren, welcher die Behörden nach der 
einen oder anderen Richtung bezüglich des Schutzes der Arbeiter ihre Aufmerk¬ 
samkeit nicht znzuwenden hätten. 

Da jedoch die Ortspolizeibehörden nicht immer vollständig zu übersehen 
vermögen, welche Einrichtung zum Schatze der Arbeiter (§§. 120 a bis 120 d der 
Gewerbeordnung) nothwendig sind, so ordne ich hierdurch an, dass die Orts¬ 
polizeibehörden alle in Gemäesheit der Verordnung einzareichenden Vorlagen dem 
zuständigen Gewerbeinspektor zur Angabe der gemäss der genannten §§. der 
Gewerbeordnung zu fordernden Einrichtungen einzusenden haben. 

Die gutachtliche Aensserung des Gewerbeinspektors ist alsdann dem 
Unternehmer mit der Anfrage mitzutheilen, ob er bereit sei, die eingereichten 
Vorlagen mit Rücksicht auf das Gutachten einer Aenderung zu unterziehen. 

Wenn anf diese Weise die Unternehmer gleich bei der ersten Einrichtung 
von gewerblichen Anlagen mit den Anforderungen, die im Interesse einer ge¬ 
sunden und gefahrlosen Beschaffenheit der Arbeitsräume gestellt werden müssen. 
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bekannt gemacht werden, so wird dadurch die Durchführung dieser Anordnungen 
ohne unverhältnissmässige Opfer für die Unternehmer zu erreichen sein. 

Den Gewerbeinspektoren ist von mir zur Pflicht gemacht worden, die 
ihnen zugehenden Vorlagen möglichst rasch zu erledigen. 

Das Gutachten des Gewerbeinspektors ist abschriftlich nebst dem Duplikat 
der Vorlagen von den Ortspolizeibehörden zu ihren Akten zu nehmen. 

Der Gewerbeinspektor ist durch die Ortspolizeibehörden von der erfolgten 
Vollendung bezw. Inbetriebsetzung der betreffenden Anlagen sofort za unter¬ 
richten. 

I. Gewerbliche Anlagen und Fabriken, in welchen mehr als 20 Arbeiter 
beschäftigt werden, oder in welchen feuergefährliche Gewerbe betrieben, oder in 
denen leicht brennbare Stoffe bei Licht verarbeitet werden, sind mit Treppen 
von Stein oder Eisen zu versehen. Zu den Arbeitsränmen in den oberen Stock¬ 
werken solcher Anlagen müssen wenigstens 2 Treppen führen, welche an den 
entgegengesetzten Seiten des Gebäudes, in einem von feuerfesten Mauern um¬ 
gebenen Raume anzulegen sind. 

Bei schon vorhandenen Anlagen kann die zweite Treppe, wenn die Oert- 
lichkeit ihre Anlage nicht zulässt, durch an der Aussenseite der Hausmauer an¬ 
gebrachte eiserne Treppen, die unten und seitlich feuersicher verkleidet sind, 
ersetzt werden, zu welchen die Arbeiter im Brandfalle durch die Fenster auf 
eisernen Gallerien gelangen können. 

Die direkte Verbindung der Arbeitsräume mit den Treppenhäusern soll 
thunlichst vermieden werden. Es ist vielmehr auf eine indirekte Verbindung 
zwischen Arbeitsränmen und Treppenhäusern mittelst eiserner Gallerien hinzu¬ 
wirken, welch’ letztere nicht allseitig geschlossen sein dürfen, so dass im Brand-, 
falle der Rauch aus den Arbeitsränmen nicht in das Treppenhaus dringen kann. 

Für neue Spinnerei • Anlagen ist diese Anordnung ausnahmslos durch- 
znführen. 

n. Sämmtliche nach den Treppenhäusern führenden Thüren müssen un¬ 
verbrennlich sein, nach dem Treppenhause zu aufschlageu und sich selbstthätig 
schliessen. Die Thüren der Arbeitsräume — besonders auch der Kesselhäuser — 
müssen so tmgelegt werden, dass sie nach aussen aufschlagen. Dasselbe 
gilt von den Fenstern, welche im Brandfalle als Aussteigeöffnungen benutzt 
werden sollen. 

HI. üeberall da, wo die Art des Betriebes eine erhöhte Feuersgefahr 
schafft, ist auf Herstellung steinerner oder betonnirter Fussböden und gewölbter 
Decken Bedacht zu nehmen. Oefinungen in den Decken und Wänden für den 
Transmissionsbetrieb und dergleichen sowie Aufzüge sind feuersicher gegen die 
Arbeitsräume abzuschliessen. 

In EIrmangelung von Wasserleitung sind ferner in grösseren derartigen 
Anlagen thunlichst Wasser-Hochreservoire aufzustellen, die dazu erforderlichen 
Fenerlöscheinrichtnngen zu beschaffen und in tauglichem Zustande zu erhalten. 

IV. Die Arbeitsränme müssen trocken, der Zahl der in denselben be¬ 
schäftigten Arbeiter entsprechend geräumig und hinlänglich mit Licht- und 
Lnftzi^ührung versehen sein. 

V. Die Höhe der Arbeitsräume darf in der Regel nicht unter 3,5 m 
betragen und es wird überall da, wo sich bei der Arbeit Staub, Wasserdampf, 
aussergewöhnliche Wärme, üble Ausdünstungen und dergleichen entwickeln, von 
vornherein auf eine Höhe von mindestens 4 m zu halten sein. Für grosse 
Arbeitssäle in Spinnereien, Webereien, Druckereien, für Lumpensortir- und 
Papiermaschinensäle und dergleichen wird je nach Umständen eine lichte Höhe 
bis zu 5 m und mehr gefordert werden müssen. 

Die Arbeitsränme müssen jedem in denselben beschäftigten Arbeiter 
mindestens 12 cbm Luftraum gewähren. 

VI. Alle Arbeitsränme sind mit einer ausreichenden Zahl gehörig gros.ser 
Fenster zu versehen. Eine entsprechende Anzahl derselben, die leicht kenntlich 
zn machen ist, muss sich leicht öffnen lassen und eine bis auf die Fenstersohle 
reichende Oeffnung von etwa 0,6 m Breite und 1,1 m Höhe haben. 

Bei Sbedbanten ist darauf zn halten, dass, da Fenster fehlen, in den 
Seitenwänden Ansgänge in angemessener Anzahl und Vertheilnng vorge¬ 
sehen werden. 
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vn. Behufs Abführung des in den Arbeitsränmen sich ansammelnden 
Staubes, üblen Dunstes und der verdorbenen Luft, sowie behufs der erforder¬ 
lichen Lufterneuerung sind in denselben ausreichende nnd zweckentsprechende 
Lüftungsvorrichtungen — stellbare Fenstertheile, Luftzüge, Luftkamine, Dach¬ 
reiter nnd ähnliches — anzubringen. 

Die Lüftungseinrichtungen sind so anznordnen, dass die im Baume be¬ 
schäftigten Arbeiter nicht direckt von dem Luftzüge getroffen werden. 

Bäume, in welchen eine grössere Anzahl Arbeiter beschäftigt wird, oder 
in welchen sich bei der Arbeit bedeutendere Mengen Staub, üble Ausdünstungen, 
Gase und dergleichen entwickeln, erfordern in der Begel die Einrichtung einer 
wirksamen künstlichen Lüftung. 

Die Wahl des LOftungssystems richtet sich je nach der Art des Gewerbe¬ 
betriebes, der Beschaffenheit nnd Grösse der Bäume, der Heizmethode n. s. w. 
nnd können deshalb allgemeine Vorschriften nicht angegeben werden. 

VIII. Sofern sich bei einem Gewerbebetriebe oder in einer Fabrik flüssige 
Betriebsabgänge bilden, welche dnreh faulende Stoffe verunreinigt sind, oder ge¬ 
sundheitsschädliche Beimischungen — z. B. Säuren, Langen, Metallsalze u. s. w. 
— enthalten, ist für eine angemessene Abführung derselben aus den Fabrik¬ 
lokalen — nach vorheriger Reinigung bezw. Neutralisirung — mittelst dichter 
Rinnen oder Rohrleitungen Sorge zu tragen. 

IX. In Anlagen, deren Betrieb es mit sich bringt, dass die Arbeiter sich 
umkleiden nnd nach der Arbeit sich reinigen, müssen ausreichende, mit ge¬ 
nügenden Wascheinrichtnngen und Eleiderriegeln versehene, nach Geschlechtern 
getrennte Ankleideräume vorhanden sein. 

Sehr empfehlenswerth ist die Anlage vollständiger Badeeinrichtungen 
(Brause- oder Wannenbäder). 

X. Können in grösseren Fabriken die Arbeiter während der Mittagsstunde 
sich nicht nach Hanse begeben, so sind für dieselben ausreichend grosse, heizbare 
und angemessen eingerichtete Speiseräume herzustellen, während gleichzeitig 
geeignete Vorkehrungen zum Erwärmen der mitgebrachten Speisen und zum 
Kochen von Kafleewasser einzurichten sind. 

Die unter IX. erwähnten Räume können bei angemessener Grösse und 
Einrichtung auch als Speiseräume verwandt werden. 

XI. In allen Fabriken muss den Arbeitern gesundes Trinkwasser zu Ge¬ 
bote stehen. Wird dasselbe einem Brunnen entnommen, so ist darauf zu achten, 
dass Sammelgrnben und Leitungen für schmutzige Fabrikwässer, sowie Abort¬ 
gruben in ungefährlicher Entfernung von den Brunnen bleiben. 

XII. Jede gewerbliche Anlage und Fabrik muss mit einer ausreichenden 
Anzahl angemessen eingerichteter und in gehöriger Ordnnng zu haltender Ab¬ 
orte versehen sein und zwar da, wo auch Arbeiterinnen beschäftigt werden, 
für die Geschlechter getrennt. Die direkte Verbindung der Aborte mit den 
Arbeitsränmen, so dass in letztere üble Ausdünstungen einzndringen vermögen, 
ist unstatthaft. 

Bei Anlagen, in denen bis zu 20 Arbeiter beschäftigt werden, müssen 
mindestens 2 Aborte vorhanden sein. Bei grösserer Arbeiterzahl tritt für jo 25 
Arbeiter ein weiterer Abortsitz hinzu. 

Da wo die Arbeiten in verhältnissmässig warmen Räumen und bei leichter 
Bekleidung stattflnden, ist darauf zu achten, dass die Aborte zugfrei sind und 
von den Arbeitsränmen aus ohne be-onderc Gefahr vor Erkältung erreicht 
werden können. 

Die Aborte müssen dauernd desinfizirt werden. 

XIII. Wo neben den Arbeitern auch Frauen und Mädchen beschäftigt 
werden, ist darauf zu halten, dass die Geschlechter während der Arbeit thun- 
lichst getrennt sind. 

XIV. Nächtigt ein Theil der unverheiratheten oder nicht am Orte 
Wohnenden Arbeiter innerhalb der Fabrik oder in zur Fabrik gehörigen Ge¬ 
bäuden, so ist der Unternehmer gehalten, für ausreichende und gesunde Schlaf- 
bezw. Wohuräumc, gehörige Lagerstätten und Handhabung der erforderlichen 
Ordnnng nnd Reinlichkeit und Aufsicht Sorge zu tragen. 

Sollen auch Arbeiterinnen untergebracht werden, so sind die von letzteren 
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benntzten Biome TollztSndig Ton denen der Männer getrennt za halten and mit 
besonderem Eingang za versehen. 

Einen Anhalt hinsichtlich der an die Schlaf- and Wohnränme za stellenden 
Mindert-Anforderangen geben die bezQglichen Bestimmangen der Polizeiverord- 
nang vom 18. Mai d. J. über Arbeiterwohnangen aaf Ziegeleien. 

Das Uebemachten von Arbeitern oder Arbeiterinnen in den Arbeitsränmen 
der Fabriken ist nicht gestattet. 

XV. Lagerräume für leicht brennbare Materialien dürfen nur zur Seite 
und nicht unter den Arbeitsränmen angelegt werden und sind ausserdem dorch 
Brandmauern gehörig abzaschliessen. Ebenso sind Räume and Gelasse, welche 
zur Lagerung schädliche Ausdünstungen verbreitender Stoffe dienen, von den 
Arbeitsräumen and Schlafstätten thunlichst fern za halten. 


Hebammen - Nachprttfangen. Verfügung des Regiernngs- 
Präsidenten in Aachen vom 2. Dezember 1895 an sämmUicheHerren 
Kreisphysiker des Bezirks. 

Die mir eingereicbten Berichte über die Nachprüfungen der Hebammen 
lassen ein gleichmässiges Verfahren in den einzelnen Kreisen vermissen and 
genügen nicht immer, um ein sicheres Urtheil über die einzelnen Hebammen za 
gewinnen. In Ergänzung der diesseitigen Verfügung vom 7. September 1884, 
I 16227, ordne ich deshidb für die Zokonft Folgendes an: 

Sämmtliche Hebammen des Kreises sind innerhalb 3 Jahren regelmässig 
einer Nachprüfung zu unterziehen. Zu jedem Termine sind nicht mehr als 5 
Hebammen zu laden. Ist eine Hebamme verhindert, an dem erstbcstimmten 
Termine theilzunehmen, so ist sie mit nicht zu lang bemessener Frist zu einem 
zweiten Termine zu laden. 

Die Nachprüfungen sind während des Sommers bezw. vor dem 30. Sep¬ 
tember abzuhalten. Die Tageszeit ist so zu wählen, dass die Hebammen Hin- 
und Rückreise an demselben Tage beenden können. 

Bei der Prüfung ist über jede einzelne Hebamme eine Verhandlung auf- 
zunehmen. Auf dem Protokollblatte sind folgende Fragepunkte zu erledigen: 

I. Personalien. 

1. Vor-, Zu- und eventuell Geburtsname der Hebamme; Datum der Geburt. 

2. Wohnort. 

3. Ort, Datum und Prädikat des Prüfungszeugnisses. 

4. Datum und Ort der erfolgten Vereidigung. 

5 Datum der Niederlassung. 

6. Bezirks- oder freipraktizirende Hebamme? 

7. a) Mit Vertrag angestellt ? 

b) Höhe des etwaigen Jahres - Fixums. 

II. Ausrüstung. 

8. Tagebuch. Urtheil über die Führung desselben und die Eintragungen- 

9. Gcräthschaften. 

a) Sind dieselben vollständig und vorschriftsmässig ? 

b) Sind sic in gutem Zustande und reinlich? 

10. Lehrbuch. Neueste Ausgabe? 

III. Prüfung. 

11. Ergebniss der letztvorgenommenen Nachprüfung (allgemeine Angabe). 

12. Ergebniss der heutigen Nachprüfung, 

IV. Anträge. 

Die Verhandlungen sind mir mit einem Bcglcitberichte bis zum 10. Ok¬ 
tober jedes Jahres ciuzureichen und werden hernach zur Aufbewahrung bei der 
Physikatsregistratur zurückgesandt werden. In dem Begleitbericht ist u. A. 
anzugebeu, dass über die vorgeschriebenen Themata (Min.-Anw. vom 22. No¬ 
vember 1888 und Ober-Präsidial-Erlass vom 2. April 1891 über Verhütung des 
Kindbettfiebers, Verf. vom 6. November 1893 über Anmeldung todtgeborener 
Leibesfrüchte) geprüft ist, sowie ob die bei der Nachprüfung gefundenen Mängel 
erledigt sind. _ 
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Anstellung der Krankenhausärzte. Bundverfttgung des Ke* 
giernngspräsidenten in Aachen vom 28. September 1895 an 
sämmtliche Herren Landräthe und Ereispbysiker des Bezirks. 

Bei Gelegenheit der Revision der Anstalten des Bezirks, welche der Auf* 
nähme nud Pflege von körperlichen und geistigen Kranken dienen, hat sich 
ergeben, dass bei einer Anzahl derselben kein Arzt angestellt ist, der als ver¬ 
antwortlich für die sanitäre Leitung betrachtet werden kann, und dass das 
Yerhäitniss der Mehrzahl der Anstalten zu ihrem Anstaltsarzte nicht in einer 
Weise geregelt ist, welche den sanitäts- und medizinalpolizeilichen Anforde¬ 
rungen genti^ 

Es liegt aber im Interesse des öffentlichen Wohles, der Krankenhaus- etc. 
Vorstände, der Aerzte und nicht zum miudesten der Kranken und Pfleglinge, 
dass die bezeichneten Verhältnisse in einer allen Ansprüchen genügenden Weise 
festgestellt werden. 

Ich bestimme demnach hiermit Folgendes: 

Jede Anstalt, die sich mit der Aufnahme und Pflege von heilbaren oder 
unheilbaren, körperlichen oder geistigen Kranken, einschliesslich der Siechen, 
Geistesschwachen und Blödsinnigen befasst, hat einen Anstaltsarzt anznstellen, 
welcher sowohl den Behörden, als dem Anstaltsvorstande gegenüber für die Aus¬ 
führung der ergangenen Bestimmungen verantwortlich ist. Mit dem Arzte ist 
bei der Anstellung entweder ein Vertrag abzuscbliessen oder es ist demselben 
eine seinerseits durch Unterschrift anzuerkennende Instruktion zu ertheilen. 
In den Vertrag bezw. die Instruktion sind folgende Bes timmu ngen anf- 
zunebmen: 

1. Dem Arzte liegt die Leitung des gesummten Sanitätsdienstes der An¬ 
stalt ob, und er ist dafür sowohl dem Vorstande, wie den Behörden verantwort¬ 
lich. Letzteren gegenüber ist derselbe namentlich verpflichtet, von der Aufnahme 
Verwundeter, Verletzter, Geisteskranker und mit ansteckenden Krankheiten Be¬ 
hafteter, sowie von dem Vorkommen ansteckender Krankheiten und von Un¬ 
glücksfällen innerhalb der Anstalt nach Mas^abe der darüber bestehenden 
Gesetze und Verordnungen den zuständigen Polizei- und Gerichtsbehörden recht¬ 
zeitig Anzeige zu machen, die fernerhin erforderlichen Berichterstattungen pünkt¬ 
lich und sacbgemäss auszuführen, auch bei dem Tode solcher Anstaltsimassen, 
deren Leichen nach Lage der Sache muthmasslich einer gerichtlichen Be¬ 
sichtigung oder Obduktion unterliegen, dafür Sorge zu tragen, dass an den¬ 
selben nichts vorgenommen wird, was zur Verdunkelung des Thatbestandes 
dienen kann. 

2. Das mit der Pflege und Wartung betraute Personal ist hinsichtlich 
des Pflegedienstes dem Arzte untergeordnet und bat dessen Anordnungen unbe¬ 
dingt Folge zu leisten. 

3. Der Arzt hat darüber zu wachen, dass in der Anstalt gesorgt wird 

a) für reine gesunde Luft, 

b) für angemessene Erwärmung der Krankenzimmer, 

c) für Reinlichkeit und Ordnung, 

d) für gesunde und geeignete Nahrung, 

e) für sachgemässe ^ege und Behandlung der Kranken, 

f) für eine der Natur der Krankheit entsprechende Unterbringung der 
Kranken, 

g) für Anordnung und Durchführung des notbwendigen Desinfektions¬ 
verfahrens, 

b) für angemessene Unterbringung der Leichen, 

i) für sofortige geeignete Massregeln für den Fall des Ausbruchs einer 
ansteckenden Krankheit innerhalb der Anstalt. 

4. Der Arzt hat vorher seine Zustimmung zu ertheilen, wenn bei Kranken 
eine Abwei hung von der Hausordnung statthaben soll. 

5. Der Arzt hat die Verpflichtung, von allen erheblichen Uebelständen, 

deren Beseitigung er selbst nicht herbeiführen kann, dem Vorstande rechtzeitig 
Anzeige zu machen, deren Abhülfe zu beantragen und, falls solche nicht erfolgt, 
der zuständigen Behörde Meldung zu machen. ’ 
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6. D<ir Arzt hat lur den Fall seiner längeren Abwesenheit für ange- 
rneeisene Venretnng Sorge zu tragen. 

7. In dringenden Fällen ist der Arzt zu jeder Stunde rerpfliohiet, einer 
Hestellnng behois Besnehes der Anstalt Folge zu leisten. 

8. L»er Arzt ordnet die Entlassung von Kranken anlässlich ihrer Besserung 
o<ler Genesung an. Ist ein Kranker vom Vorstande bezw. Anstaltsleiter wegen 
V'ergehens gegen die Hausordnung entlas.sen, so ist dies dem Arzte sobald als 
m>iglich mitzutheilen. 

9. Der Arzt ist verpflichtet, bei den vom Vorstande beschlossenen Statistiken 
und Berichten mitzuwirken, die Journale ordnungsmässig zu fuhren und dafür 
Sorge zu tragen, dass die Papiere der Geisteskranken vollzählig gesammelt 
werden. Krankengeschichten auf besonderem Blatte zn fuhren, ist bei Jedem 
Geisteskranken, Geistesschwachen und Idioten nothwendig, bei körperlich Kranken 
wQnscbenswertb. 

Wenn bei einer Anstalt mehrere Aerzte angestellt sind, ohne dass einem 
derselben die Leitung ausschliesslich zusteht, so ist festzustellen, welcher von 
ihnen in solchen Angelegenheiten, welche Aber den Geschäftsbereich des ein¬ 
zelnen Arztes hinansgehen, die Leitung zn übernehmen und die Verantwortung 
zu tragen hat. 

Von jedem Wechsel in der Person der Aerzte ist hierher Anzeige zn 
machen und dabei anzugeben, wodurch der Wechsel veranlasst ist. 

Auf die unter der Verwaltung des Provinzialverbandes stehenden Anstalten 
finden obige Bestimmungen keine Anwendung. 


Cntersuchnng von Bronnen. Verfügung des Königlichen 
Regierangspräsidenten in Minden vom 7. April 1896 an den 
Königlichen Landrath in 6., sämmtlichen Landräthen und Medizinal-Bcamten zur 
Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Ew. Hochwohlgeboren erwidere ich auf den gefälligen Bericht vom 
16. Januar d. J. — Nr. 393 —, dessen Anlagen anbei zurückfolgen, ergebenst, 
dass bei der Beurtheilung der Frage, ob ein Brunnen gesundheitsschädliches 
Trinkwasser liefert, der Schwerpunkt nicht auf die chemische und bakteriologi¬ 
sche Untersuchung des Wassers, sondern auf die örtliche Besichtigung der 
betreffenden Trinkwasieranlage zu legen ist. Ohne eine solche • lässt^siä ein 
zuverlässiges Gutachten Uber diese Frage nicht abgeben; in manchen Fällen 
kann die Besichtigung vielmehr schon allein die Entscheidung liefern, ob eine 
Unbrauchbarkeit des Trinkwassers mit Rücksicht auf die Lage, Beschaffenheit, 
Bauart n. s. w. des Brunnens und die etwaige Verunreinigung des Grundwassers 
angenommen werden muss oder sowohl für jetzt, als für die Zukunft ausge¬ 
schlossen erscheint. In beiden Fällen kann dann von einer chemischen, mikro¬ 
skopischen und bakteriologischen Untersuchung des Wassers Abstand genommen 
werden. 

Derartige örtliche Besichtigungen der Brunnen sind aber nicht durch 
einen Chemiker, sondern durch den zuständigen Medizinalbeamten vorzunebmen. 
Handelt es sich in solchen Fällen um ein ortspolizeiliches Interesse, so wird den 
betreffenden Gemeinden die Beibringung eines auf Grund einer örtlichen Be¬ 
sichtigung zn erstattenden Physikats-Gutachtens aufzugeben sein; handelt es 
sich dagegen um den Ausbruch einer ansteckenden Krankheit, die bereits ander- 
weit ärztlich, wie in dem vorliegenden Falle, festgestellt ist, so bildet die ört¬ 
liche Besichtigung eines verdächtigen Bminens nur einen Theil der an Ort und 
Stelle von dem Kreisphysikus im landespolizeilichen Interesse vorznnehmenden 
Untersuchungen und werden demgemäss die dadurch entstehenden Kosten von 
der Staatskasse zu tragen sein. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W, 

J. C. C. Bfuns. Bachdruckerei Minden. 
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Rechtsprechung. 

Bestrafnng einer freipraktizirenden Hebamme wegen Verlassena 
einer Gebärenden. Urtheil des Kam mergerichts (Strafsenats) yom 
16. Januar 1896. (J.-Nr. 1224/95.) 

Nach der thatsächlichen Feststellung des Vorderrichters hat die Angeklagte als 
Hebamme am 10. Dezember 1894 eine Gebärende, welche sich in Kindesnöthen 
befand, verlassen. Sie hat somit gegen §. 5 der lustruktion für die Hebammen 
verstossen. Der Umstand, dass sie, nachdem sie zu Hause Abeudbrod gegessen, 
zu der ihrer Entbindnog entgegen sehenden Frau T. gerufen ist, kann sie nicht 
entlasten, da sie nach §. 5 a. a. 0. die in Kindesnöthen befindliche Kr. nur ver¬ 
lassen durfte, wenn eine andere mit Einwilligung der Gebärenden herbeigernfeue 
Hebamme ihre Stelle vertreten konnte. Letzteres ist aber nicht festgestellt. 

Auch der Fall des §. 6 der Instruktion lag nicht vor. Derselbe bestimmt: 
„Wird eine Hebamme gleich nacheinander von 2 Gebärenden zum Beistand 
gerufen, so soll sie diejenige, von weicher die Botschaft zuerst an sie gelangt 
ist, in der Regel auch zuerst besuchen.“ Nach der thatsächlichen Feststellung 
des Berufungsrichters war aber die Frau T., als die Angeklagte die kreissende 
Kr. verliess, nochinicht eine „Gebärende“. 

Hat hiernach die Angeklagte die ihr durch die Verordnung vom 6. Aug. 
1883 auferlegte Verpfiiehtung, sich nach der im Hebammcnlehrbnche enthaltenen 
Instruktion bei Ausübung ihres Berufes zu richten, nicht genau und pünktlich 
befolgt, so ist sie mit Recht wegen Uebertretung der Regierungs-Polizei-Ver¬ 
ordnung vom 29. Dezember 1883 (Amtsblatt der Regierung zu Bromberg von 
1884, Seite 1) bestraft. 

Die Revision war daher znrückzuweisen. Die Kosten des erfolglos ein¬ 
gelegten Rechtsmittels fallen der Angeklagten nach §. 505 Str.-P.-O. zur Last. 


Der Verkauf von Schweineschmalz, das einen geringen Zusatz 
von Hinderfett der besseren Befestigung wegen enthält, als „Schweine¬ 
schmalz“, ist nicht als ein Vergehen gegen das Nahrungsmittelgesetz zu 
erachten. Urtheil des Reichsgerichts (1. Zivilsenats) vom 8. April 
1896 (Nr. 443/951). 

Das Berufungsgericht hat festgcstellt, dass das in Frage stehende Schmalz 
nur der besseren Befestigung wegen einen geringen Zusatz von Rinderfett er¬ 
halten habe, und daher eine Verfälschung im Sinne des § 10 des Nahrnngs- 
mittelgesetzes vom 14. Mai 1879 nicht vorliege; es verweist ferner darauf, dass 
das Nahrungsmittelgesetz selbst nicht verbietet, Schmalz, das nicht ausschliess¬ 
lich aus Schweinefett besteht, unter der Bezeichnung „Schweineschmalz“ zu ver¬ 
kaufen, und dass eine dahingehende Kaiserliche Verordnung auf Grund des §. 5 
des Gesetzes nicht erlassen worden ist. Daraus wird mit Recht gefolgert, dass 
weder das vom Kläger zur Versendung gebrachte Schmalz von vertragswidriger 
Beschaffenheit gewesen sei, noch sich die Beklagten bezüglich einer Eigenschaft 
der Waare im Irrthum befanden hätten, die gewöhnlich vorausgesetzt werde. 


Polizeiliches Verbot der Lagerung von Knochen auf einem Grund¬ 
stücke wegen Gefährdung der Gesundheit der Anwohner. Endurtheil 
des Ober-Verwaltungsgerichts (III. Sen.) vom 16. Dezember 1895 
(III. Nr. 1562). 

Die Parteien, der Rohproduktenhändlcr G. zu H., Kläger und Beru- 
fungskläger und die Polizeiverwaltung daselbst, Beklagte und Berufnngs- 
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beklagte, sind darüber einig, dass die mit Klage angefochtenen polizeilichen 
Anordnungen vom 22. and 29. Jnli and 16. Dezember 1893, wodurch dem Kläger 
aafgegeben worde, die auf seinem Grundstücke in der Ackerstrasse bisher ge¬ 
lagerten Knochen zu entfernen und solche Knochen daselbst künftig nicht mehr 
zu lagern, der erforderlichen thatsächlichen Voraussetzung (§. 127 Abs. 3 Nr. 2 
des Landesverwaltungsgesetzes) nicht entbehren, wenn nacbgewiesen i^t, dass 
das Lagern der Knochen mit Gefahr für die Gesundheit der Anwohner (§. 10 
Tit. 17 Th. II des Allgemeinen Landrechts) verbunden gewesen ist. Der Bezirks¬ 
ausschuss zu Merseburg hat in dem mit der Berufung angefochtenen Erkennt¬ 
nisse vom 23. November 1894 die Gesundheitsgefahr festgestellt, und dieser 
Feststellung ist unbedenklich beizutreten. Auf Ersuchen der beklagten Polizei- 
Verwaltung äusserte sich der zuständige Kreisphysikns Dr. B. am 5. Mai 1893, 
also vor Erlass der ersten Verfügung (vom 22. Juli 1893) dahin, dass nach seinem 
Befunde die Aufspeicherung der Knochen in dem klägerischen Grundstück des¬ 
halb unzulässig sei, weil sie die Nachbarschaft in hohem Grade belästige und 
die Gesundheit insofern schädige, als die Nachbarn durch den erheblichen Ge¬ 
stank der Knochen verhindert würden, die Fenster zu öffnen. Am 6. Oktober 
desselben Jahres gab der Kreisphysikus folgendes weiteres Gutachten ab: 

„Heute Morgen herrschte ein böenartig eintretender Westwind, der eine 
ausgiebige Lufterneuerung auf den Höfen, die in ziemlicher Länge zwischen 
den Vorder- und Hintergebäuden der in Betracht kommenden Grundstücke auf 
. der Südseite der Ackerstrasse sich erstrecken, herbeiführte. Trotzdem nahm 
ich in der Thoreiufahrt sowie in dem Treppenhause des Grundstücks Nr. 12, 
in dem sich die Familienwohnung G.’s befindet — das Bohproduktenlager 
befindet sich in Nr. 11 und das Knochenlager in dem am südlichen Ende dieses 
Grundstückes stehenden Stalle —, einen deutlichen Aasgeruch wahr und zwar 
in der Stärke, dass man auf die Vermuthang kommen konnte, das Knochen¬ 
lager befände sich in dem Wohngebäude des Grundstücks Nr. 12. 

Was nun das Knochenlager selbst in dem Stallgebäude anbelangt, so war 
der von ihm ausgehende Aasgeruch in dem Niederlagsraum selbst vollkommen 
unerträglich. Die Menge der gegenwärtig dort lagernden Knochen mochte 
etwa den dritten Theil der bei meiner ersten Besichtigung im Mai ange¬ 
troffenen Menge betragen. Die Beschaffenheit derselben liess darüber keinen 
Zweifel, dass sie bereits seit längerer Zeit in dem Baume sich befänden. Diese 
Annahme begründet auch das Vorhandensein einer unendlichen Menge von 
Maden, die in 8chaaren auf dem von den Knochen nicht bedeckten Theile des 
Fttssbodens sich bewegten. Das Vorhandensein dieser Maden, der von den 
Knochen ausgehende Gestank und die Beschaffenheit der ganzen Oberfläche 
der Knochenschicht liess darüber keinen Zweifel, dass seit längerer Zeit nicht 
einmal der Versuch gemacht worden ist, die an den Knochen sich abspielenden 
Fäulnissprozesse durch Desinfektionsmittel einzuschränken und so die durch 
diese Fäulniss bedingten Gerüche zu mildern. Der etc. G. gab auch selbst 
zu, jede Desinfektion unterlassen zu haben; es sei dies geschehen, weil die 
Jahreszeit kühler tteworden sei und weil seine Abnehmer Einspruch gegen die 
Verwendung des Desinfektionsmittels erhoben hätten. Das Einzige, was ge¬ 
schehen war, war ein Abkehren des Fassbodens in der Nähe des Einganges, 
anscheinend zu dem Zwecke vorgenommen, den Maden freien Spielraum zu 
schaffen. 

Ich halte die vielfachen Beschwerden der Anwohner in jeder Beziehung 
für voll begründet. Wenn heute in bewegter Luft und in der bereits kühleren 
Jahreszeit der Aasgeruch schon in beträchtlicher Entfernung ein recht erheb¬ 
licher war, wie unerträglich muss er in den heissen und windstillen Perioden 
der Sommermonate gewesen sein. 

In Hinsicht auf die Schädigungen der Gesundheit, welche den Anwohnern 
dadurch erwachsen, dass sie sich dem ausreichenden Luftwechsel in ihren 
Wohn- und Schlafräumen entziehen müssen, um den Aasgeruch zu vermeiden, 
dass die auf den Knochen lebenden Schmeissfliegen in ihre Bäume und auf 
ihre Nahrungsmittel gelangen, erscheint die sofortige Entfernung der 
Knochen aus dem Grundstücke unerlässlich. Auch würde im 
sanitätspolizeilichen Interesse das Verbot ferneren Ansammelns von Knochen 
in dem gleichen Grundstücke durchaus gerechtfertigt sein. Wie harmlos sind 
gegenüber derartigen Niederlagen die Anstalten zum Trocknen und Einsalzen 
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UQgegerbter Thierfelle; und für diese ist nach §. 16 der Gewerbeordnung eine 
Konzession erforderlich.“ 

Ferner hat der Direktor des hygienischen Instituts, Professor Dr. R., auf 
Grund der vo n Bezirksausschüsse veranlassten Zeugenvernehmiingeu (B., H. P. 
und N.) und auf Grund eigener Beobachtungen sein Gutachten dahin abgegeben, 
dass das Material des klägerischen Knochenlagers aus in Päulniss begriffenen 
thierischen Stoffen mit besteht, bei deren Zersetzung höchst übelriechende, ekel¬ 
erregende Gase entstehen, dass diese Gase von dem Lager aus sich in die um¬ 
liegenden Grundstücke verbreiten und deren Bewohner hochgradig belästigen, 
und ferner dass die durch die Gerüche herbeigelockten Insekten die Fäulniss- 
prodiikte verschleppen und auf diese Weise den Anwohnern direkt schädlich 
werden können. Bei dieser Sachlage ist es unerheblich, ob die vom Kläger 
benannten Entlastungszeugen iui Sommer und Herbst 1893 niemals durch einen 
üblen Geruch der Knochen belästigt und die Knochen in Säcken verladen und 
nicht im Freien gelagert worden sind, sowie ob das Eindringen von Insekten in 
den Lagerschuppen durch Gazefenster unmöglich gemacht worden ist und Kläger 
die sorgfältig von allen Fleischtheilen gereinigten und abgekochten Knochen in 
fast übermässiger Weise mit Kalk und Karbol desinfizirt hat. Dies mag zu 
gewi-sen Zeiten der Fall gewesen sein, zur Zeit der Besichtigung durch die 
oben erwähnten Sachverständigen und der Wahrnehmungen der Zeugen B., H. P. 
und N. haben die von ihnen geschilderten Zustände bestanden. Aus gleichem 
Grunde ist die Abhörung des Sachverständigen Dr, J. darüber, dass er bei 
seinen Besuchen niemals die Nachbarschaft belästigende Gerüche wahrge¬ 
nommen habe, entbehrlich. Hiernach sind die Einwendungen gegen die Anord¬ 
nung der Beklagten zu verwerfen. 

Wenn der Kläger weiter rügt, die Beklagte habe den §. 132 des Landes¬ 
verwaltungsgesetzes insofern verletzt, als sie ihm entgegen der in Nr. 3 ent¬ 
haltenen Vorschrift in den Verfügungen vom 22. und 29. Juli 1893 eine Geld¬ 
strafe angedroht habe, so übersieht der Kläger, dass durch die genannten 
Verfügungen zugleich eine Unterlassung (§. 132 Nr. 2) erzwungen werden sollte 
und nach den vom Vorderrichter festgestellten Umständen die Ausführung der 
Anordnung, die Knochen vom Lagerplatz fortzuschafifen, im Sinne des §. 132 
Nr. 1 nicht „thunlich“ war. Ebenso hat der Bezirksausschuss unter Bezug¬ 
nahme auf die diesseitige Entscheidung vom 3. Juni 1890 (Entsch. Bd. XIX S. 222) 
richtig auireiiommen, dass, wiewohl die Beklagte unter dem 24. Oktober 1893 
eine der Verfügung vom 16. Dezember inhaltlich gleiche Verfügung bereits 
erlassen hatte, und diese inzwischen unanfechtbar geworden war, ein rechtliches 
Bedenken nicht bestand, die in der Verfügung vom 24. Oktober enthaltene An¬ 
ordnung unter dem 16. Dezember zu wiederholen. Sonach erweist sich die Klage 
in allen Punkten als unbegründet nnd es musste die Vorentscheidung be¬ 
stätigt werden. 


Zwangsetatisirnng der Kosten für die von dem Regierungs¬ 
präsidenten angeordnete bakteriologische Untersuchung des einem 
Strome entnommenen Wassers behufs Versorgung einer Stadt mit reinem 
Trink- und Gebrauchswasser. 

Ob eine polizeiliche Verfügung eine landes- oder ortspolizeiliche 
ist, hängt davon ab, ob bei der betreffenden Massregel das eine oder 
andere Interesse überwiegend vorherrscht nnd von welcher Behörde 
sie getroffen ist. Die Kosten der gedachten bakteriologischen Unter- 
Huchangen gehören zu den Kosten der unmittelbar verwaltenden Thätig- 
keit der Polizeibehörde, d. i. des inneren Dienstbetriebes. Endurtheil 
des Ober-Verwaltungsgerichts (I. Sen.) vom 11. Februar 1896. 
(I. Nr. 194. 

Die Zirkularverfügung der Ressortminister vom 8. August 1893, betreffend 
Mas.snahmen gegen Weiterverbreitung der Cholera (Min.-Bl. d i. V. S. 173 ff.) 
schreibt unter „A. Allgemeine Massnahmen seitens der Behörden“ u. A. vor: 
„12. Für reines Trink- nnd Gebrauchswasser ist bei Zeiten Sorge zu tragen“, 
bestimmt dabei, welche Arten von Brunnen nicht zu benutzen nnd welche zu 
empfehlen sind, und weiter: „Wasserwerke müssen einer beständigen Aufsicht 
unterworfen sein (vergl. Anl. V).“ Die Anlage V handelt von den Anforderungen, 
welche in Cholerazeiteu an öffentliche Wasserwerke mit Sandfiltern zu stellen sind; 
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„1. Das Filtrat jedes einzelnen Filters muss, so lange es in Thätigkeit 
ist, täglich einmal bakteriologisch untersucht werden. Jedes Filter muss 
daher eine Vorrichtung haben, welche gestattet, dass Wasserproben unmittel¬ 
bar nach dem Austritt aus dem Filter entnommen werden können.** 

„2. Filtrirtes Wasser, welches mehr als etwa 100 eutwickelungsfähige 
Keime in 1 ccm enthält, darf nicht iu das Keinwasser-Behältniss geleitet 
werden“ etc. 

„Sämmtliche grössere Filterwerke sind auf die Ausführung der vor¬ 
stehenden Forderungen hin einer staatlichen Kontrole zu unterwerfen.“ — 

In Umgestaltung und Ergänzung dieser Normen sind später „Grundsätze 
fttr die Reinigung von Oberflächenwasser durch Sandfiltration zu Zeiten der 
Choleragefahr“ aufgestellt und mittelst Erlasses des Ministers der geistlichen, 
Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten und des Ministers des Innern vom 
19. März 1894 dem Oberpräsidenten der Provinz Ostpreussen mitgetheilt, welcher 
sie mittelst Erlasses vom 12. April 1894 abschriftlich dem Regierungspräsidenten 
zu Gumbinnen mit dem Ersuchen zugehen liess, dafür Sorge zu tragen, dass ^e 
bisherigen Normen durch die nunmehr aufgestelltcn Grundsätze in allen ein¬ 
schlägigen Fällen ersetzt werden. Nach den „Grundsätzen“ ist als Regel zu 
betrachten, dass ein befriedigendes Filtrat beim Verlassen des Filters nicht mehr 
^8 ungefähr 100 Keime im ccm enthalten darf (§. 1 a). „Um das Wasserwerk 
in bakteriologischer Beziehung fortlaufend zu kontroliren, muss vorläufig das 
Filtrat jedes einzelnen Filters täglich untersucht werden“ etc. (§. 2). Das Ver¬ 
fahren bei den bakteriologischen Untersuchungen wird dargelegt (§§. 3, 4), die 
Anforderung technischer Befähigung für die mit der Ausführuug der letzteren 
zu betrauenden Personen, welche thunlichst der Betriebsleitung selbst angeboren 
sollen, vorgeschrieben (§.5) und im Anschluss daran bestimmt: „Entspricht das 
von einem Filter gelieferte Wasser den hygienischen Anforderungen nicht, so 
ist dasselbe vom Gebrauche auszuschliessen, sofern die Ursache des mangelhaften 
Verhaltens nicht schon bei Beendigung der bakteriologischen Untersuchung be¬ 
hoben ist. Liefert ein Filter nicht nur vorübergehend ein ungenügendes Resul¬ 
tat, so ist es ausser Betrieb zu setzen und der Schaden aufzusuchen und zu 
beseitigen (§. 6). 

Die Stadt Tilsit hatte unter dem 31. August 1888 mit der Königsberger 
Maschinenfabrik - Aktien - Gesellschaft zu Königsberg einen Vertrag geschlossen, 
wonach die letztere die Herstellung und den Betrieb eines Wasserwerks für die 
Stadt Tilsit auf die Dauer von 50 Jahren für eigene Rechnung und Gefahr 
unternahm. Nach den Vereinbarungen soll das Wasser oberhalb der Stadt aus 
dem Memelstrome entnommen werden und durch Filtration rein und klar als 
^tes Trink- und Wirthschaftswasser zur Abgabe kommen. Das Wasserwerk 
ist demnächst nicht auf dem Gebiete der Stadt Tilsit, sondern in dem Bezirke 
der Gemeinde Tilsit-Preussen — etwa 100 m von der Tilsiter Stadtgrenze 
entfernt — errichtet worden; es befindet sich zur Zeit im Eigenthum der 
Aktiengesellschaft „Deutsche Wasserwerke“ zu Berlin. — Der Regierungs¬ 
präsident zu Gumbinnen übersandte mittelst Verfügung vom 26. April 1894 der 
Stadtpolizeiverwaltung zu Tilsit Abschrift des Ministerialerlasses vom 19. März 
1894 und der „Grundsätze etc.“ mit dem Ersuchen, in geeigneter Weise darauf 
hinzuwirken, dass die vom Kaiserlichen Reichsgesundheitsamt neuerdings aufge¬ 
stellten Grundsätze seitens der Betriebsleitung des dortigen Wasserwerks genau 
beobachtet werden. Insbesondere solle dafür gesorgt werden, dass die (in¬ 
zwischen eingestellt gewesenen) bakteriologischen Untersuchungen des Memel¬ 
wassers wieder aufgenoramen werden und fortan die bakteriologische Beschaffen¬ 
heit des Wassers sowohl vor, als auch nach der Filtration bis auf Weiteres 
täglich festgestellt werde. „Mit Rücksicht darauf,“ — so lautet es in der Ver¬ 
fügung weiter — „dass die Cholera während des vergangenen Winters im russi¬ 
schen Memelgebiet überhaupt nicht erloschen ist und sich die Anzahl der Cholera¬ 
fälle daselbst von Woche zu Woche vermehrt, ist die Besorguiss, dass auch in 
diesem Jahre eine Verseuchung des Memelwassers durch Cholerakeime statt¬ 
finden könnte, leider nur allzu gereclitferiigt. Die Polizeiverwaltung wird daher 
ersucht, sich dieser wichtigen Angelegenheit mit besonderem Eifer anzunehmen.“ 
Die Stadtpolizeiverwaltung zu Tilsit berichtete hierauf unter dem 3. Juni 1894, 
dass sie „zur Ausführung des ertheilten Auftrags“ mit dem auf bakteriologischem 
Gebiete hervorragend beschäftigten praktischen Arzt Dr. B. in Tilsit ein Ab¬ 
kommen getroffen habe, wonach dieser gegen einen Diätensatz von 10 Mark 
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täglich sich verpflichtet, sich täglich zu Wagen nach den Wasserwerken zu be¬ 
gehen, dort die Wasserproben persönlich zu entnehmen und die von ihm in einer 
Eingabe speziell bezeichneten, die bakteriologischen Untersuchungen des Memel- 
und des Leitungswassers betreffenden Arbeiten genau durchzuführen, auch dem 
Wasserwerksdirektor und der Stadtpolizeiverwaitnng Mittheilungen von dem 
Ergebnisse der Untersuchungen zu machen und monatlich drei Mal Uebersichten 
zu den Akten zu reichen. Wesentlich denselben Inhalt hat auch der in dem 
Schreiben der Stadtpolizeiverwaltung vom 9. Mai 1894 dem Dr. B. ertheilte 
Auftrag. — Der Magistrat der Stadt Tilsit hatte bereits in einer Eingabe vom 
17. Mai 1894 dagegen Verwahrung eingelegt, dass die Kosten der „über den 
Rahmen der ortspulizeilicben Interessen hinausgehenden" Massnahmen der Stadt 
aufgebürdet vrttrden. Auf einen entsprechenden Bericht des Regierungspräsidenten 
lehnten jedoch die Ressortminister den Antrag wegen Uebemahme der Kosten 
auf die Staatskasse ab. Hierauf erliess der Regierungspräsident an den Magistrat 
der Stadt Tilsit unter dem 15. Mai 1895 eine Verfügung, worin er ansfUhrte: 
Die zur Verhütung der Uebertragung der Cholerakeime getroffene sanitätspolizei¬ 
liche Massregei stelle sich als eine ortspolizeiliche Veranstaltung dar, vorge¬ 
nommen im Interesse derjenigen Gemeinden, welche von dem fragUchen Wasser¬ 
werke mit Wasser versorgt werde; diese Gemeinden seien zur Tragung der ent¬ 
standenen Kosten nach Verhältniss der an die Wasserleitung angescblossenen 
Haushaltungen verpflichtet. Gegen diese Feststellungsverfügung hat die Stadt» 
gemeinde Tilsit Klage mit dem Anträge auf Aufhebung derselben erhoben. Zur 
Begründung ist ausgeführt: Die sanitätspoUzeilicbe Massregei der Untersuchung 
des Wassers eines öffentlichen Stromes sei keine ortspolizeiliche Veranstaltung 
irgend eines an diesem Strome belogenen Ortes, und ebensowenig könne die 
Untersuchung des Wasserfiltrats eines Wasserwerks eine ortspolizeiliche Ver¬ 
anstaltung eines Polizeibezirks sein, in welchem das Wasserwerk nicht belegen 
sei. Eventuell gingen die fraglichen Kosten weit über das Notbwendige 
hinaus, die fragliche Massregei habe für die Hälfte der gezahlten Vergütung 
ausgeführt werden können; die Feststellung sei daher event. auf die Hälfte zu 
ermässigen. 

Die Klage ist nicht begründet, zunächst nicht aus dem von ihr an erster 
Stelle vorgesebützten Grunde, dass es sich um eine ortspolizeiliche Anordnung 
nicht — also um eine landespolizeiliche — gehandelt habe. Von welchen 
Grundsätzen bei Beurtheilung der Massnahmen zur Abwehr der Cholera auszu¬ 
gehen ist, um zu dem Ei^ebniss zu gelangen, ob diese Massnahmen als solche 
landespolizeilicher Natur zu kennzeichnen seien, und danach auch die Frage 
wegen Verpflichtung zum Tragen der entstandenen Kosten richtig zu entscheiden 
sei —■ das ist erst in dem Urtheil des Gerichtshofes vom 6. Januar 1894*) im 
Allgemeinen erörtert. Es bleibt danach im Einzelfalie stets zu prüfen, „ob 
bei der betreffenden Massregei das landes- oder ortspolizeiliche Interesse über¬ 
wiegend vorherrscht, und von welcher Behörde sie getroffen ist“. — Allgemeine 
Massnahmen, wie sie in den Zirkular-Erlassen der Minister vom 8. August 1898 
und 19. März 1894 vorgeschrieben sind, werden durch ihre thatsächliche Be¬ 
folgung von Seiten der Polizeibehörden zu polizeilichen Anordnungen, im vor¬ 
liegenden Falle, nach dem objektiven Inhalt der Vorschrift, ganz unbedenklich 
zu 0 r t s polizeilichen Anordnungen. Denn die allgemeine Massnahme, dass „bei 
Zeiten für reines Trink- und Gebrauchswasser gesorgt“ und dass demgemäss 
„sämmtliche grössere Wasser-Filterwerke einer staatlichen Kontrole unter¬ 
worfen“ und ihre Einrichtungen und Ergebnisse der Prüfung nach Massgabe der 
Vorschriften und Grundsätze vom 8. August 1893 und 19. März 1894 unterzogen, 
werden sollen, bat der Natur der Sache nach in erster Linie das gesundheitliche 
Interesse derer im Auge, die sich der Wasserwerke zur Gewinnung reinen Trink- 
nnd Gebrauchswassers bedienen. Das landespolizeiliche Interesse — die Ver¬ 
hütung der Seuche im Inlande von einer Gegend zur anderen — tritt hier 
völlig in den Hintergrund. — Der Versuch der Klägerin, ein 1 a n d e s polizeiliches- 
Interesse nachzuweiseu, ist verfehlt; es handelt sich thatsächlich nicht um die 
Untersuchung des Wassers des Memel Stroms schlechthin — als eines Grenz¬ 
flusses zwischen dem preussischen und dem choleraversenchten rassischen Staate 
— sondern um die Untersuchung des zur Speisung des Tilsiter Wasserwerks 
verwendeten Memel Wassers „vor und nach der Filtration“, nur wegen dieser 


*) S. Beilage zu Nr. 8 der Zeitschrift; 1894, S. 49. 
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Verwendung j^ollen die „Grundsätze“ Auwenduncr finden. — Die AnörJnung ist 
aueh ferner nicht etwa dadurch zu einem lande spolizeilicfaen Akte ge¬ 
worden, dijss sie im Verfolg der \’erfüguiig des Regierungspräsidenten 
(als Organs der Landespolizei) vom 20. April 1894- ergangen ist. Letztere ent¬ 
hält nichts Weiteres, als eine Anweisung der Vorgesetzten LebOrde an die unter¬ 
geordnete, dass den „Grundsätzen“ entsprechend Veranstaltungen getroöen und 
hierbei mit Rü<*ksicht auf die noch immer in dem Nachbarstaate herrschende 
Krankheit mit hooaderer Sorgfalt verfahren werde; durch solche Anweisungen 
werden die demgemäss ergangenen ortspolizeilichen Akte nicht zu solchen der 
Laiidesjmlizei. Die der Verfügung vom 26. April 1894 gemäss getroffenen, nach 
dem Vorstehenden als ortspolizeilic he zu kennzeichnenden Massnahmen 
bezwecken, der Ortspolizei diejenige Kenntniss von der Beschaffenheit nnd den 
Betriebsergehnissen des Tilsiter Wasserwerks zu verschaffen, welche erforderlich 
ist, um sich schlüssig zu machen, ob das letztere ein befriedigendes Filtrat im 
Sinne des §. 1 der (-irundsätze vom 19. März 1894 liefert, oder ob — wenn dies 
nicht der Fall — Veranlassung zu einem sanitätspolizeilichen Einschreiten vor¬ 
liegt; letzteres würde sich nur negativ auf ein Verbot, die Ausschliessung des 
Filtrat-Wassers oder auch des betreffenden, nicht ausreichend fungirenden Filters 
zu richten haben. — Daraus folgt zunächst im Allgemeinen: dass es sich 
lediglich um Untersuchungen handelt, die einen Theil der „unmittelbar ver¬ 
waltenden Thätigkeit“ der Polizeibehörde bilden, deren Kosten daher solche des 
inneren Idenstbetriebes sind, welche dem Träger der Polizeilast obliegen, wie 
andere Kosten der Amtsverwaltuug, z. B. die der Konstatirung einer Epidemie, 
der Untersucliung des Gesundheitszustandes Prostituirter, der Revision der Maasse 
und Gewichte — Kosten, welche, w^enn es sich um eine Königliche Ortspolizei- 
Verwaltung handelte, nach dem Gesetze vom 20. April 1892 dem Staate zur 
Last fallen würden. Die Einziehung solcher Kosten kann nicht durch polizei¬ 
liche Verfügung, sondern lediglich durch Festsetzung der Aufsichtsbehörde und 
nachfolgende Zwangsctaiisirung geschehen, wie dies das Oberverwaltungsgericht 
in Uebereinstimiviung mit der früheren Rechtspreeluing neuerdings in der Ent¬ 
scheidung vom 10. Juli 1894 ausgeführt hat; daher sind auch im vorliegenden 
Falle die Festsetzungs- und die Zwangsetatisirungs-Verfügung vom 15. Mai 
bezw. 4. August 1895 insoweit formell zu Ei cht erfolgt. — Insbesondere stand 
der Polizeibehörde nicht etwa als Drittverpflichteter der Eigenthümer des 
Wasserwerks gegenüber, gegen den sie — v/ie das nach den Vorgängen mehr¬ 
fach angenommen ist — etw^a mit polizeilichen Anordnungen hätte Vorgehen 
können; denn es handelt sich nicht um Beseitigung polizeiwidriger Zustände, zu 
welcher allerdings jeder Eigeutliümer angehalten werden kann, sondern erst um 
die Ermittelung, ob solche vorhanden sind, und die durch diese Ermitte¬ 
lung entstandenen Kosten zu trageu, liegt dem Eigenthümer des Wasserwerks 
gesetzlich nicht ob. — Es kann sich hiernach nur noch fragen, ob die durch die 
ortspolizeilichen Massnahmen der Stadt-Polizciverv/altung zu Tilsit entstandenen 
Kosten ganz oder theilweise gesetzlich der Stadt Tilsit obliegen — was bei der 
auf Grund des §. 19 des Zuständigkeitsgesetzes angestellten Klage vom Ver¬ 
waltungsrichter zu prüfen ist. Diese Frage ist zu bejahen. 

Daraus, dass die ortspolizeiliche Veranstaltung der Untersuchung mit 
Bezug auf das unstreitig ausserhalb des Polizeibezirks der Stadt Tilsit belegene 
Wasserwerk stattgefunden hat, folgt nicht, dass es sich um eine die Stadt Tilsit 
nicht angehende polizeiliche Angelegenheit gehandelt hat. Thatsächlich kommt 
zunächst in Betracht, dass die Untersuchungen des Dr. B., welche dieser im 
Aufträge der Polizei-Verwaltung vorgenomraen, nach den unbestrittenen 
Angaben der Letzteren sich zum grössten Theil innerhalb des Stadtgebiets 
vollzogen haben. Während sich seine Thätigkeit auf dem Wasserwerke selbst 
auf die Entnahme von Wasserproben vor und nach der Filtration beschränkt 
hat, hat er nicht nur solche Proben auch aus dem innerhalb der Stadt befind¬ 
lichen Wasserleitungsrohre entnommen, sondern auch die bakteriologischen Unter¬ 
suchungen und die ganze b er ich tlic he Thätigkeit in der Stadt entwickelt.— 
Allein hiervon abgesehen, ist es keineswegs Voraussetzung des für die Kosten¬ 
frage massgebenden §. 3 des Polizei-Verwaltungsgesetzes vom 11. März 1850, 
dass sich die polizeiliche Thätigkeit (— bezw. die im Aufträge der Polizei 
unternommene) lediglich auf Untersuchungen und Gegenstände innerhalb des 
Polizeibezirks erstrecke; es kommt auf die im Interesse des Polizeibezirks 
und der ihm Angehörigen entwickelte Thätigkeit an; Untersuchungen, Reisen, 
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Einholung von Gutachten u. s. w., die zu diesem Zwecke stattgefunden haben, 
sind auch auf Kosten des Trägers der Folizeikosten überhaupt erfolgt. So im 
vorliegenden Falle, wo die bakteriologischen Untersuchungen von Anfang an 
«usschliesslich zu dem Zwecke stattgefnnden haben, um festzustellen, ob das die 
Stadt Tilsit mit Wasser versorgende Werk ein .sanitätspolizeilich zulässiges 
Wasser liefert oder nicht? — Die Frage der Zuständigkeit der Stadtpolizei- 
Yerwaltung zum Erlass von Anordnungen mit Bezug auf ein ausserhalb des 
Polizeibezirks bclegencs Wasserwerk kann bei der hier zu entscheidenden Kosten¬ 
frage gänzlich auf sich zu beruhen bleiben. Sie möchte vielleicht zu verneinen 
sein, wenn es sich um eingehende Prüfungen des Wasserwerks selbst und seiner 
Einrichtungen nach Maisgabe der „Grundsätze“ vom 19. März 1894 (§§. 7—15) 
gehandelt hätte, zu deren Vornahme der Amtsvorsteher des Amtsbezirks Tilsit- 
Preussen zuständig gewesen wäre, da dann zur Tragung der hierdurch ent¬ 
standenen Kosten wohl auch der Amtsbezirk verpflichtet sein würde. Darum 
handelt es sich hier aber nicht; die Entnahme von Wasserproben aus dem 
Wasserwerke konnte die Stadtpolizeiverwaltung jedenfalls so lange anordnen, als 
die Betriebsleitung nicht widersprach — was sie nicht gethan hat, und wozu 
sie auch umsoweniger Veranlassung hatte, als sie ohnehin der Kontrole des 
Magistrats (durch dessen Vermittelung auch die Polizei sich die Proben auf das 
Leichteste verschaffen konnte) unterworfen war (§. 5 des Vertrages vom 31. Aug. 
1881). — Danach ist die gesetzliche Verpflichtung der Klägerin zur Deckung 
der durch die fragliche ortspolizeiliche Veranstaltung entstandenen Kosten völlig 
begründet. 

Auch bezüglich der Höhe der von der Klägerin geforderten Kosten liegen 
Bedenken nicht vor. Durch die Vertheilung auf die nach der Auffassung 
des Beklagten betheiligten vier Gemeinden bezw. Gutsbezirke ist die Klägerin 
ganz gewiss nicht beschwert und hat sie auch daraus keinen Einwand ent¬ 
nommen. Ueber die von der Klägerin angefochtene Angemessenheit der 
dem Dr. B. zugebilligten Vergütung endlich ist in einem auf Grund des §. 19 
des Zuständigkeitsgesetzes anhängig gemachten Streitverfabren nicht zu befiuden. 


Genehmigung einer Fleischvemichtnngsanstalt auf dem Zentral- 
Schlachthofe in Berlin. Beschluss des Stadtausschusses zu Pots¬ 
dam vom 4. März 1896. 

Die beantragte Anlage wird unter folgenden besonderen Bedingungen für 
zulässig erachtet: 

1. Die Entwendung unbrauchbarer Fleischtheile ist durch entsprechende 
Massregeln vollkommen zu verhindern. Die Arbeitsräume, in denen sich die 
Sterilisatoren befinden, sind möglichst abzuschliessen, und es ist nur mit der 
Bedienung beauftragten, zuverlässigen Arbeitern der Zutritt zu gestatten. 

2. Die Untersuchnng unbrauchbarer Fleischtheile ist so zu beeilen, dass 
sie ohne bemerkenswerthen üblen Geruch in die Vernichtungsanstalt gelangen. 

3. Die Sterilisatoren dürfen nur mit Mantelheizung arbeiten. 

4. Es ist Vorsorge zu treffen, dass am Boden des Sterilisators Stoffe 
nicht anbrennen können. 

5. Das Fleisch muss, ehe es aus dem Sterilisator entnommen wird, bis 
auf die Lufttemperatur des Arbeitsraumes abgekühlt werden, so dass es keine 
Dämpfe mehr entwickelt. 

6. Für den Fall, dass das Verfahren nicht genügt, ist das Königliche 
Polizeipräsidium befugt, von dem Magistrat zu Berlin die Einschaltung eines 
Verbrennungsofens zur besseren Beseitigung der nicht zerstörten Gase zu ver¬ 
langen. Die Gesammtanlage ist so einzurichten, dass diese Einfügung des Ver¬ 
brennungsofens ohne Zeitverlust erfolgen kann. 

7. Die Trockenmaschineu sind durch Isolirmittel so eiuzuhüllen, dass die 
äusseren Wandungen nirgends eine über 40 Grad Celsius hinausgehende Tempe¬ 
ratur zeigen. 

8. Der Trockenmaschinen- und Mühlenraum und der Dampfmaschinen¬ 
raum sind jeder für sich abzuschliesen. 

9. In einem sauberen Theile der Anlage ist ein bequem gelegener Wasch- 
und Ankleideraum, nötbigenfalls auch ein Speiseraum für die Arbeiter einzu¬ 
richten, welche während der kalten Jahreszeit zu heizen sind. Den Arbeitern 
ist ein Arbeitsanzug mit Mütze zu liefern, welcher wöchentlich, nach Bedarf 
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5fter, zu reinigen ist Seife. Handtücher, warmea Was^r und Einrichtungen 
zur Aufbewahrung der mitgebrachtcn Kleider sind zu liefern. Speben hülfen 
in den Arbeitsräumen nicht eingenommen werden; die nothigen Pausen, um die» 
im Speiseraum oder anderweitig zu thuu und sich Torher reinigen zu können^ 
feind den Arbeitern zu gewähren. 

10. Vor den Keiierräomen i«t nc^h ein besonderer, nnmittelbar in’s Freie 
führender Au^^gang anzulegen. Die Treppen find mit Geländern zu Tersehen. 
Der Keller ist, soweit dies noch nicht geschehen, mit einer mindestens 15 cm 
starken Betonsohle zu rersehea. Durch geeignete Isolirmittel ist das Eindringeii 
aufsteigender Erdfeuchtigkeit in die Kellerräame zu Terhindem. 

Vor Inbetriebnahme ist eine bauamtiiehe Besichtigung beim Königlichen 
Polizeipräsidium schriftlich zu beantragen. 

11. Sollte sich ergeben, dass die angewendeteu Mittel nicht genügen, um 
Schädigungen oder Belästigungen der Nachbarn, der Arbeiter oder des Publi¬ 
kums ül>erhaapt zu Terhindem, so ist der Magistrat Ton Berlin yerpflichtet, der¬ 
artige Einrichtungen zu treffen, welche die Uebelstande beseitigen. 

12. Der Schacht, durch welchen nach Seite 10 der Bescli^ibuDg die Luft 
aus den Arbeite- und Maschinenräomen in’s Freie geführt wird, ist mindestens 
35 m hoch zu fuhren. 

13. Der Betrieb der Anlage muss in den Händen des Magistrats zu Beriin 
rerbleiben, eine Verpachtung der Anlage etc. ist ausgeschlossen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A., Könif^eioh Pireiussen. 

Anfhebang der im Geltungsbereich des Rheiniseben Rechts be¬ 
stehenden Vorschriften über die Anknn dignng von Geheimmitteln. 
Gesetz vom 8. Juni 1896. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Prenssen etc. verordnen,, 
mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtages Unserer Monarchie, was folgt: 

§. 1. Die Vorschriften des Art. 36 des Gesetzes vom 21. Germinal XI 
(11. April 1803) und des Gesetzes vom 29. Pluviose XIII (18. Februar 1805) 
über die Ankündigung von Geheimmitteln werden aufgehoben. 

§. 2. Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verl^digung in Kraft. 

Urkundlich unter Unserer Höchteigenhändigen Unterschrift und beige- 
gedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 8. Juni 1896. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst zu Hohenlohe. von Bötticher. Bronsart von SchellendorfL 
Freiherr von Berlepsch. Mignel. Bosse. Frhr. von Hammerstein. 

Schönstedt. Frhr. von der Becke. 


Prüfung der Waagen und Gewichte in den Apotheken. Be¬ 
kanntmachung der Minister der u. s. w. Medizinalangelegen¬ 
heiten (gez. i. Auftr.: v. Bartsch) nnd für Handel n. Gewerbe (gcz. 
i. Vertr.; Lohmann) vom 25. Juni 1896 — M. d. g. A. M. Nr. 11231, 
M. f. H. A. Nr. 2339. — 

In der Bekanntmachung über die Prüfung der Waagen nnd Gewichte in 
den Apotheken vom 10. Juli 1895 (Min.-Bl. 1895, Nr. 8, S. 194) ist die alle zwei 
Jahre zu wiederholende Vorlegung sämmtlicher in der Apotheke und in den 
Geschäftsräumen befindlichen Waagen and Gewichte zur Nachaichnng an das 
nächstgelegene Königl. Aichungsamt vorgesehen. Zur Erleichtemng der den 
Apothekenvorständen hieraus erwachsenden Mühe und Kosten wird gestattet, 
dass die Handelswaagen and Handelsgewichte dem nächstgelegenen Gemeinde- 
Aiebungsamt zur Nachaichnng vorgelegt werden können. Aach ist es znlässigr 
dass diese Nachaichnng in den Bäumen der Apotheken selbst durch den Aich- 
meister des betreffenden Aichamts stattfindet, wofür jedoch ausser der Aichge- 
bühr die Diäten und Beisekosten sowie die Kosten des Transports der zur Ans- 
fühmng der Nachaichnng erforderlichen Hilfsmittel gemäss Ziffer 4 der allge¬ 
meinen Bestimmungen der Aichgebübren - Taxe vom 28. Dezember 1884 zn 
zahlen sind. Im Uebrigen gelten die in der angezogenen Bekanntmachung vom 
10. Juli 1895 erlassenen Bestimmangen. 

Bei der Versendung von Waagen zur Nachaichnng dürfen in keinem Fall 
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solche Theile zurtickgehalten werden, welche Pfannen enthalten. Es sind also 
die Schalen, Gehänge und die Ständer, sofern sie Pfannen tragen, mitzusenden. 
Dagegen sind Stative, welche zum Aufhängen von Waagen dienen, deren Balken 
in einer Scheere spielt, nicht mit vorzulegen, ebensowenig Gegenstände, wie 
Etuis, Pincetten u. s. w. 


Vorschriften betreffend die Abgabe starkwirkender Arzneimittel. 
Bekanntmachung des Ministers dem. s. w. Medizinalangelegen- 
(gez. i. Auftr.: v. Ba rtsch) vom 22. Juni 1896*) — M. Nr. 11255. 

Die Vorschrifun stimmen mit denjenigen des vom Bandesrath ange¬ 
nommenen Entwurfs (s. Beilage zu Nr. 13 der Zeitschrift, S. 109) überein, nur 
§. 7 hat folgende Fassung erhalten: 

§. 7. Homöopathische Zubereitungen und Verdünnungen oder Verreibungen, 
welche über die dritte Dezimalpotenz hinausgeheu, unterliegen den Vorschriften 
der §§. 1—5 nicht. 

Die Abgabe der im §. 1 bezeichneten Arzneimittel hat nur auf Anwei¬ 
sung der vor dem Geltungsbeginn der Gewerbeordnung approbirten Zahnärzte 
und der Wundärzte zu erfolgen und finden auf solche Anweisungen die Bestim¬ 
mungen der §§. 1—5 ebenfalls Anwendung. 


Hebammentaxe und Hebammenpfuseberei. Verfügung des 
König). Regierungspräsidenten in Bromberg vom 15. Mai 1896 
an sämmtliche Landräthe und Kreismedizinalbeamtcn. 

Ich mache ergebenst darauf aufmerksam, dass in dem Amtsblattc die 
Taxe für die Bezirkshebammen veröffentlicht ist, und ersnehe, sie in den dortigen 
öffentlichen zur Verfügung stehenden Blättern nicht direkt abzudmeken, sondern 
nur das Publikum darauf hinzuweisen, dass die neue Taxe vom 13. Mai 1896 
in dem hiesigen Regierungs - Amtsblatte veröffentlicht ist. Dabei empfiehlt cs 
sich, darauf aufmerksam zu machen, dass diese Taxe nur für Bezirkshebammeu 
und in Ermangelung besonderer Verabredung gelten soll —, dass dagegen die 
freipraktizirenden Hebammen, da sie keine Besoldung erhalten, auch keine kosten¬ 
lose Ansbildung genossen haben, nicht an diese Taxe gebunden sind. Immerhin 
wird aber diese Taxe auch für Bemessung ihrer Ansprüche einen gewissen 
Anhalt geben, der bisher auch von den Gerichten beachtet ist. 

Ferner ersuche ich, den untergeordneten Polizeibehörden die Polizeiverord¬ 
nung vom 28. Januar 1886, betr. das Verbot der nicht gewerbsmässigen Aus¬ 
übung geburtshülflicher Thätigkeit, (Amtsblatt Nr. 7, Seite 43) in Erinnerung 
zu bringen und eine strenge Beachtung derselben anzuordnen. Denn nach den 
Zusammenstellungen der Kreisphysiker über die von den Hebammen geleiteten 
Geburten, macht die Zahl der nicht von Hebammen, also vermuthlich von 
Pfuscherinnen, geleiteten Geburten zwischen 3ü bis 60 Prozent sämmtlicher 
Geburten ans. Es scheinen daher die Ortspolizeibehörden obige Polizeiverordnnng 
zur Verhütung der Hebammenpfuscherei nicht genügend zu beachten und die 
für nicht als Hebammen ansgebildetcn und geprüften Frauen zngelassenen Aus¬ 
nahme einer Geburtsleitnng im Falle der Noth ungebührlich weit ausgedehnt 
zu haben. 

An sämmtliche Herren Landräthe u. s. w. 

Abschrift erfolgt anbei zur Kenntuissnahme und Mittheilnng an die 
Hebammen des Kreises bei sich darbietender Gelegenheit, eventuell bei den 
Nachprüfungen. 

Gleichzeitig ersuche ich ergebenst, den Hebammen von der Verurtbeilnng 
der frei praktizirenden Hebamme M. zu I. wegen Verlassene einer Gebärenden 
in Lebensgefahr Mittheilnng zu machen und eine entsprechende Belehrung daran 
zu knüpfen. Eine frei praktizirende Hebamme, auch wenn sie als Hebamme 
vereidigt ist, ist zwar nicht verpfiiehtet, jedem Ruf zur Hülfelcistung bei einer 
Geburt nachzukommen; allein wenn sie zu einer Gebärenden gegangen ist und 
damit die Uebernahme der Geburtsleitnng angetreten bat, ist sie wie die Be¬ 
zirkshebamme verpflichtet, ihre Hülfe naeh der Instruktion für Hebammen zu 
leisten. Entgegen dem §. 5 dieser Instruktion (Hebammenlehibuch Seite 263) batte 


*) Im Königreich Sachsen sind die Vorschriften durch Verordnung 
vom 5. Juni 1896 erlassen. 
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aber die genannte frei praktizirende Hebamme eine in Kindesnöthen befindliche 
Frau verlassen, um einer anderen ihrer Geburt entgegensehenden Frau beizu- 
^tehen. Sie wurde deshalb vom Königl. Amtsgerichte Inowrazlaw wegen TJeber- 
tretung der Regierungs-Polizei-Verordnung vom 29. Dezember 1883 bezw. vom 

1. April 1894 bestraft. Die dagegen eingelegte Revision wurde von der Straf¬ 
kammer bei dem Königlichen Amtsgericht zu Inowrazlaw wie auch unterm 
16. Januar d. J. von dem Strafsenat des Königlichen Kammergerichts zu Berlin, 
also endgültig, zurückgewiesen.*) 

Taxe für die Bezirkshebammen. 

Mit Genehmigung des Herrn Ministers der geistlichen, Unterrichts- und 
Medizinal-Angelegenheiten wird hiermit festgesetzt, dass in Ermangelung be¬ 
sonderer Verabredungen die Bezirkshebammen für ihre Verrichtungen nach Mass- 
gabe folgender Taxe zu bezahlen sind: 

1. Für eine leichte und natürliche Entbindung von einer reifen oder un¬ 
reifen Frucht oder einer Mole nebst 2 Besuchen der Wöchnerin und deren 
und des Kindes Bedienung: 3 bis 10 Mark oder ohne die 2 Besuche 2,50 
bis 9 Mark. 

2. Für eine Zwillingsgcburt einschliesslich der beiden Besuche (vergl. 1): 
4 bis 12 Mark oder ohne die beiden Besuche 3,50 bis 11 Mark. 

3. Für eine verzögerte Geburt, wobei die Hebamme Tag und Nacht zu¬ 
gebracht hat oder für eine schwierige Geburt einschliesslich etwaiger Kunsthülfe 
seitens der Hebamme nebst 2 Besuchen (vergl. 1): 5 bis 12 Mark oder ohne die 
beiden Besuche 4,50 bis 11 Mark. 

4. Für einen Wochen- oder sonst verlangten Besuch mit Einschluss der 
dabei vorgenomraenen kleinen geburtshülf liehen oder chirurgischen Hülfeleistungen: 
0,30 bis 1 Mark. 

5. Für einen solchen Besuch zur Nachtzeit (zwischen 10 Uhr Abends und 

4 Uhr Morgens): 0,75 bis 1,50 Mark. 

6. Für eine Aufsuchung der Hebamme in ihrer Wohnung einschliesslich 
der Rathsertheilung und der dabei vorgenommenen Verrichtungen: 30 bis 75 Pfg. 

7. Bei geburtshülf liehen Verrichtungen ausserhalb ihres Wohnortes und 
zwar in mehr als 2 km Entfernung hat die Bezirkshebamme Anspruch, sowohl 
für die Hinfahrt, als auch für die Rückfahrt, auf freies Fuhrwerk. — Legt sie 
diese Reisen zu Fuss zurück, so hat sie Anspruch an 20 Pfennige für jedes 
ganze oder angefangene und zurückgelegte Kilometer, jedoch in der Nacht oder 
bei schlechtem Wetter und Weg 40 Pfennige.^) 

Entsteht durch Versagung von Fuhrwerk zur Heimkehr der Hebamme 
ein erheblicher Zeitverlust, so hat sie ausserdem Anspruch auf Entschädigung 
für Zeitversäumniss und Ersatz für eventuell entgangenen Verdienst in Höhe 
von 2 bis 3 Mark. 

8) Für das künstliche Abnehmen des Harns mit dem Katheter ausser im 
Laufe der Entbindung einschliesslich des Besuchs: 30 bis 75 Pfennige. 

9) Für das Setzen eines Klystiers ausser im Laufe einer Entbindung ein¬ 
schliesslich des Besuches: 40 bis 75 Pfennige. 

10. Für das Schröpfen und Ansetzen von Schröpfköpfen: für jeden Kopf 

5 bis 10 Pfennige, mindestens jedoch 50 Pfennige, einschliesslich des Besuches 
resp. der Aufsuchung der Hebamme (vergl. Nr. 6). 

11. Für das Setzen von Blutegeln einschliesslich des Besuches resp. des 
Aufsuchens der Hebamme in ihrer Wohnung und des Stillens der Nachblutung: 
0,50 bis 1,50 Mark. 

Ortsarrae hat die Bezirkshebamme unentgeltlich zu entbinden und zu 
besuchen. 

Die Hebamme ist bereehtigt, sich die verauslagten Kosten für das bei 
der Entbindung verbrauchte Desinfektionsmittel zurückerstatten zu lassen. 

12. Welcher von den verschiedenen möglichen Sätzen innerhalb der vor¬ 
gesehenen Grenzen zu gelten hat, hängt von der Vermögenslage und Stellung 
des Zahlungsj)fUchtigen, sowie von der Grösse des Wohnortes und von den zu- 
rückgclegten Entfernungen ab. Boi wenig bemittelten Personen, wie Knechten 

*) Siehe S. 12l dieser Beilage. 

2) In den Kreisen Inowrazlaw und Strelno ist den Gemeinden und Guts¬ 
verbänden durch Kreistagsbeschluss die Verpflichtung auferlegt, bei unbemittelten 
Personen das Fuhrwerk zu stellen bezw. die Entschädigung dafür zu zahlen. 
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nnd Tagelöhnern, sowie in den Fällen, wo die Kosten ans öffentlichen Fonds 
oder Krankenkassen bestritten werden, ist stets der niedrigste .Satz anzuwenden. 

Die Taxe tritt am 1. Jnni 1896 in Kraft nnd die Taxe vom 31. Oktober 
1871 (Amtsblatt 1871 Nr. 47 Beiblatt) an demselben Tage ansser Kraft. 


Ueberwaclmng des Haltekinderwesens. Polizeiverordnnng des 
Königl. Regierungspräsidenten in Schleswig vom 17. Mai 1896. 

§. 1. Personen, welche gegen Entgelt von den Eltern getrennt unterzn- 
bringende, noch nicht schulpflichtige Kinder in Kost und Pflege nehmen wollen, 
bedürfen dazu einer schriftlichen, widerruflich zu ertheilenden Erlanbniss ihrer 
Ortspolizeibehörde. 

§. 2. Die Erlanbniss muss bei einem etwaigen Wohnungswechsel aufs 
Neue nachgesncht werden. 

§. 3. Den Organen der Polizeiverwaltung und der Armenpflege, dem 
Kreisphysikns, den Mitgliedern des Gemeindevorstandes, den Kommunal- und 
Polizeiaufsichtsbeamten, den Waisenräthen und dem Vormunde, sowie sonstigen 
von der Ortspolizeibehörde beauftragten, mit einer Legitimationskarte versehenen 
Personen ist von den Kostgebern der Zutritt zu ihren Wohnungen zu gestatten, 
ihnen auf alle die Pflegekinder betreffenden Fragen wahrheitsgetreue Auskunft 
zu ertbeilen uud ihren Rathschlägen nnd Anordnungen über die Behandlung 
nnd Erziehung der Kinder Folge zu leisten. Auch sind auf Verlangen die 
Kinder vorzuzcigen. 

§. 4. Die einzelnen in Pflege zu nehmenden Kinder sind von den Kost- 
gebem binnen 3 Tagen der Ortspolizeibehörde anzumelden und, wenn das Kost- 
verhältniss, sei es durch Lösung der Vereinbarung, sei es in Folge Ablebens des 
Kindes aufhört, binnen 24 Stunden abznmelden. 

In ersterem Falle ist Uber den Verbleib des Kindes Mittheilung zu machen, 
in letzterem ist der Polizeibehörde die ärztliche Todesbescheinignng vorzulegen. 

Wenn in dem Hause der Kosteltern ansteckende Krankheiten ausbrechen, 
oder wenn das Kostkind ernsthaft erkrankt zu sein scheint, haben die Kost¬ 
eltern hiervon Anzeige bei der Ortspolizeibehörde zu machen. 

§. 5. Bei den Anmeldungen sind der Name des Kindes, Ort und Tag 
seiner Geburt, Name und Wohnung der Eltern anzuzeigen, bei unehelichen 
Kindern die Geburtsurkunde, ein ärztlicher Schein über die Gesundheit des Kindes, 
der Nachweis über die Wohnung der Mutter und des Vormundes vorzulegen. 

§. 6. Die Uebertretung der gegebenen Vorschriften wird mit Geldstrafe 
bis zu 30 Mark, im Unvermögensfalle mit entsprechender Haft bestraft. 


B. König^reioli "Wiirttenibex'g. 

Entmündigung von Geisteskranken. V erfügung der Ministerien 
der Justiz und des Innern vom 14. April 1896. 

In §. 35 der Dienstvorschriften für die Staatsanwaltschaften vom 30. Sep¬ 
tember 1879 (Neue Justizgesetzgebung des Königreichs Württemberg. Bd. VI, 
S. 910) ist angeordnet, dass die Staatsanwaltschaft von den ihr durch die §§. 695 ff. 
der Zivilprozessordnung für Entmündigungssachen eingeräumten Befugnissen 
jedenfalls dann Gebrauch zu machen nicht unterlassen solle, wenn dies im öffent¬ 
lichen Interesse liegt. 

Mit Allerhöchster Genehmigung Seiner Königlichen Majestät wird nun 
behufs Erläuterung und Ergänzung dieser Bestimmung Nachstehendes verfügt: 

1. Die Staatsanwaltschaft wird zur Stellung eines Antrags auf Ent¬ 
mündigung wegen Geisteskrankheit insbesondere dann schreiten, wenn dies vom 
Standpunkte der vormundschaftlichen Rechtsfürsorge aus erforderlich erscheint. 

Pflicht der Vormundschaftsbehörde ist es, darüber zu wachen, dass nicht 
die hülflose Lage eines Geisteskranken zur Schädigung seines persönlichen und 
vermögensrechtlichen Wohls missbraucht wird. Wo irgend ein solcher Schutz 
des Geisteskranken erforderlich erscheint, hat die zuständige Vormundschafts¬ 
behörde, sofern eine solche innerhalb des Landes vorhanden ist, der Staats¬ 
anwaltschaft (§. 595 Abs. 2 vergl. mit §. 594 der Zivilprozessordnung) Anzeige 
zu erstatten, damit geeigneten Falls eine Entmündigung eiugeleitet wird. 

2. Um den Vormundschaftsbehörden die Erfüllung der ihnen obliegenden 
Pflicht zu erleichtern, werden die Ortsvorsteher angewiesen, gleichzeitig mit den 
von ihnen gemäss den Verfügungen des Ministeriums des Innern vom 15. Juli 
1836, Reg.-Blatt S. 279, uud vom 4. Juli 1872, Reg.-Blatt S. 237, an das Ober- 
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amt za erstattenden Anzeigen über die za ihrer Eenntniss kommenden Fülle 
Ton Geisteskrankheit anch, sofern dies nicht schon geschehen ist, die zuständige 
Yormandscbaftsbehörde des Landes entsprechend zu verständigen. 

Weiterhin werden die Gemeinderäthe angewiesen, dann, wenn sie sich 
nach den bestehenden Vorschriften (vergl. Zi£F. I §. 15, 2, §. 16 Abs. 3 der Ver- 
fttgnng des Ministeriums des Innern vom 5. November 1894, Beg.-Blatt S. 311, 
und §. 2 Ziff. 2 der Verfügung des Ministeriums des Innern vom 7. November 
1894, Reg.-Blatt S. 315) über die Frage der Verbringung eines Kranken in 
eine Irrenanstalt zu äussern haben, zutreffenden Falls weiterhin in ihrer Eigen¬ 
schaft als Vormnndschaftsbebörde die erforderliche Prnfong der Sache eintreten 
zu lassen, bezw. die spätere Prüfung der Sache vorznmerken. Untersteht der 
Kranke aber einer anderen Vormun^haftsbehörde des Landes (weil sein Wohn¬ 
sitz im rechtlichen Sinn anderswo gelegen ist etc. oder weil er zu den Exemten 
gehört), so liegt es in der Aufgabe des Gemeinderatbs des bisherigen Wohnorts 
(Aufenthaltsorts), jener anderweitigen Vormnndschaftsbebörde die erforderliche 
Mittheilung zu machen. 

Endlich werden die staatsanw«dtlicben Behörden hiermit beauftragt, dann, 
wenn in einer Strafsache wegen Geisteskrankheit des Beschuldigten zur Zeit der 
Verübung der That das Ermitteiungsverfahren eingestellt oder von der Ein¬ 
leitung desselben von vornherein abgestanden bezw. der Beschuldigte vom Gericht 
ausser Verfolgung gesetzt oder freigesprochen wird, oder wenn wegen einer 
nach Verübung der That eingetretenen Geisteskrankheit gemäss §. 203 der 
Strafprozessordnung vorläufige Einstellung des Verfahrens erfolgt, die zuständige 
Vormundschaftsbehörde von dem betreffenden Beschlüsse in Kenntniss zu setzen 
falls nicht angenommen werden muss, dass der Vormundschaftsbehörde die Geistes’ 
krankheit bereits bekannt ist. 

3. Seitens der betheiligten Behörden ist übrigens darauf Bedacht zu 
nehmen, dass überflüssige, verfrühte oder ungeeignete, insbesondere eine be¬ 
ginnende Genesung störende Entmündigungsanträge vermieden werden. 

Bei unheilbaren Geisteskranken, welche sich im Zustande vorgeschrittener 
Verblödung befinden und kein Vermögen besitzen, wird für die Regel, ins¬ 
besondere so lange nicht die Aufstellung eines Vertreters ans irgend einem 
Grunde z. B. zur Vornahme einer Rechtshandlung erforderlich ist, eine Ent¬ 
mündigung überhaupt unterbleiben können. Letzteres wird anch dann der Fall 
sein, wenn der Kranke bereits einen gesetzlichen Vertreter, wie z. B. eine geistes¬ 
kranke Ehefrau in der Person ihres Ehemannes hat, welcher die Interessen des 
Kranken entsprechend wahrnimmt. 

Aber auch abgesehen hiervon wird nicht jede leichtere geistige Störung 
sofort die Einleitung eines Entmündigungsverfahrens rechtfertigen. Stets wird 
mit besonderer Vorsicht vorgegangen werden müssen, so lange noch Aussicht 
auf Heilung oder wesentliche Besserung vorhanden ist. Die verfrühte Durch¬ 
führung eines Entmündigungsverfahrens kann, ganz abgesehen von dem Kosten¬ 
punkt, den Kranken nach eingetretener Genesung in seiner beruflichen und 
gesellschaftlichen Stellung empfindlich schädigen, wie auch unter Umständen 
die mit dem Entmündigungsverfahren verknüpfte amtliche Untersuchung in das 
Heilverfahren schädigend eingreifen würde. 

Anch wird darauf hingewiesen, dass einem Entmündigungsantrag des 
Ehegatten oder eines Verwandten im Zweifel der Vorzug vor dem Entmündignngs- 
antrage der Staatsanwaltschaft zu geben ist, und dass den Vormnndschafts- 
behörden und Staatsanwaltschaften anheimgestellt wird, zunächst mit den in 
§. 595 Abs. 1 der Zivilprozessordnung genannten Personen wegen der etwaigen 
Stellung eines Entmttndigungsantrages in Verbindung zu treten. 

4. Die Amtsgerichte werden beauftragt, die ihnen unterstellten Vormund¬ 
schaftsbehörden in Absicht auf die Erfüllung der ihnen nach Massgabe der 
Ziff. 1—3 obliegenden Pflichten zu überwachen. 

5. Bezüglich des Zustandes der in Staats- und Privatirrenanstalten unter- 
gebrachten Personen sind die Vorstände dieser Anstalten angewiesen, den Vor- 
mnndsebaftsbehörden und Staatsanwaltschaften in den fragllichen Angelegen¬ 
heiten unentgeltlich Auskunft zu ertheileu. 

6. Die Verfügung der Ministerien der Justiz und des Innern vom 9. Juli 

1836, betr. die Kuratelbestellung für Geisteskranke, welche einer Staatsirren- 
anstalt anvertraut werden. Reg.-Blatt S. 277, wird hiermit aufgehoben. _ 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

ff 0. 0. Bmnt. Baelidniokerei l[ind«|t; 
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Rechtsprechung. 

Ansgaben för Fachliteratnr nnd Kleiderabnntznng können bei 
der Berechnnng der Einkommenstener des Arztes nicht abgezogen 
werden. Unheil des Oberverwaltungsgerichts (VL Senats) vom 
16. November 1895. (VI. 9/95.) 

Was den Abzug für schnellere Abnutzung der Kleidung etc. des Zensiten 
aulangt, so ist die Bekleidung keineswegs unter die Gegenstände (Gebäude, 
Maschinen, Betriebsgeräthschaften etc.) zu rechnen, für deren Abnutzung gemäss 
§. 9, I 5 des Einkommensteuergesetzes ein Abzug gestattet ist. Im Allgemeinen 
worden die dadurch verursachten Kosten keineswegs unmittelbar zur Erwerbung 
Sicherung und Erhaltung des ärztlichen Einkommens verwendet. §. 9, I 1 des 
Einkommensteuergesetzes, und dass die hier fraglichen Kleidungsstücke bezw. 
die Kosten dafür etwa ausnahmsweise speziell zu seiner Berufsthätigkeit ge¬ 
braucht werden, hat der Steuerpflichtige nicht dargethan. Der geltend gemachte 
Abzug erscheint daher unzulässig. Der gleiche Ablehnungsgrund trifft auch be¬ 
züglich der Ausgabe für die Fachliteratnr zu. Sie dient der Regel nach gleich¬ 
falls nicht unmittelbar zur Erwerbung, Sicherung und Erhaltung des ärztlichen 
Einkommens, vielmehr nur dazu, den Arzt im Allgemeinen auf der Höhe der 
neuesten wissenschaftlichen Forschungen zu erhalten, seine Kenntnisse zu be¬ 
reichern und ihn zu befähigen, gegebenen Falls die neu erfundenen Heilmethoden 
zur Anwendung zu bringen u. s. w. Ausgaben für die Fachliteratur beziehen 
sich daher regelmässig nur auf den ärztlichen Beruf als Einkommensquelle. Ein 
Abzug dafür kann den Aerzten deshalb ebensowenig zugestanden werden als 
für Reisen zu medizinischen Versammlungen und dergl.“ ’ 


Bei Berechnung der Entfernungen gilt nicht der Bahnhof, sondern 
die Ortsgrenze des Stationsurtes als Ausgangspunkt der Reise auf 
Landwegen. Entscheidung des Landgerichts in Bochum (Straf¬ 
senat I) vom 27. Juni 1896. 

Durch den genannten Beschluss sind dem Beschwerdeführer von seiner 
34,32 Mark betragenden Liquidation für eine Leichenöffnung im Maschinenhause 
der Zeche General Blumenthal bei Recklinghausen 8 Mark abgestrichen worden 
welche er für den Landweg vom Bahnhofe Recklinghausen bis zum Maschinen¬ 
hause liquidirt hat. Beschwerdeführer greift diesen Abstrich mit der Be¬ 
gründung an: Bei der seiner Liquidation zu Grunde zu lebenden Berechnung 
kommen lediglich der Bahnhof Recklinghausen, auf dem er angekommen sei, 
als Ausgangspunkt des Landweges, und das Maschinenbaus auf Zeche General 
Blumenthal, in welchem die Obduktion stattfand, als Endpunkt des Landweges 
in Betracht. Diese Entfernung betrage aber 2,3 km, was eine Auskunft des 
Katasteramtes in Recklinghausen bestätigen werde. 

Der Beschwerde war der Erfolg zu versagen, denn der Bahnhof Reck¬ 
linghausen ist mit der Stadt Recklinghausen und dem Maschinenhause auf der 
bei Recklinghausen belegenen Zeche General Blumenthal als ein Gesammtort 
im Sinne des Staatsministerialbcschlusses vom 13. Mai 1884 (Justizministerial¬ 
blatt S. 104 ff.), welcher auch für die Medizinal beamten massgebend ist anzu¬ 
sehen. Für diesen Fall erklärt aber eine Verfügung des Herrn Justizministers 
vom 28. Mai 1892 die Liquidirung von Tagegeldern und Reisekosten für unzu¬ 
lässig, da bei Dienstreisen ausserhalb des Gesammtortes die Entfernung nur von 
der in der Richtung des Reiseortes liegenden Grenze des Gesammtortes 
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zu rechnen ist. Dieses gilt im vorliegenden Falle, insbesondere auch fttr den 
Bäckweg des Beschwerdeführers nach Dorsten. 

Ueber die Kosten war nach §. 505 H. P. 0. wie geschehen, zn ent¬ 
scheiden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Deutsolies Reioli. 

Kresolaeifenldsnng (Liquor Cresoli saponatus). Bundschreihen 
des Beichskanzlers vom 7. Juli 1896 an sämmtliche Bnndesregiemngen. 

Dem.beehre ich mich mit Bezugnahme auf mein Bandschreiben 

vom 8. Febmar v. J. — I. 607 —, betreffend den Nachtrag zum Arzneibuch 
für das Deutsche Beich (dritte Ausgabe), anbei einen Abdruck der in dem 
Bechtsstreite gegen die Firma Schälke & Mayr in Hamburg wegen Nichtig¬ 
erklärung ihres Lysolpatentes ergangenen Entscheidungen des Kaiserlichen 
Patentamts vom 27. Juni v. J. und des Beichsgerichts vom 22. April d. J. zur 
gefälligen Kenntnissnahme ergebenst zu übersenden. 

Durch das in Folge Verwerfung der gegnerischen Berufung nunmehr 
rechtskräftig gewordene Urtbeil des Fatentsamts vom 27. Juni v. J. ist das 
Lysolpatent Nr. 52129 theilweise vernichtet, indem im Patentanspruch 1 hinter 
dem Worte „Theeröle“ eingeschaltet ist „mit Ausnahme der in Natronlauge lös¬ 
lichen Phenole (Kresole)“. Es ist hiermit das Verfahren, die Kresole mittels 
Seife oder deren Komponenten (Fett und Alkali) wasserlöslich zu machen, um 
auf diese Weise ein wirksames und billiges Desinfektionsmittel zu erhalten, 
als nicht-patentfähig anerkannt. Zu diesen Kresolen gehört auch das im Nach¬ 
trag zur dritten Ausgabe des deutschen Arzneibuchs als „Bohkresol — Cresolnm 
crudum" beschriebene Präparat, welches im Handel bisher meist als „lOOpro- 
zentige Karbolsäure" bezeichnet wurde. Demgemäss werden nunmehr die Apo¬ 
theker, die in dem Nachtrag zum Arzneibuch enthaltene „Kresolseifenlösung 
(Liquor Cresoli saponatus)", deren Herstellungsweise in den Bahmen des vom 
Patentschutz ansgenommenen Verfahrens fällt, ohne die Gefahr einer Patent- 
verletznng selbst herstellen können. 

Dem .... darf ich eine entsprechende Verständigung der an dem Ans¬ 
gange des Bechtsstreites interessirten Kreise im dortseitigen Staatsgebiet er¬ 
gebenst anheimstellen. _ 


B. König^irelcli. Freussen. 

Polizeiliche Ueberwachnng der sogenannten Ziehkinder. Bund- 
erlass der Minister des Innern und der u. s. w. Medizinalange¬ 
legenheiten vom 20. März 1896. 

Aus den auf die Bundverfügung vom 26. Juni v. J. erstatteten Berichten 
haben wir ersehen, dass die polizeiliche Ueberwachung der sogenannten Zieh¬ 
kinder in fast allen Landestbeilen durch Polizeiverordnungen geregelt ist, die 
als Altersgrenze für die Ueberwachung den Abschluss des sechsten Lebensjahres 
festsetzen. Nach wiederholter Erwägung vermögen wir in Uebereinstimmung 
mit der in der Mehrzahl der Berichte vertretenen Auffassung ein Bedürfniss, 
die Altersgrenze weiter hinaufzusetzen, nicht anzuerkennen und bestimmen des¬ 
halb hiermit, dass es bei jenen Vorschriften zu bewenden hat. Mit der Voll¬ 
endung des sechsten Lebensjahres pflegt der Schulbesuch zu beginnen und von 
diesem Zeitpunkt ab werden an Stelle der Polizei die Lehrer die Ueberwachung 
der Ziehkinder ausznüben haben. Ist das Kind körperlich oder geistig verwahr¬ 
lost, so kann das den Lehrern hei einiger Aufmerksamkeit nicht verborgen 
bleiben und diese sind alsdann verpflichtet, sich die Abstellung des Uebelstandes 
angelegen sein zu lassen. Sollten sie hierzu nicht selbst im Stande sein oder 
sollte ihre persönliche Einwirkung auf die Pflegeeltern zu keinem Erfolge führen, 
so haben sie die Vernachlässigung dem Vormunde, dem Waisenrathe oder der 
Polizeibehörde anzuzeigeu, damit von dort aus Abhilfe geschafft werde. Uebrigens 
werden in der Begel Vormünder und Waisenräthe schon aus eigenem Antriebe 
den schulpflichtigen Ziehkindern erhöhte Aufmerksamkeit zuwenden und sie vor 
Vemachlässigimg wirksam zu schützen suchen. 
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Dagegen werden diejenigen Kinder einer weiteren unmittelbaren Fürsorge 
von Seiten der Polizei bedürfen, welche noch nach vollendetem sechsten Lebens¬ 
jahre wegen körperlicher oder geistiger Mangel vom Schnlbesnche befreit sind 
und mithin falls die polizeiliche Ueberwachung mit diesem Zeitpunkte aufhören 
sollte, dann einer behördlichen Aufsicht überhaupt entbehren werden. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir daher ergebenst, die Polizeiver- 
waltnngen Ihres Bezirks gefälligst anzuweisen, diesen Kindern ihre Aufmerk¬ 
samkeit so lange zuzuwenden, bis durch die Aufnahme in der Schule oder durch 
auderweite Umstände die polizeiliche Ueberwachung entbehrlich wird. 


Bernfspflichten der Hebammen. Polizeiverordnung des Königl. 
Regierungspräsidenten in Sigmaringen vom 12. Mai 1896. 

§. 1. Jede Hebamme hat sich vor Beginn ihres Bewerbes bei dem 
Königlichen Oberamtsphysikus unter Vorlegung des Prüfungszengnisses, der er¬ 
forderlichen Instrumente und Geräthe, des Tagebuchs und des gültigen Preuss. 
Hebammen-Lehrbuchs, sowie unter Angabe ilues Wohnortes xmd ihrer übrigen 
Verhältnisse zu melden. 

§. 2. Desgleichen ist sie verpflichtet, den Wechsel des Wohnorts, die 
Aufgabe ihrer Stellung als Gemeindehebamme oder ihres Gewerbes, gegebenen 
Falles unter Angabe des nengewäblten Wohnortes ungesäumt, spätestens inner¬ 
halb 8 Tagen nach Eintritt des Vorkommnisses, mündlich oder schriftlich dem 
Oberamtsphysikus anzuzeigen. 

§. 8. Bei der Ausübung ihres Berufes hat sich jede Hebamme genau 
nach dem gültigen Preussischen Hebammen-Lehrbuch und den für sie erlassenen 
Instruktionen, Polizei-Verordnungen u. s. w. zu richten. 

Im Besonderen ist sie verpflichtet: 

1) Jeden in Ausübung des Berufes zu ihrer Kenntniss kommenden Krank¬ 
heitsfall von Kindbettfieber, Gebärmutter- oder Unterleibs-Entzündung, 
sowie jeden den Verdacht einer dieser Krankheit erregenden Krank¬ 
heitsfall, 

ferner jeden in ihrem Beruf vorkommenden Todesfall einer Gebärenden 
oder Wöchnerin dem Oberamtsphysikus innerhalb 24 Stunden schriftlich 
oder mündlich anzuzeigen, sofort Verhaltungsmassregeln von ihm einzu¬ 
holen und vor deren Empfange sich jeder beruflichen Thätigkeit bei Ge¬ 
bärenden oder Wöchnerinnen zu enthalten; 

2) allen sonstigen auf die Ausübung ihres Berufes sich beziehenden Anord¬ 
nungen des Oberamtsphysikus pünktlich nachzukommen. 

§. 4. Die am Sitz des Oberamtsphysikus wohnenden Hebammen sind ver¬ 
pflichtet, die im §. 3 genannten Anzeigen mündlich zu erstatten, auch die noth- 
wendigen Verhaltungsmassregeln persönlich einzuholen. 

§. 5. 1) Jede berufsausübende Hebamme hat ein Tagebuch nach dem 
auf Seite 273 des Preussischen Hebammen-Lehrbuches von 1892 vorgescbriebenen 
Muster zu führen, und in dieses jede von ihr besorgte Entbindung unter sorg¬ 
fältigster Ausfüllung der in ihm enthaltenen Spalten alsbald, spätestens inner¬ 
halb 10 Tagen einzuschreiben. 

War bei einer Geburt künstliche Hülfe nöthig, so bat die Hebamme dem 
betreffenden Arzte das Tagebuch behufs Ausfüllung der Spalte 5 und Eintragung 
eines Vermerkes über ihr Verhalten in Spalte 13 Wdthunlichst vorzulegen. 

2) Ferner hat sie dem Oberamtsphysikus in der ersten Hälfte des Januar, 
April, Juli und Oktober je eine auf Grund des Tagebuchs angefertigte Liste 
aller von ihr im Laufe des verflossenen Vierteljahres besorgten Geburten durch 
Vermittlung der Ortspolizeibehörde, nach erfolgter Beglaabigung durch das be¬ 
treffende Standesamt zu überliefern. Mit der in der ersten Hälfte des Januar 
zu überliefernden vierteljährlichen Geburtenliste ist gleichzeitig dem ge¬ 
nannten Medizinalbeamten das Tagebuch zur Revision einzureichen. 

Die am Sitz des Oberamtsphysikus wohnenden Hebammen haben die be¬ 
glaubigten vierteljährlichen Geburtslisten bezw. das Tagebuch persönlich vor- 
zulegen. 

§. 6. 1) Jede berufausübende Hebamme muss fm Besitz der vorge¬ 
scbriebenen, in gutem Zustande zu erhaltenden Instrumente, Geräthe, Arznei- 
und Desinfektionsmittel sammt des Geräthebehälters, sowie des gültigen Preuss. 
Hebammen - Lehrbuches und der für sie erlassenen Instruktionen, Polizei-Ver- 
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Ordnungen u. s. w. sun und dieselben bei der Ausübung ihrer Beruftsthätigkeit 
stets bei sich führen. 

2) Der Bezug der Arznei- und Desinfektionsmittel auf Gemeindcrechnnng 
darf seitens der Hebammen nur auf Grund einer yon dem Obcramtsphysikns 
auszustellenden, jährlich zu erneuernden schriftlichen Anweisung erfolgen. 

3) Desgleichen sind die erforderlichen Anträge der Hebammen auf Neu¬ 
beschaffung oder Ergänzung von Instrumenten, Geräthen etc. au den Oberamts- 
phjsikus zu richten. 

§. 7. Jede berufausübende Hebamme ist verpflichtet, alle drei Jahre sich 
vor dem Obcramtsphysikns einer Nachprüfung und bei deren Nichtbestehen jedes 
Vierteljahr bis zur Erfüllung der gestellten Anforderungen einer abermaligen 
Nachprüfung zu unterziehen. 

Zn den festgesetzten Nnchprüfungsterminen haben die vorgcladenen Heb¬ 
ammen sich unter Mitbringnng der im §. 6, Abs. 1 genannten Gegenstände 
pünktlich einznfinden, in Behindernngsfälleu aber ihr Ausbleiben unter Vorlage 
einer dieses begründenden Bescheinigung der Ortspolizeibehörde dem Oberamts- 
pbysikus rechtzeitig anzuzeigen, sowie einer erneuten Vorladung zur Nachprüfung 
Folge zu leisten. 

§. 8. Wenn eine Hebamme, ausser in Ausübung ihres Berufes, sich auf 
länger als 24 Stunden von ihrem Wohnsitze zu entfernen beabsichtigt, so hat 
sie solches vorher dem Oberamtsphysikus anznzeigen, zu einer mehr als drei¬ 
tägigen Abwesenheit aber von ihm Urlaub nachzusuchen.. 

§. 9. Die in den Grenzbezirken der dem Regierungsbezirk benachbarten 
Bundesstaaten wohnenden, auf Preussiscbem Gebiete ihre Berufsthätigkeii aus¬ 
übenden Hebammen haben sich vor Beginn ihres Gewerbes bei dem zuständigen 
Oberamtsphysikus gemäss §. 1 persönlich zu melden und bei Ausübung ihres 
Berufes sich den in §. 3 und in §. 6, Abs. 1 enthaltenen Vorschriften zu unter¬ 
werfen. 

§. 10. Alle vorstehend aufgeführten, seitens der Hebammen gegenüber 
dem Oberamtsphysikus zu erfüllenden Berufspflichten sind auch gegen dessen 
Vertreter auszuüben. 

§. 11. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Vorschriften werden, 
insoweit nicht gesetzlich eine höhere Strafe vorgesehen ist, mit Geldstrafe bis 
zu 60 M. oder verhältnissmässiger Haft geahndet. 


Beaufsichtigung und Nachprüfung der Hebammen. Verfügung 
und Anweisung des Kgl. Regierungspräsidenten zu 8igmaringen 
voml2. Mai 1896 an sämmtliche Oberamtsphysiker. 

Zahlreiche Beobachtungen habo.n ergeben, dass die bisherigen Bestrebungen, 
die Kenntnisse und Fertigkeiten der Hebammen auf eine zeitgemässe Höhe zu 
bringen, nicht zum Ziele geführt haben. Grobe Unwissenheit auf den wichtig¬ 
sten Gebieten der Geburtshülfe, Ungeschicklichkeiten in praktischer Hinsicht, 
Unsauberkeiten der Instrumente u. s. w. wurden vielfach festgestellt. Auch die 
Erkrankungen an Kindbettfieber haben trotz der Anweisung vom 22. November 
1888 eine Abnahme nicht erfahren; Todesfälle im Kindbett sowohl, wie die an 
Kindbettfieber waren in den Jahren 1892/94 sogar zahlreicher als in den Jahren 
1889/91. Eine Aenderung dieser Missstände ist dringend geboten. 

Nachdem sich die Einrichtung von Hebammen-Bezirken im Sinne des 
des §. 7 der allgemeinen Verfügung des Herrn Ministers der geistlichen, Unter¬ 
richts- und Medizinal - Angelegenheiten vom 6. August 1883 als uuthunlich 
erwiesen und die Nothwendigkeit der Beibehaltung der bisherigen organisato¬ 
rischen Einrichtungen ergeben hat, habe ich auf Grund der demnächst im Amts¬ 
blatt erscheinenden, die Berufspflichten der Hebammen ordnenden Polizei- 
Verordnuqg vom heutigen Tage‘), unter gleichzeitigem Erlass einer die 
Hebammen - Instruktion, die Geburtslisten und die Tagebücher betreffenden 
Bekanntmachung eine „Anweisung für die Königl. Oberamts¬ 
physiker zur Beaufsichtigung und Nachprüfung der Heb¬ 
ammen“, welche nebst einer „Uebersicht der Hebammen-Nachprüfungs-Er¬ 
gebnisse“ demnächst zur Anwendung kommen soll, aufstellen lassen, und ich 


Vorstehend abgedruckt. 
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will erwarten, dass Ew. p. p. dieselbe mit Pflichteifer zur Ausführung bringen 
werden. 

Gleichzeitig habe ich wegen Beschaffung des gültigen Preussischen Lehr¬ 
buches für alle diejenigen berufausübenden Hebammen, welche noch nicht in 
dessen Besitz sind, unter Abänderung der Zirkular-Verfügung vom 18. Oktbr. 
1892 — I.Nr.4321 —, desgleichen wegen Herbeiführung schriftlicher An- 
stellungsverträge für die Gemeindehebammen unter Zugrundelegung der 
im §. 8 a. a. 0. enthaltenen Bestimmungen bei den Herren Oberamtmännem 
das Erforderliche veranlasst. 

Anweisung für die KSnlgl. Oberamtsphyslker zur Beanislchtlgnng 
und Nachprttinng der Hebanunen. 

Es ist die Aufgabe der Oberamtsphysiker, das dienstliche und ansser- 
dienstliche Verhalten sämmtlicher Hebammen zu überwachen und für deren Fort¬ 
bildung zu sorgen. 

Zn diesem Behnfe ergehen folgende 

A. Die Handhabung des Aufsichtsrechtes der Physiker über die Hebammen, 

B. Die Abhaltung der Nachprüfungen 
regelnde Anordnungen. 

A. Die Handhabung des Aufsichtsreohtes der Physiker über 

die Hebammen. 

§. 1. Der Oberamtsphysikns hat ein fortlaufendes Hebammen-Per- 
sonalverzeichniss zu führen. In diesem haben nicht allein die erforder¬ 
lichen allgemeinen Angaben über die persönlichen Verhältnisse (Vor- und Zuname, 
Stand des Ehemannes, Wohnort, Alter, Ort und Zeit der Ertheilung des Prü- 
fnngszeugnisses), über Anstellungsverhältnisse und Wirkungskreis etc. sämmt¬ 
licher Hebammen — d. h. der Gemeindehebammen, der frei praktizirenden und 
der ihre Berufsthätigkeit wegen hohen Alters oder ans anderen Gründen nicht 
mehr ausübenden Hebammen —, Aufnahme zu finden, sondern es sind auch über 
besondere dienstliche Vorgänge, Nachprüfungen, Besichtigungen der Geräthe- 
behälter und Tagebücher, Nenbeschaffungen oder Ergänzungen der Geräthe und 
Desinfektionsmittel, Unterstützungen, Beurlaubung, Uebertretnngen und Be- 
stratnngcn, sowie über ungünstige Wahrnehmungen betreffs des ansserdienstlichen 
Verhaltens der Hebammen fortgesetzt kurze Einträge zu machen. Dieses 
Verzeicbniss ist dazu bestimmt, einerseits die Führung besonderer Personal- 
Akten über jede einzelne Hebamme zu ersetzen, andererseits durch Gewährung 
einer allgemeinen Uebersichtlichkeit über deu Stand des Hebammenwesens dem 
Inhaber des Physikats sowohl, wie einem Stellvertreter oder Nachfolger jederzeit 
die Beaufsichtigung thunlichst zu erleichtern. 

Für die Anlegung des Hebammen - Personalverzeichnisses dient das im 
§. 18 gegebene Schema einer Uebersicht der Hebammen-Nachprüfungs-Ergeb¬ 
nisse als Anhalt. 

§. 2. Vorgenanntes Hebammen - Personalverzeichniss sowohl, wie sämmt- 
licbe auf die Verhältnisse der einzelnen Hebammen, unbefugte Ausübung der 
Gebnrtshülfe und andere hierher einschlägige Vorkommnisse sich beziehenden 
Schriftstücke sind — mit Ausnahme der nach Jahrgängen zu ordnenden ander- 
weit aktenmässig anfznbewahrenden Geburtenlisten — in ein mit „Hebammen¬ 
wesen, specialia" bezeichnetes Aktenstück, ordnungsmässig geheftet, einzureichen. 
Alle übrigen auf das Hebammen wesen im Allgemeinen sich erstreckenden 
Erlasse, Verordnungen und Verfügungen dagegen sind in ein mit „Hebammen¬ 
wesen, generalia“ bezeichnetes Aktenstück in gleicher Weise aufznuehmen. 

§. 3. Die Erledigung von Gemeindehebammenstellen ist, unter Beachtung 
der Bestimmungen im §. 1 der Hechinger Hochfürstl. Begierungs-Verordnung 
vom 6. Oktober 1839 (üeebinger Intelligenzblatt, Stück 42, S. 199) und in Ab¬ 
satz 1 der Sigmaringer Fürstlichen Begierungs-Verordnung vom 12. November 
1834 (Sigmaringer G.-S. IV, S. 140) mit Vermeidung der Schaffung zu kleiner, 
die Fortbildung der Hebammen erschwerender und ihr Auskommen beeinträch¬ 
tigender Bezirke, auf möglichst baldigen Ersatz durch Antrag bei dem König¬ 
lichen Oberamtmann hinzuwirken. 

Bei der Ausstellung des behufs Aufnahme der von den stimmberechtigten 
Ehefrauen der Gemeinden gewählten Hebammenschülerinnen in die Hehammen- 
Lehranstalten zu Stuttgart oder Donaueschingen erforderlichen ^ugnisses des 
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.Dberamtsphysikos ist die Begierangs-Verordn, vom 6. April 1865, Nr. 2992 
Angabe III, auch ferner za berücksichtigen; im Besonderen ist streng darauf zn 
halten, dass das Zeugniss in der Begel nur solchen nicht unter 20 und nicht 
über 30 Jahre alten, des Schreibens und Lesens durchaus kundigen Personen 
ertbeilt werde, welche nicht allein körperlich, sondern auch geistig genügend 
befähigt erscheinen, um den in der Anstalt Torzutragenden Lehren der Geburts- 
hülfe leicht folgen, auch den Inhalt des Lehrbuches während der Lehrzeit und 
während der Zeit der Berufsausübung mit Verständniss in sich aufnehmen zu 
können. Dispensationen hinsichtlich des nicht zu treffenden Lebensalters der 
Hebammenschülerinnen sind ohne meine, durch den Königlichen Oberamtmann 
einzuholende Genehmigung unzulässig. 

Es ist auch Fürsorge zu treffen, dass den auf Kosten der Gemeinden aus* 
zubildenden Hebammenschülerinnen schon bei ihrem Eintritt in die Hebammen* 
lehranstalt das gültige Preussische Lehrbuch — gegebenen Falles das von der 
bisherigen Gemeindehebamme benützte — an die Hand gegeben werde. 

§. 4. Alien neu aasgebildeten, gemäss §. 1 der Polizei*Verordnung vom 
heutigen Tage sich persönlich anmeldenden Hebammen sind die von ihnen 
zunächst und besonders zu beachtenden Abschnitte des gültigen Lehr¬ 
buchs (Desinfektion §§. 106—114, Kindbettfieber §§. 303—306, die Lnstruktion 
und alle diese abändernden oder ergänzenden Bestimmungen etc.) genau zu 
bezeichnen, zugleich mit dem Hinweise, dass die regelmässigen Nachprüfungen 
nicht anf Grund des in der Lehranstalt benutzten Württembergischen bezw. 
Badischen, sondern des gültigen Preussischen Lehrbuches abgehalten werden 
und sie demgemäss verpflichtet seien, den gesummten Inhalt des Letzteren sich 
spätestens bis zur nächsten Nachprüfung anzueignen. Auch ist diesen Hebammen 
ein Druckexemplar der vorgenannten Polizei-Verordnung über die Berufspflichten 
der Hebammen aaszuhändigen und, wenn nötbig, die gemäss §. 107 des Lehr¬ 
buchs vorgeschriebene Ausrüstung des aus der Lehranstalt mitgebrachten 
Geräthebehälters durch Ergänzungen ungesäumt zu veranlassen. 

§. 5. Es soll das Bestreben der Oberamtsphjsiker sein, mit dem unter 
ihrer Aufsicht stehenden Hebammen so oft als möglich in persönlichen 
dienstlichen Verkehr zu treten. Im Besonderen sind alle Hebammen von Zeit 
zu Zeit und zwar die am Piij’sikatssitz ansässigen mindestens einmal jährlich, 
alle übrigen Hebammen des Oberamtsbezirks, so oft bei dienstlicher oder ausser- 
dienstlicher Anwesenheit solches ausführbar und erforderlich erscheint, unver* 
muthet in ihrer Wohnung oder Praxis zum Zwecke einer sorgfältigen Besich¬ 
tigung ihrer Bücher, des Geräthebehälters, der Geräthe, Arznei- und Desinfek¬ 
tionsmittel aufzusuchen. — Hierbei sind Ordnung und Beinlichkeit festzustellen, 
das Vertrautwerden mit dem Inhalt des Lehrbuches praktisch anzuregen, 
Beschwerden und Klagen der Hebammen entgegen zu nehmen und letztere, 
— wenn nöthig nach eingezogener Erkundigung über ihr Leben und Wirken 
bei dem Gemeindevorsteher — thnnlichst mit Bath und That zu unterstützen. 

Vorgefundene Mängel und Unregelmässigkeiten sind ernstlich zu rügen 
und auf deren baldige Abstellung gegebenen Falls unter Vorladung der Heb¬ 
ammen in die Wohnung des Physikus und durch entsprechende Anträge bei dem 
Königl. Oberamtmann, zu dringen. 

Ueber den Befand ist gemäss §§. 1 und 2 ein Vermerk zu den Akten zu 
nehmen. 

§. 6. Für diejenigen Gemeindehehammen, für welche der Gemeinde oder 
mehreren Gemeinden die Beschaftung und Ergänzung der erforderlichen und vor¬ 
geschriebenen Geräthe und Arzneien obliegt, ist eine schriftliche, alljährlich 
im Januar zu erneuernde Anweisung über die auf Bechnung der Gemeinden 
von den Hebammen gemäss §§. 107 des Hebammen-Lehrbuchs zu führenden 
Arznei- und Desinfektionsmittel auszustellen. 

Für alle nicht auf Gemeinderechnung ihre Arzneimittel etc. beziehenden 
Hebammen wird es sich aus gesundheitlichen und ökonomischen Gründen em¬ 
pfehlen, ihnen in gleicher Weise die erforderliche Anweisung auszustellen. 

§.7. 1) Die Bevisionen der vierteljährlichen Geburten¬ 

listen bezw. des in der ersten Hälfte des Januar einzureichenden Hebammen- 
Tagebuches sind alsbald nach Eingang, spätestens bis zum Ablauf des betreffenden 
Monats zu bewerkstelligen. 

2) Behufs Prüfung der von den Hebammen in den Gebnrtenlisten bezw. 
dem Tagebuch über die verbrauchten Karbolsänremengen gemachten Angaben 
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«af Zaverlissigkeit and aaf zweckdienliche Anwendang des Mittels sind die den 
Gemeinden über Arznei« and Desinfektionsmittel für Hebammenzwecke erwach- 
eenen Jahresrechnnngen alljährlich im Monat Jannar mit den in den Ge¬ 
bartenlisten etc. gemachten bezüglichen Angaben za vergleichen. lieber etwaige 
in dieser wie in anderer Bichtong bei den regelmässigen Bevisionen der Ge- 
bnrtenlisten wie des Tagebaches vorgefandene BegelWidrigkeiten ist ein Bevi- 
sionsvermerk aaszustellen and zar Erzielong grösserer Wirksamkeit, dieser 
der anständigen Ortspolizeibehörde behnfs persönlicher Anshändignng an die be¬ 
treffende Gemeindehebamme, onter Beachtong der in Absatz 1 genannten Fristen, 
za übersenden. 

3) Ein Bevisionsvermerk ist anch über die Führang der vierteljährlichen 
Gebartenlisten bezw. des Tagebnebes seitens der nicht im Dienste von Ge¬ 
meinden stehenden, frei praktizirenden Hebammen aaszastellen and den letz¬ 
teren in gleicher Weise darch die Ortspolizeibehörde za übermitteln. 

4) Die Bückgabe der Tagebücher an sämmtliche Hebammen hat 
bis zom 31. Jannar za erfolgen. 

6) Mit der Anordnong der Darchsicht der in Abs. 2 genannten Jahres- 
Bechnnngen, insoweit es sich am Feststellang der verbraar^ten Earbolsäare- 
Mengen handelt, ist eine Verpflichtung zar Prüfung und Festsetzang der 
von den Apothekern den Gemeinden für Hebammen-Arznei- and Desinfektions¬ 
mittel liqaidirten Beträge aaf Grand der Prenssischen Arzneitaxe, obschon sie 
im Interesse der Gemeinden läge, nicht verbanden. Wird die Festsetzang den¬ 
noch von den Physikern aasgeführt, so hat sie, unter besonderer Beachtung 
der allgemeinen Bestimmung in Nr. 4, S. 6 und des Abs. 2, S. 75 der Preoss. 
Arzneitaxe für 1896, nach der jeweilig geltenden Arzneitaxe stattzoünden. 

§. 8. In allen im §. 3 der Polizei-Verordnung vom heutigen Tage unter 
Nr. 1 genannten Erkrankangs- oder Todesfällen ist, abgesehen von den sonst 
za ergreifenden sanitätspolizeilicben Massnahmen, ungesäumt, bei auswär¬ 
tigen Hebammen in der Begel unter Einforderung eines Berichts, der That¬ 
best and festzustellen. Sobald in der Praxis derselben Hebamme zwei oder 
mehr Fälle von Kindbettfieber kurz nacheinander Vorkommen, oder sofern bei 
dem ersten Fall der Verdacht eines Verschuldens der Hebamme vorliegt, ist in 
Gemässheit der Zirkular-Verfügung vom 11. Jannar 1894 das Erforderliche auf 
Grund einer innerhalb 24 Standen nach Empfang der Anzeige oder der Bequi- 
sition vorzunehmenden örtlichen Untersuchung za veranlassen. 

§. 9. Ueber Urlaubsertheilung der Hebammen ist der Gemeindevorsteher 
des Wohnsitzes der Hebamme rechtzeitig zu benachrichtigen. 

§. 10. Bei Nichterfüllung der den Hebammen gemäss der Polizei-Ver¬ 
ordnung vom heutigen Tage obliegenden Berufspfiiehten ist deren Bestrafung 
bei dem zuständigen Amtsanwalt zu beantragen. 

B. Die Abhaltung der Nachprüfungen. 

§. 11. Die Oberamtsphysiker haben jährlich den dritten Theil der Heb¬ 
ammen ihres Oberamtsbezirks, mit Ausschluss der wegen hohen Alters oder aus 
anderen Gründen ihre Berufsthätigkeit nicht mehr ausübenden Hebammen, einer 
Nachprüfung zu unterwerfen, so dass am Ende je eines dreijährigen Nachprü- 
fangs- Umlaufes sämmtliche im Bezirk praktizirenden Hebammen nachgeprüft sind. 

§. 12. Die Nachprüfungen sind im September und Oktober am Physikats- 
sitz abzuhalten. 

§. 13. Die Namen der zur Nachprüfnng aasgewählten Hebammen, deren 
Wohnsitz, sowie Tag and Stande der Prüfungs-Termine sind mindestens vier 
Wochen vorher dem Königlichen Oberamtmann unter dem Ersuchen mitzutheilen, 
die betreffenden Hebammen zu den Terminen durch die Ortspolizeibehörden mit 
dem Aufträge das gültige Preussische Hebammen-Lehrbuch, das Tagebuch, sowie 
den Geräthebehälter sammt den im §. 107, S. 79 und 80 des Lehrbuches auf- 
gezählten Geräthschaften mitzubringen, — rechtzeitig vorladen zu lassen (§. 7 
der in §. 4 genannten Polizei-Verordnung). 

§. 14. Behufs der Ermöglichung einer Theilnahme des Königl. Begie- 
rangs- and Medizinalrathes an den Nachprüfungen ist mindestens vier Wochen 
vor Wahrnehmung der Termine eine Uebersicht an mich einzareichen; in 
letzterer sind die Termine derart festzastellen, dass wenigstens zwei an unmit¬ 
telbar aufeinanderfolgenden Werktagen abgehalten werden. 
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§. 15. Zn jedem Nachprüfangstermin sind in der Regel nicht mehr al» 
Tier Hebammen yorznladen. Bei deren Answahl ist darauf zu achten, dass 
einzelne Gegenden an den Prüfnngstagen nicht gänzlich von Hebammen ent- 
blösst, sowie dass thnnlicbst neben älteren Hebammen zugleich jüngere in den 
Terminen anwesend sind. Da die Däner eines regelrecht wahrznnehmenden 
Termines auf mindestens drei Stunden zu bemessen sein wird, empfiehlt es 
sich, um die Rückkehr der auswärtigen Hebammen in ihren Wohnort am 
PrüfuDgstage zu ermöglichen, den Beginn der Termine in den Vormittags¬ 
stunden zu legen. 

§. 16. Jede Hebamme ist nach Massgabe des geltenden prenssischen 
Hebammen - Lehrbuchs in Gegenwart der gleichzeitig Vorgeladenen einzeln 
zu prüfen. Hierbei wird im ^Igemeinen in folgender Weise zu verfahren sein: 
Es sind zuerst die Personalien festzustellen, demnächst das Lehr- und das Tage¬ 
buch, sowie der Geräthe - Behälter sammt Inhalt zu besichtigen. Hieran schliesst 
sich die eigentliche Prüfung in theoretischer und praktischer Hinsicht. lieber 
die Abhaltung der regelmässigen Nachprüfung ist unter Angabe des Datums 
und des Prüfnngs - Ergebnisses ein kurzer Vermerk in das Tagebuch zu 
machen (s. §. 17 Nr. 2). 

§. 17. Im Besonderen ist über den Gang der Nachprüfungen Folgendes 
zu bemerken: 

1. Das Lehrbuch ist auf saubere Haltung zu untersuchen; auch ist 
durch eine Leseprobe die Fertigkeit im Lesen und die Fassnngsgabe der 
Hebamme festzustellen. 

2. Das Tagebuch ist auf Sauberkeit und Ordnnngsmässigkeit der Ein¬ 
träge in die einzelnen Spalten des gemäss Seite 273 des Lehrbuchs, bezw. §. 5 
der oben genannten Polizei-Verordnung vorgescbriebenen Schemas, im Besonderen 
betreffs der Stellung des Kindes zur Geburt und des Karbolsäure-Verbrauchs 
(Spalte 6 und 10), zu prüfen. Ferner ist die üebereiustimmung der Angaben 
des Tagebuches mit den im Laufe des Jahres eingereichten vierteljährlichen 
Geburtenlisten in geeigneter Weise festzustellen. Vorgefundene Unregelmässig¬ 
keiten sind von dem Physikus in das Tagebuch, wenn nötbig unter Festsetzung 
des Zeitpunktes, an welchem dieses erneut vorzulegen sei, bei dem im §. 16 
genannten Vermerke einzuschreiben. Die Anordnung der Wieder Vorlage des 
Tagebuches ist im Bedarfsfälle bis zur Abstellung der gerügten Unregelmässig¬ 
keiten fortzusetzen (s. §. 18 Abs. 2). 

8. Der Geräthebehälter ist, ausser auf Sauberkeit und Einrichtung, 
auf seine Desinfizirbarkeit zu untersuchen. Desgleichen sind die Geräthschaften 
gemäss §. 107 des Lehrbuchs auf Vollständigkeit und vorschriftsmässige wie 
saubere Beschaffenheit zu prüfen. 

Neubeschaffungen oder Ergänzungen an Geräthschaiften oder deren Be¬ 
hälter sind für die Gemeinde - Hebammen mittelst schriftlicher, an das 
Königliche Oberamt zu richtender Anträge unler Fristfestsetzung und Angabe 
der Bezugsquellen herbeizuftthren. Sinngemässe Anordnungen sind freiprakti- 
zirenden Hebammen unmittelbar zu ertheilen. 

Die Ausführung der getroffenen Anordnungen ist nach Ablauf der ge¬ 
setzten Frist seitens der Physiker in zweckdienlicher Weise, wenn nötbig durch 
Vornahme einer Besichtigung der Geräthschaften oder deren Behälter zu über¬ 
wachen (s. §. 18 Abs. 2). 

4. Die eigentliche Prüfung. Bei deren Vornahme ist der Gesichts¬ 
punkt festzubalten, dass die Hebammen - Nachprüfungen einen doppelten 
Zweck verfolgen: „Den der Feststellung des Umfanges der vorhandenen theo¬ 
retischen Kenntnisse und praktischen Fertigkeiten und den der Ergänzung des 
fehlenden Wissens durch Belehrung und technische Unterweisung." 

Die Erreichung beider Zwecke ist unter sorgsamer Benützung der zur 
amtlichen Verfügung stehenden Lehrmittel (des sog. Phantoms, der Kinderpuppe 
sammt Nachgeburt, des weiblichen Beckens und des Kindesschädels) zu erstrebeu 
oder in anderer zweckmässiger Weise (z. B. durch etwa im Privatbesitze des 
Physikus befindliche Abbildungen, Präparate oder dergl.) thunlichst zu fördern. 

Bei der Auswahl der Prüfungsabschnitte sind die praktisch wich¬ 
tigsten vornehmlich zu berücksichtigen. Ais Ausgangspunkte der Prüfung 
werden theils einzelne, zur Anstellung der unter Nr. 1 vorgeschriebenen Lese¬ 
probe verwendeten Abschnitte des Lehrbuches, theils besondere, bei der Durch- 
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sicht des Tagebnches (Nr. 2) oder anderweitig sich darbietende Beispiele ans 
der Praxis der Hebamme zn dienen haben. 

Auf jeden Fall sind: 

a) das Verfahren bei der gebnrtshttlflichen Untersuchung und das Ver¬ 
halten der Hebamme bei regelmässigen Geburten (Prcuss. Hebammenlehrbnch, 
2. Theil, 1. Abschnitt, Nr. 3, i. §§. 71—75 und 2. Abschnitt, Nr. 5, d. i. §§. 105 
bis 135) unter Forderung des Nachweises praktischer Fertigkeit in der Her¬ 
stellung dreiprozentigen Karbolwassers nach §. 113, 

(Anm erknng: Hierbei ist zu erläutern, dass die mit Zirkular-Verfügfung 
vom 4. April 1889 — I 907 — den Hebammen mitgetheilte Anweisung zur 
Verhütung des Kindbettfiebers vom 22. November 1888 im §. 8 Abs. 3 durch den 
§. 113 Abs. 3 und 4 des neuen Lehrbuches abgeändert ist.) 

b) die Pflege der Mutter und des Kindes (2. Theil, 3. Abschnitt, Nr. 4, 
d. i. §§. 152-175), 

c) die Erkrankungen der Wöchnerinnen, im Besonderen die Lehre vom 
Kindbettfieber (9. Theil, Nr. 1, §§. 303—306, auch §. 309), 

d) die Verdauungsstörungen der Säuglinge (10. Theil, Nr. 9, §§. 328 und 
329), ferner 

e) der Inhalt der Instruktion für die Hebammen im Königreich Preussen 
(Anhang, §§. 1—22) und der diese abänderuden und ergänzenden Bestim¬ 
mungen, sowie 

f) alle sonst wichtigen, das Hebammenwesen betreffenden Verfügungen, 
im Besonderen auch die Ministerial-Erlasse vom 30. November 1894— M.-N. 11177 
— und vom 27. Dezember 1895 — M.-N. 10 295 ü. I. — über die eitrige Mittel¬ 
ohr - Entzündung und die Prophylaxe der eitrigen Augen-Entzündung der Neu¬ 
geborenen regelmässig zn Gegenständen der Prüfung oder Be¬ 
lehrung zu machen. 

Andererseits werden von praktischen Hebungen und Demonstrationen: 

g) die Desinfektion der Hände, Arme und Geräthe nach den in den 
§§. 106, 109, 114 bezw. 303 des Lehrbuchs enthaltenen Vorschriften, 

h) die Wendung des Kindes dnreh äussere (§. 197) und durch innere 
Handgriffe (§§. 203 und 204), 

i) die Unterstützung des Dammes (§. 121), 

k) die Wiederbelebung des Kindes durch Schultze’sche Schwingungen 
(§. 289), 

l) die Entfernung der Nachgeburt durch den äusseren Handgriff (§. 132), 

m) die Lösung des Mutterkuchens (§.296), 

n) die Herstellung und Anwendung der Wattekugeln (§§. 238 und 245), 
, o) der Gebrauch des Thermometers (§§. 127, 158 und 333 des Lehr¬ 
buches), sowie 

p) die Messung der Körperlänge von Leibesfrüchten nach Vorschrift der 
Regierungsverfügung vom 23. November 1894,1 4616, sich, soweit solche mittelst 
der vorhandenen Lehrmittel, Geräthe und dergl. ausführbar erscheinen, als be¬ 
sonders nutzbringend erweisen und deshalb eine möglichst ausgedehnte 
Berücksichtigung im Prüfungsgang erfordern 

§. 18. Ueber die Ergebnisse der regelmässigen Nachprüfungen, die Per¬ 
sonalien u. s. w. sind während des Termines in die nach beiliegendem Muster 
zu führende „Ucbersicht der Hebammen-Nachprüfunga-Ergeb- 
nisse“ die erforderlichen Einträge zu machen. Hierbei ist in Spalte 16 anzu¬ 
geben, über welche Abschnitte des Lehrbuches jede Hebamme geprüft sei und 
welche praktischen Uebungen am Phantom oder anderweitig vorgenommen 
wurden. 

Bei Beurtheilung des Ergebnisses der Prüfung in theoretischer und prak¬ 
tischer Hinsicht, sowie bei Abgabe der Gesammt-Zensur (s. Spalte 17, a, b, c) 
sind die Bezeichnungen: 

sehr gut, 

g«t, 

genügend, 

ungenügend 

in Anwendung zu bringen. 

Hebammen, welche die in der Nachprüfung zu stellenden Anforderungen, — 
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Ueberaicht der Hebammennachprüfungsergebnisae 
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sei es wegen unordentlicher Ftlhmng des Tagebuches, wegen ünsauberkeit oder 
anderer erheblicher, der Hebamme zur Last zu legender Mängel in der Haltung 
des Geräthebehälters, der Geräthe, Desinfektions* und Arznei - Mittel, oder wegen 
ungenügend befundener Kenntnisse und Fertigkeiten, — nicht erfüllten (s. §. 17), 
sind nach Ablauf eines Vierteljahres einer ausserordentlichen Nachprüfung 
zu unterwerfen; das in dieser Hinsicht Angeordnete ist unter „Bemerkungen“, 
Spalte 19, einzutragen. Die Gesammteinträge sind am Schlüsse eines jeden 
Termines den Nachprüflingen, unter Namens - Einschrift in Spalte 20, vorzulesen. 

§. 19. Diejenigen Hebammen, welche zu den festgesetzten Terminen 
nicht erscheinen, sind alsbald von Neuem vorzuladen und vorschriftsmässig nacb- 
zuprüfen. Eine Herausschiebung der Nachprüfung auf das nächstfolgende Jahr 
kann nur ausnahmsweise, z. B. wegen Krankheit, gestattet sein. 

§. 20. Nach Abschluss der regelmässigen Nachprüfungen, spätestens bis 
zum 1. Dezember ist die im §. 18 genannte „Uebersicht der Hebammen - Nach- 
prüfungs• Ergebnisse“ nur mit einem Begleitbericht, welcher sich kurz über 
den Verlauf der Termine, deren Dauer und besondere in die „Uebersicht“ nicht 
aufgenommene Wahrnehmungen änssert, einzureichen; in diesem sind ferner 
diejenigen Hebammen namhaft zu machen, welche, bei tadelloser Führung, ent¬ 
weder wegen guter Nachprüfungs - Ergebnisse oder wegen besonderer Bedürftig¬ 
keit einer Unterstützung aus dem Landes - Hebammenfonds, bezw. für die den 
ehemals Fürstlich Pürstenbergischen Gemeinden angehörenden Hebammen aus 
dem Donauesebinger Fonds, würdig sind. Ebenso können hier im Laufe des 
Jahres beobachtete Mängel und Missstände des Hebammenwesens, sowie Ver- 
bessernngsTorschläge Platz finden. 

Auf jeden Fall ist über unbesetzte Gemeinde-Hebammenstellen zu be¬ 
richten und über die zur Wiederbesetzung ergriffenen Massregeln. 

Am Ausgang des dreijährigen Prüfungs - Umlaufes (§. 11) ist in dem Bc- 
gleitberichte die Versicherung abzugeben, dass sämmtliche nachprüfungspflich¬ 
tigen Hebammen der vorgeschriebenen ordentlichen Nachprüfung unterzogen 
worden sind; anderen Falles sind die Hinderungsgrüude unter namentlicher 
Bezeichnung der betreffenden Hebammen hervorzuheben. 

Tagegelder und Beisekosten sind bis auf Weiteres nach den in der 
Regierungs-Verfügung vom 26. Mai 1875 — 4643 — enthaltenen Sätzen (zwei 
Mark für den Tag, 70 Pfennig für die Wegstunde = 4 Kilometer) an die Ge- 










143 


Bechtsprechnng and Medizinal-Gesetzgebnng. 


im Oberamtsbezirk.für das Jahr 189. 


Tag der Nachprüfung. | 

Nachprüfungsergebnisse. 
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meindehebammen und zwar nur für die regelmässigen, nicht für die ausser¬ 
ordentlichen Nachprüfungen anzuweisen. 

§. 21. Die im §. 18 genannte ausserordentliche Nachprüfung ist gegebenen 
Falles vierteljährlich bis zur Erfüllung der gestellten Anforderungen zu wieder¬ 
holen. Ueher ihre Ergebnisse ist regelmässig eine kurze Verhandlung zu den 
Akten zu fertigen (s. A. §§. 1 und 2). 

§. 22. Gegen Hebammen, welche trotz wiederholter Nachprüfungen er¬ 
hebliche Mängel an den erforderlichen Fertigkeiten und Kenntnissen zeigen, die 
Pflichten ihres Berufes wiederholt gröblich verletzen, sich eines unordentlichen 
Lebenswandels schuldig machen, oder sonst wegen Schwäche ihrer körperlichen 
oder geistigen Kräfte zu ihrem Beruf untauglich geworden sind, ist das Ver¬ 
fahren auf Entlassung ans der Stellung als Gemeiudehebamme oder auf Zurück¬ 
nahme des Prüfungszeugnisses nach Massgabe der §§. 20 und 21, bezw. des 
§. 53 Abs. 2 der Reichsgewerbeordnnng vom 21. Juni 1869, unter Stellung eines 
entsprechenden Antrages hei dem Königlichen Oberamtmann, einzuleiten. 

§. 23. Der von mir zur Theilnahme an den Nachprüfungs-Terminen ab- 
gesandte Bevollmächtigte ist berechtigt, falls sich nach seinem pflichtmässigen 
Ermessen hierzu ein Bedürfniss zeigt, den Prüfungsgang zu leiten und sich an 
der Prüfung zu betheiligen, auch das Prüfungs - Ergebniss in der üebersicht (§. 18) 
wie in dem Tagebuch (§. 16 und §. 17, Nr. 2) mit zu unterzeichnen. 


£>. Grirosjslierzogftliuiii Baden. 

Aufnahme heilbarer Geisteskranken in öffentliche Kranken¬ 
anstalten. Verfügung des Ministeriums des Innern vom 7. Mai 
1896 an sämmtliche Bezirksärzte und Bezirksassistenzärzte. 

Wir sehen uns bezüglich der vorübergehenden Aufnahme von Geistes¬ 
kranken in öffentliche Krankenanstalten (Gemeinde-, Bezirks-, Stiftungs-, Kor¬ 
porationsspitäler, Kreispflegeanstalten) zu folgender Eröffnung veranlasst. 

Die Verordnung vom 3. Oktober 1895 über das Verfahren hei Aufnahme 
von Geisteskranken in öffentliche und private Irren- und Krankenanstalten (Ge- 
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setzes« u. Verordn.-Bl. 1895, S. 367‘) geht davon aus, dass Geisteskranke, Welche 
der psychiatrischen Behandlung in einer Irrenanstalt bedürfen, baldthnnlichst 
in die für sie bestimmte öffentliche Irrenanstalt zu verbringen seien und dieser 
Fürsorge durch Unterbringung in anderen öffentlichen Krankenanstalten nicbt 
entzogen werden sollen. 

Heilbare Geisteskranke dürfen demgemäss in andere öffentliche Kranken¬ 
anstalten als Irrenanstalten nur aufgenommen werden, wenn durch ein Zeugniss 
des zuständigen Bezirksarztes bestätigt wird, dass die Aufnahme in ein Kranken¬ 
haus dringlich, die Unterbringung in einer öffentlichen Irrenanstalt des 
Landes aber zur Zeit nicht ausführbar sei, weil auf Anfrage bei der 
Direktion einer staatlichen Irrenanstalt eine ablehnende Antwort erfolgte, oder 
der Zustand des Kranken dessen Transport in die Irrenanstalt augenblicklich 
unmöglich mache (§. 6 Abs. 1 der Verordnung). 

Aus der gleichen Erwägung sollen heilbare Geisteskranke in solchen Noth- 
fällen in öffentlichen Krankenanstalten nicht länger als unbedingt 
nothwendig belassen, vielmehr nach Beseitigung des Hindernisses, welches 
durch die ablehnende Antwort der Irrenanstalt oder durch den Zustand des 
Kranken veranlasst wurde, alsbald in die Irrenanstalt überführt 
werden. 

Die zur Aufnahme des Kranken in die öffentliche Irrenanstalt nöthigen 
Verhandlungen sind deshalb, soweit sie nicht schon vor der Aufnahme in das 
Krankenhaus gepflogen werden konnten, nach der Unterbringung daselbst un¬ 
verzüglich einzuleiten bezw. fortzusetzen, insbesondere darf nicht etwa bis 
nach Ablauf der in §. 6 Abs. 2 der Verordnung bestimmten 14 tägigen Frist 
damit zugewartet werden. 

Das in §. 6 Abs. 2 a. a. 0. vorgeschriebene Verfahren bezweckt ledig¬ 
lich, ein länger andauerndes Verbleiben des vorübergehend anfgenommenen 
Geisteskranken in dem Krankenhanse dadurch zu verhüten, dass, wenn die Ver¬ 
bringung desselben in eine Irrenanstalt nicht binnen längstens 14 Tagen er¬ 
folgte, nunmehr jedenfalls durch das Bezirksamt geprüft werde, ob die Gründe 
vorübergehender Aufnahme fortdanern, oder nicht die Ueberführnng in eine 
öffentliche Irrenanstalt zu bewirken sei. 

Da die vorübergehende Aufnahme von heilbaren Geisteskranken in öffent¬ 
liche Krankenhäuser, wie oben bemerkt, nur auf Grund eines bezirksärztlichen 
Zeugnisses erfolgen darf und dieses Zeugniss dem zur Beaufsichtigung der be¬ 
treffenden Krankenanstalt berufenen Bezirksarzt (§. 23 der Dienstanweisung) 
binnen 24 Stunden nach der Krankenhansaufnahme vorzulegen ist (§. 7, Abs. 1 
der Verordnung), wird der letztere spätestens von diesem Zeitpunkte ab in der 
Lage sein, die rechtzeitige Ueberführnng des Geisteskranken in eine Irrenanstalt 
zu überwachen bezw. anzubahnen und auf deren Beschleunigung hinzuwirken. 

Er wird diese Fürsorge schon früher und um so nachdrücklicher bethätigen 
können, wenn die Spitalaufnahme von ihm selbst bewirkt wurde, oder das be¬ 
treffende Krankenhaus seiner eigenen ärztlichen Leitung untersteht. 

Indem wir noch auf die Bedeutung hinweisen, welche einer raschen psychi¬ 
atrischen Behandlung für den Heilerfolg znkommt, sprechen wir die Erwartung 
aus, dass die Grossherzoglichen Bezirksärzte der Aufnahme von heilbaren Geistes¬ 
kranken in öffentliche Krankenanstalten besondere Aufmerksamkeit in dem 
Sinne zuwenden werden, dass diese Aufnahme auf Nothfälle der bezeichneten 
Art beschränkt bleibe und die Ueberführnng aus der Krankenanstalt in eine 
Irrenanstalt jeweils mit thunlichster Beschleunigung erfolge. 

Bezüglich der Herbeiführung der sofortigen fürsorglichen Aufiaahme in 
eine öffentliche Irrenanstalt wird auf die Bestimmungen in §. 4 der Verordnung 
vom 3. Oktober 1895 verwiesen. 


*) S. Beilage zu Nr. 22 der Zeitschrift, Jahrg. 1895, S. 189. 


Verantwortlicher Bedakteur: Dr. Bapmund, Reg,- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

C. C. Brnns, Bnchdrnckerci Minden. 


Rechtsprecliiiiig und ledizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beaxnte. 


Nr. 16. 15. August. 1896. 


Rechtsprechung. 

Bei Abgabe schriftlicher G-ntachten kann fdr Aktenstadien eine 
besondere Gebühr nicht beansprucht werden. Entscheidung des 
Keichsgerichts (1. Zivilsenats) vom 11. April 1896 (Y.Nr. 52/96). 

Beschwerdefilhrer hat für Erstattung eines wissenschaftlichen Gutachtens 
durch die angefochtene Verfügung 24 Mark angewiesen erhalten. Er hatte 
ausserdem noch 18 Mark für zwölfstündiges Aktenstndium liqnidirt. Gegen die 
Absetzung dieser 18 Mark richtet sich die Beschwerde. 

Nach §. 3, Ziff. 6 des preussischen Gesetzes vom 9. Mfirz 1872, betreffend 
die den Medizinalheamten für die Besorgung gerichts- und polizeiärztlicher Ge¬ 
schäfte zu gewährenden Vergütungen, erhalten die Medizinalbeamten für ein 
wisssenschaftlich beg^ründetes Gutachten 6—24 Mark. Nach §. 3, Nr. 6, Abs. 2 
sind die höheren Sätze dann zu bewilligen, wenn eine zeitraubende Einsicht der 
Akten nothwendig war. Darnach bildet der Satz von 24 M. das Maximum dessen, 
was für das Gutachten einschliesslich des Ahtenstudiums bewilligt werden darf. 
§. 10 a. a. 0. gestattet nicht eine Ueberschreitnng der im Gesetze anfgestellten 
Maximalsätze, sondern giebt nur eine Direktive für die zuständige Behörde, nach 
welchen Grundsätzen im einzelnen Fall der anzuweisende Betrag innerhalb der 
vom Gesetz bezeichneten Minimal- und Maximalsätze zu bemessen ist. 


Voraussetzungen für den Anspruch eines Beamten auf Umzugs- 
kosten. Erkentniss des Beichsgerichts vom 30. März 1896. 

Der Kläger wurde, während er in M. als etatsmässiger Gerichtsschreiber- 
gehülfe des dortigen Amtsgerichts wohnte, von dem Oberlsmdesgerichtspräsi- 
denten zu H. für die Zeit vom 1. äeptember 1894 ab bei dem Amtsgerichte zu 
S. zum Gcricbtsschreiber unter gleichzeitiger Uebertragnng der Geschäfte des 
Gefängnissiuspektors und unter Deberweisung der Dienstwohnung ernannt. Er 
trat das Amt in S. unter Uebemahme der Dienstwohnung am 1. September 1894 
an, bestellte auch die von ihm für die Verwaltung des eisernen Vorschusses zu 
leistende Kaution von 200 Mark. Nach Bestellung der Kaution erhielt er den 
von ihm bereits am 1. September erbetenen Urlaub auf drei Tage bewilligt, trat 
ihn am 6. September an und reiste nach M. zurück. Von hieraus suchte er 
schriftlich einen längeren Urlaub zur Wiederherstellung seiner zerrütteten Ge¬ 
sundheit nach, der ihm schliesslich auf Grund eines Kreispbysikatsattestes bis 
zum 1. Dezember 1894 gewährt wurde. Die von ihm demnächst von M. ans 
erbetene Verlängerung dieses Urlaubs vrarde ihm abgeschlagen, worauf er seine 
Entlassung ans dem Jnstizdienste nachsnehte und erhielt. Als er mit dem 
1. September 1804 sein Amt als Gerichtsschreiber in S. übernommen, hatte er 
unter Hinweis auf den Umstand, dass er Wittwer und Vater von vier Kindern 
war, die gesetzlichen Umzngskosten mit 264 Mark und ausserdem, da er seine 
Wohnung in M. gekündigt und für die Monate September und Oktober die 
Miethe für dieselbe mit 91,67 Mark dem Eauswirthe zu vergüten hatte, den 
letztgenannten Betrag als Miethsentsebädigung vom Fiskus beansprucht. Mit 
beiden Ansprüchen wurde er zurückgewiesen. Die von ihm erhobene Klage zur 
Verurtheilung des Fiskus zur Zahlung hat das Landgericht für begründet er¬ 
achtet und die Berufung des Fiskus zurückgewiesen. Der Fiskus bat deshalb 
Kevision eingelegt und seinen Berufungsantrag auf Abweisung der Klage wieder¬ 
holt. Der Antrag wurde jedoch vom Beichsgeriebt unter folgender Begründung 
zurückgewiesen: 

Der Fiskus bat für seine Zahlungsverweigerung zwei Gründe geltend ge- 
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macht, einmal, dass der Kläger nicht die Absicht gehabt habe, das ihm über¬ 
tragene Amt in 8. dauernd zn übernehmen, und dann, dass der Klägerseinen 
Umzug nach S. nicht bewirkt habe. Die Verwerfung des ersten Grundes seitens 
des Berufungsgerichts giebt zn rechtlichen Bedenken keinen Anlass. Als Ein¬ 
rede der Simulation in dem Sinne, dass der Kläger nur zum Schein das Amt 
übernommen habe, ist die Behauptung des Beklagten nicht anfgestellt; auf die 
Absicht der dauernden Uebernahme kommt es aber, wenn die Uebernahme 
ernstlich erfolgt ist, nicht weiter an (Urtheil des preuss. Obertribunals vom 
12. Mai 1876 in Striethorst Archiv, Bd. 96, S. 86). Auch liegt, wie das Be- 
rufungsurtheil weiter ausführt, kein Anlass zu der Annahme vor, dass der Kläger 
arglistig seine Absicht der nicht dauernden Uebernahme der Dienstbehörde 
gegenüber unterdrückt habe, um die Vortheile aus einer Versetzung für sich 
zn gewinnen. In dem Ergebniss, dass auch der zweite von dem Beklagten vor- 
gebrachte Grund, der die Nichtausführnng des Umzugs betrifft, zu verwerfen sei, 
ist dem Berufungsgericht gleichfalls beizutreten, nicht aber in der Begründung. 
Das Berufungsgericht stellt sich auf den Standpunkt, dass lediglich auf Grund 
der zur Ausführung gekommenen Versetzung, ohne Rücksicht auf die Ausführung 
des Umzugs, der Fiskus zur Zahlung der Umzngskostcn verpflichtet sei. Das 
soll sich aus dem §. 1 des Gesetzes vom 24. Februar 1877, betreffend die Um- 
zngskosten der Staatsbeamten, ergeben, der folgenden Wortlaut hat: „Die 
Staatsbeamten erhalten bei Versetzungen eine Vergütung für Umzugskosten." 
Aus dieser Bestimmung ist jedoch nicht zu entnehmen, dass Umzngskosten zn 
zahlen sind, wenn kein Umzug erfolgt ist. Die Fassung „Vergütung“ ergiebt 
vielmehr, dass ein Umzug stattgefunden haben muss und die Kosten desselben 
durch die gesetzlich festgesetzte Vergütung abgegolten werden sollen. In 
welcher Art der Umzug bewirkt sein müsse, ist allerdings eine Thatfrage. Es 
kann sehr wohl als Umzug angesehen werden, wenn der Beamte nur einen 
Theil seiner Möbel nach dem Orte seines neuen Amtssitzes mitnimmt und in 
der von ihm gemietheten Wohnung aufstellt, wie es in dem der oben genannten 
Elntscheidung des Obertribunals zu Grunde liegenden Falle geschehen war. Nicht 
aber kann als Umzug gelten, wenn der Beamte seine Familie in der bisherigen 
Wohnung des bisherigen Wohnorts zurücklasscn, allein ohne irgend welche 
Möbel nach dem Orte seines neuen Amtes reisen, von hier nach Uebernahme 
des Amtes alsbald auf Urlaub zu seiner Familie nach dem bisherigen Wohnorte 
in die bisherige Wohnung znrückkehren und dort bis zu seiner Dienstentlassung 
verbleiben würde. So aber hat der Kläger hier auch nicht verfahren. Er hat 
nach den thatbestandsmässigen Unterlagen seiner Micthsentschädignugsfordernng 
seine Wohnung in M. alsbald nach seiner Ernennung als Gcrichtsschreiber in S. 
gekündigt und vor seiner Abreise nach S. geräumt. Er hat ferner, als er sich 
nach S. begab, unstreitig seine Kinder von M. fortgeschafft und bei Verwandten 
in W. und L. untergebraebt. Bei dieser Sachlage ist die Annahme, dass der 
Kläger in Folge seiner Versetzung nach S. auf die Ausführung seines Umzugs 
Kosten verwendet hat, gerechtfertigt und deshalb ausser seiner Uiethsentschä- 
digungsforderung auch sein Anspruch auf Umzugskosten begründet. 

Die Bevision hat hiernach auf Kosten des Revisionsklägers zurückgewiesen 
werden müssen. 


Die Aufnahme eines gemeinfährlich Erkrankten in die Irrenab- 
theilnng eines städtischen Krankenhauses durch die Gemeinde auf An¬ 
ordnung der Ortspolizeibehörde ans sicherheitspolizeilichen Rücksichten 
ist kein Akt der öffentlichen Armenpflege. Urtheil desOberver- 
waltnngsgerichts (III. Senats) vom 17. Februar 1896.(III Nr.208.) 

Wenn eine Gemeinde einen gemeingefährlich Erkrankten auf Anordnung 
der Ortspolizeibehörde aus Rücksicht auf die öffentliche Sicherheit, nicht behufs 
seiner Heilbehandlung und um ihn vor Selbstmord zn bewahren, in die Irren- 
abtheilung aufnahm und bis zur Ueberweisung an die Provinzial-Irrenanstalt 
verpflegte, so ist hierin kein Akt der öffentlichen Armenpflege zu erblicken. 
Denn insofern für die Unterbringung des Erkrankten nicht dessen eigene Hülfs- 
bedürftigkeit, sondern sicherheitspolizeiliche Rücksichten massgebend gewesen 
sind, bestand für die Gemeinde als die Trägerin der Polizeilasten die öffentlich- 
rechtliche Pflicht, den gemeingefährlich Erkrankten so unterzubringen, dass er 
die öffentliche Sicherheit nicht zn gefährden vermochte. 
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Stryc’aninweizen gehört nicht zu den Zubereitungen, deren Ver¬ 
kauf nur in Apotheken gestattet ist. Entscheidung des Oberver- 
waltungsgericbts zu Celle vom 6. Juni 1896. 

Nach §. 2 der Xaiserl. Verordnung vom 27. Januar 1890 dürfen die in 
dem Verzeichniss B. anfgefübrten Drogen und chemischen Präparate, unter denen 
Strychnin und dessen Salze erwähnt sind, nur in Apotheken feilgehalten und 
verkauft werden. Das Berufuns^sgericht hat nun ohne Bechtsirrthum festgestellt, 
dass zu Strychnin und dessen Salzen strychninhaltiges Getreide nicht zu rechnen 
ist. Dasselbe geht mit Recht davon ans, dass diese Verordnung Ausnahmebestim¬ 
mungen von der in der Gewerbeordnung ausgesprochenen Gewerbefreiheit enthält, 
und dass diese Ausnahmebestimmungen einer strengen Auslegung unterliegen, so 
dass strychninhaltige Waareu jiicht zu dem Strychnin gerechnet werden dürfen. 
Strychninweizen ist nicht, wie die Revision meint, nur eine bestimmte Form, in 
der Strychnin verabreicht wird, sondern es ist eine Znbereitnng daraus, nämlich 
Getreide, welches mit einer Slrychninlösung getränkt ist. Nirgends führt das 
Verzeiebniss B Zubereitungen der dort bezeichneten Drogen und chemischen 
Präparate auf, sondern nur bisweilen Salze oder Abkömmlinge derselben. Die 
Zubereitungen deraus werden aber regelmässig unter die im Verzeiebniss A anf- 
geftthrten Waaren fallen, mit denen der Handel an sich freigegeben ist, die 
aber als Heilmittel nur in Apotheken freigegeben werden dürfen. Zutreffend 
führt der Berufungsrichter auch aus, dass der Gesichtspunkt der Geffihrlichkeit 
für die menschliche Gesundheit für die Frage, welche Drogen und chemischen 
Präparate den Apotheken Vorbehalten sind, nicht massgebend gewesen ist. Er 
weist auch mit Recht darauf hin, dass die ministerielle Verordnung über den 
Handel mit Giften vom 24. August 1895 in §. 18 davon ausgeht, dass der 
Handel mit strychuinhaltigcn Ungeziefermitteln den Apotheken nicht Vorbe¬ 
halten ist. Auf demselben Standpunkt stand der §. 12 der Polizeiverordnnng 
über den Verkehr mit Giften für den ehemaligen Landdrosteibezirk Hildesheim 
vom 18. Juni 1879 (Amtsblatt für Hannover 1879, S. 200), welche zur Zeit der 
Geltung der früheren Kaiserl. Verordnung vom 4. Januar 1875, welche im Ver¬ 
zeichniss B gleichfalls Strychnin und dessen Salze anfführt, erlassen wurde. 

Hiernach ist mit Recht nicht festgestellt, dass der Angeklagte Gift, mit 
dem der Handel nicht freigegeben ist, feilgehalten oder verkauft habe, und es 
bedarf keiner Prüfung, ob die weiteren Ausführungen des Berufungsgerichts hin¬ 
sichtlich des Mangels des strafrechtlichen Dolus ifrei von Bechtsirrthum sind. 
Freilich bedurfte der Angeklagte auch als Nicht-Apothekenbesitzer einer poli¬ 
zeilichen Erlaubuiss zum Handel mit Giften (§. 34 der Gew.-Ordu., §. 114 des 
Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883) falls er sich nicht nach §. 23 der 
erwähnten Verordnung vom 24. August 1895 und §. 367 Nr. 5 Str.-G.-B. strafbar 
machen wollte. Diese Erlaubniss hat der Angeklagte aber erhalten. Hiernach 
war die Revision zuückzuweisen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. l>ou.t)soli.es Reioli. 

Abänderung der Gewerbeordnung. Konzessionirung der Privat- 
Krankenanstalten. Handel mit Drogen. Gesetz vom 6. August 1896. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc., 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesraths 
und des Reichstags, was folgt: 

Artikel 1. 

Der §. 30 Absatz 1 der Gewerbeordnung erhält folgenden Zusatz: 

c. wenn die Anstalt nur in einem Theil eines auch von anderen Personen 
bewohnten Gebäudes untergebracht werden soll und durch ihren Betrieb für die 
Mitbewohner dieses Gebäudes erhebliche Nachtheile oder Gefakren hervor- 
rufen kann. 

d. wenn die Anstalt zur Aufnahme von Personen mit ansteckenden Krank¬ 
heiten oder von Geisteskranken bestimmt ist und durch ihre örtliche Lage für 
die Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grundstücke erhebliche Nachtheile 
oder Gefahren hervorrufen kann. 
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Vor Ertheilnng der Konzession sind über die Fragen zn c nnd d die Orts- 
polizei' und die Gemeindebehörden zn hören. 

Artikel 5. 

Znrischen dem dritten nnd vierten Absatz des §. 35 der Gewerbeordnung 
werden folgende neue Absätze eingeschaltet: 

l)er Handel mit Drogen and chemischen Präparaten, welche zn Heil¬ 
zwecken dienen, ist za untersagen, wenn die Handhabung des Gewerbebetriebes 
Leben und Gesundheit von Menschen gefährdet. Der Kleinhandel mit Bier kann 
untersagt werden, wenn der Gewerbetreibende wiederholt wegen Zuwiderhand¬ 
lungen gegen die Vorschriften des §. 33 bestraft ist. 

Ist die Untersagung erfolgt, so kann die Landes-Zentralbehörde oder 
eine andere von ihr zu bestimmende Behörde die Wiederaufnahme des Gewerbe¬ 
betriebes gestatten, sofern seit der üntersagnng mindestens ein Jahr ver¬ 
flossen ist. 


B. König'ireioli. Pireusseu. 

Die bakteriologische Diagnose der Cholera. Bund erlass des 
Ministers d er u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. in Vertr.: 
Weyrauch) — M. Nr. 15535 — vom 25. Juli 1896 an sämmtliche Kgl. 
Begierungspräsidenten. 

Der durch die Zeitungen bekannt gewordene Krankheitsfall der Frau 
Drechsler zu Danzig, welcher zu der falschen Annahme des Vorliegcns von 
Cholera geführt hatte, hat mich veranlasst, das Königl. Institut für Infektions- 
krankeiten hierselbst mit der Angelegenheit zu befassen. Dieses hat für die 
Diagnose der asiatischen Cholera nach den Erfahrungen der letzten Jahre und 
den neuesten wissenschaftlichen Forschnngen folgende Forderangen aufgestellt: 

1. Die mikroskopische Untersuchung gefärbter Trockenpräparate. 
Dieselbe gestattet in einer erheblichen Zahl von Fällen schon für sich allein, 
die Diagnose anf Cholera mit grosser Wahrscheinlichkeit zu stellen. 

2. Das Plattenverfahren; und zwar sind nach Eingang des Unter- 
sncliungsmaterials Originalplatten und erste Yerdünnnngen in 2—3fachcr Anzahl 
anzulegen. 

3. Die Beschickung von 3—5 Peptonröhrchen mit dem ver¬ 
dächtigen Material behufs Anreicherung bei vielleicht und spärlich vorhandenen 
Vibrionen. Nach 6—10 ständigem Aufenthalt bei 37® Celsius im Brutschrank 
sind von der Oberfläche dieser Peptonröhreben Proben zu entnehmen und mikro¬ 
skopisch, sowie durch das Plattenverfahren zu untersuchen. 

4. Die sorgMtige Beachtung der Form der nach 24 Stunden bei 23 ® C. 
gewachsenen Gelatinekolonien, welche eines der charakteristischsten Merk¬ 
male der echten Choleravibrionen darstellt. 

5. Die Anstellung der sogenannten Cholerareaktion mit den in 
24 Stunden im Peptonröbrehen gewachsenen Vibrionen, Beinkulturen. Ihr 
Fehlen spricht sicher gegen Cholera. 

Andere früher mehr betonte Merkmale, wie das Wachsthum in Milch, in 
der Gelatinestichkultur, auf Kartoffeln, haben sich als weniger wichtig heraus¬ 
gestellt. 

6. Die Prüfung mit Hülfe der spezifischen Serumreaktion. Dieselbe 
hat sich als ausschlaggebend für die Differentialdiagnose der echten Cholera¬ 
vibrionen von choleraäbnlichen Kommabazillen erwiesen. Ihre Ansführung er¬ 
fordert jedoch einen Vorrath von genau geprüftem und wirksamem Choleraserum, 
wie solches zwar im Institut für Infektionskrankheiten stets vorhanden ist, jedoch 
an andere Institute nicht abgegeben werden kann, weil seine Haltbarkeit nur 
eine begrenzte ist. 

Mit Bücksicht hierauf ersuche ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, in 
jedem choleraverdächtigen Falle im dortigen Bezirk, sobald nach dem Ergebnisse 
der dort nach einer oder mehreren der vorgedachten Methoden ausgeführten 
Untersuchung die Annahme eines wirklichen Cholerafalles berechtigt erscheint, 
unverzüglich Untersuchungsmaterial an das Königliche Institut für Infektions¬ 
krankheiten hierselbst zur sofortigen Nachprüfung gefälligst gelangen zu lassen. 
Das Ergebniss wird von mir in jedem einzelnen Falle mitgetheilt werden, nnd 
erst darauf hin ist, sofern diesseits asiatische Cholera festgestellt worden, die 
amtliche Bekanntgabe über den ersten Fall einer sulchen im Bezirk Seitens Ew. 
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Hochwohlgeboren zu veröffentlichen. Ist in dieser Weise der Fall festgestellt, 
so ist in weiteren Fällen die Einsendong von Untersuchnngsmaterial an das 
Institut für Infektionskrankheiten nicht mehr geboten; es behält vielmehr bei 
den bisherigen Bestimmungen sein Bewenden. 

Die sanitätspolizeilichen Massnahmen sind, bis diesseits das Nichtvorliegen 
asiatischer Cholera mitgetheilt worden ist, wie bei dieser anzuordnen. 


Handel mit Fleisch. Polizei-Verordnung des Königlichen 
Begierungspräsidenten in Danzig vom 27. April 1896. 

§. 1. Das Feilhalten und Anshängen frischen ansgeschlachteten Fleisches 
vor den Thüren der Wohnungen und den Geschäftsräumen der Fleischer oder 
auf der Strasse ist verboten. 

Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf das Feilbieten von Fleisch 
auf Märkten und Jahrmärkten, oder vom Wagen aus und auf den Verkauf von 
warmen Würsten. 

§. 2. Die von Fleischern zum Transport von frischem ansgeschlachtetem 
Fleisch benutzten Wagen müssen im Innern mit einem giftfreien Oelfarben- 
anstrich versehen sein und dauernd in sauberem Zustande erhalten werden. 

§. 3. Die zum Transport von frischem ausgeschlachtetem Fleisch von 
Fleischern benutzten Mulden und anderen Behälter müssen stets in sauberem 
Zustande gehalten werden. 

§. 4. Das offen auf Wagen oder in Mulden u. s. w. von Fleischern trans- 
portirte frische ausgescblachtete Fleisch muss stets mit weissen sauberen Tüchern 
bedeckt sein. 

§. 5. Verkäufer und Verkäuferinnen von frischem ansgeschlachtetem 
Fleisch müssen eine saubere weisse Schürze über ihren Kleidern tragen und den 
Käufern die verlangte Waare selbst vorlegen. 

Das Aussuchen der Waare Seitens der Käufer durch Angreifen, Drücken 
und Betasten des frischen ausgeschlachteten Fleisches ist verboten. 

§. 6. Alles unmittelbar zum Verkauf bestimmte, auf den Verkaufstischen 
ausgestellte Hackfleisch muss unter Glas-, Porzellan- oder Gaze-Glocken oder 
Drahtgeflecht gebracht werden, so dass es vor Staub und Ungeziefer (Fliegen, 
Wespen u. s. w.) geschützt ist. 

§. 7. Die Verkaufsstellen der Fleischer in Häusern müssen hell und 
luftig sein. Fussböden und Wände müssen mit einem giftfreien Oelfarben- 
Anstrich oder mit einer anderen leicht abwaschbaren Bekleidung (Kacheln etc.) 
versehen sein und sind stets in sauberem Zustande zu erhalten. 

§. 8. Die zum Verkauf von frischem ausgeschlacbtetem Fleisch auf 
Märkten benutzten Buden etc. müssen stets in sauberem Zustande gehalten 
werden. Das Fleisch ist in denselben so anfzustellen oder anfznhängen, dass 
eine unbeabsichtigte Berührung desselben Seitens Vorübergebender ausge¬ 
schlossen ist. 

§. 9. Die von den Fleischern im Schlachtbetriebe benutzten Beile, Messer 
und andere Werkzeuge sind stets in sauberem Zustande zu halten. Insbesondere 
sind auch die beim Zerlegen oder Zerkleinern von Fleisch gebrauchten Hacke¬ 
klötze sauber zu halten und dürfen dieselben auf der oberen Seite keine Spalten 
und Bisse zeigen. 

§. 10. Werkstätten und solche Bäumlichkeiten, welche zur gewerbs¬ 
mässigen Herstellung, zum Verkauf und zur Verpackung von Fleischerzeugnissen 
dienen, oder in welchen solche Verkanfsgegenstände lagern oder anfbewahrt 
werden, dürfen zum dauernden Aufenthalt von Menschen (als Wohn- oder Scblaf- 
raum) nicht benutzt werden. 

Insoweit in einzelnen Fällen Ausnahmen gerechtfertigt erscheinen, ist zur 
Entscheidung hierüber der Landrath, in Städten über 10000 Einwohner die 
Polizei-Verwaltung zuständig. 

§. 11. Uebertretungen der Vorschriften dieser Verordnung werden mit 
Geldstrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögensfalle mit verhMtnissmässiger 
Haft bestraft. 

§. 12. Für die Befolgung der Vorschriften sind die Inhaber jeder Zeit, 
für die der Vorschriften der §§ 3, 4, 5 und 6 auch die das Fleisch transpor- 
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tuenden Personen bezw. Verkäufer und Verkäuferinnen, für die Befolgung der 
in §. 5 Abs. 2 enthaltenen Vorschrift auch die Käufer Terantwortlich. 

§. 13. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1896 in Kraft. 


O. Könl^'relcli. Bayeim. 

Verhandlungen der Aerztekammem im Jahre 1895. Erlass des 
Ministeriums des Innern yom 18. Juli 1895. 

Auf die Verhandlungen der Aerztekammem Bayerns vom 29. Oktober 
1895 ergeht nach Einvernahme des Königl. Obermedizinalausschusscs Nach¬ 
stehendes zur Entscheidung: 

1. Sämmtliche Aerztekammem sprechen sich für die Erstellung einer 
gleichmässigen Geschäftsordnung aus; desgleichen für eine nach thunlichcr 
Oleicbmässigkeit strebende Gestalt der Satzungen der einzelnen Bezirksvereine, 
immerhin aber unter Rücksichtnahme auf die besonderen Verhältnisse der ein¬ 
zelnen Bezirksvereine. 

2. Zum Vollzüge der Aerztekammerabeschlüsse, die ständigen Ausschüsse 
mit den vorbereitenden Schritten zur Schaffung einer gemeinsamen Standes- 
ordnnng für die Aerzte Bayerns zu betrauen, welche eine Ergänzung der 
Königl. Allerhöchsten Verordnung vom 9. Juli 1895, die Bildung von Aerzte¬ 
kammem und von ärztlichen Bezirksvereineu betreffend, zu bilden hätte, werden 
die diesjährigen Aerztekammem sich mit der Berathnng eines entsprechenden 
Entwurfs zu beschäftigen haben, weicher sodann der Einvernahme des erweiter¬ 
ten Obermedizinalausschusses unterbreitet werden wird. 

3. Hinsichtlich des von der oberpfälziseben Aerztekammer angeregten und 
in mehreren Aerztekammem besprochenen zu erlassenden Verbotes des An- 
preisens von Gehe im mittein in der Presse sind Verhandlungen im Gange. 

4. Die Aerztekammer von der Pfalz sprach einstimmig den Wunsch aus, 
es möge für einfache Verbände eine Taxnorm anfgestellt werden, die den Ge¬ 
bühren für wnndärztliche Httlfeleistungen unter Ziffer 16 der gegenwärtig 
geltenden Gebühren - Ordnung entspricht. Die Taxnorm für einfache Ver¬ 
bände ergiebt sich ans der Vergleichung mit Ziffer 19, wonach die Taxe für 
einfache Verbände im Gegensätze zu den komplizirtcn Verbänden sich unter 
10 Mark, der Lage des Einzelfalles entsprechend, zu bewegen hat. 

5. Dieselbe Aerztekammer spricht sich dahin aus, „es mögen bei Be¬ 
urlaubung von amtlichen Aerzten die Kosten der Verwesung 
auf die Staatskasse übernommen werden“. Hierauf wird erwidert, 
dass e''ne Abänderung des hierher einschlägigen §. 9 der Königl. Allerhöchsten 
Verordnung vom 3. September 1879, betreffend den ärztlichen Dienst bei den 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden, nicht veranlasst erscheint. 

6. Der Vorlage der von der Aerztekammer der Oberpfalz und Regensburg 
beschlossenen Berichterstattung über die Ergebnisse der An¬ 
wendung des Behring’schen oder auch eines anderen Diphtherieheil- 
serums wird seitens des Königl. Staatsministeriums des Innern mit Interesse 
entgegengesehen. Desgleichen begrüsst die königliche Staatsregierung die von 
der Aerztekammer eingesetzte Kommission für Errichtung von Heilstätten 
für unbemittelte Lungenkranke im Regierungsbezirke der Oberpfalz 
und von Regensburg und erhofft von den eingeleiteten, vorbereitenden Schritten 
günstigen Erfolg. 

7. Dem von derselben Aerztekammer gestellten Anträge auf Verlängerung 
des Termines für die Vorlage der Jahresberichte der praktischen 
Aerzte an die Bezirksärzte vom 1. Februar zum 1. April jedes Jahres kann 
nicht stattgegeben werden, da cs im allgemeinen Interesse gelegen ist, die 
Fertigstellung und Drucklegung des General-Sanitätsberichtes soweit thunlich 
zu beschleunigen. 

Im Uebrigen wird darauf aufmerksam gemacht, dass die Mehrzahl der 
Berichte der praktischen Aerzte im Text zu weitläufig ist, so dass die Ver- 
werthnng derselben für den General-Sanitätsbericht nicht möglich wird. Durch 
Kürzung dieser Berichte wird die Einhaltung der dermaligen Vorlagefrist erheb- 
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lieh erleichtert werden. Die Easnistik der interressanten KrankheitsfUle wSie 
der medizinischen periodischen Presse zu überlassen. 

8. Dem Wunsche der Aerztekammer von Mittelfranken, dass die St erb* 
lichkeitstabellen lila und b entsprechend hergestellt werden, wird Rech¬ 
nung getragen werden. 

9. Der Antrag der Aerztekammer von Unterfranken und Aschaffenburg 
auf Beseitigung des §. 61 der Eönigl. Allerhöchsten Verordnung vom 28. Februar 
1851, die Benutzung und Unterhaltung der Staatsgebäude betreffend, wird ge- 
legentlieh der in Beschäftigung begriffenen Revision dieser Verordnung ent¬ 
sprechende Berücksichtigung finden. 

10. Der Antrag derselben Aerztekammer, die Eönigl. Staatsregiemng 
wolle bei weiterer Ausgestaltung der Organisation des ärztlichen Standes in 
Bayern, bei Gewährung einer Aerzte-Ordnung dafür Sorge tragen, dass der 
Aerztekammer ein Einfluss auch auf solche Aerzte, welche keinem ärztlichen 
Vereine angebören, ermöglicht werde, eignet sich zur geschäftsmässigen Behand¬ 
lung bei der für die nächste Sitzung der Aerztekammern in Aussicht genomme¬ 
nen Berathung einer Aerzteordnung. 

11. Der Beschluss der Aerztekammer von Schwaben und Nenbnrg, zu 
beantragen, die Frage in dem Formulare für ärztliche Zeugnisse 
zum Zwecke der Invalidenrente: 

„Wieviel kann nach Ihrer Schätzung der Untersuchte durch eine seinen 
Eräften und Fähigkeiten entsprechende Lohnarbeit täglich noch verdienen f* 
abzuändem, hat Veranlassung gegeben, über diese Anregung die Aenssernngen der 
Vorstände der bayerischen Versicherungsanstalten auf Grund der bisher gemachten 
Wahrnehmungen einzuholen. Hiernach tritt die Mehrzahl der Anstaltsvorstände 
der Anregung der schwäbischen Aerztekammer und deren Begründung entgegen, da 
der Zustand der Invalidität gemäss §. 9 Abs. 3 des Gesetzes nach dem in Geld 
zu berechnenden Höchstbetrage der noch vorhandenen Erwerbsfähigkeit zu be¬ 
messen ist und über diese Frage nur durch den Arzt auf Grund persönlicher 
Untersuchung Auskunft ertheilt werden kann. Drei Versicherungsanstalten 
stellen sich dagegen auf den Standpunkt der schwäbischen Aerztekammer, 
wenigstens insoweit, als sie anerkennen, dass dem Arzte die Bemessung oer 
Erwerbsbeeinträchtignng nach dem Geldbeträge dessen, was der Untersuchte 
noch verdienen kann, nicht zugemnthet werden könne. Für das Eönigl. Staats- 
ministerinm des Innern ist hiernach zur Zeit ein ausreichender Anlass, eine 
Aendernng der Fragestellung im Formular der Versicherungsanstalten in An¬ 
regung zu bringen, nicht gegeben. 

Hiervon sind die Ausschüsse der Aerztekammern geeignet zu verständigen. 


Abgabe starkwirkender Arzneien, sowie die Beschaffenheit und 
Bezeichnung der Arzneigläser und Standgefässe in den Apotheken.*) 
Eöniglich Allerhöchste Verordnung vom 22. Juli 1896. 

Im Namen Se. Majestät des Eönigs, Luitpold, von Gottes Gnaden Eönig- 
licber Prinz von Bayern, Regent. 

Wir haben uns bewogen gefunden, die Eönigl. Allerhöchste Verordnung 
vom 9. November 1891, betreffend die Abgabe starkwirkender Arzneien, sowie 
die Beschaffenheit und die Bezeichnung der Arzneigläser und BtandgeBtese in 
den Apotheken, im Sinne der unter den Deutschen Bundesregierungen verein¬ 
barten Vorschriften einer Revision zu unterstellen, und verordnen hiernach auf 
Grund des §. 367 Ziff. 3 u. 5 des Str.-G.-B. für das Deutsche Reich und Art. 2. 
Ziff. 8 u. 9 des Polizei-Str.-G.-B. was folgt: 

(Die Vorschriften und das Verzeichniss entsprechen dem Beschlüsse des 


*) Die Vorschriften sind inzwischen noch weiter eingeführt im Herzog- 
thum Brannschweig durch Bekanntmachung des Obersanitäts-Eollegiums 
vom 7. Juli 1896; im Grossherzogthum Oldenburg durch Bekanntmachung 
des Staatsministeriums vom 11. Juli 1896; im Herzogthum Anhalt durch 
Bekanntmachung der Regierung vom 27. Juli 1896; in den Fürstenthümem 
Renss ä. L., Reuss j. L. und Schwarzburg-Rudolstadt durch Ver¬ 
ordnung vom 30. Juni, 4. Juli u. 14. Juli 1896; in Elsass-Lothr ingen 
durch Eaiserliche Verordnung vom 22. Juni 1896. 
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Bondesraths ( 9 . Beilage za Nr. 13 der Zeitechrift) mit Aosnahme der nachste¬ 
henden abgeänderten bezw. hinzngefügten Paragraphen.) 

§. 7. Ferner wird bestimmt: 

1) dass homöpathische Zabereitangen in Verdünnangen and Verreibnngen, 
welche über die dritte Dezimalpotenz hinaasgehen, von den Vorschriften der 
§. 1—6 aasgenommen sind, 

2) dass die Abgabe der im §. 1 bezeichneten Arzneimittel aaf Anweisongen 
eines vor dem Geltaugsbeginne der Beichs-Gew.-Ordn. approbirten Zahnarztes 
oder eines Wandarztes, soweit beide nach Massgabe der bestehenden Bestim- 
mongen za einer derartigen Anweisnng äberhanpt befngt erscheinen, gleichfalls 
nar nach den Bestimmnngen der §§. 1—5 erfolgen darf. 

§. 12. Gegenwärtige Verordnnng, dnrch welche die Allerhöchste Verord- 
nnng vom 9. November 1891 anfgehoben wird, tritt vom 1. Oktober 1896 für 
den ganzen Umfang des Eönigsreichs in Kraft. 


I>. Oirosslierzo£^tliu.m Baden. 

Finanzielle Stellung der Hebammen. Randerlass des Mini¬ 
ste riamsvoml 3. Ja ni 1896 an sämmtUche Bezirksämter and Bezirksärzte« 

Während in einzelnen Amtsbezirken die Gebaltsbezüge der Gemeinde¬ 
hebammen ans den Gemeindekassen in den letzten Jahren eine angemessene 
Anfbessernng erfahren haben, ist in anderen Bezirken, namentlich in den Land¬ 
gemeinden noch vielfach der im Jahre 1843 bestimmte Jahresgehalt von 16 Golden 
beibehalten worden and diese Gehaltsbemessang aach bei Nenanstellangen noch 
üblich. Wenn in dem diesseitigen Generalerlass vom 28. November 1876 Nr. 
17120 ausgesprochen wurde, dass den bis dahin angestellten Hebammen in 
Ermangelung einer anderweiten Regelung noch fernerhin der vorbezcichnete Ge- 
baltsbezog zostehe, so sollte eine etwaige spätere Erhöhung des Gehalts damit 
nicht aasgeschlossen sein, noch weniger war damit ausgesprochen, dass bei An- 
stcllang neuer Hebammen in dem schon vor Beginn des Unterrichts über den 
Gehalt etc. schriftlich abzaschliessenden Dienstvertrag ohne Weiteres auf die 
bfther übliche Gehaltsbestimmang znrückgegriffen werden solle. 

Mit Rücksicht auf die gesteigerten Anforderungen an die Bemfsthätigkeit 
und Verantwortlichkeit der Hebammen, wie eie besonders auch in der neuen 
Dienstweisnng zum Ausdruck gelangt sind, erachten wir es für geboten, dass 
die Aemter und Bezirksärzte auf die Frage der finanziellen Stellungen der Ge¬ 
meindehebammen ein besonderes Augenmerk haben and in denjenigen Gemeinden, 
in welchen sich diese Stellung als eine allzu karge und onzuläugliche erweist, 
bei sich bietender Gelegenheit auf Verwillignng entsprechenderer Jahresgebalte 
bezw. auf Erhöhung derselben hinwirken. 

Da auch Klagen laut geworden sind, dass die Hebammen für ihre Ver¬ 
richtungen bei armen Wöchnerinnen die für diesen Fall festgesetzte Gebühr aus 
der Gemeindekasse mitunter nicht erhalten, wird gegebenen Falls den Gemeinde¬ 
behörden die erforderliche Belehrung in dieser Richtung zu ertheilen, den Heb¬ 
ammen selbst aber zu bedeuten sein, dass sie ihre Gebührenfordemng recht¬ 
zeitig und jedenfalls binnen längstens 6 Monaten nach der betreffenden Dienst¬ 
leistung bei dem Gemeinderath geltend zu machen haben. 


Massregeln gegen ansteckende Krankheiten. Erlass des Mini¬ 
steriums des Innern vom 6. Juli 1896 an sämmtliche Bezirksärzte. 

Im Interesse der Verhütung weiterer Ausbreitung ansteckender Krank¬ 
heiten ist unter Umständen die möglichst rasche Bekanntmachung des epide¬ 
mischen Auftretens solcher Krankheiten an die Sanitätsbehörde des Nachbar¬ 
bezirks zweckmässig und von Wirksamkeit. Die Grossherzoglichen Bezirksärzte 
werden daher veranlasst, sobald in einer Grenzgemeinde ihres Bezirks der Ans¬ 
bruch einer Epidemie festgestellt ist, dem Bezirksarzt des benachbarten Bezirks 
sofort eingehende Mittheilung darüber zu machen. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

C. 0. Bnins, Bochdnickerei Minden. 




Rechtspreclmiig und ütedizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitsdirift für Medizinal-Beaxnte. 

Nr. 17. 1. September. 1896. 


Rechtsprechung. 

Heratellang gesnndheitsachädlicher Nahrnn^smittel; Rnpfer- 
gehalt yon Erbsenkonseryen durch Benntsung kupferner Geschirre zum 
Kochen, ürtheil des Oberlandesgerichts zu Colmar vom 18. Mai 
1896. 

Nach dem allgemeinen Wortlaute und dem Zwecke des Gesetzes, welches 
die Menschheit vor Gefährdung schützen will, erscheint es nnerhebli^, wenn 
das Bemfongsgericht sich ausser Stande sah, auf Grund des ihm vorliegenden 
BeweismateriaJs eine Feststelloug dahin zu treffen, dass das in Erbsen Vorge¬ 
fundene Kupfer zngesetzt wurde. Denn das Gesetz, welches die Verwendung 
von gesundheitsschädlichen Farben zur Herstellung von Nahmngs- und Genuss- 
mittelu schlechthin verbietet, um den menschlichen Organismus vor Zuführung 
von solchen zu schützen, trifft auch den Fall, wenn, wie hier thatsächiich fest¬ 
gestellt ist, das hergestellte Nahrungsmittel auf andere Weise als durch zu¬ 
gesetzte gesundheitsgefährliche Farben, nämlich durch Benutzung kupferner Ge¬ 
schirre zum Kochen der Erbsen Farben dieser Art anfgenommen hat und da¬ 
durch nicht minder, wie in Folge von Zusätzen von Kupfersalzen gesundheits- 
geföhrlich geworden ist. 

Wenn die Revision ansführt, dass der Gebrauch von kupfernem Geschirr 
zur Herstellung von Konserven gesetzlich nicht untersagt sei, so ist diese Aus¬ 
führung verfeUt. Denn damit sollte nach dem ganzen Zusammenhänge gesagt 
werden, dass derartiges Geschirr gebraucht werden dürfte, um zur Herstellung 
von zum Verkaufe bestimmten Nabrnngs- und Genussmitteln gesundheitsschäd¬ 
liche Farben zu verwenden, was dem gesetzlichen Verbote in §. 1 des mehr¬ 
gedachten Gesetzes direkt widerspricht. 


Die Bezirksärzte in Baden sind für Gutachten, die sie innerhalb 
ihres Dienstkreises ab geben, durch ihren Diensteid als Sachverständige 
fm Allgemeinen beeidigt, ürtheil des Reichsgerichts (I. Straf¬ 
senats) vom 12. Dezember 1895. Nr. 8947/95. 

Der Bezirksassistenzarzt Dr. S. hat sein Gutachten in der Hauptverhand- 
lung unter Berufung auf seinen allgemeinen Diensteid abgegeben. Die Revision 
erklärte dies für ungenügend und das Gutachten für ein unbeeidigtes. 

Diese Ansicht ist irrig. Der badische Beamteneid enthält die eidliche 
Bekräftigung: „alle Pflichten des übertragenen Amtes gewissenhaft zu erfüllen“. 
Zu den Dienstpflichten der Bezirks- und Bezirksassistenzärzte gehört die Er¬ 
stattung von Gutachten in Strafverfahren; sie sind Öffentlich bestellte Sachver¬ 
ständige im Sinne des §. 73 Abs. 2 der Str, P. 0. Diese Beamten in Baden 
haben deshalb bei Abgabe eines Gutachtens im Strafprozesse keinen besonderen 
Eid zu leisten, sie beziehen sich vielmehr gemäss §. 79 Abs. 2 Str. P. 0. auf den 
geleisteten Beamteneid. 

Es entsprach daher dieser Vorschrift, wenn der genannte Bezirksassistenz¬ 
arzt sein Gutachten unter Berufung auf seinen Diensteid erstattet hat.*) 


Liquor plumbi subacetici und Feigeuhonig dürfen als Heilmittel 
nur in Apotheken feilgehalten und verkauft werden. Begriff „Heil- 


*) Dieses ürtheil dürfte für alle Medizinalbeamte zutreffen, die in gleicher 
Weise vereidigt sind; also speziell auch für diejenigen in Preussen. 
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Salicvlsänremandwasser ist als kosmetisches Mittel dem freien 
Verkehr überlassen. Entscheidang des Kammergerichts Tom 
16. März 1896. 

Die Revision des Angeklagten, welche Verletzung des §. 367, 3 des Str.- 
Gea.-Raches und der Kaiserl. Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arznei¬ 
mitteln, vom 27. Jannar 1890 durch unrichtige Anwendung rügt, ist nur theil- 
weisfe begründet. 

Der Remfungsrichter hat thatsächlich festgestellt, 

dass am 11. September 1895 bei der im Geschäftslokale des Angeklagten 
abgehaltenen amtlichen Revision Liquor Plumbi, Salicylsäuremnndwasser und 
Feigenhonig vorgefnnden worden, dass diese Gegenstände als Heilmittel zu be¬ 
trachten sind, da sie Krankheiten zu heilen geeignet seien, and dass sie unter 
die in der genannten Kaiserl. Verordnung unter Nr. 5 des Verzeichnisses A auf- 
geftUuten „Gemische, flüssige und Lösungen, einschliesslich gemischte Balsame 
and Honigpräparate* fallen. 

Diese Feststellungen lassen einen ihnen zu Grande liegenden Bechts- 
irrtbum insbeson lere auch insofern nicht erkennen, als nicht ersichtlich i^ dass 
der Begriff der unter Nr. 5 des Verzeichnisses A aufgeführten Zubereitungen 
verkannt und einer der beim Angeklagten Vorgefundenen oben bezeichneten 
Gegenstände unter jene Art der Zubereitung mit Unrecht snbsumirt worden ist. 

Der Bemfungsrichter stellt ferner nnaufechtbar fest, dass der Angeklagte 
dem Liquor Plumbi, wenn nicht nur, so doch auch zu Heilzwecken verkauft 
bat. Nun ist zwar in der zur Zeit nicht mehr gütigen Kaiserl. Verordnung vom 
4. Januar 1875 unter dem Verzeicbniss B der Liquor Plumbi subacetici aufge- 
fiibrt, während derselbe unter den im Verzeicbniss B der Kaiserl. Verordnung 
vom 27. Januar 1890 aufgeführten Drogen und chemischen Präperaten sich nicht 
mehr findet. Hieraus folgt aber nicht, dass, wie der Revident meint, das FeU- 
balten dieses Präparats völlig freigegeben ist. Denn nach §. 2 beider KaiserL 
Verordnungen dürfen die im Verzeicbniss B aufgeführten Drogen und chemischen 
Präparate — gleichviel, ob als HeUmittel oder nicht — überhaupt nur in den 
Apotheken feilgebalten oder verkauft werden. Diese generelle Beschränkung 
findet demnach für den Liquor Plumbi subacetici seit Erlass der Verordnung 
vom 27. Januar 1890 zwar nicht mehr statt, so dass, wenn dieses Präparat nicht 
als HeUmittel feügehalten oder verkauft wird, das Feilhalten und der Verkauf 
desselben auch ausserhalb der Apotheken gestattet ist, wohl aber greift die Be¬ 
schränkung des §. 1 der Verordnung vom 27. Januar 1890 Platz, insofern der 
Liquor Plumbi sich als eine in dem Verzeicbniss A aufgeführte Zubereitung 
darstellt und das FeUhalten oder der Verkauf desselben als Heilmittel in 
Frage steht. Nach dem §. 367, 3 Str.-Ge8.-Buch in Verbindung mit der Kaiserl. 
Verordnung vom 27. Januar 1890 hat sich der Angeklagte sonach den thatsäch- 
liehen Fesstellnngen zufolge durch den Verkauf von Liquor Plumbi als HeU¬ 
mittel strafbar gemacht. 

Hinsichtlich des beim Angeklagten Vorgefundenen Salicylsäuremnndwassers 
und Feigenhonigs hat der Vorderrichter ferner mit dem ersten Richter thatsächUch 
festgestellt, dass der Angeklagte am 11. September 1895 diese Gegenstände, Arz¬ 
neien, welche nur in Apotheken feilgehalten werden dürfen, in seinem Drogenge¬ 
schäfte feilgehalten hat. Die weiteren Feststellungen aber, dass auch diese Zu¬ 
bereitungen als Heilmittel zu betrachten seien, dass Angeklagter das Mundwasser 
zwecks Verkaufs im Laden gehabt habe, und dass derselbe, was durch die von ihm 
zum Beweise des Gegentheils vorgebrachten, theUs nicht glaubhaften, theUs uner¬ 
heblichen thatsächlichen Momente nicht wiederlegt sei, auch beabsichtigt habe, den 
Feigenhonig zu verkaufen, lassen nicht erkennen, dass der Angeklagte diese beiden 
Zubereitungen als Heilmittel feilgehalten oder verkauft hat. Gerade dies aber 
ist ein we.sentliche8 Erforderniss des Thatbestandes einer nach §. 367, 8 Str.-Ges.- 
Bnch in Verbindung mit der gedachten Kaiserl. Verordnung strafbaren Ueber- 
tretung, wobei es nicht darauf ankommt, ob diese Zubereitungen wirklich heil¬ 
kräftige Stoffe enthalten oder nicht (§. 1 der Kaiserl. Verordnung), so dass das 
FeUhalten oder der Verkauf jener Zubereitungen lediglich als kosmetische oder 
Genassmittel selbst dann freigegeben, also nicht strafbar ist, wenn dieselben that- 
sächlich heUkräftige Stoffe enthalten, indem sie nicht zu den Drogen und che¬ 
mischen Präparaten des Verzeichnisses B gehören, deren FeUhalten und Verkauf 
nur in den Apotheken gestattet ist. 
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Nach dieser Richtung hin wird also der Vorderricbter das Erforderliche 
noch festznstellen haben. 

Es ist dabei auch zn berücksichtigen, dass Heilmittel nnr solche Mittel 
sind, welche bestehende krankhafte Zustände zn beseitigen bestimmt sind, nicht 
aber solche, welche nur bestimmt sind, etwaige noch nicht Torbandene Krank¬ 
heiten zu Terhttten, also solchen vorzubeugen und die Gesundheit zu erhalten; 
dass also das Feilhalten und der Verkauf der fraglichen Zubereitungen nnr als 
Mittel zur Erhaltung der Gesundheit einer Beschränkung nicht unterliegt. 

Das Berufungsgericht erkannte, dass der Angeklagte wegen des Verkaufs 
von Salicylsänremnndwasser freizusprechen sei, da nicht erwiesen sei, dass der 
Angeklagte das Mundwasser als Heilmittel feilgehalten habe. Zum Feilhalten 
und Verkauf des Salicjlsänremnndwassers als kosmetisches Mittel sei der Ange¬ 
klagte aber befugt. 

Wegen Feilhaltens von Liquor plumbi und Feigenhonig wurde das TJrtheil 
des Schöffengerichts dagegen aufrecht erhalten. An dem Strafmass des Schöffen¬ 
gerichts wurde nichts geändert. Sämmtliche Kosten des Verfahrens wurden ge¬ 
mäss §. 505 -der Str.-P.-O. dem Angeklagten zur Last gelegt, da dieser im 
wesentlichen mit seinen Rechtsmitteln unterlegen war. 

Fress- und Mastpnlver ffir Tbiere sind als Heilmittel anznseben 
und daher dem freien Verkehr nicht überlassen. TJrtheil des Ober¬ 
landesgerichts zn Hamm vom 27. Juni 1896. 

Die ReTision rügt Verletzung der materiellrechtlichen Vorschrift des §. 367 
Nr. 3 Straf-Ges.-Bnehs in Verbindung mit der Allerhöchsten Verordnung vom 
27. Januar 1890. 

Nach der auf Grund der Beweisaufnahme getroffenen thatsächlichen Fest¬ 
stellung des Berufnngsrichters Rillt das von dem Angeklagten feilgebaltene Fress- 
nnd Mastpnlver als ein aus zerkleinerten Substanzen bestehendes, trockenes 
Gemenge unter das Verzeichniss A der Verordnung vom 27. Januar 1890. Nach 
§. 1 dieser Verordnung ist, wie der Revident richtig hervorhebt, das Feilhalten 
der im Verzeichniss A ebendort aufgeführten Zubereitungen nnr dann den Apo¬ 
thekern Vorbehalten, sofern dieselben als „Heilmittel“ in den Handel gebracht 
werden. Hieraus folgt umgekehrt, dass jene Zubereitungen, soweit sie nicht als 
Heilmittel — also etwa als Gennssmittel — in Betracht kommen, dem Handel 
freigegeben sind. Es gehört also zur Voraussetzung der Anwendung jener Ver¬ 
ordnung mit der Strafbestimmung des §. 367 Nr. 8 Str.-Ges.-Buchs, dass die 
Substanz im konkreten Falle auch als „Heilmittel“ thatsäcbUah feilgehalten ist. 
Eine dahingehende Fesstellnng vermisst Revident in dem Berufnngsurtheil. 

In demselben ist aber ansgeftthrt, dass das Fress- und Mastpnlver vor¬ 
nehmlich dazu bestimmt sei, die infolge von körperlichen Störungen unter das 
Normale herabgesunkene Fressinst der Tbiere durch Beseitigung der Störungen 
wieder auf den Normalstand zn heben, und dass es somit als „Heilmittel“ diene. 
Der Berufnngsrichter hält hiernach die erstrichterlicbe Feststellung in Bezug 
auf das Fress- und Mastpnlver für zutreffend, und er macht insoweit die Gründe 
des ersten Richters auch zn den seinigen. Im ersten TJrtheil aber ist ansgeführt, 
dass das Publikum das Fresspnlver als Heilmittel kauft, und dass insbesondere 
bei Pferden Fresspnlver nicht sowohl den Zweck haben kann, dieselben zu 
mästen, als vielmehr den nicht normalen Appetit zn heben. Dieses sei dem 
Angeklagten bekannt gewesen. Hierauf wird die Feststellung gestützt, dass 
der Angeklagte das Pulver thatsächlich als „Heilmittel“ feilgehalten hat. 

Diese auf thatsächlichen Erwägungen beruhenden Feststellungen sind 
ohne Rechtsirrthnm getroffen. Sie enthalten aber die von dem Angeklagten ver¬ 
misste Feststellung, dass er das Fresspnlver auch thatsächlich als „Heilmittel“ 
feilgehalten habe. 

Die Revision war somit als unbegründet zu verwerfen. 

Jodoform- und Snblimatgaze sind dem freien Verkehre nicht ent¬ 
zogen nnd bedarf der Handel mit derselben keiner Genehmigung. 
TJrtheil des Ober-Landesgerichts zuRostock vom 14.Dezbr. 1895. 

. . Dagegen ist Jodoformgaze dem freien Verkehr nicht entzogen. Sie 
wird dadurch hergestellt, dass Gaze in einer Jodoformlösung getränkt nnd dem¬ 
nächst wieder zum Trocknen gebracht wird, dass demnach Jodoform gerade den 
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wesentlichen Bestandtheil der Jodofonngase bildet and in derselben in so reich* 
lichem Masse vorhanden ist, dass es beim blossen Schfitteln der Gase heraosf&llt. 
Diese tbatsächliche FeststeUong rechtfertigt nicht den Schloss, dass, wer Jodo¬ 
formgaze verkauft, damit Jodoform verkalke. Jodoform and Jodoformgaze sind 
sind verschiedene Waaren. Die Sache liegt anch nicht so, dass die Gaze nor 
der gleichgültige Träger des Jodoform ist, wie etwa ver^tete Weizenkömer 
die Träger des Gifts, ln der Jodoformgaze ist jedenfalls anch die Gaze ein 
wesentlicher Bestandtheil, da ja die Gaze an sich schon ein Verbandmittel ist. 
Es ist aber anch dem M^izinalkoilegiam darin beizatreten, dass die Verbands¬ 
stoffe (Binden, Gazen, Watten and dergl.) direkt durch den § 1 Abs. 2 der 
Verordnung vom 27. Jannar 1890 freigegeben sind, nnd es ist also zugleich der 
in diesem Absatz enthaltene Rechtssatz durch Nichtanwendung verletzt. Wenn 
man nämlich davon aasgeht, dass Verbandsstoffe schon nach Uirer Natar andere 
Waaren sind als die im Verzeichniss B aufgeführten Drogen and chemischen 
Präparate, so ergiebt sich eine Erklärung für die Aafnahme der den freien 
Verkehr der Verbandsstoffe sichernden Verfügung in den §. 1 der Verordnong 
ohne Weiteres wenigstens als naheliegend; dass es nämlich bei Hinzufügong 
dieser Bestimmung nach der praktischen Lage der Streitfrage, die entschieden 
werden sollte, gerade darauf angekommen ist, festzustellen, dass die Impräg- 
nirong der Verbandsstoffe, die Herstellung derselben mittelst Arzneiabkochungen, 
Arzneiaufgüssen etc. keine Zubereitung sei, welche die Verbandsstoffe dem Ver¬ 
zeichniss A. der Verordnung unterstelle. Das Bevisionsgericht nimmt also in 
üebereinstimmang mit dem Medizinalkollegium and mit der Verfügung des 
preuss. Ministers für Medizinalangelegenheiten vom 15. Febraar 1892 an, dass 
Jodoformgaze dem freien Verkehr überlassen ist. 

Ganz analoge Erwägungen führen dazu, dass Angeklagter anch durch 
Feilhalten von Sublimatgaze nicht gegen §. 367 Ziff. 3 St.-G.-B. verstossen hat. 
Das Bevisionsgericht billigt also auch hier die Auffassung des Medizinalkollegs, 
dass der Verkauf von Sublimat- wie von Jodoformgaze dem freien Verkehr über¬ 
lassen ist. Diese Auffassung findet eine weitere Stütze in der Erfahrung, dass 
Sublimatgaze und Jodoformgaze fabrikmässig hergestellt, verpackt und für den 
Einzelverkauf vorbereitet wird, so dass ein praktisches bteresse daran, dass der 
Verkauf auf Apotheken beschränkt wird, nicht vorhanden ist. 


Polizeiliche Untersagung der Ansttbnng der Heilkunde im Um¬ 
herziehen durch einen nicht approbirten Natnrheilknndigen. Begriff 
„Gewerbetrieb“ im Umherziehen. Urtheil des Ober-Verwaltungs¬ 
gerichts (in. Sen.) vom 27. April 1896; in. Nr. 551. 

Der Natorheilkundige B. za E. veröffentlichte in der za Treptow a. B. 
erscheinenden Treptower Zeitung Nr. 79 vom 19. Joli 1895 folgende Anzeige: 

„Zur Ausübung der Natur-Heilkunde bin ich in Treptow a. B. im G.’schen 
Gasthofe jeden Mittwoch von 9—12 und 2—5 zu sprechen. 

B. B., Natnrheilkundiger." 

Eine ähnliche Anzeige ist in der Nr. 78 derselben Zeitung enthalten. B. 
hielt sich anch zu den angegebenen Zeiten und am angegebenen Orte in Treptow 
auf. — Unterm 9. Juli 1895 erliess darauf die Polizeiverwaltung zu Treptow 
a. B. folgende Verfügung an den Kläger: 

„Nach den in hiesigen Zeitungen erschienenen Annoncen üben Sie das Ge¬ 
werbe als Heilkundiger im Umherziehen ans. Dieses ist nach den ergangenen 
gesetzlichen Bestimmungen nicht gestattet. Auf Grund des §. 20 des Gesetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 in Verbindung mit §. 132 des 
Gesetzes über die Landesverwaltnng vom 30. Juli 1883 wird Ihnen hierdurch 
dia Ausübung der Heilkunde am hiesigen Orte untersagt. Sollten Sie dennoch 
dieses Gewerbe hier ausüben, so wird auf Grund der §§. 56 a und 148 der 
R.-Gew.-0. Ihre gerichtliche Bestrafung herbeigeführt werden.“ 

Nachdem B. den Beschwerdeweg ohne Erfolg betreten hatte, erhob er 
gegen den letztinstanzlichen abweisenden Bescheid des Regierungspräsidenten 
zu Stettin vom 26. September 1895 Klage mit dem Anträge, denselben und die 
polizeiliche Verfügung aufzuheben; das Ober - Verwaltnngsgericht erkannte jedoch 
auf Klageabweisung, mit folgender Begründung: 

Durch §. 56 a der R.-Gew.-Ordn. ist die Ausübung der Heilknnde im 
Umherziehen, insoweit der Ausübende für dieselbe nicht approbirt ist, verboten. 
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Als Gewerbetrieb im Umherzieben gilt nach §. 65 a a. a. 0. derjenige Gewerbe¬ 
betrieb, den Jemand ausserhalb des Gemeindebezirks seines Wohnorts ohne Be- 
g^dung einer gewerblichen Niederlassung und ohne yorgftngige Bestellung in 
eigener Person dadurch austtbt, dass er seine gewerblichen Leistungen anUetet. 
Dass der Kläger für die Heilkunde nicht approbirt ist und in Treptow weder 
seinen Wohnsitz noch auch eine gewerbliche Niederlassung hat, steht fest. Da¬ 
durch nun, dass er in der oben mitgetheilten Zeitungsanzeige öffentlich bekannt 
machte, er werde zur Ausübung der Heilkunde in Treptow in dem G.’schen 
Gasthofe zu bestimmten Zeiten anwesend sein, gab er seine Absicht kund, die 
Heilkunde im Umherziehen auszuüben. Sein Einwand, dass er nur seine bereits 
in Treptow vorhandenen Patienten von seiner Anwesenheit in dieser für ihn 
bequemeren Weise habe benachrichtigen wollen, widerlegt sich durch den Inhalt 
der Anzeige, die ganz allgemein lautet xmd irgend welchen Hinweis auf vor¬ 
handene Patienten nicht enthält. Da es zur Aufgabe der Polizeibehörde gehört, 
verbotenen und strafbaren Handlungen entgegenzntreten, war die Polizeibehörde 
zu Treptow wohl befugt, dem Kläger die von ihm beabsichtigte durch die 
§§. 56 a und 148 Nr. 7 a. a. 0. verbotene und unter Strafe gestellte Ausübung 
der Heilkunde im Umherziehen in Treptow zu untersagen. 


Begriff „Tmnkfälligkeit** und „Ranfhandel“. Entscheidung 
des preuss. Ober-Yerwaltungs-Gerichts (3. Sen.) vom 26. Sep¬ 
tember 1895. 

Wie nicht streitig ist, hat W. in trunkenem Zustand den Gottesdienst 
gestört und den Polizeibeamten, als sie ihn festnehmen wollten, derartig hart¬ 
näckigen Widerstand geleistet, dass sie zu dessen Ueberwindung von ihrer 
Waffe Gebrauch machen mussten. Nun ist es zwar unerheblich, dass nach diesem 
Thatbestand die Erkrankung des W. keine unmittelbare Folge seiner Trunken¬ 
heit ist, aber eine Trunkfälligkeit setzt ein gewohnheitsmässiges Trinken voraus 
und liegt nicht schon bei einmaliger oder gelegentlicher Trunkenheit vor. Dass 
aber W. dem Tmnke ergeben und also ein Trinker war, hat die Beklagte nicht 
behauptet, und es kann auch füglich nicht vermuthet werden. Als eine Schlägerei 
oder ein Baufhandel lässt sich endlich der Widerstand des W. und die auf die 
Ueberwindung des Widerstands gerichtete amtliche Thätigkeit der Polizeibeamten 
nicht benrtheilen. Der Begriff des Banfhandels und der Schlägerei setzt einen 
in Thätlichkeiten übergegangenen Streit mehrerer Personen voraus, und dies ist 
dann völlig ausgeschlossen, wenn Beamten Widerstand geleistet wird und diese 
hierauf in Ausübung ihrer Amtsgewalt zu Körperverletzungen schreiten, um den 
Widerstand zu überwinden. 


Gewerbesteilerpflicht nicht approbirter, die Heilkunde gewerbs¬ 
mässig ausübender Personen. Urtheildes Oberverwaltnngsgerichts 
(VI. Senats) vom 28. November 1895. 

Ein nicht approbirter Homöpoath beanspruchte ebenso wie die Aerzte von 
der Gewerbesteuer Wfreit zu sein. Das Oberverwaltnngsgericht wies seine Be¬ 
schwerde jedoch unter folgender Begründung zurück: 

„Der §. 4 Nr. 7 des Gewerbesteuergesetzes vom 24. Juni 1891 befreit zwar 
die Ausübung einer wissenschaftlichen Thätigkeit von der Gewerbesteuer. 
Damit ist aber keineswegs die Befreiung einer jeden auf Erwerb gerichteten 
Thätigkeit, bei welcher wissenschaftliche Thätigkeit irgend einer Art nothwendig 
ist, ansgesprochen worden, vielmehr hat nur die unmittelbare wissenschaftliche 
Thätigkeit von der Besteuerung befreit werden sollen. Dass sich die Thätigkeit 
eines Bechtskonsnlenten, Volksanwalts, Bezipienten und dergleichen nicht als 
eine unmittelbare wissenschaftliche Thätigkeit darstellt, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Die Thätigkeit eines solchen ist in erster Linie auf den Erwerb 
gerichtet und ihre Beziehung zur Wissenschaft ist höchstens eine mittelbare. 
Deshalb erachtet auch die ^ichsgewerbeordnung die Thätigkeit des Beohts- 
konsulenten als Gewerbebetrieb und in Uebereinstimmnng hiermit werden in 
der Ausfübrungsanweisung vom 10. April 1892, Art. 1 Nr. 7 die Bechtskon¬ 
snlenten als gewerbesteuerpflichtig bezeichnet. Wenn das Gesetz die Aus¬ 
übung des Berufs als Arzt noch besonders hervorgehoben hat, so kann dies nur 
zu dem Zwecke geschehen sein, um in unzweideutiger Weise festzustellen, dass 
nicht jede Art von Ausübung der Heilkunde, sondern nur die Ausübung und des 
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Berufs als Arzt als stenerfreie Ansttlmng einer wissenschaftlicben Thfttigkeit 
gelten soll. Damit ist die Prttfang der konkreten Verhältnisse in dieser Be¬ 
ziehung ausgeschlossen und einerseits die Ausübung des Berufs als Arzt für 
steuerfrei und die sonstige Ausübung der Heilkunde für ein steuerpflichtiges 
Gewerbe erklärt, andererseits aber auch die Steuerfreiheit der Aerzte auf die 
approbirten Aerzte beschränkt, da andere Personen den Titel Arzt nicht 
führen dürfen. 


Spezialärztliche H&lfe; Dringlichkeit. Entscheidnngdesbayer. 
Verwaltungs-Gerichtshofes (2. Sen.) vom 10. Februar 1896. 

Dringlichkeit einer spezialärztlichen Hülfe im Sinne des §. 6 a E. V. G. 
ist dann anzunehmen, wenn ohne Gefahr einer Verschlimmerung oder einer 
erheblichen Steigerung oder Verlängerung der Schmerzen nicht bis zum Ein¬ 
treffen des Kassenarztes zngewartet werden kann. 

Wenn das Verhalten der Erankenversichemng selbst oder der Kassenärzte 
die Ueberweisung eines Erkrankten an einen Spezialarzt ohne genügenden Grund 
verzügert, darf dies dem Erkrankten nicht zum Schaden gereichen, vielmehr hat 
unter dieser Voraussetzung auch für die ohne Ueberweisung erwachsenen spezial¬ 
ärztlichen Kosten die Krankenversicherung aufznkommen. 


Begriff „Krankenanstalten“. Erkenntniss des Kammer- 
gerichts vom 12. September 1895. 

Zur Errichtung einer Krankenanstalt gehört die Bereitstellung besonderer 
Bäume, in denen Kranke für eine gewisse Dauer anfgenommen und verpflegt 
werden sollen. Wesentlich ist die Aufnahme von Kranken auf eine gewisse 
Dauer zwecks Verpflegung. Das ergiebt sich ans der im §. 30 erfolgten Neben- 
einanderstellung der Bekiffe „Piivatkranken-, Privatentbindnn^ und Privat¬ 
irrenanstalten“, welche darauf hinweist, dass etwas diesen drei Anstalten Ge¬ 
meinsames bestimmend gewesen ist, die Konzession der höheren Verwaltungs¬ 
behörde zur Errichtung solcher Ajistalten zu fordern. Dieses gemeinsame 
Wesentliche für die Entbindungs- nnd Irrenanstalten ist, wie schon ihr Zweck 
fordert, dass die Schwangeren und die Irren auf eine gewisse Dauer Unter¬ 
kommen nnd Verpflegung finden; deshalb ist auch die Gewährung von Unter¬ 
kommen und Verpflegung auf eine gewisse Dauer das Wesentliche für den 
Begriff der Krankenanstalt, sonst würde es an der nöthigen Abgrenzung gegen 
andere zur Behandlung und Heilung von Kranken bestimmten Einrichtungen 
fehlen. Die Anstalt des Angeklagten — dieser hat in 8 mit Luftheizung ans¬ 
gestatteten Zimmern den Personen, die bei ihm Heilung suchten, nach seinen 
Vorschriften durch Bademeister Luftbäder verabfolgen lassen, den Krankmi aber 
Unterkommen mit Verpflegung und Beköstigung nicht gewährt — ist daher 
nicht als Krankenanstalt im Sinne des §. 30 anzuschen. 


Das Wärterpersonal einer landwirthschaftlichen Kolonie fttr 
Geisteskranke ist versichernngspflichtig; die Pfleglinge dagegen nicht. 
Bescheid des Beichsversicherungsamtes vom 8. Mai 1896. 

Der Vorstand einer landwirthschaftlichen Bemfsgenossenschaft hatte die Her¬ 
anziehung des Wärterpersonals nnd der landwirthschaftlichen Kolonie für Geistes¬ 
kranke zur Unfallversicherung deshalb verlangt, weil dieselben auf dem Grund¬ 
besitz der Anstalt in erheblichem Maasse mit landwirthschaftlichen Arbeiten 
beschäftigt werden nnd der Gewinn aus der landwirthschaftlichen Thätigkeit 
zur Deckung der Kosten der Anstalt verwendet wird. Die Kolonie ist zur Ent¬ 
lastung einer grösseren städtischen Irrenanstalt begründet worden nnd zur Auf¬ 
nahme solcher der niedrigsten Verpflegungsklasse angehörenden Geisteskranken 
bestimmt, deren Leiden dauernder Art ist, indessen eine gewisse körperliche 
Thätigkeit der Kranken in der Land- nnd Gartenwirthschaft gestattet nnd vom 
ärztlichen Standpunkte ans zweckmässig erscheinen lässt. Die Anstalt steht 
unter ärztlicher Leitung, welche auch die Heranziehung der Kranken zur Arbeit 
im Einzlenen regelt nnd überwacht. Eine Vergütung für die Thätigkeit wird 
den Kranken nicht gewährt. 

Das Beicbsversichemngsamt hat dahin entschieden, dass nicht die Pfleg¬ 
linge, wohl aber deren Wärter versichernngspflichtig seien. Es hat dabei in 
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UebereinstimmuDg mit der überwiegenden Mehrheit der am ihre Meinung be¬ 
fragten Vorstände der landwirthschaftUchen Berofsgenossensehaften angenommen, 
dass die in Fflegeanstalten za Heilzwecken aafgenommenen geisteskranken Per¬ 
sonen, soweit sie nnr seitens der Anstalt and innerhalb des räumlichen Ge¬ 
bietes derselben beschäftigt werden, grundsätzlich als nicht im Betriebe be¬ 
schäftigte and demnach versicherte Personen im Sinne der Arbeitsversichemngs- 
gesetze anzasehen seien, dass dagegen die mit Bewachung and Pflege der 
Geisteskranken betrauten Wärter, insoweit als sie entweder unmittelbar durch 
eigene Thätigkeit oder mittelbar durch die Anleitung und Beaufsichtigung der 
Geisteskranken zum Nutzen eines mit der Anstalt verbundenen landwirthschaft- 
lichen Betriebes thätig werden, als in diesem Betriebe beschäftigte Personen 
zu behandeln sind. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Könifi^eiola Preussen. 

‘Revision der Lageirämne and Verkaafstätten von Giften. Er¬ 
lass der Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. im 
Auftr.: Löwenherg), des Innern (gez. in Vertr.: Braunbehrens), und 
für Handel und Gewerbe (gez. im Auftr.: Wendt) vom 18. Juli 1896 
— M. d. g. A. M. Nr. 11178, M. d. I. H. Nr. 9655. M. f. H. E. Nr. 6003 — an die 
Königlichen Oberpräsidenten. 

Im Anschluss an den Erlass vom 24. August v. J. Min. f. Hdl. E. 5451, 
M. d. g. A. M. 5599 II, M. d. Inn. 85191, betreffend die Polizei-Verordnung 
über den Handel mit Giften vom gleichen Tage, ersuchen wir Ew. Ezcellenz 
ganz ergebenst, geflUligst dafür Sorge zu tragen, dass zur Sicherung des Vollzugs 
jener Bestimmungen in Zwischenräumen von etwa zwei Jahren unvermuthete 
Revisionen der Lagerräume und Verkaufsstätten für Gifte stattfinden. 

Apotheken und solche Handlangen, welche in Gemässheit des Erlasses 
vom 1. Februar 1894, betreffend Vorschriften über die Besichtigung der Drogen- 
und ähnlichen Handlangen — Min. - Bl. d. i. Verw. S. 32 — amtlich besichtigt 
werden, unterliegen einer bescmderen üeberwachung des Gifthandels nicht. 


TJeberzichten Uber die Tricblnenschaa. Erlass des Ministers 
der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (im Auftr. gez.: Löwenberg) 
vom 13. August 1896 — M. Nr. 11496 — an sämmtliche Königlichen 
Regierungspräsidenten. 

Unter Bezugnahme auf den Runderlass vom 1. April d. J. M. 1894 ersuche 
ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, in den halbjährlich einzareichenden Nach- 
weisungen über das Ergebniss der Untersuchungen des Fleisches auf Trichinen 
und Finnen künftig, zunächst also in der am 1. Februar 1897 fällig werdenden 
Uebersicht, gefälligst die Fälle besonders bemerkbar zu machen, in denen Tri¬ 
chinen in nach dem Reiche eingeführten Schweinefleisch amerikanischer Herkunft 
vorgefunden worden sind. Hierbei wollen Ew. Hochwohlgeboren angeben, ob 
die betreffenden Fleischsendungen bei der Einfuhr von vorschriftsmässigen ameri¬ 
kanischen Untersuchungsbescheinigungen begleitet waren, welche Nummern die 
den Sendungen aufgeklebten Zettel (meot inspection Stomp) und welche Nummern 
und Daten die zugehörigen Untersuchungsbescheinigungen (certificate of in¬ 
spection) tragen. 


Könifireiola 

Die Aasstellnng amtsärztlich r Zeugnisse für die Aufnahme von 
Studirenden an der k. Forstlehranstalt Aschaffenburg. Bekannt¬ 
machung des Kgl. Staatsministeriums des Innern vom 31. Juli 
1896 an die k. Regierungen, Kammern des Innern und der Finanzen und die 
Bezirksärzte. 

Zum Vollzüge des §. 7 lit. e der k. Allerhöchsten Verordnung vom 
21. August 1881, den forstwirthschaftlichen Unterricht in Bayern betreffend, — 
Ges.- und Verordn.-Bl. S. 1226 — sieht sich das k. Staatsministerium des Innern 
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im Einrerständnisse mit den k. Staatsministerien des Innern für Kirchen- and 
Schalangelegenbeiten and der Finanzen yeranlasst, die amtlichen Aerzte anzn- 
weiaen, bei der Aosstellang der amtsärztlichen Zeugnisse Ober die den Anforde¬ 
rangen des Staatsforstdienstes angemesssne Eörperbescbaffenheit nadistehende 
Poiäte besonders za würdigen and sich für das Zengniss des beigefOgten Formn- 
lars za bedienen: 

1. Das ürtheil über die Tauglichkeit eines Oymnasialabiturienten zam 
Staatsforstdienst darf nur auf Grand persdnlicher üntersuchong durch den Amts¬ 
arzt and nach eigener üeberzengung desselben gebildet werden. 

2. Ist die Untauglichkeit nicht schon ohne Entblössung des Körpers er- 
sichtlicb, so ist stets eine ToUständige Besichtigung des entblOssten Körpers des 
za Untersuchenden vorzunehmen. 

3. Hinsichtlich der Körpergrösse der neoanfzanehmenden Staatsforstdienst- 
Adspiranten ist das militärische Mindestmass von 1,54 m als untere Grenze za 
beobachten. 

4. Bei der amtsärztlichen Dntersachang konstatirte ünterleibsbrflche oder 
aadi ausgesprochene Anlage hierza bilden ein Hindemiss für die Aufnahme in 
den Staatsforstdienst. 

6 . Ein ausgedehnter oder ein onmittelbar der Luftröhre aufliegender 
und dieselbe drückender Kropf bildet gleichfalls ein Hindemiss zum Eintritt in 
den Staatsforstdienst. 

6 . Farbenblindheit wird als ein die Tauglichkeit zum Staatsforstdienste 
ausschliessender körperlicher Mangel nicht erkannt. Dagegen ist von Wichtig¬ 
keit die Konstatirung normaler Sehschärfe. Brillen zur Korrektor yon Korz- 
sichtigkeit sind zuznlassen. 

7. Zur Prüfung der HörßUiigkeit ist sich der Flüsterspraehe im geschlosse¬ 
nen Raume zu bedienen und genaue Besichtigung des äusseren Gehörganges, 
wenn nöthig, auch des TrommeHells vorzunehmen. 

8 . Von einer Messung des Brustumfanges kann Umgang genommen 
werden, dagegen sind die Befunde der Inspektion, Palpation, Perkussion und 
Auskultation anzugeben. 

9. Die Untersuchung hier nicht benannter Körpertheile ist dem jeweiligen 
Ermessen des untersuchenden Arztes anheimgestellt. 


Amtsärztliches Zengniss. 


den 
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Die heute von mir yorgenommene Untersuchung des N. N. hat nach¬ 
stehenden Befund ergeben: 

(Hier folgt kurze Angabe des Untersuchten selbst über seinen Gesundheitszustand 
und über etwa bestandene erhebliche Krankheiten.) 


Körperlänge:. 

Aussehen, Ernährungszustand: 
Sehvermögen rechts:. 


„ links: . 

Hörvermögen rechts:. 

„ links: . 

Hals: . 

Athmnngsorgane: . 

Herz und GeBlsse: . 

GUedmassen, Muskeln, Knochen: . 

Etwaige Ferner an sonstigen Oi^anen und Körpertheilen: 


N. N. ist zum Staatsforstdienst geeignet. 

Amts¬ 
ärztliches Unterschrift des untersuchenden Arztes: 

Dienstsiegel. 


Verantwortlicber Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. 0. 0. fininf. Baohdrnokmi Minden. 





















Rechtsprecliiing und ledizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beamte. 


• Np. 18. 15, September. 1896. 


Rechtsprechung. 

„Beiseitescbaffen" eines Leichnams ohne Vorwissen der „Behörde**. 
Urtheil des Reichsgerichts (2. Strafsen.) vom 17. Januar 1896. 

Am 1. Mai 1895 gebar die Mitangeklagte, unverehelichte Johanna D., ein 
lebensfähiges und lebendes Kind, welches einige Stunden nach der Geburt ver¬ 
starb. Sie bewahrte die Leiche in ihrer Kammer auf, legte dieselbe am dritten 
Tage nach der Geburt in eine Pappschachtel und vergrub sie mit Hülfe des 
Angeklagten, Franz D., auf einen Grenzrain. Mehrere Tage darauf grub sie 
die Leiche wieder aus und bestattete sie heimlich auf dem Eärchhofe zu N. 
Weder von der Geburt, noch von dem Tode, noch von der Beerdigung des 
Kindes war seitens der Angeklagten eine Anzeige an eine Behörde gemacht 
worden. Auf Grund dieses Sachverhalts sind beide Angeklagte aus §. 367 Ziff. 1 
mit §. 47 Str. G. B. verurtheiit worden. Die dagegen eingelegte Revision wurde 
vom Reichsgericht unter folgender Begründung zurückgewiesen: 

1. Die hier in Betracht kommende Bestimmung des §. 867 Ziff. 1 Str. G. B. 
enthält eine polizeiliche Vorschrift, durch welche der Verdunkelung von Ver- 
brechensthatbeständen, namentlich in den Fällen unehelicher Geburten vorgebengt 
werden soll. Unter Beiseiteschaffen ist daher eine Handlung zu verstehen, durch 
welche die Leiche örtlich aus der Lage, in der sie sich befindet, entfernt und 
der Behörde ihre Besichtigung unmöglich gemacht oder doch erschwert wird, 
während auf die Frage, ob die Leiche an dem zu diesem Zwecke gewählten 
Platze dauernd bleiben soll, oder ob weitere Verfügung Vorbehalten ist, kein 
Gewicht gelegt werden darf. Dass aber in dem vorliegenden Falle das Ver¬ 
graben der Leiche auf dem Grenzraine ein Beiseiteschaffen in dem erwähnten 
Sinne enthielt, ist nicht zu bezweifeln. 

2. Unter der in §. 867 Ziff. 1 Str. G. B. genannten Behörde ist, dem 
Zweck dieser Bestimmung entsprechend, diejenige Behörde zu verstehen, welche 
von dem Todesfälle amtlich Kenntniss erlangt haben muss, bevor die Fort- 
schaffnng (oder Beerdigung) erfolgen darf, und dies ist, falls nicht besondere 
Vorschriften in Betracht kommen, der Regel nach die örtliche Polizeibehörde, 
im Geltungsbereiche der preuss. Landgemeindeordnnng vom 3. Juii 1891 (G. S. 
S. 233) der Amtsvorsteher und der Gemeindevorsteher, in den in § 157 St. P. 0. 
bezeichneten Fällen auch das Amtsgericht und die Staatsanwaltschaft. Es folgt 
dies aus §. 60 des Gesetzes über die Beurkundung des Personenstandes u. s. w. 
vom 6. Februar 1875, wonach vor der Eintragung des Sterbefalles in das Sterbe¬ 
register keine Beerdigung ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde stattfinden 
darf, und ans §. 157 St. P. 0., wonach bei dem Vorhandensein von Anhalts¬ 
punkten, dass Jemand eines nicht natürlichen Todes gestorben ist, die Poiizei- 
nnd Gemeindebehörden zur sofortigen Anzeige an die Staatsanwaltschaft oder 
an den Amtsrichter verpflichtet sind. Die Strafbestimmung des §. 367 Ziff. 1 
St. G. B. aber richtet sich gegen die Beerdigung oder Beiseiteschaffung eines 
Leichnams „ohne Vorvrissen der Behörde". Mit Rücksicht hierauf ist es ohne Be¬ 
deutung, dass allgemeine gültige gesetzliche Vorschriften, nach denen eine 
Privatperson zur Anzeige eines Todesfalles im polizeilichen Interesse verpflichtet 
wäre, gegenwärtig nicht bestehen, solche auch für den Regierungsbezirk Ma¬ 
rienwerder nicht erlassen sind, und dass der Beschwerdeführer zu der Anzeige 
bei dem Standesamte nicht verbunden war. Denn die Unterlassung einer An¬ 
zeige gehörte nicht zum Thatbestande der in §. 367 Ziff. 1 Str.-G.-B. vorge¬ 
sehenen Uebertretung, vielmehr kann die Unterlassung oder die Erstattung der 
Anzeige (bei der Polizei oder bei einer anderen Behörde) nur insofern in Be- 
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tracht kommen, als die Frage zu entscheiden ist, ob die Vornahme der in §. 367 
Ziff. 1 bezeichneten Handlang dem Thäter als strafbar zuzurechnen ist. Letz¬ 
teres anlangend, mag dahingestellt bleiben, ob das „Beiseiteschaffen“ eines Leich¬ 
nams ohne Vorwisson der Behörde nur vorsätzlich begangen werden kann. Denn 
selbst dann, wenn die Strafbarkeit durch Vorsatz bedingt wäre, würde dieser 
Vorsatz keineswegs die Absicht, den Todesfall der Behörde zu verheimlichen, 
erfordern, sondern es würde die Vornahme des Beiseiteschaffens mit dem Be¬ 
wusstsein, dass es ohne Vorwissen der Behörde geschehe, genügen und nicht 
einmal die Kenntniss des Thäters, welche Behörde in Betracht komme, nötbig^ 
sein. Die in dem Urtheile enthaltene Angabe der Thatsache, dass keiner der 
Angeklagten irgend eine Anzeige bewirkt habe, war daher zur Feststellung der 
subjektiven Verschuldung ausreichend. 


Polizeiliche Anordnung auf Herrichtung der vorhandenen Aborte 
nach den Bestimmungen einer Folizeiverordnnng. Die Sorge dafür, 
dass die auf Grundstücken entstehenden Fäkalien in geordneter Weise 
gesammelt und entfernt werden, stellt sich als Sorge für die Gesund¬ 
heit dar und bildet einen Gegenstand ortspolizeilicher Vorschriften. 
Die Polizei ist nicht allein berechtigt, die Ursachen gesnndheitsgefähr- 
dender Zustände zu untersagen und zu verhindern, sondern auch die 
Beseitigung derselben von den Betheiligten zu fordern. Urtheil des 
Ober-V erwaltungs ge rieht 8 (IV. Sen.) vom 1. April 1896; IV. Nr. 578. 

Durch Polizeiverorduung vom 11. März 1892 ist für die Abtrittanlagen 
der bewohnten Grundstücke der Stadt Guben das sogen. Tonnensystem vorge¬ 
schrieben. Vorhandene Abortgruben und Wasserklosets sollten bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt beseitigt werden. Die Polizeiverwaltung zu Guben erliess 
unterm 19. November 1894 an den dortigen Hausbesitzer, Seifenfabrikanten L. 
eine Verfügung, durch welche sie demselben unter Androhung von Zwangsmass- 
regeln aufgab, binnen 8 Tagen seine Aborte nach den Bestimmungen der 
Polizeiverorduung vom 11. März 1892 und der polizeilichen Verfügung vom 
10. Mai 1894 herzurichten. Die gegen diese Verfügung erhobene Klage ist durch 
das Erkenntniss des Bezirksausschusses zu Frankfurt a. 0. vom 24. Mai 1895 
zurückgewiesen. Auf die von dem Kläger eingelegte Berufung bestätigte das 
Ober-Verwaltungsgericht die Vorentscheidung auf Grund folgender Erwägungen: 

Unbegründet ist der Einwaud des Klägers, dass die Polizeiverordnung, 
welche dem Einschreiten der beklagten Polizeiverwaltung zu Grunde liegt, rechts- 
ungiltig sei, weil sie einen unzulässigen Eingriff in die Privatrechtssphäre der 
Grundbesitzer der Stadt Guben enthalte. Die Sorge dafür, dass die auf bebauten 
und bewohnten Grundstücken entstehenden Fäkalien in geordneter Weise ge¬ 
sammelt und entfernt werden, stellt sich als Sorge für die Gesundheit dar und 
bildet mithin gemäss §. 6 sub f des Polizeiverwaltungsgesetzes vom 11. März 1850 
einen Gegenstand ortspolizeilicher Vorschriften. Die zu diesem Zwecke unter 
Beobachtung der Bestimmungen dieses Gesetzes und des §. 143 des Landes¬ 
verwaltungsgesetzes erlassene Polizeiverordnung bewegt sich deshalb innerhalb 
der Zuständigkeit der beklagten Polizeiverwaltung. Der Umstand, dass sie 
einen Eingriff in die freie Selbstbestimmung der Betroffenen enthält und die¬ 
selben nicht nur zum Unterlassen, sondern auch zum Thun zwingt, ist die Folge 
ihres polizeilichen Charakters. Es ist unrichtig, wenn der Kläger meint, dass 
die Polizei im Wesentlichen nur zu verhindern und zu untersagen hätte. In 
allen den Fällen, in weichen gesundheitsgefährdende Zustände sich aus der Natur 
der Dinge ergeben, in welchem also die Polizei nicht durch Verhindern und 
Verbieten die Ursache beseitigen kann, ist sie immer anf die Beseitigung der 
Folgen angewiesen, und diese erfordert in der Regel ein Thun der Betheiligten. 
Ob die Polizei dabei zweckmässig verfährt oder nicht, hat der Verwaltungs¬ 
richter nicht zu eut.scheiden. Da es sich um eine polizeiliche Angelegenheit 
handelt, war der eingeschlagene Weg der Polizeiverordnung der gesetzlich ge¬ 
wiesene. Nur wenn die Gemeindebehörden in Guben im Wohlfahrtsinteresse 
die Angelegenheit von Gemeindewegen so geregelt hätten, dass Gesundheits¬ 
gefahren ausgeschlossen wären, könnte die Polizeiverordnung entbehrlich er¬ 
scheinen, in dieser Beziehung ist aber nichts beigebracht, offenbar auch bisher 
nichts geschehen. _ 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Königfireioli. Ptreiissen. 

Verzeichniss der giftigen Farben. Bekanntmachung des Kgl. 
Regierungspräsidenten zu Merseburg vom 22. April 1896. 

Unter Hinweis auf 1 der Vorschriften über die Besichtigung der Drogen-, 
Material-, Farbwaaren- und ähnlicher Handlungen, sowie auf die Ministerial- 
Polizeiverordnung vom 24. August 1895 über den Handel mit Giften bringe ich 
ein Verzeichniss der gebräuchlichsten giftigen Farben nach Namen, anderen 
Benennungen und Bestandtheilen zur öffentlichen Kenntniss und Nachachtung. 

Yerzeichniss der giftigen Farben 
(vergl. Abtheilungen 1 und 3 der Anlage 1 zur Ministerial-Polizeiverordnnng 
vom 24. August 1895 über den Handel mit Giften). 

(Die gesperrt gedruckten Farben (Abth. 1) sind im Giftschrank aufzubewahren). 


Name der Farbe. 

Andere Benennungen. 

Bestandtheile. 

Art. 

Acajoubraun, 


s. Kupferbraun, 

braun. 

Aegyptisch Blau, 


Kupfersilikat, 

blau. 

Aerugo, 

Grünspan, Verdit. 

essigsaures Kupferoxyd, 

grün. 

Alexandergrün, 

s. Kupfergrün, 

grün. 

Algarothpulver, 

Antimonblüthe, Anti¬ 
monweiss, 

Antimonoxyd m. Anti- 
montrichlorid. 

weiss. 

Altonaer Grün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Amerikanisch-Gelb, 


s. Chromgelb, 

gelb. 

Amerikanisch-G rün, 


s. Chromgrün, 

grün. 

Antimonblau, 

Kaiserblau, 

cyansauresAntimonoxyd, 

blau. 

Antimonblüthe, 

Antimonweiss, 

s. Algarothpulver, 

weiss. 

Antimonbraun, 


s. Metallsafran, 

braun. 

Antimongelb, 

Neapelgelb, fälschlich 
Wismuthgelb genannt. 

antimonsaures Blei, 

gelb. 

Antimonorange, 

rothes Schwefelantimon, 

Antimonsulfnr, 

orange. 

Antimonroth, 

Antimonzinnober, 

oxyd. Schwefelantimon, 

roth. 

Antimonschwarz, 

Grau-Spiessglanz, Eisen¬ 
schwarz, 

ScWefelantimon, 

schwarz. 

Antimonweiss, 

s. Algarothpulver, 

weiss. 

Antimonzinnober. 


s. Antimonroth, 

roth. 

Antizinnober, 


s. Chromroth, 

roth. 

Apfelgrün, 


Gemisch von Chromgelb 
(s.) u. Kupfergrün (s.), 

grün. 

Apollogrün, 


s. Kupfergrün, 

grün. 

Arnaudonsgrün, 

Mittlers-, Pannetiers-, 
Plessys-, Schnitzers- 
Sraaragdgrün, 

phosphorsaures Chrom, 

grün. 

Arsenblei, 

arseniksaures Blei, 

gelb. 

Arsenglas, gelbes. 


s. Auripigment, 

gelb. 

Arsenglas, rothes. 


s. Eealgar, 

gelbroth. 

Arsenikrubin, 


desgl. 

desgl. 

Aschengrün, 


s. Scheel’sches Grün. 

grün. 

Auripigment, 

Gelbes Arsenglas, Kö¬ 
nigsgelb, Opperment, 
China-, Persisch-, Spa¬ 
nisch-Rauschgelb, gel¬ 
ber Schwefelarsenik, 

Arsen trisultid. 

gelb. 

Baryumchromat, 

Barytgelb, Ultramarin- 
gelb, auch fälschlich 
Chromgelb gen.. 

chromsaures Baryum, 

gelb. 

Barytgelb, 


s. Baryumchromat, 

gelb. 

Barytgrün, 


geglühtes chromsaures 
Baryum, 

grün. 

Baseler Grün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Bergblau, 


s. Kupferblau, 

blau. 

Berggrün, 


s. Kupfergrün, 

grün. 
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Name der Farbe. 

Andere Benennnngen. 

Bestandtheile. 

Art. 

Berliner Weiss, 


s. Bleiweiss, 
Bleisnperoxyd, 

weiss. 

Bleibrann, 

Flohbrann, 

brann. 

Bleibronze, 

Jodblei, Jodgelb, 

Bleijodid, 

gelb. 

Bleigelb, 

s. Ghromgelb, 

gelb. 

Bleiglätte, 

Lithargymm, Glätte, 
Goldglätte, Silber¬ 
glätte, Mallicot, Eö- 
nigsgelb, Nengelb, 

Bleioxyd, 

gelb. 

Bleigran, 

unreines Bleioxyd, 

grangelb 

Bleiroth, 


8 . Mennige, 

rotb. 

Bleischwarz, 

Wasserblei, 

Schwefelblei, 

schwärt. 

Bleiyitriol, 

Mtthlhänser-Weiss, Vi¬ 
triolbleiweis?, 

scbwefelsanres Blei, 

weiss. 

Bleiweiss, 

Gernssa, Berliner-,Deck-, 
Hambnrger-, Hollän¬ 
der-, Ghemnitzer-, 

Kremser-, Perl-, Schie¬ 
fer-, Schnee-, Veneti- 
aner-Weiss, Silber- 
weiss. 

basisch kohlensanresBlei, 

weiss. 

Bleizinnober, 


s. Mennige, 

roth. 

Böttchersgr^, 


s. Mangangrttn, 

grttn. 

Bolleysgrttn, 


s. Borgrttn, 

grttn. 

Borgrttn, 

sog. giftfreies Enpfer- 
grttn. 

borsanres Knpfer, 

grttn. 

Brannschweiger 

Grttn, 

s. Scheel’sches Grttn, 

grttn. 

Bremer Blan, 


s. Kupferblan, 

blan. 

Bremer Grttn, 


s. Knpferblan, Schatti- 

grttn. 

Breslaner Brann, 
Brixener Grttn, 


rnng, 

s. Knpferbrann, 

brann. 


s. Schweinfnrter Grttn, 
basisch schwefelsanres 
Knpfer, 

grttn. 

Gasselmanns Grttn, 


grttn. 

Cassins’scherGoidpnrpnr 


zinnsanres Goldoxydnl, 

roth. 

Ghemisch-brann, 


s. Knpferbrann, 

brann. 

Ghina-gelb, 


3 . Anripigment. 

gelb. 

Ghromblan, 


chromsanres Barynm n. 
Magnesia, 

blan. 

Ghrombrann, 


chromsanres Knpfer, 

brann. 

Ghrombronce, 

Permanent-, Tapeten¬ 
bronze, 

Ghromchlorid, 

gelb. 

Ghromgelb, 

Amerikanisch-, Blei-, Zi¬ 
tronen-, Eisen-, Go¬ 
thaer-, Hambnrger-, 
Kaiser-, Kölner-, Kö¬ 
nigs-, Leipziger-, Neu-, 
Pariser-, Zwickaner- 
Gelb, Goldgelb, 

chromsanres Blei, s. anch 
Barynmchromat nnd 
Zinkgelb. 

gelb. 

Ghromgrttn, 

Amerikaner, Deck-, Go¬ 
thaer, Lanb-, Myr- 
then-, Natnr-, Neapel-, 
Permanent-, Seiden-, 
Smaragd-, Türkisch-, 
Moos-, Oel-, Eisen- 
bahn-,Gnignet3-,Nttrn- 
berger, Viktoria-Grün, 
grüner Zinnober, Gift¬ 
freies Grttn. Schöngttn, 

Ghromoxyd; wenn rein, 
nicht giftig; wenn mit 
Blei vermischt, giftig; 
dieselben Namen werden 
anch Gemischen von 
Ghromgelb mit Ber¬ 
liner Blan beigelegt. 
S. Oelgrttn. 

grttn. 
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Name der Farbe. 

Andere Benennungen. 

Bestandtheile. 

Art. 

Chromocker, 


gelbe Erdfarbe, giftig, 

gelb. 

Chromorange, 


wenn mit Chromgelb 
gemischt, 
s. Chromroth, 

orange. 

Chromroth, 

Chromorange, Antizin- 

basisches, ehromsaures 

roth. 

Chromkupferschwarz, 

nober, Chromzinnober, 
Persisch-Roth, Zinno¬ 
berersatz, künstlicher 
Zinnober, 

Bleioxyd, 

chromsaures Kupfor, 

schwarz. 

Chromziunober, 


s. Chromroth, 

roth. 

Citronengelb, 


s. Chromgelb, 

gelb. 

Deckgrün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Deckweiss, 


auch Chromgrün, 
s. Bleiweiss, 

weiss. 

Ecarlat, 


s. Jodinroth, 

roth. 

Eisenacher Grün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Eisenbahngrün, 


s. Chromgrün, 

grün. 

Eisengelb, 


s. Chromgelb, 

gelb. 

Elsners Grün, 


s. Kuhlmanns Grün, 

grün. 

Englisch-Blau, 


s. Kupferblau (als In¬ 

blau. 

Englisch-Gelb, 


digolack ungiftig), 
s. Kasseler Gelb, 

gelb. 

Englisch-Grün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Erdgrün, 


s. Scheel’sches Grün, auch 

grün. 

Erlaer Grün, 


Kalkgrün, 

Kupfervitriol u. chrom¬ 

grün. 

Flohbraun, 


saures Kali, 

s. Bleibraun (als Man- 

braun. 

Gelber Schwefelar¬ 


ganoxyd-Manganbraun 
ungiftig), 
s. Auripigment, 

gelb. 

senik, 

Geuteles Grün, 


s. Zinngrün, 

grün. 

Giftfreies Grün, 


s. Chromgrün, auch Kuhl¬ 

grün. 

Giftfreies Kupfergrün, 


manns Grün, 
s. Borgrün, 

grün. 

Giftgrün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Glätte, 


s. Bleiglätte, 

gelb. 

Glanzgrün, 


s. Kupfergrün, 

grün. 

Goldgelb, 


s. Chromgelb, 

gelb. 

Goldglätte, 


8. Bleiglätte, 

gelb. 

Gothaer Gelb, 


8. Chromgelb, 

gelb. 

Gothaer Grün, 


s. Chromgrün, 

grün. 

Granatroth, 


s. Mennige, 

roth. 

Grüner Zinnober, 
Grundirgrüu, 


s. Chromgrün, 

grün. 


8. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Grünspan, 


s. Aerugo, 

grün. 

Guignetsgrün, 


s. ChromgrüB (als Chrom- 

grün. 

Gummignttae, 


hydrooxyd und Bor¬ 
säure nicht giftig), 
Pflanzen-Extrakt, 

gelb. 

Hamburger Blau, 


s. Kupferblau, 

blan. 

Hamburger Gelb, 


8. Kupfergelb, 

gelb. 

Hamburger Weiss, 


s. Bleiweiss, 

weiss. 

Hatchettsbraun, 


s. Kupferbraun, 

braun. 

Hautgelb, 


s. Chromgelb, 

gelb. 

Hochgrün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Hörmanns Grün, 


desgl. 

grün. 
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Name der Farbe. Andere BeneuiuigeiL Bestaadtheile. Art 


Hollinder Weise, 

Jasmingrfln, 

Jasnflgergrfin, 

Indisch-Gelb, 

Jodblei, 

Jodgelb, 

Jodinroth, 

Jongfemgrfln, 

Kaisergelb, 

Ka isergrdn, 
Kalkblao, 
Ealkcbromgelb, 
Ealkgrdn, 


Kasseler Elan, 
Kasseler Gelb, 


Kasseler Grän, 

Kemnitzer Weise, 
Kirchberger Grän, 
Kobaltarsenroth. 
Kobaltrosa, 


Kölner Gelb, 
Königsgelb, 


Königsgrün, 
Kremserweiss, 
Knhlmanns Grün, 
Knpferblan, 


Knpferbrann, 


Knpferbrannrotb, 


Kupfergrün, 


Knpferrotb, 


* js. Bleiweiss, Iweiss. 

! 8. Schweinfiirter Grün, grün. 

! desgL grün. 

I Zinkgelb, ehromsanres Snk, gelb. 

! 8. Bleibronee, |g*ll>* 

1 desg^ gelb. 

lEkarlat, Searlet, Schar-Qoecl^beijodid, irotk. 

lachroth, 

a PeUetiersgrün, 'grün. 

& Chromgelb, gelb. 

8 . Scbweinforter Grün, grün. 

8 . Knpferblan, blan. 

j chromsanrer Kalk, gelb. 

Verdeter Erdgrün, arsenigsanres Knpfer- grün. 

oxyd nnd Gyps, anch 
salpetersanres Knpfer 
nnd Gyps, 

8 . Kapferblan, blan. 

Engli8ch-,Mineral-4Iont- Bleijodid, gelb. 

I^lliers-, Neapel-, Pa¬ 
riser-, Patent-, Tur¬ 
ner-, Veroneser-Gelb. 

Mengel. 

a Schweinfurter Grün, grün. 

auch Mangangrün, 

8 . Bleiweiss, weise, 

a Schweinfurter Grün, grün. 

arsen8anr.Eobaltoxydul, roth. 

phosphorsaures u. arsen- roth. 

saures Kobaltoxydul 
(ohne Arsen nicht 
giftig), 

a Chromgelb, gelb. 

s.Anripigment,anchMer- gelb, 

knrgelb, auch Chrom¬ 
gelb, auch Bleiglätte, 

8 . Schweinfurter Grün, grün. 

8 . Bleiweiss, weiss. 

Elsners giftfreies Grün, Knpferoxychlorid, grün. 

Berg-, Bremer-, Engl.-, koUensanres Knpfer u. blau. 

Hamburger-, Kasse- Knpferoxydby^at, 

1er-, Kalk-. Mineral-, 

Neuberg-, Neuwieder-, 

Oel-, Stein-Blau, 

Acajon-, Chemisch-, Hat- Ferrocyankaliknpfer, s. braun. 
chetts-Braun, Knpfer- anch Knpferbrannrotb, 
braunrotb, Breslauer 
Braun. 

Knpferbrann, Kupteroxyd, Eisenoxyd braun. 

und Thonerde, s. auch 
Knpferbrann, 

Alexander-, Apfel-, Kohlensanres Knpfer, s. grün. 

Apollo-, Berg-, Glanz-, auch Borgrün, 

Malachit-, l^eral-, 

Oel-, Schiefer-, Staub-, 

Tyroler-, Napoleons-, 

Ungarisch-, Wasser-, 

Wiesen-Grün, 

van Dykroth, Eupferoxydul, roth. 
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Name der Farbe. 

Andere Benennungen. 

Bestandtbeile. 

Art. 

Kupferschwarz, 


Schwefelkupfer, 

grün. 

Knrrers Grün, 


8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 

Lackirgrttn, 


desgl. 

fi:rün. 

Laubgrün, 


s. Chromgrün, 

grün. 

Leipziger Gelb, 


s. Chromgelb, 

gelb. 

Leipziger Grün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Lithargyrnm, 


s. Bleiglätte, 

gelb. 

Maigrün, 


8 . Schweinfurter Grün, 
s. Kupfergrün (als Bitter- 

grün. 

Malachitgrün, 


grün. 

Mangangrün, 

Bbttgers-, Kasseler-, Ro- 

mandelöl-, Solid-Grün, 
Theerfarbstofi nicht 
giftig), 

mangansanres Baryum, 

grün. 

Mallikot, 

senstieUs-Grün, 

s. Bleiglätte, 

gelb. 

Meergrün, 


8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 

Mengel, 


s. Kasseler Gelb, 

gelb. 

Blenuige, 

Bleiroth, Pariser Roth, 
Bleizinnober, Minium, 
Permanentroth, 
Königs-Gelb, minerali¬ 
scher Turpeth, 
Äntimonbrann, 

Bleioxyd und Bleisnper- 

roth. 

Merkurgelb, 

oyxd, 

basisch-schwefelsaures 

gelb. 

Metallsafran, 

Quecksilber, 

Schwefelantimon, 

braun. 

^lineralblaa. 


s. Kupferblau (als Ber- 

blau. 

Mineralgelb, 


liner Blau-Ferrocyan- 
eisen nicht giftig), 

8 . Kasseler Gelb, 

gelb. 

Mineralgrün, 


8 . Kupfergrün, auch 

grün. 

Mineralroth, 


Scheel’sches Grün, 
s. Realgar, 

gelbroth 

Minium, 


s. Mennige, 

roth. 

Mitisgrün, 


8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 

Mittlers Grün, 


s. Amaudons Grün, 

grün. 

Molybdänblau, 


molybdänsanres Zinn- 

blau. 

Montpelliers Gelb, 


oxydul, 

s. Kasseler Gelb, 

gelb. 

Moosgrün, 


8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 

Mühlhänser Weiss, 


auch Chromgrün, 
s. Vitriolbleiweiss, 

weiss. 

Münchener Grün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Myrthen Grün, 


8 . Chromgrttn, 

grün. 

Nachtgrün, 


Erdfarbe (giftig, wenn 

grün. 

Napoleonsgrün, 


aus Theerfarbstoffen 
mit Arsen und Pikrin¬ 
säure hergestellt), 
s. Kupfergrün, 

grün. 

Naturgritn, 


s. Chromgrün, 

grün. 

Neapelgelb, 


8 . Antimongelb, auch 

gelb. 

Neapelgrün, 


Kasseler Gelb, 
s. Chromgrün, 

grün. 

Nenbergblau, 

Nenblau, 


s. Kupferblau, 
s. Kupferblau (nicht gif¬ 

blau. 

Neugelb, 


tig als Berliner Blau 
und Indigola(;k), 

8 . Chromgelb, auch Blei¬ 

gelb. 

Neugrün, 

Neuwiederblau, 


glätte, 

s. Schweinfurter Grün, 

8 . Kupferblau, 

grün. 

blau. 

Neuwiedergrün, 


8 . Scheel’sches Grün, 

grün. 
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Name der Farbe. 

Andere Benennungen. 

Bestandtheile. 

Art. 

Nossener Blau, 


Kupfer amm oninmsilicat. 

blau. 

Nürnberger Grün, 


s. Chromgrnn, 

grün. 

Oelblau, 


s. Kupferblau (als Ber- 

blau. 

Oelgrttn, 


liner Blau ungiftig), 
s. Kupfergrün, auch 

grün. 

Opperment, 

Originalgrtin, 


Cbromgrün, 

8 . Auripigment, 

gelb. 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Panne tiers Grün, 


8 . Arnandons Grün, 

grün. 

Papageigrün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Pariser Gelb, 


8 . Chromgelb,auch Kasse- 

gelb. 

Pariser Grün, 


1er Gelb, 

8 , Schweinfurter Grün, 

grün. 

Pariser Koth, 


s. Mennige, 

roth. 

Patentgelb, 


s. Kasseler Gelb, 

gelb. 

Patentgrün, 


8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 

Patentweiss, englisch. 


basisches Bleioxychlorid, 

weiss. 

Pattisonweiss, 


s. Patentweiss, 

weisfl. 

Pelletiers Grün, 

Jungferngrttn, 

borsaures Chromoxyd, 

grün. 

Perlweiss, 

8 .Bleiweiss(alsWismuth- 

weiss. 

Permanentbronze, 


weiss, nicht giftig), 

8 , Chrombronze, 

gelb. 

Permanentgrün, 


8 . Chromgrün, 

grün. 

Permanentroth, 


8 . Menniue, 

roth. 

Persisch-Gelb, 


8 . Auripigment, 

gelb. 

Peraisch-Roth, 


8 . Chromroth (als Oxyd- 

roth. 

Pickelgrfln, 


roth-Eisenoxyd nicht 
giftig), 

8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 

Pikrinsäure, 

Weltersches Bitter, 

organi-che Säure, 

gelb. 

Pink, colour. 

Zinnsaures Chromoxyd, 

fleischf. 

Plessys Grün, 


8 . Arnaudons Grün, 

grün. 

Bauscbgelb, 


s. Auripigment, 

gelb. 

Rauschrotb, 


s. Realgar, 

gelbroth. 

Reaigar, 

Arsenglas rothes, Arse- 

Arsendisulfit, 

gelbroth. 

Resedagrün, 

nikmhin, Ruhinschwe- 
fel, Rauschrotb, rother 
Schwefelarsenik, 

8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 

Rosenstielsgrün, 


s. Mangangrün, 

grün. 

Rother Schwefelar¬ 


s. Realgar, 

gelbroth. 

senik, 

Rnbinschwefel, 


desgl. 

desgL 

Saalfelder Grün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Scarlet, 


8 . Jodinroth, 

roth. 

Scharlachroth, 


desgl. 

roth. 

Scheclscbes Grün, 

Aschen-, Braunschwei¬ 

arsenigsaures Kupfer, 

grün. 

Schiefergriln, 

ger-, Erd-, Mineral-, 
Neuwieder-, Schwe¬ 
disch-Grün, 

s. Kupfergrün, 

grün. 

Schieferweiss, 


s. Bleiweiss, 

weiss. 

Schneeweiss, 


s. Bleiweiss (als Baryt- 

weiss. 

Schnitzersgrän, 


weiss und Zinkweiss 
ungiftig), 
s. Amaudonsgrün, 

grün. 

Sebobergrttn, 


8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 

Schöngrün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 


auch Chromgrün, 
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Name der Farbe. 

Andere Benennungen. 

Bestandtheile. 

Art. 

Vitriolbleiweiss, 

Bleivitriol, Mülhäuser 
Weiss, 

schwefelsaures Blei, 

weiss. 

Wasserblei, 


8 . Bleischwarz (als Gra¬ 
phit ungiftig). 

schwarz. 

Wassergrün, 


8 . Kupfergrün, 

grün. 

Weltersches Bitter, 


8 . Pikrinsäure, 

gelb. 

Wiener Grün, 
Wiesengrün, 


8 . Schweinfurter Grün, 

grün. 


8 . Schweinfurter Grün, 
auch Kupfergrün, 

grün. 

Wismnthgelb, 


chromsaures Wismuth, 
8 . auch Antimongelb. 

gelb. 

Wolframblan, 

Thessie’s Blau, 

wolframsaures Zinnozy- 
dnl. 

blau. 

Wolframweiss, 


wolfiramsaures Blei, 

weiss. 

Würzburger Grün, 


s. Schweinfurter Grün, 

grün. 

Zinkgelb, 

Indisch-Gelb,Steinbttbler 
Gelb,fäl8cblich Chrom¬ 
gelb genannt, 

chromsaures Zink, 

gelb. 

Zinngrün, 

Gentöles Grün, 

zinnsaures Kupfer, 

grün. 

Zinnoberersatz, 

künstlicher Zinnober, 

s. Chromroth, 

roth. 

Zinnober, künstlicher, 
Zinnober, grüner. 


desgl. 

roth. 


8 . Chromgrün, 

grün. 

Zwickauer Gelb, 


s. Chromgelb, 

gelb. 


Unterbringung yon Wanderarbeitern. Yerftlgang des König!. 
Regierungspräsidenten in Marienwerder vom 14. März 1896 an 
sämmtlicbe Kreisphysiker des Bezirks. 

Die vor Kurzem zu meiner Kenntniss gelangte Thatsache, dass im ver¬ 
flossenen Jahre auf einer umfangreichen Besitzung die landwirthschaftlichen 
Wanderarbeiter in einer so unzureichenden Weise untergebracht worden waren, 
dass bei dem Ausbruch einer ansteckenden Krankheit unter ihnen weitgehende 
gesundheitliche Gefahren entstanden sein würden, gieht mir Veranlassung, auch 
die Herren Kreisphysiker auf meine Polizeiverordnung vom 15. November 1892, 
betreffend die Unterbringung von Wanderarbeitern in landwirthschaftlichen Be¬ 
trieben hinzuweisen. 

Durch diese Verordnung ist die Unterkunft der Wanderarbeiter in gesund¬ 
heitlicher Hinsicht geregelt, auch sind für die Beobachtung der gegebenen Vor¬ 
schriften ausdrücklich allein die Unternehmer, in deren landwirthschaft¬ 
lichen Betrieben die Arbeiter verwendet werden, oder deren Stell¬ 
vertreter verantwortlich gemacht, und die etwaige Bezugnahme derselben auf 
ein Abkommen mit ihren Vermittlern, „dass diese für Erfüllung der fraglichen 
Pflichten sich verantwortlich machen“ ist der Polizei gegenüber wirkungslos. 

Mit Rücksicht auf die erheblichen Gefahren, welche gerade in dem dies¬ 
seitigen Bezirk aus dem Zuzug der meist in Russisch-Polen beheimatheten 

Wanderarbeiter dem Allgemeinwohl drohen, ersuche ich Ew. geboren 

ergebenst, gelegentlich Ihrer Dienstreisen die Unterbringung der Wanderarbeiter 
an der Hand der genannten Polizeiverordnung zu prüfen und etwaige Verstösse 
gegen die Vorschriften bei dem Königlichen Landrath zur Anzeige zu bringen. 

Damit Ew. geboren bei Ausführung dieser Dienstverrichtnng keine 

Schwierigkeiten entgegentreten, werden die Herren Landräthe die Ertheilung 
dieses Auftrages zur Kenntniss der betheiligten Kreise bringen. 

In dem jährlichen Sanitätsbericht wollen Ew. geboren bei Kap. 4 

über Ihre diesbezügliche Wahrnehmungen gefälligst eingehend berichten. 

Schliesslich bemerke ich noch ergebenst, wie es sich zur möglichen Ver¬ 
hütung der durch den Genuss unreinen Graben-, Pfützen- etc. Wassers nicht 
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selten veranlassten ansteckenden Darmkrankheiten wohl empfehlen dürfte, die 
Arbeitgeber auch mündlich darauf aufmerksam zu machen, dass die Lieferung 
einwandfreien Getränkes, als welches sich u. A. der billige Getreidekaffee be¬ 
sonders eignet, an die auf dem Felde beschäftigten Arbeiter, zumal während der 
Ernte und der warmen Jahreszeit im gesundheitlichen Interesse liegt. 

An sämmtliche Ereispbysiker des Bezirks. 

B. Oirostslieirzog'tlium Baden. 

Die Anstellung der Staatsärzte. Landesherrliche Verordnung 
vom 19. August 1896. 

Friedrich, von Gottes Gnaden Grossherzog von Baden, Herzog von Zähringen. 

Wir haben auf den unterthänigsten Antrag Unseres Staatsministeriums 
unter Aufhebung der Verordnung vom 10. Juli 1873 verordnet und beschlossen, 
wie folgt: 

§. 1. Aerzte, welche die Steile eines Medizinalreferenten bei Kollegial¬ 
behörden, Bezirksarztes, Bezirksassistenzarztes oder eines etatsmässigen Haus¬ 
arztes an einer Zentralstrafanstalt bekleiden wollen, haben sich einer besonderen 
Prüfung zu unterziehen. 

Die Prüfung wird vor einer von dem Ministerium des Innern unter Mit¬ 
wirkung des Ministeriums der Justiz zu ernennenden Kommission abgelegt. 

§. 2. Zur Prüfung werden nur Aerzte zugelassen, welche 

a. auf einer Universität des deutschen Reichs Vorlesungen über Psychiatrie 
und gerichtliche Medizin besucht, 

b. an einem praktischen Kursus in der Bakteriologie theilgenommen, 

c. nach erlangter Approbation in einer Grossherzoglichen, nicht ausschliess¬ 
lich für Unheilbare bestimmten Irrenanstalt oder in einer Grossherzoglichen 
Irrenklinik mindestens drei Monate hindurch regelmässig an der Uuter- 
suchnng und Behandlung der Kranken mit Erfolg sich betheiligt und 

d. im Ganzen während mindestens zwei Jahren die ärztliche Praxis im Gross¬ 
herzogthum ausgeübt haben. 

Die Zulassungsgesuche sind mit den zu a—d zu liefernden Nachweisungen 
sowie unter Anschluss der Approbationsurkunde und eines Lebenslaufs beim 
Ministerium des Innern einznreichen. 

§. 3 Die Prüfung zerfällt in: 1. den schriftlichen; 2 den praktischen; 
3. den mündlichen Prüfungsabschnitt. 

§. 4. Behufs der schriftlichen Prüfung hat der Kandidat zwei wissen¬ 
schaftliche Ausarbeitungen zu liefern, zu welchen die Aufgaben ans dem Gebiete 
der gerichtlichen Medizin und dem öffentlichen Gesundheitswesen (Sanitätspolizei, 
Hygiene, Irrenwesen, medizinische Statistik) gegeben werden. 

Die Ausarbeitungen sind spätestens drei Monate nach dem Empfang der 
Aufgaben bei dem Ministerium des Innern mit der an Eidesstatt abzugebenden 
Versicherung des Kandidaten einzureichen, dass er sic, abgesehen von den dabei 
benützten und zu bezeichnenden literarischen Hülfsmitteln, ohne anderweitige 
fremde Hülfe angefertigt habe. 

§. 5. Genügen die eingereichten beiden Arbeiten den Anforderungen, so' wird 
der Kandidat zur praktischen und zur mündlichen Schluss - Prüfung einberufen. 

In der praktischen Prüfung hat der Kandidat in Gegenwart eines Mit¬ 
gliedes der Prüfungskommission 

a. an einer Leiche die Leichenschau und Leichenöffnung vorzunehmen und den 
Befund nebst Begutachtung zu Protokoll zu diktiren; 

b. den Zustand eines Geisteskranken zu untersuchen und über den Fall eine 
gutächtlicbe Acusserung zu einem von dem Prttfungskommissär zu be¬ 
stimmenden Zweck mit Berücksichtigung der gesetzlichen Bestimmungen 
unter Klausur schriftlich zu erstatten. 

Die von mindestens drei Kommissionsmitgliedcru abznbaltende mündliche 
Prüfung hat zunächst an die schriftlichen Ausarbeitungen anzuknüpfen und sich 
sodann auf andere Fragen aus der gerichtlichen Medizin und den einschlagenden 
Gebieten des Strafgesetzbuchs und der Strafprozessordnung, aus dem öffentlichen 
Gesundheitswesen, der Medizinalgesetzgebung und der Organisation des allge¬ 
meinen Sanitäts- und des gerichtsärztlichen Dienstes im Grossherzogthum, sowie 
den bezüglichen Dienstweisnngen zu erstrecken. 

§. 6. Ueber die in §. 6 bezeichneten beiden Prüfungsabschnitte ist ein Pro- 
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tokoU aofzanehmen, welches die Gegenstände der Prfifnng and das Urtheil der 
Kommissionsmitgli^er über das Ergebniss eines jeden Theiles za enthalten hat. 

Am Schlosse des Protokolls ist die Aeossemng der Präfangskommission 
über den Gesammtansfall der Prüfung beiznfügen. 

§. 7. Wer die Prüfung bestanden bat, erhalt darüber eine von dem Mini¬ 
sterium des Innern ausgestellte Beurkundung. Zensuren werden darin nicht ertheilt. 

Wer den Anforderungen bei den schriftlichen Ausarbeitungen oder in einem 
der folgenden zwei Prüfungsabschnitte oder in beiden zugleich nicht genügt, 
kann sich nach Ablauf einer vom Ministerium des Innern auf Vorschlag der 
Prüfungskommission festzosetzenden Frist znr Wiederholung der Prüfung in den 
nicht bestandenen Abschnitten melden. 

Eine zweite Wiederholung findet nicht statt. 

Die Prüfungsgebühr ist auf 45 Mark festgesetzt; bei der Wiederholung 
der Prflfang in den Abschnitten 2 nnd 3 (§. 3 dieser Verordnung) wird eine 
Gebühr von 15 Hark für jeden Abschnitt erhoben. 

§. 8. Aaf diejenigen Kandidaten, welche bei Verkündung dieser Verord¬ 
nung sich im letzten oder vorletzten Halbjahre ihres medizinischen Universitäts- 
stadiams befinden oder bereits als Aerzte approbirt sind, findet die Bestimmang 
in g. 2 a keine Anwendung. 

O. Herzofgtliiajn Braummcli'weifl'. 

Ordnung der Pbysikatsprafang. Bekanntmachung des Staats- 
ministeriams vom 8. April 1896. 

Nachdem mit Höchster Genehmigung die nntcrm 17. Dezember 1888 
erlassene Ordnung der Physikatsprütung znm 1. Oktober d. J. aufgehoben and 
an Stelle derselben die in der Anlage enthaltene Prüfungsordnung für die Er¬ 
langung der Befähigung zur Anstellung als Physikus erlassen worden ist, bringen 
wir solche hiermit zur öffentlichen Eenntniss. 

Ordnung der Physikatsprüfnng. 

§. 1. Zur Physikatsprüfnng werden nur Aerzte zngelassen, welche 

a) die medizinische Doktorwürde bei der medizinischen Fakultät einer 
deutschen Universität nach vierjährigem medizinischen Stndinm auf Gmnd einer 
besonderen, von der ärztlichen getrennten mündlichen Prüfung und einer ge¬ 
druckten Dissertation erworben, 

h) nach dem Zengniss des betreffenden Fachlehrers an einer deutschen 
Universität eine Vorlesung über gerichtliche Medizin besneht, 

c) eine ausreichende psychiatrische Vorbildung erworben haben. 

Letztere wird als naebgewieseu erachtet durch das Zengniss des ärzt¬ 
lichen Leiters einer psychiatrischen Klinik an einer deutschen Universität darüber, 
dass der Kandidat während seiner Studienzeit mindestens ein Halbjahr diese 
Klinik als Praktikant mit Erfolg besneht hat. 

Diesem Zengniss wird gleich geachtet die Bescheinigung des ärztlichen 
Leiters einer psychiatrischen Klinik an einer deutschen Universität oder einer 
öffentlichen, nicht ausschliesslich für Unheilbare bestimmten Anstalt für Geistes¬ 
kranke, welche mindestens 1.50 Betten nnd einen jährlichen Zugang von mindestens 
150 Kranken bat, wonach der Kandidat als approbirter Arzt mindestens drei 
Monate hindurch regelmässig an der Untersuchung und Behandlung der Kranken 
mit Erfolg sich betheiligt hat. 

In besonderen Fällen können auch Zeugnisse und Bescheinigungen von 
anderen Anstalten für Geisteskranke als den im vorigen Absatz bezeiebneten 
Kliniken nnd öffentlichen Anstalten als ausreichend angesehen werden. 

§. 2. Die Zulassung zur Prüfung darf in der Regel nicht vor Ablauf von 
zwei Jahren nach erfolgter Zulassung zur Praxis naebgesneht werden. 

§§. 3 bis 15 stimmen wörtlich mit §§. 2 bis 14 der alten Prüfungs¬ 
ordnung überein. 

§. 16. Auf diejenigen Kandidaten, welche beim Erlass dieser Prüfungs¬ 
ordnung sich im letzten oder vorletzten Halbjahre ihres medizinischen Studiums 
befanden oder bereits als Aerzte approbirt waren, findet die Bestimmang in 
§ Ib keine Anwendung. 

§. 17. Diese Prüfungsordnung tritt am 1. Oktober 1896 in Kraft. 

Verantwortlicher Bedakteui: Dr. Bapmund, Bcg.- u. Med.-Bath i. Minden L W. 

3 . 0. 0. Brut, Bvelidniokw«! lfliid«i. 
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A.. X>ei].t;sclies Reieh. 

Abgabe stark wirkender Arzneimittel. Erlänternng der Begriffe 
„einfache Lösungen“ nnd „einfache Verreibungen“. Rundschreiben 
des Reichskanzlers vom 13. August 1895. 

Behufs Sicherstellung eines gleichmässigen Vollzuges der vom Bnndesrath 
festgestcllten neuen Vorschriften, betr. die Abgabe stark wirkender Arznei¬ 
mittel etc., ist durch Rundschreiben des Reichskanzlers vom 13. August 1896 
den Bundesregierungen nachstehender Bericht des Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamts vom 28. Juli d. Js., betr. eine Auslegung der Begriffe „einfache 
Lösungen“ und „einfache Verreibungen“ im §. 4 Absatz 2 des neuen Entwurfs, 
mit dem Auheimstellen übersandt, im Falle des Einverständnisses das Weitere 
demgemäss zu veranlassen: 

Berlin, den 28. Juli 1896. 

Die im §. 4 der Bundesrathsvorschriften, betreffend die Abgabe stark 
wirkender Arzneimittel etc. (Beschluss vom 13. Mai 18961, vorgesehene Er¬ 
leichterung hinsichtlich der Abgabe von Morphin oder dessen Salzen zum inneren 
Gebrauche beruht auf der Erwägung, dass Morphin und Salze desselben nicht 
selten (z. B. bei Bronchialkatarrben) anderen Arzneimitteln lediglich in der Ab¬ 
sicht zugesetzt werden, um neben der sonstigen Wirkung der Arznei auch noch 
die beruhigenden und schmerzstillenden Wirkungen des Morphins dem Patienten 
zu verschaffen. Es handelt sich dabei stets nur um geringfügige Mengen, 
welche in dieser Zusammensetzung die Gefahr des Morphiummissbrauchs durch 
zu häufige Wiederholung der Arznei ohne Vorwissen des Arztes nicht bieten. 

Anders steht es mit den einfachen Lösungen und den einfachen Ver¬ 
reibungen des Morphins. Hier sind die hinzugesetzten Stoffe nur die Träger 
des Morphins bezw. seiner Salze und sollen namentlich die zuverlässige Dosirung 
des bereits in wenigen Zentigrammen stark wirkenden Medikaments erleichtern. 
Eine wesentliche arzneiliche Wirkung kommt dem Zusatze im Verhältniss zu 
dem Morphin nicht zu. Meist werden Stoffe wie Wasser, Weingeist, Zucker, 
Milchzucker, Gummi arabicum, Stärkemehl verwendet, es kommt aber auch vor, 
dass der Zusatz an sich bereits aus verschiedenen Stoffen zusammengesetzt ist, 
z. B. Brausepulver, ohne dass dadurch die ausschlaggebende Bedeutung des 
Morphins als wesentlicher Bestandtheil der Arznei vermindert wird. 

Hieraus ergiebt sich, dass im Sinne des §. 4 a. a. 0. als einfache Lösungen 
oder Verreibungen nicht ausschliesslich derartige Zubereitungen des Morphins 
mit anderen einfachen Stoffen, vielmehr solche Zubereitungen aufznfassen sind, 
bei denen die Zusätze im Wesentlichen nur die Lösungs- und Verreibungsmittel 
für das Morphin bilden. In zweifelhaften Fällen wird dem Apotheker zu em¬ 
pfehlen sein, eine erneute ärztliche Anordnung zu verlangen. 


B. Köuigfireicli Pireussen. 

Cocai’nwatte darf von Drogisten auch gegen Giftschein nicht ab¬ 
gegeben werden. Snblimatwatte ist dem freien Verkehr überlassen. 
Bekanntmachung des Königlichen Regierungspräsidenten in 
Schleswig vom 2. September 1896. 

Ich bringe zur öffentlichen Kenntniss, dass nach einer Entscheidung des 
Herrn Ressortministers Cocainwatte von Drogisten auch nicht gegen Giftschein 
abgegeben werden darf. Die in Alinea 2 des §. 1 der Kaiserl. Verordnung vom 
27. Januar 1890, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln, enthaltene Bestim- 
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mnng, dass der Tenor des Alinea 1 auf Verbandstoffe keine Anwendung findet, 
kann bei der Cocainwatte nicht in Frage kommen, da dieselbe nicht als Ver¬ 
bandstoff, sondern als ein schmerzstillendes Heilmittel dient. Bezüglich der 
Snblimatwatte bemerke ich, dass dieselbe als Verbandstoff zu freiem Ver¬ 
kehr zagelassen ist. _ 


Herstellnng von künstlichem Mineralwasser. Polizeirerord- 
nnng and Ausführangsvorschriften des Rönigl. Eegierungs- 
pr&sidenten in Bromberg vom 5. August 1896. 

§. 1. Zur Herstellnng künstlichen Mineralwassers darf nur destillir- 
tes Wasser angewendet werden. 

Ausnahmen können von den Landräthen, für die Stadt Bromberg von 
der städtischen Polizei-Verwaltung, zagelassen werden. 

§. 2. Die bei der Bereitung von Mineralwasser zu verwendenden Salze 
müssen die durch die Pharmakopoe vorgeschriebene Reinheit haben. 

§. 3. Flaschen und sonstige Gefässe, in welchen künstliches Mineral¬ 
wasser feilgeboten oder veräussert wird, müssen äusserlich die Angabe enthalten, 
ob zur Herstellung ihres Inhalts destillirtes Wasser verwendet ist oder nicht. 

§. 4. Zuwiderhandlungen werden mit Geldstrafe bis zu sechszig Mark 
bestraft, an deren Stelle im Falle des Unvermögens entsprechende Haftstrafe tritt. 

§. 6. Vorstehende Polizei-Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1896 
in Kraft. 

Ausführungs-Vorschriften. 

§. 1. Bei der Beantragung von Ausnahmen gemäss §. 1 Abs. 2 der vor¬ 
stehenden Polizei-Verordnung bedarf es in jedem Fall der Einreichung eines 
Gutachtens des zuständigen Kreisphysikus, in welchem sich Letzterer 
auf Grund einer ihm vorliegenden chemischen Analyse des zur Mineralwasse)*- 
Fabrikation bestimmten Wassers und nach örtlicher Besichtigung der Wasser¬ 
entnahmestelle über die Beschaffenheit des Wassers und dessen Brauchbarkeit 
zur Herstellung künstlicher Mineralwasser zu äussern hat. 

§. 2. Die hierdurch (cfr. §. 1) entstehenden Rosten fallen den Antrag¬ 
stellern zur Last. 


O. Königfireicli Sa,clisen. 

Standesordnung und Ehrengerichtsordnung für die ärztlichen 
Bezirksyereine. Verordnung des Ministeriums des Innern vom 
12. August 1896. 

Das Ministerium des Innern hat sich veranlasst gesehen, von der ihm 
durch §. 5 des Gesetzes, betreffend die ärztlichen Bezirksvereine vom 23. März 
1896 eingeränmten Befugniss, nach Gehör der Bezirksvereine, bezw. der Rreis- 
yereinsausschüsse, sowie des Landes-Medizinal-Rollegiums einheitliche Vor¬ 
schriften für eine Standes- und Ehrengerichtsordnung der ärztlichen Bezirksvereine 
zu treffen, Gebrauch zu machen. Das Ministerium des Innern behält sich die 
Eigänzung bezw. Abänderung der aufgestellten Standes- und Ehrengerichts- 
Ordnung jeder Zeit vor. In den von den Bezirksvereinen aufzustellenden Statuten 
ist nunmehr über Festsetzung einer Standes- nnd Ebrengerichtsordnung nur 
insoweit Bestimmung zu treffen, als nach den speziellen Verhältnissen einzelner 
Vereine entsprechende Ergänzungen der vom Ministerium des Innern für sämmt- 
liche Bezirksvereine aufgestellten einheitlichen Vorschriften angezeigt er¬ 
scheinen sollten. 

Für diejenigen Bezirksvereine, deren Zusammensetzung nach dem Inkraft¬ 
treten des Gesetzes eine wesentlich veränderte sein wird, empfiehlt es sich 
übrigens, die endgültige Beschlussfassung über das Statut einer nach diesem 
Zeitpunkte einzuberufenden Versammlung vorzubehalten. 

Zu 1. Dem in der Immediateingabe des Dr. med. Job. Grosse in Dresden 
gestellten Anträge, den §. 15 der Standesordnung betreffend, hat, insoweit der¬ 
selbe nicht durch die vorgesehene veränderte Fassung des angezogenen Para¬ 
graphen seine Erledigung getänden hat, schon um deswillen nicht stattgegeben 
werden können, weil nach den derzeitigen gesetzlichen Bestimmungen das von 
dem Antragsteller befürwortete Prinzip der freien Arztwahl nicht das aus¬ 
schliesslich zulässige ist nnd der Abschluss von Verträgen zwischen Kranken¬ 
kassen und Aerzten über die ärztliche Behandlung von Krankenkassen-Mitgliedem 
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nnd die dafür zu gewährende Vergütung jedenfalls nicht grundsätzlich untersagt 
werden kann. 

Zu 3 Dem in der Immediateingabe der Ortskrankenkasse für Leipzig 
und Umgegend gegen die Bestimmung in §. 8 Abs. 2 der Standesordnung er¬ 
hobenen Bedenken ist in gewisser Bichtiing durch Beifügung des dritten Ab¬ 
satzes Rechnung getragen worden. Nach der jetzigen Fassung der Bestimmung 
hat das Ministerium des Innern in Uebercinstimmung mit dem Landes-Medizinal- 
Kollegium darin eine Benachtheiliguug der Interessen der Ortskrankenkassen 
umsoweniger zu erblicken vermocht, als es auch für diese nur von Vortheil sein 
kann, wenn die von ihnen gewählten Koutrolärzte das Vertrauen nicht nur der 
Kassenärzte, sondern überhaupt ihrer Standesgenossen geniessen, übrigens auch 
wohl vorausgesetzt werden darf, dass der ärztliche Bezirksverein einem Vereins- 
mitgliede die Annahme einer Kontrolarztstelle nicht ohne triftigen Grund ver¬ 
sagen werde. Zudem hat sich das Ministerium des Innern die Abänderung und 
Ergänzung der Standes- und Ehrengerichtsordnung für die ärztlichen Bezirks¬ 
vereine ausdrücklich Vorbehalten und würde hiervon Gebrauch machen für den 
Fall, dass einzelne Bestimmungen derselben in einer dem öffentlichen Interesse 
widersprechenden Weise zur Anwendung gebracht werden sollten. 

I, Standesordnung. 

§. 1. Jeder Arzt ist verpflichtet, seinen Beruf gewissenhaft auszuüben 
und durch sein Verhalten in der Berufsthätigkeit wie ausserhalb derselben die 
Ehre und das Ansehen seines Standes zu wahren. 

§. 2. Insbesondere hat jeder Arzt seine Pflichten gegenüber seinen 
Patienten sorgfältig zu erfüllen, sowie auf gutes Einvernehmen mit seinen 
Standesgenossen bedacht zu sein. 

§. 3. Jede öffentliche Anpreisung (Reklame) in irgend welcher Form ist 
dem Arzte, als der Standeswürde nicht entsprechend, untersagt. 

Unter öffentlicher Anpreisung ist namentlich zu verstehen: 
das dauernde Anbieten ärztlicher Hilfe in öffentlichen Blättern und durch 
Plakate, 

das auf Erlangung von Praxis oder sonstiger Vortheile abzielende Anbieten 
unentgeltlicher ärztlicher Hilfe in öffentlichen Blättern, 
das Anzeigen privater Polikliniken, sowie unentgeltlicher Sprechstunden in 
öffentlichen Blättern und durch Strassenanschlag, mit Ausnahme solcher 
Privatpolikliniken, welche lediglich Unterrichtszwecken für Studirende der 
Medizin, Aerzte oder der Krankenpflege sich widmende Schwestern dienen, 
die Empfehlung besonderer eigener Heilmethoden in öffentlichen Blättern oder 
durch öffentliche Vorträge, durch Flugschriften und dergleichen, 
das Berichten über Krankengeschichten und Operationen in anderen als fach- 
wissensehaftlichen Zeitschriften, 

die Veranlassung öffentlicher Danksagungen und der Reklame dienender 
Zeitungsartikel. 

Ausnahmen sind mit Genehmigung des Bezirksvereins gestattet. 

§. 4. Der Kauf und Verkauf der ärztlichen Praxis, sowie das gewerbs¬ 
mässige Vermitteln derartiger Käufe und Verkäufe durch Aerzte ist unstatthaft. 

§. 5. Die Bezeichnung als Spezialist kommt nur dem Arzte zu, der sich 
gründliche Ausbildung in dem betreffenden Spezialfache erworben hat und sich 
vorwiegend mit demselben beschäftigt. Die missbräuchliche Bezeichnung als 
Spezialist ist unstatthaft. 

§. 6. Kranke ausschliesslich brieflich zu behandeln, ist unzulässig. 

§. 7. Es ist unstatthaft, über die Wirksamkeit sogenannter Geheimmittel 
Zeugnisse auszustellen, mit Nichtärzten zusammen Kranke zu behandeln, sich 
durch Nichtärzte vertreten zu lassen und die Krankenbehandlung durch Nicht¬ 
ärzte mit seinem Namen zu decken oder in irgend welcher Form zu unterstützen. 

§. 8. Die Uebernahme eines Kranken aus der Behandlung eines anderen 
Arztes ist nur dann zulässig, wenn dafür Sorge getragen ist, dass der Letztere 
davon rechtzeitig benachrichtigt ist. Vorübergehende Vertretung in Nothfällen, 
sowie die Berathungen im Hause des Arztes sind in dieses Verbot nicht einge¬ 
schlossen. Von Kontrolbesuchen, welche bei Kranken anderer Aerzte im Auf¬ 
träge von dritten Personen, Versicherungsanstalten oder Krankenkassen vor- 
geuomraeu werden sollen, ist der behaudelnde Arzt vorher zu benachrichtigen. 

Eine dauernde Kontrolthätigkeit im Interesse einer Krankenversicherungs- 
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UBtalt oder Krankenkasse darf nur mit Genehn-isnng dvs Vcr.^xaiides des Be- 
zirksrereins übernommen werden. Bei Ver^a^re dieser GeneLn:igTiLg kann die 
Bntscbeidnng der VereiDaversammlnng eing-holt werden. 

§. 9. Die von einem Kranken oder dessen AngeLurigen ^ewiinschie Zn- 
ziehnng eines zweiten Arztes als Consi iarius dar: vom beLand-lnden Arzte 
nicht abgelehnt werden. Die Wahl des Consiiiarius kann aber nar in Ucber- 
dnÄtimmung mit dem behandelnden Arzte erfolcren. 

In der Regel hat der behandelnde Arzt dtn als < nsiliarins gewählten 
Arzt von der gewünschten Konsnltation zn benachrichtisren. 

Der zur Theilnahme an einem Consilium auigetorJerte Arzt ist zur Ab¬ 
lehnung berechtigt, zur Annahme jedoch nur dann, wenn er sich vergewissert 
haty dass der beimndelnde Arzt damit einverstanden und rechtzeitig benachrich¬ 
tigt worden ist. 

Bei Consilien ist der Kurplan durch gemeinschaftliche Eerathung festzu- 
gtellen, die weitere Behandlung al>er dem behandelnden Arzte zu überlassen. 

Die Wiederholung der Zuziehung des Cunsiliarius ist nur nach Utberein- 
konft mit dem behandelnden Arzte zulässig. Das Gleiche gilt für weitere 
Krankenbesuche Seitens des ConsUiarius. 

§. 10. Ein Arzt darf dem anderen in dringenden Fällen die von ihm 
erbetene Assistenz nicht verweigern. 

§. 11. Es ist unzulässig, e neu Standesgenossen durch Anbieten billigerer 
oder unentgeltlicher Hilfeleistung oder durch sonstige unlautere Mittel aus seiner 
Stellung zu verdrängen oder solches zu versuchen. 

§. 12. Es ist unzulässig, die Behandlungsweise eines anderen Arztes 
Nicht&rzten gegenüber in leichtfertiger oder rücksichtsloser Weise abfällig zu 
benrtheilen. 

§. 13. Das Anbieten oder Gewähren von Yortheil irgend welcher Art an 
dritte Personen, um sich dadurch Praxis zu verschalten, ist unstatthaft. 

§. 14. Es steht dem Arzte zwar frei, unbemittelten Kranken das Honorar 
ganz oder theilweise zu erlassen, dagegen ist es der Stellung des Arztes nicht 
würdig, zahlungsfähigen Personen — von Standesgenossen und deren Angehörigen 
und ihm nahe Befreundeten abgesehen — in der Aussicht oder zu dem Zwecke, 
sich damit anderweite Vortheile zu verschaffen, das Honorar zu erlassen oder die 
Honorarford emng unter die Minimalsätze der ärztlichen Gebührentaxe für ärzt¬ 
liche und zahnärztliche Privatpraxis herabzusetzen. 

§. 15. Verträge mit öffentlichen oder privaten Korporationen, insbesondere 
mit Versichemngs-Gesellschaften und - Anstalten, sowie mit Kranken-, Unfall-, 
Invaliditäts- und sonstigen Kassen sind dem Bezirksvereine vor ihrem endgültigen 
Abschlüsse zur Genehmigung vorznlegen, falls ein Fixum oder ein nach der 
Mitgliederzahl der Kasse beziehentlich nach der Zahl der vorkommenden Er- 
krankungsfälle zu bestimmender Honorarsatz vereinbart werden soll, oder wenn 
bei Honorirung nach Einzelleistungen die zn vereinbarenden Liqnidationsbeträge 
unter die Mindestsätze der ärztlichen Gebührentaxe hinabgehen. 

II. Ehrengerichtsordnung. 

§. 1. In jedem Bezirksvereine wird ein aus mindestens drei Mitgliedern 
des Vereins bestehender Ehrenrath gebildet. 

§. 2. Die Wahl der Mitglieder des Ehrenrathes und der Stellvertreter 
derselben erfolgt in der Regel auf die Dauer eines Jahres. 

Bei der Wahl ist zugleich der Vorsitzende des Ehrenrathes und dessen 
Stellvertreter zu bestimmen, sowie auch festzusetzen, in welcher Reihenfolge 
bei Behindenmg von Mitgliedern die Stellvertreter zu berufen sind. 

Die Wiederwahl der ansscheidenden Mitglieder und der Stellvertreter der¬ 
selben ist zulässig. 

§. 3. Der Ehrenrath hat die Aufgabe, die Beilegung von Streitigkeiten, 
welche ans dem ärztlichen Berufsverhältnisse zwischen Aerzten oder zwischen 
einem Arzte und einer anderen Person entstehen, zu vermitteln, sowie ihm im 
Beschwerdewege oder auch sonst zu seiner Kenntniss gelangende Uebertretungen 
der ärztlichen Standesordnung ehrengerichtlich zu untersuchen und darüber zu 
entscheiden. 

§. 4. Jedes Mitglied des Bezirksvereins hat das Recht, eine ehrengericht¬ 
liche Untersuchung über sein Verhalten vom Ehrenrathe zu verlangen. 

Besqhwßrdeü von Aerzten wie von Nichtärzten gegen einen Arzt wegen 
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TJebertretung der Standesordnung sind bei dem Vorstande des ärztlichen Be¬ 
zirksvereins, welchem der Angeschuldigte als Mitglied angehört, schriftlich 
einzureichen. 

Der Vorstand des Bezirksvereins ist berechtigt, den Beschwerdeftthrer 
zur Zurücknahme seiner Beschwerde aufzufordem. Bleibt diese Aufforderung 
ohne Erfolg, so ist mit der Beschwerde den Bestimmungen des §. 6 gemäss zu 
verfahren; doch kann in einem solchen Falle von dem Beschwerdeführer eine 
Sicherstellung für die Kosten des Verfahrens (zu vergl. §. 16) verlangt werden. 

§. 5. Bei dem Vorstande des Bezirksvereins eingegangene Beschwerden 
über ein Vereinsmitglied beziehentlich Anträge auf Einleitung des ehrengericht¬ 
lichen Verfahrens gegen dasselbe sind, sofern der Beschuldigte ein einer staat¬ 
lich geordneten Disziplinarbehörde unterstehender Arzt ist, ohne Weiteres an 
diese Behörde abzugeben, anderenfalls aber dem Vorsitzenden des Ehrenrathes 
zur ehrengerichtlichen Erörterung und Entscheidung zuzustellen. 

Beschwerden über einen Zivilpraxis betreibenden Sanitätsoffizier des 
Friedensstandes, gleichviel ob derselbe einem Bezirksvereine als Mitglied ange¬ 
hört oder nicht, sind an die Sanitätsdirektion zu richten, beziehentlich, wenn sie 
bei dem Vorstande des Bezirksvereins, dessen Mitglied der Angeschuldigte ist, 
angebracht worden sind, an die Sanitätsdirektion abzugeben. 

§. 6. Ist gegen einen Arzt wegen einer strafbaren Handlung die öffent¬ 
liche Klage erhoben, so ist während der Dauer des Strafverfahrens wegen der 
nämlichen That das ehrengerichtliche Verfahren nicht zu eröffnen oder, wenn 
die Eröffnung stattgefunden hat, auszusetzen. 

Wird in dem Strafverfahren auf Freisprechung erkannt, eo findet wegen 
der gleichen That ein ehrengerichtliches Verfahren nur insoweit statt, als die¬ 
selbe an sich und unabhängig von dem Tbatbestande einer im Strafgesetze 
vorgesehenen Handlung die ehrengerichtliche Bestrafung begründet. 

Hat das Straf - Verfahren zu einer Vemrtheilung geführt, so beschliesst 
der Ehrenrath, ob ausserdem das ehrengerichtliche Verfahren zu eröffnen oder 
fortzusetzen ist. 

§. 7. Ist gegen einen Arzt zur Zeit seines Uebertritts in einen anderen 
Bezirksverein bei dem Ebrenrathe des Vereins, welchem derselbe bis dahin als 
Mitglied angehörte, ein ehrengerichtliches Verfahren im Gange, oder wird gegen 
einen Arzt zur Zeit seines Uebertritts oder nach dem Uebertritt in einen anderen 
Bezirksverein bei dem Vorstande des Vereins, dessen Mitglied derselbe früher 
war, eine Beschwerde wegen Vergehens gegen die Standesordnung angebracht, 
so ist die betreffende Angelegenheit durch Vermittelung des Vorstandes des 
Bezirksvereins, in welchen der Angeschuldigte übergetreten ist, an den Ehren¬ 
rath dieses Vereins zur Fortsetzung beziehentlich Eröffnung des ehrengericht¬ 
lichen Verfahrens abzugeben. 

§. 8. Wegen einer strafbaren oder einer als eine Verletzung der Standes¬ 
ordnung anzusehenden Handlung, welcher sich ein Arzt vor der Erlangung der 
Mitgliedschaft eines Bezirksvereins schuldig gemacht hat, ist ein ehrengericht¬ 
liches Verfahren nur dann zulässig, wenn die betreffende Handlung, nach An¬ 
sicht des Ehrenrathes, die Aberkennung des Wahlrechtes und der Wahlfähigkeit 
zu den vom Vereine zu bewirkenden Wahlen (§. 16 unter d) zu begründen 
geeignet ist. 

§. 9. Von den in §. 16 aufgeführten ehrengerichtlichen Strafen können die 
unter a und b vorgesehenen ohne förmliches ehrengerichtliches Verfahren durch 
Beschluss des Ehrenrathes verhängt werden, jedoch in jedem Falle nur nach Gehör 
des Angeschuldigten. Auch steht dem Angeschuldigten das Recht zu, vor der 
Beschlussfassung die Einleitung des förmlichen ehrengerichtlichen Verfahrens zu 
verlangen. 

§. 10. In allen Beschwerdefällen, welche nicht durch das in §. 9 ange¬ 
gebene Verfahren zum Austrag gebracht werden können, hat der Vorsitzende 
des Ehrenrathes, falls er nicht selbst die Voruntersuchung unternimmt, ein Mit¬ 
glied des Ehrenrathes mit der Voruntersuchung zu beauftragen und dem ange¬ 
schuldigten Arzte von der Beschwerde Kenntniss zu geben, sowie ihm den 
Namen des Ehrenrathsmitgliedes, welches die Voruntersuehung zu führen hat, 
mitzutheilen. 

Dem Angeschuldigten ist während der Voruntersuchung ausreichende 
Gelegenheit zu geben, sich über die erhobene Beschwerde mündlich zu Protokoll 
zu erklären; auch kann ihm schriftliche Erklärung auferlegt oder gestattet werden. 
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„sogenannte Ungeziefermittel“ keineswegs die Bedeutung einer Einschränkung 
des vorausgehenden Gattungsbegriffs „Mittel gegen schädliche Thiere“, sondern 
lediglich die eines kürzeren, volksthümlichen Namens. Der Absatz 3 des in 
Rede stehenden Paragraphen beabsichtigt den gewerbsmässigen Vertrieb von 
strychninhaltigen Mitteln zur Vertilgung schädlicher Thiere jeglicher Art auf 
das Allernothwendigste zu beschränken und diese Mittel lediglich in einer die Ge¬ 
fährdung von Menschen oder nützlichen Thieren in Folge von Verwechselungen 
thunlichst vorbeugenden Form zum Handelsverkehre zuziilassen, erklärt deshalb 
nur das Feilhalten und die Abgabe strychninhaltigen Getreides unter 
bestimmten Voraussetzungen für zulässig und schliesst auch strychninhaltiges 
Fleisch oder Schmalz, welches zur Vertilgung von Raubthieren Anwendung finden 
soll, vom Vertriebe aus. Denjenigen Personen, die diese Mittel gegen Raub- 
thiere verwenden wollen, bleibt es jedoch unbenommen, mit polizeilicher Erlaub- 
niss sich in den Besitz von unvermischtem Strychnin zu setzen und durch Ver¬ 
mengung dieses mit Fleisch oder Schmalz die gewünschten Vertilgungsmittel 
selbst herzustellen. 


£2. Freie Ha.mburg’. 

Scbälblasen (Pemphigus) der Neugeborenen. Rundschreiben 
des Verwaltungsphysikus vom 27. Juni 1896 an sämmtliche Heb¬ 
ammen. j 

Nachdem neuerdings in Hamburg Fälle von Schälblasen- oder Schälblat- 
tem-Erkrankung der Neugeborenen (Pemphigus neonatorum) in grösserer Zahl 
mit mehreren Todesfällen aufgetreten sind, hat das Medizinal - Kollegium zwecks 
Anbahnung wirksamer Massregeln gegen die Ausbreitung dieser Krankheit am 
18. Juni d. J. beschlossen, 

in dem §. 2 der „Anweisung für das Verhalten der Hebammen zur Ver¬ 
hütung des Wochenbettfiebers“ vom 25. Oktober 1894 hinter dem Worte „Rose“ 
einzuschalten: 

„Schälblasen oder Schälblattern der Neugeborenen 
(Pemphigus neonatorum)“. 

Diesen Zusatz hat jede Hebamme in den ihr 1894 zugestellten Abdruck 
obiger Anweisung einzutragen. Neue vervollständigte Abdrücke werden auf 
Wunsch vom Medizinalbureau unentgeltlich verabfolgt. 

Die Hebammen sind also künftig nach §. 15der genannten 
Anweisung vom 25. Oktober 1894 verpflichtet, bei Vorkommen 
eines Falles von Schälblasen in ihrerPraxis sich jederBerufs- 
thätigkeit so lange zu enthalten,'bis sie Verhaltungsmass- 
regeln von dem zuständigen Physikus eingeholt haben. 

Die Schälblasen oder Schälblattcrn sind runde oder unregelmässig geformte, 
sich schnell vergrössemde Bläschen von etwa Erbsen- bis Zehupfennigstück- 
Grösse und darüber. Sie entstehen gewöhnlich in den ersten Tagen nach der 
Geburt an den verschiedensten Körperstellen auf der Haut der Neugeborenen. 
Anfangs sind sie mit klarer Flüssigkeit prall gefüllt, später wird der Inhalt 
trübe, schliesslich eiterähnlich. Nach einiger Zeit platzen die Blasen und an 
ihrer Stelle zeigt sich ein rother, nässender, von der Oberhaut entblösster Fleck. 
Fieber ist meistens nicht vorhanden; in der Regel tritt nach 1—3 Wochen bei 
zweckmässiger Behandlung Heilung ein. Nicht selten kommen jedoch auch Fälle 
mit Fieber und tödtlichem Ausgang vor. Verwechselungen mit dem syphilitischen 
Blasenausschlag der Neugeborenen, der meldepflichtig ist, sind leicht möglich. 
Es empfiehlt sich daher Befragung des zugezogenen Arztes. 

Die Schälblasen sind sehr ansteckend und werden beson¬ 
ders leicht durch Hebammen oder Wärterinnen von einemNen- 
geborenen auf das andere übertragen. Aeltere Kinder und Erwachsene 
sind weniger empfänglich. 

In jedem Falle von Schälblasen hat die Hebamme auf Zuziehung 
eines Arztes zu dringen und sich jeder Berührung des erkrankten Neu¬ 
geborenen zu enthalten. Die ausserdem noch erforderlichen Massnahmen werden 
von dem zuständigen Physikus angeordnet. 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- n. Med.-Bath i. Minden i. W. 

0. G. BnuiB, Bnohdrnokerei Minden. 
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Rechtsprechung. 

Gesnndheitsgefährlichkeit körperlicher Misshandlnngen und die 
dadurch hervorgernfene seelische Erregung. Urtheil des Beicha- 
gerichts Tom 80. Januar 1896. 

Als bewiesen sind die sämmtlichen behaupteten Tbätlichkeiten 
angesehen, also anch das Hemmwerfen im Bette, und dieser einzigen Thät- 
licbkeit ist die Bedeutung beigelegt, dass sie die Gesundheit'Jer El. in Gefahr 
au setzen geeignet gewesen sei. Die seelische Erregung ist als ein zweites, 
selbstständiges Argument fOr die Gesundheitsgefährlichkeit der verObteu 
Tbätlichkeiten anfgestellt. Dasselbe ist zutreffend; denn es ist ein ErfahrungS' 
Satz, dass starke seelische Erregungen nachtheilige Wirkungen auf den Gesund- 
heitsznstand der schwangeren Frau auszuüben pflegen. Werden solche Erre¬ 
gungen durch Tbätlichkeiten hervorgemfen, so sind die letzteren durch das Mittel 
der ersteren eine objektiv geeignete Ursache, die Gesundheit in Gefahr zu setzen. 
Die Vorschrift des §. 699 Th. n Tit. 1 des A. L. B.‘) ist dahemicht verletzt. 

Faustschlag gegen die Brust als Ursache eines Herzleidens und 
als Ehescbeidungsgmnd wegen das Leben oder die Gesundheit gefähr¬ 
dender Misshandlung. Urtheil des Beichsgerichts (IV. Zivilsenats) 
vom 18. Juni 1896; IV. Nr. 31/96. 

Es kann keinem Bedenken unterliegen, dass ein Faustschlag vor die Brust, 
zugefögt einer Frau, welche an einer Herzkrankheit leidet, eine gesundbeits- 
gefährlicbe Tbätlichkeit im Sinne des §. 699 Tbl. 11 Tit. 1 A. L. B. ist. Wenn 
aber die Klägerin am dritten Ostertage 1892 noch nicht herzleidend gewesmi 
ist, so ist sie es doch nach dem Gutachten des Dr. med. M. sehr bald nach 
diesem Zeitpunkte geworden. Das Leiden kann nach demselben Gutachten sehr 
wohl auf eine Misshandlung znrUckgeführt werden; eine andere Ursache hat sich 
nicht feststellen lassen. Es muss deshalb angenommen werden, dass, wenn die 
Klägerin am dritten Ostertage 1892 eine Misshandlung erlitten hat, diese dk 
Ursache des noch nicht bestehenden Herzleidens gewesen ist. Dann ist aber 
die Misshandlung so schwerer Art gewesen, dass sie die Gesundheit der Klägerin 
zu gefährden geeignet war und geerdet hat. 


Gesundheitsgefährlichkeit eines Nahrungsmittels im Sinne des 
Nahmngsmittelgesetzes (§. 12) liegt nur dann vor, wenn dem Nahrungs¬ 
mittel eine objektive Eigenschaft anhaftet, die geeignet ist, die Gesund¬ 
heit des Geniessenden zu schädigen. Urtheil des Beichsgerichts 
(IV. Senats) vom 3. März 1896; Nr. 205/96. 

Die Feststellung, dass das von der Angeklagten ihrer Dienstmagd S. zum 
Essen gereichte Stück Speck, welches vorher einem anderen Menschen zur Be¬ 
seitigung von Schmerzen um den Hals gelegt worden war, bei dem Genüsse 
durch Menschen deren Gesundheit zu beschädigen geeignet gewesen sei, ist in 
dem von der Angeklagten angefochtenen Urtheile darauf gestützt, dass der 
Genuss solchen Fleisches „bei Kenutniss des früheren Gebrauchs desselben“ ge¬ 
eignet sei, bei dem Geniessen ein andauerndes körperliches Unbehagen hervor¬ 
zurufen. Mit Grund erkennt die Bevision hierin eine rechtsirrthümliche Aus¬ 
legung des §. 12 des Nahrungsmittelgesetzes. Von der Gesnndheit.«geGlhrlichkeit 
eines Nahrungsmittels im Sinne des §. 12 a. a. 0. kann nur dann die Bede sein, 
wenn dem Nahrungsmittel eine objektive Eigenschaft anhaftet, die geeignet ist. 


*) Der betreffende §. 699 lautet: Wenn ein Ehegatte dem Andern nadi 
dem Leben trachtet oder solche Thätigkeit an ihm verübt hat, welche desselben 
Leben oder Gesundheit in Gefahr setzen, so ist der Beleidigte die Trennung der 
Ehe zu suchen berechtigt. 
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die Gesundheit dessen, der es geniesst, zu beschädigen. Ein solches Verhältniss 
ist in dem Urtheile nicht festgestellt, vielmehr nur angenonunen, dass der Genuss 
von Fleisch vorliegender Art bei Kenntniss des früheren Gebrauchs 
de sselben geeignet sei, bei dem Geniessendeu ein anduiierudes Unbehagen 
hervorzurufen. Es ist somit nur der durch die Vorstellung iles frühereu (ie- 
brauchs hervorgernfene Ekel, aber nicht eine objektive Beschaffenheit des Fleisches, 
wodurch nach der Annahme des Vorderrichters ein körperliches Unbehagen liei 
dem das Fleisch Geniessenden hervorgernfen werden kann. Die niirichtige Auf¬ 
fassung des Begriffes der Gesundheitsgefährlic^cit hat nothwundig auch eine 
falsche Würdigung des subjektiven Thatbestandes zur Folge haben müssen. Das 
Urtheil ist daher aufgehoben. 

Körperliche Misshandlung im Sinne des §. 223 den Strafgesetz- 
Buches besteht in der vorsätzlichen und rechtswidrigen Finwirknng 
auf den Körper eines Anderen, wodurch in diesem eine Störung des 
körperlichen Wohlbefindens hervorgernfen wird. Dagegen fällt geistige 
Misshandlung, Erregung geistigen oder seelischen Unbehagens an sich 
nicht unter den Begriff der Körperverletzung. Urtheil des Reichs¬ 
gerichts (I. Strafsenat) vom 26. Jnni/2. Juli 1896; Nr. 1881/96. 

Die Angeklagten haben den Z. in bewusstem und gewolltem Zusammen¬ 
wirken festgehalten und ihm gegen seinen Willen gewaltsam mit einer Scheere 
Stücke des Bartes weggeschnitten. Sie sind wegen Nöthigung (§§. 240 und 47 
Str.-G.-B.) verurtheilt; den Antrag des Staatsanwalts, die Handlung zugleich 
als Vergehen der Körperverletzung nach den §§. 223, 223 a Str.-G.-B. zu be¬ 
strafen, hat die Strafkammer abgelebnt mit der Begründung, ilass Z. durch die 
Handlung der Angeklagten weder körperlich misshandelt, noch an der Gesund¬ 
heit beschädigt worden sei. Irgend ein Schmerzgefühl oder körperliches Unbe¬ 
hagen sei bei ihm nicht hervorgernfen worden. Auf die Revision des Staats¬ 
anwalts ist das Urtheil aufgehoben. Es muss an der vom Reichsgericht schon 
wiederholt anerkannten Begriffsbestimmung festgehalten werden, dass die körper¬ 
liche Misshandlung, wie sie in den §§. 223 ff. Str.-G.-B. mit Strafe bedroht ist, 
in der vorsätzlichen und rechtswidrigen Einwirkung auf den Körper eines Anderen 
besteht, wodurch in diesem eine Störung des körperlichen Wohlbefindens hervor¬ 
gerufen wird, mag sie zu seinem Bewusstsein kommen oder nicht. Dies ist auch 
der Standpunkt des Urtheils des Reichsgerichts vom 16. April 1889, wie dessen 
Schlusssatz deutlich erkennen lässt, und entspricht dem Wortlaut des §. 223 
Str.-G.-B., der durch Gleichstellung der körperlichen Misshandlung mit der Be¬ 
schädigung der Gesundheit genügend zum Ausdruck bringt, dass geistige Miss¬ 
handlung, Erregung geistigen oder seelischen Unbehagens an sich nicht unter 
den Begriff der Körperverletzung Mit. Selbstverständlich ist nicht ausge¬ 
schlossen, dass durch die körperliche Einwirkung mittelbar — durch Störung 
des Nervensystems — auch die geistige Sphäre des Misshandelten in Mitleiden¬ 
schaft gezogen, wie hinwieder, dass die Störung des körperlichen Wohlbefindens 
auch durch eine nur die Sinnennerven ohne körperliche Berührung seitens des 
Angreifers treffende Einwirkung geschehen kann. Hierbei bedanf jedoch sowohl 
der Begriff des Wohlbefindens, als auch der seiner Störung einer gewissen Be¬ 
schränkung. Beide sind nur relativ, d. h. unter Wohlbefinden ist nur der Zn- 
stand zu verstehen, der ohne die fragliche Einwirkung bestehen vrürde, so dass 
auch der Zustand eines sich bereits übel Befindenden darunter Mit, und die 
Störung muss von einer gewissen Erheblichkeit sein, sonst käme man dahin, in 
jeder Zufügung einer der kleineren Unannehmlichkeiten des Lebens, in jeder 
Beleidigung des Geruchs- oder Geschmackssinnes und dergl. eine fahrlässige 
oder vorsätzliche Körperverletzung zu finden. Sache des vernünftigen Ermessens 
ist es, bei Prüfung der thatsächiiehen Verhältnisse die Grenze zu finden; und 
wenn die Strafkammer zu der FeststeUnng gelangt ist, durch die Angeklagten 
sei irgend ein Schmerzgefühl oder körperliches Unbehagen nicht hervorgerufen 
worden, so war es nicht rechtsirrig, den Begriff einer Körperverletzung nicht 
anznnehmen. Der Gesichtspunkt der Verletzung der körperlichen Unversehrtheit 
genügt nicht, weil die Unversehrtheit des Körpers an und für sich kein straf¬ 
rechtlicher Begriff und ihre Verletzung nicht absolut, sondern nur in Beziehung 
auf die Rechtsgüter, gegen die sich der rechtswidrige Angriff richtet, unter 
Strafe gestellt ist; und hier ist der Punkt, von dem ans der Revision stattzn- 
geben war. Das verletzte Rechtsgut kann zwar und wird in der Regel das 
körperliche Wohlbefinden sein, dann liegt zweifellos Körperverletzung vor. Das 
Gesetz hat aber auch Thätlichkeiten vorgesehen, bei denen dies nicht der Fall 
ist, sondern das Rechtsgut der Ehre verletzt wird (§. 185 Str.-G.-B.). Nach 
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dieser Seite hat die Strafkammer die Handlang der beiden Angeklagten noch 
nicht geprüft, obgleich der Verletzte darch seinen Strafantrag das Gericht in 
die Lage versetzt hatte, die That anch nach diesem Gesichtsponkte gemäss 
§. 263 Str.-P.-O. za beortheilen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A, Orosslieirzosftlium ]M[ecl£.lenl>iu*g; - Soliwerin. 

Todesorsachenstatistik. Banderlass des Ministeriams der 
Jnstiz and der Abth. für Medizinalangelegenheiten vom 5. Jnni 
1896 an die Ereisphysiker. 

Aof Grand der Verordnung vom 21. Juli 1886, betr. die asiatische Cholera, 
der Landesherrlichen Verordnung vom 30. Oktober 1893, betr. die Anzeige ge- 
meingeföhrlicher Krankheiten, sowie der in einem Abdruck anliegenden Zirkular- 
verordnung vom 4. d. Mts. an die Amtsgerichte*), betr. die Bälle eines unnatOr* 
Heben Todes, werden die Ereisphysiker in der Lage sein nach Massgabe der in 
10 Exemplaren beifolgenden Verzeichnisse eine Statistik über die Todesursachen 
za führen.^) 

Allerdings ist die Anzeige eines im Verlauf von Eindbettkrankheiten 
(Nr. 11 a u. b) und von epidemischer Genickstarre eingetretenen Todes in der 
Verordnung vom 13. März 1888 nicht vorgeschrieben; aber die Todesfälle im 
Wochenbett werden sich insbesondere ans den Geburtsverzeichnissen der Heb¬ 
ammen (§§. 9 und 20 der Hebammenordnung vom 9. April 1885) ermitteln 
lassen, und wird der Ausgang der in Gemässheit der Verordnung vom 30. Ok¬ 
tober 1893 augezeigten Fälle von Genickstarre bei der Seltenheit dieser Krank¬ 
heit ohne Schwierigkeit erkundigt werden können. Ebenso werden Fälle ein¬ 
heimischer Cholera den Ereisphysikern wegen der Bestimmung in §. 9 Ziff. 4 
der Verordnung vom 21. Juli 1885 kaum unbekannt bleiben. 

Die Ereisphysiker wollen demgemäss künftig alljährlich, zuerst für das 
Kalenderjahr 1896, die Statistik der Todesursachen nach Vorschrift des Verzeich¬ 
nisses aofstellen, und das von Spalte VI au aasgefüllte Verzeichniss, dessen Spalten 
I, n, III, IV, V hier ausgefüllt werden sollen, in zwei Exemplaren, von welchen 
das eine später zurück erfolgen wird, jedes Mal spätestens bis zum 1. April jedes 
Jahres über das abgelaufene Jahr an das anterzeichnete Ministeriam einreichen. 


D. Freie Stadt Hambuirg'. 

Ratbachläge zur Verhütang der Taberkulose. Bekanntmachung 
des Medizinalkollegiums vom 20. August 1896. 

1. An der Taberkulose sterben alljährlich mehr Menschen als an irgend 
einer anderen Krankheit; in Hamburg beträgt die Zahl ihrer jährlichen Opfer 
mehr als 1500. Keine andere Krankheit zehrt wie diese an der LeistungsBlhig- 
fceit und an dem Wohlstände des Volkes. 

2. Von der Krankheit werden am häufigsten die Langen ergriffen. Es 
können aber auch in erster Linie die Drüsen, die Knochen, die Gelenke oder 
andere Organe des Körpers befallen werden. Auch an diesen Formen der Er¬ 
krankung kann sich im weiteren Verlaufe Lungenschwindsucht anschliessen. 


*) Durch Erlass vom 4. Juni sind die Amtsgerichte angewiesen, von 
jedem Unglücksfall dem zuständigen Kreisphysikns Mittheilung zu geben unter 
genauer Angabe der Art und der Ursache des Unglücksfalls. 

*) Das dem Banderlass als Anlage A beigefügte Formular zum „Ausweis 
über die Geburts-und Sterblichkeitsverhältnisse im Medizinal¬ 
bezirk" entspricht im Allgemeinen dem in Nr. 6 der Zeitschrift, Jahrg. 1892, 
abgedruckten Formular, der entsprechenden für Württemberg erlassenen Ver¬ 
fügung vom 29. Dezember 1891. Die Ausweise beschränken sich aber nach Mass¬ 
gabe des Formulars auf die an 1. Diphtherie einschl. Croup, 3. Schar¬ 
lach, 5. Abdominaltyphns, 6. selteneren gemeingefährlichen 
Ansteck an gskrankheiten, 6 a. übertragbaren Thierkrankheiten 
(s.n.), 10. einheimischer Cholera, 11a. Kindbettfieber, 11b. an¬ 
deren Folgen der Entbindung oder des Kindbetts, 15. Verun¬ 
glückung, 16. Selbstmord, 17a. epidemischer Genickstarre, 17b. 
Bückfallfieber Gestorbenen. Die in Folge von Verunglückung Gestor¬ 
benen werden geschieden in solche, welche durch a. Blitzschlag, b. Ersticken, 
c. Ertrinken, d. Fall, e. Hitzschlag, f. Verbrennen, g. Verbrühen, h. Vergiften, 
i. sonst gewaltsamen Tod, k. Todtschlag verunglückt sind. Eine letzte Spalte 
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3. Die Krankheit wird vorwiegend in zweierlei Weise anf den gesunden 
Menschen übertragen: durch den Auswurf von Menschen, welche an Lungen¬ 
tuberkulose (Lungenschwindsucht) leiden und durch die Milch tuberkulös er¬ 
krankter Kühe. 

Stets vergehen Monate, manchmal Jahre nach der Au&ahme des Krank¬ 
heitskeimes, bis die Folgen der Uebertragung offenkundig werden. 

4. Die Uebertragung durch den Answurf kann direkt dnrch Anhusten 
geschehen. Ungleich häufiger wirkt der Answnrf dadurch ansteckend, dass er 
am Boden, an den Zimmerwänden, anf Taschentüchern, Kleidungsstücken, Ge- 
rätben eintrocknet, verstäubt, und dann von Gesunden eingeathmet wird. 

Besonders gefährdet sind die Kinder, nicht nur, weü die Empfönglichkeit 
für die Krankheit in diesem Lebensalter sehr gross ist, sondern auch weil 
Kinder, die viel am Boden spielen und gewohnt sind, ihre schmutzigen H&ide 
und Spielsachen in den Mund zu stecken, leichter mit dem verstäubten Auswuif 
in Berührung kommen. 

Erhöht ist die EmpBlnglichkeit in den 2^iten, wo der Körper aus irgend 
welchen Gründen (z. B. Wochenbett, Krankheit) angegriffen ist, bei Kindern 
besonders während der Masern und des Keuchhustens. 

Auch durch kleine Wunden (nässende Hautausscbläge, Kratzwnnden bei 
Ungeziefer, kranke Zähne) können die Krankheitskeime Eingang in den Körper 
Gesunder finden. 

5. Um die Uebertragung dnrch den Answnrf zu verhindern, ist es nöthig, 
dass Jeder, der an Husten leidet, beim Husten die Hand vor den Mund hält 
und seinen Auswurf nur in die für die Aufnahme desselben bestinunten Spnck- 
näpfe oder Spnckgläser entleert. 

Die gesunden Angehörigen von Brustkranken sollten darüber wachen, dass 
die vorstehende Vorschrift strenge innegehalten wird. 

Jeder Schwindsüchtige, welcher die vorstehende Vorschrift versäumt, ge- 
föbrdet die Gesundheit seiner Mitmenschen, am meisten die (Gesundheit seiner 
nächsten Angehörigen, welche mit ihm dieselben Bäume bewohnen. 

Ein Schwindsüchtiger, welcher diese Vorschriften genau erfüllt, ist für 
seine Umgebung nicht gefährlich. 

6. Es empfiehlt sich, in allen Bäumen, in denen viele Menschen verkehren, 
l^ucknäpfe aufznstellen; in den Aufenthaltsränmen von Tuberkulösen müssen 
sie stets vorhanden sein. 

Zur Füllung der Spucknäpfe eignen sich in erster Linie feuchte Säge- 
spähne, Holzwolle, Torfstreu und demnächst Wasser. 

Der Inhalt der Spucknäpfe soll oft gewechselt und womöglich im Heerd 
oder Ofen verbrannt, aber nie zum Kehricht getban werden. Mit Wasser ge¬ 
füllte Spncknäpfe sind in die Klosets zu entleeren. 

7. Mit Answnrf von Schwindsüchtigen verunreinigte Kleider, Wäsche, 
Geschirre, Effekten müssen sorgBlltig gereinigt, am besten ansgekocht oder des- 
infizirt werden. 

8. In Bäumen, wo Schwindsüchtige verkehren, sorge man für strenge 
Beinlichkeit, reichliche Ventilation, möglicbst viel Sonnenlicht; namentlich be¬ 
kämpfe man jeden Staub dnrch häufiges feuchtes Anfscbeuem. 

Bäume, in den Schwindsüchtige lange gelebt haben oder gestorben sind, 
sollten nachher desinfizirt werden. Man beziehe keine Wohnung, in der un¬ 
mittelbar vorher ein Schwindsüchtiger gewohnt hat, ehe dieselbe desinfizirt ist 

9. Schwindsüchtige sollen nicht mit Gesunden in einem Bett schlafen; 
Kinder sind von den Krankenzimmern Schwindsüchtiger fern zu halten. 

Wo Schwindsüchtige mit Lebensmitteln oder Bekleidungsgegenstända 
beschäftigt sind, oder wo Schwindsüchtige mit Gesunden regelmässig zusammen 
kommen (in Schulen, Bureaus, Werkstätten. Fabriken) mache der Haushaltnngs-, 
Schul-, Bureau- oder Betriebsvorstand ihnen die Vorsichtsmassregeln unter 5 zur 
besonderen Pflicht und halte auf strenge Beinlichkeit in jeder Beziehung. 

10. Schwindsüchtige Frauen dürfen Kinder nicht stillen. 

11. Die Tuberkulose des Bindviehes (Perlsucht) ist eine auch in der Nähe 
Hamburgs ausserordentlich verbreitete Krankheit, die oft schwierig zu erkennen 
ist. Da die Krankbeitskeime oft in die Milch der Kühe übergehen, muss alle 
Milch gekocht werden, ehe sie genossen wird. 

12. Die Aussichten fOr die Wiederherstellung Tuberkulöser sind um so 
günstiger, je früher dieselben sich in ärztliche Behandlung begeben. 

Verantwortlicher Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- n. Med.-Bath i. Minden i. W. 

J. C. 0. Braut, BnohdraektreJ Mindto. 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 21. 1. November. 1896. 


Rechtsprechung. 

Das von einem hessischen Kreisgesnndheitsamte ausgestellte 
Zengniss über den Geisteszustand einer Person charakterisirt sich als 
ein Gutachten einer dffentlicben Behöi de und ist demgemäss seine Vor¬ 
lesung in der Hanptverhandlnng zulässig. Urtheil des Eeichs- 
gerichts (I. Strafsenats) vom 29. Juni 1896; Nr. 2062/96. 

Das Zengniss des Krei^gesundheitsamts über den Geisteszustand des An¬ 
geklagten, welches in der Hanptyerbandlung verlesen wurde, charakterisirt sich 
als das Zengniss bezw. Gutachten einer öffentlichen Behörde, und die Verlesung 
war deshalb zulässig. Nach §. 18 der Grossherzoglich Hessischen Verordnung 
vom 18. Dezember 1876 bildet ein jeder Kreis des Grossberzogthums den Bezirk 
eines Kreisgesnndheitsamts, welchem ein Kreisarzt vorsteht. Gemäss §. 19 das. 
in Verbindung mit den Vorschriften des VII. Abschnitts der Medizinalordnnng 
von 1861 und der Instruktion vom 25. April 1875 bildet der Kreisarzt in An¬ 
gelegenheiten der Gesundheitspflege das vermittelnde Organ zwischen Begiernng 
und Verwaltungsbehörden einer- und dem durch die Verordnung bezeichneten 
Sanitätspersonale andererseits und ist namentlich mit der Beaufsichtigung eines 
bestimmten Sanitätspersonals, das ihm in gewisser Hinsicht untergeordnet ist, 
betraut. Er hat das Einschreiten der Gesnndheitspolizei zu veranlassen und für 
gewisse Individuen vollgültige Zeugnisse, wofür er verantwortlich ist, anszu- 
stellen. Auch ist er berechtigt, unter gewissen Voraussetzungen Berichte von 
anderen Aerzten zu verlangen und dergl. m. Aus diesen Bestimmungen folgt, 
dass das Kreisgesundheitsamt als ein in den Staatsorganismus eingefügtes Organ 
zu erachten ist, berufen, unter öffentlicher Autorität nach eigenem Ermessen 
für staatliche Zwecke thätig zu sein. Es erscheint sonach als eine öffentliche 
Behörde im Sinne des §. 250 Str.-P.-O. Das verlesene Gutachten spricht sich 
über den Geisteszustand, die Zurechnungsfähigkeit des Angeklagten ans und ist 
daher nicht, wie die Revision meint, ein blosses ärztliches Attest. Dass dies 
Gutachten auf gewisse Mittheilungen anderer Personen und Wahrnehmungen 
des Ausstellers selbst Bezug nimmt, stempelt es weder zu einem Leumunds¬ 
zeugnisse noch zu einer schriftlichen Zeugenaussage. Wenn der begutachtende 
Beamte Momente dieser Art zur Abgabe seines Gutachtens nöthig hat, was 
allein von seinem Ermessen abhängt, so verlangt es die Vollständigkeit seines 
Gutachtens, dass er diese auch erwähne, und es kann hierdurch die Natur des 
Gutachtens nicht verändert werden. Die Revision des verurtheilten Angeklagten 
ist verworfen. 


Das Feilhalten und der Verkauf minderwerthiger Butter (mit zu 
geringem Fettgehalt) kann durch Polizeiverordnnng verboten werden. 
Urtheil des Kammergerichts (Strafsenats) zu Berlin vom 30. März 
1896; Nr. 295/96, St. 1902. 

Die Revision des Angeklagten, welche Verletzung materiellen Rechts rügt 
und insbesondere die Gültigkeit des §. 9 der Polizeiverordnnng für den Stadt¬ 
kreis Bielefeld vom 10. Juni 1895 bestreitet, ist nicht begründet. 

Der Bernfangsrichter hat mit dem ersten Richter tbatsäcblich festgestellt, 
dass der Angeklagte am 17. Oktober 1895 zu Bielefeld auf dem Wochen¬ 
markte Butter zum Verkaufe feilgehalten hat, welche weniger reines Butter- 
fett und mehr Salz und Wasser enthalten hat, als im §. 9 der erwähnten 
Polizeiverordnung vom 10. Juni 1895 bestimmt ist, dass nämlich die feil- 
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gehaltene Butter 68,11 Prozent Fett, 27,18 Tbeile Wasser und 4,61 Thdle 
Salz enthalten hat. 

Der Yorderrichter straft deshalb mit dem ersten Richter den Angeklagten auf 
Grund der für rechtsgültig erachteten Bestimmungen der §§. 9 und 11 der be- 
zeichneten Polizei-Verordnung mit einer Geldstrafe von 3 Mark, im Unver¬ 
mögensfalle mit einem Tage Haft. 

Dieser Entscheidung liegt ein ersichtlicher Rechtsirrthnm nicht zu Grunde. 

Der §. 9 a. a. 0. lautet, soweit dessen Bestimmung hier in Betracht 
kommt, folgendermassen: 

„Unter der Bezeichnung „Butter“ darf in Bielefeld nnr dasjenige Milcbfett 
feilgeboten oder verkauft werden, welches mindestens 80 \ reines Butter¬ 
fett, nicht mehr wie 3 % Kochsalz und nicht mehr wie 15 Wasser 
enthält —“ 

und §. 11 bedroht wissentliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen gegen die 
Bestimmungen dieser Verordnung, falls nach den Strafgesetzen nicht höhere 
Strafen verwirkt sind, mit Geldstrafen bis zu 30 Mark oder entsprechender HafL 

Die materielle Gültigkeit dieser Bestimmungen der Poli^i - Verordnung, 
deren formelle Gültigkeit keinem Bedenken unterliegt, kann mit Recht nicht 
beanstandet werden. Dieselben finden ihre gesetzliche Grundlage im §. 6 litt, c., 
und soweit es sich lediglich um das Verbältniss des Bntterfettes zum Kochsalze 
und zum Wasser handelt, wenn nicht im §. 6 litt, f (Sorge für Leben und 
Gesundheit), so doch jedenfalls im §. 6 litt, a des Gesetzes über die Polizei- 
Verwaltung vom 11. März 1850, indem das Feilbalten jener der Vorschrift des 
§. 9 der Polizei-Verordnung nicht entsprechenden Mischung unter der Bezeich¬ 
nung „Butter“ geeignet erscheinen kann, die Käufer in ihren Eigenthumsrechten 
durch Zahlung eines dem Werthe der Waare nicht entsprechenden Kaufpreises 
zu gefährden. 

Zutreffend führt der Vorderrichter aus, dass die Bestimmung des §. 9 auch 
mit den §§. 66 und 69 der Gewerbeordnung nicht im Widerspruch stehe, ins¬ 
besondere deshalb nicht, weil es sich, soweit der §. 9 auch den Marktverkehr 
betrifft, hierbei nicht um die Arten der dem Wochenmarktverkehr überlassenen 
Verkanfsgegenstände, sondern nur um den inneren Gehalt dieser Gegenstände 
handele. 

Der §. 9 verbietet auch gar nicht das Feilbieten oder den Verkauf des 
Milchfettes mit einem geringeren Gehalte an Bntterfett und einem höheren 
Gehalte von Kochsalz «der Wasser, als dem dort angeführten überhaupt, sondern 
nnr, deiiss dieses Feilbieten oder dieser Verkauf unter der Bezeichnung „Butter“ 
stattfinde. Auch fällt eine Zuwiderhandlung gegen die Bestimmung des §. 9 
nicht unter d«is Verbot der §§. 10, 11, 12 und 14 des Gesetzes, betreffend den 
Verkehr mit Nahrungsmitteln etc., vom 14. Mai 1879 und die Bestimmung des 
§. 5 Nr. 2 dieses Gesetzes greift nicht Platz, weil es sich nicht um das Ver¬ 
bot des Verkaufens und Feilhaltens eines Nahrungsmittels von einer bestimmten 
Beschaffenheit handelt und an sich die Bezeichnung „Bntter“ für Milchfett, 
wdches den im §. 9 der Polizei-Verordnung angegebenen Gehalt nicht hat, 
doch nicht für eine solche erachtet werden kann, welche der wirklichen Be¬ 
schaff enhmt dieses Nahrungsmittels nicht entspricht. 

Endlich ist auch vom Vorderrichter der Begriff der Fahrlässigkeit nicht 
verkannt, wenn er es dem Angeklagten zum Vorwurfe macht, dass dieser sich 
nicht vorher überzeugt habe, ob die Butter den polizeilich vorgeschriebenen 
Gehalt hatte und dass er sich hierum überhaupt nicht weiter gekümmert hat. 

Die Revision war hiernach zurückzuweisen. 

Die Kosten des Rechtsmittels ftdlen nach §. 505 Str. Pr. 0. dem Ange¬ 
klagten zur Last. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Preueiseu. 

Berechnung der Reisekosten. Staatsministerialbeschluss 
vom 12. August 1896. 

Das Königliche Staatsministerinm hat beschlossen, die Bestimmungen unter 
B 3 der durch den Staatsministerialbeschluss vom 13. Mai 1884 für die Berech- 
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nung der Beisekosten der Preusaiachen Staatsbeamten als massgebend erklärten 
„Zusammenstellung einiger Grundsätze, nach welchen bei Berechnung der Beise- 
nnd Umzogskosten der Beichsbeamten zu verfahren ist“, durch folgende zn 
ersetzen: 

a. Als Ort im Sinne der vorstehenden Bestimmungen gilt der hanptsäch- 
lich von Gebäuden oder eingefriedigten Grundstücken eingenommene Theil eines 
Gemeinde- (Guts-) Bezirks, so dass die Ortsgrenze ohne Bücksicht auf verein¬ 
zelte Ausbauten oder Anlagen durch die Ausseuliuie jenes BezirkstheUes gebildet 
wird. Derartig räumlich zusammenhängende, demselben Gemeinde- (Guts-) Be¬ 
zirke angehörende Komplexe von Gebäuden und eingefriedigten Grundstücken 
gelten auch dann als ein einziger Ort, wenn etwa für einzelne Theile besondere 
Ortsbezeichnungen üblich sind. 

b. Sind in einem Gemeinde- (Guts-) Bezirke mehrere, getrennt von ein¬ 
ander liegende, geschlossene Ortschaften vorhanden, so ist jede solche Ortschaft 
für sich als Ort in dem vorbezeichneten Sinne anzusehen. Als Anfangspnnkt der 
Beise gilt in diesen Fällen die Grenze der Ortschaft, worin der Beamte seinen 
dienstUchen Wohnsitz hat, als Endpunkt die Mitte des Ortes, in dem das Dienst¬ 
geschäft verrichtet wird. 

c. Für Gemeinde- (Guts-) Bezirke, in denen ein durch die geschlossene 
Lage der Wohnstelien gekennzeichneter Ortschaftsbering überhaupt nicht vor* 
banden ist, gilt als Anfangspnnkt der Beise das Wohngehöft der Beamten, als 
Elndpunkt stets die Stelle, wo das Dienstgeschäft verrichtet wird. 

d. Hat der Beamte seinen dienstlichen Wohnsitz in einem Gemeinde- 
(Guts-) Bezirk mit einer oder mehreren Ortschaften ausserhalb eines geschlossenen 
Ortsringes isolirt auf dem Ltmde, so ist das Wohngehöft als Ausgangspunkt 
der Beise anznsehen. 


Zulassung zum Praktiziren in den Universitäts-Kliniken und 
Polikliniken. Bunderlass des Ministers der geistlichen u. s. w. 
Medizinal-Angelegenheiten (gez. i. Vertr.: v. Weyrauch) vom 
22. August 1896 an sämmtlithe Universitäts-Kuratoren. 

Im Interesse eines geordneten Ganges der medizinischen Studien bestimme 
ich hierdurch, dass Studireude zum Praktiziren in den Universitätskliniken und 
Polikliniken seitens der Direktoren erst dann zngelassen werden dürfen, wenu 
sie die ärztliche Vorprüfung einerseits des Deutschen Beiches oder einer ent¬ 
sprechenden Prüfung im Auslande bestanden haben. 

Dieser Erlass tritt mit dem Beginne des bevorstehenden Wintersemesters 
in Kraft. 


Schälblasen (Pemphigus) der Neugeborenen. Bekanntmachung 
des Polizeipräsidenten in Berlin vom 16. September 1896. 

In Folge mehrfacher Erkrankungen Neugeborener an Schälblasen oder 
Schälblattern (Pemphigus neonatorum), welche in einigen Fällen den Tod herbei¬ 
führten, werden die Hebammon hierdurch angewiesen, beim Vorkommen eines 
Falles von Schälblasen in ihrer Praxis sich jeder Bernfsthätigkeit so lange zu 
enthalten, bis sie Verhaltungsmassregen von dem zuständigen Physikus ein¬ 
geholt haben. 

Die Schälblasen u. s. w.^) _ 


Gebrauchsanweisnngeu der Arzneien. Bunderlass des Begie- 
rungspräsidenten in Bromberg vom 15. Oktober 1896 an sämmt- 
liche Kreisphysiker des Bezirks. 

Es ist mir von amtlicher Stelle die Mittheilnng und der Nachweis ge¬ 
bracht, dass in den Apotheken des Bezirks die Gebrauchsanweisungen der Arz^ 
neien selbst dann gelegentlich in polnischer Sprache geschrieben werden, wcnp 
sie auf dmu Rezepte in deutscher Sprache vom ordinirenden Arzt angegebeii 
sind. Ich ersuche Sie hierdurch, bei Gelegenheit der Apotheken-Musterung ip 
jedem Jahre die Apotheken-Vorstände ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass 


Der weitere Wortlaut der Bekanntmachung stimmt mit demjenigen des 
Bundsc^eibens des Verwaltnngspbysikns in Hamburg vom 27. Januar (s. Beilage 
zu Nr. 19 der Zeitschrift, S. 180) wörtlich überein. 
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sie verpflichtet sind, die Gebranchsanweisung der Arzneien stets in der Sprache 
anf den Etiketten wiederzngeben, in welcher der Arzt sie auf dem Kezept 
niedergeschrieben hat. Wünscht der Arzt eine Wiedergabe in anderer Schrift, 
so hat er dies ausdrücklich auf dem Rezepte anznordnen. 

Von dieser Anordnung ersuche ich den im dortigen Ereise ansässigen 
praktischen Aerzten in geeigneter Weise gelegentlich Eenntniss zn geben. 

Verstösse gegen diese Anordnnng seitens der Apotheken-Vorstände wollen 
Sie sofort mir anzeigen. 


If. Xllsass - ILtotliiring'eii. 

Aufbewahrung und Abgabe der Snblimatpastillen. Rnnd-Ver¬ 
fügung des Bezirkspräsidenten in Strassburg vom 11. Sep¬ 
tember 1896. 

Im Laufe des letzten Jahres sind Vergiftungen mit Snblimatpastillen vor¬ 
zugsweise von Eindern durch Verwechselung mit Bonbons in grösserer Zahl 
beobachtet worden. Es hat mir dies Veranlassung gegeben, die Apotheken¬ 
revisionskommissionen und die Ereisärzte dahin anzuweisen, dass die Vorschriften 
über die Aufbewahrung und Abgabe der Sublimatpastillen in tbunlichst scharfer 
Weise gehandhabt werden. 

Das Arzneibuch für das Deutsche Reich schreibt nämlich dem Apotheker 
vor: „Snblimatpastillen dürfen nur in verschlossenen Glasbehältern mit der Auf¬ 
schrift „Gift“ und derart abgegeben werden, dass jede einzelne Pastille in 
schwarzes Papier eingewickelt ist, welches die Aufschrift „Gift“ in weisser 
Farbe trägt.“ Die Ereisärzte sind anzuweisen, bei Zuwiderhandlungen Straf¬ 
antrag zn stellen. 

Zur Verhütung von TJnglücksfällen erscheint aber auch die Mitwirkung 
der Herren Aerzte nothwendig. Es kann dies dadurch geschehen, dass dieselben 
bei der Verordnung von Snblimatpastillen die Menge derselben nicht über den 
unmittelbar vorliegenden Bedarf bemessen, und dass dieselben ihren Eranken 
und deren Angehörigen wie insbesondere dem niederen Heilpersonal (barmherzige 
Schwestern, Diakonissinnen u. s. w.) unter Hinweis anf die Gefährlichkeit des 
Mittels und unter Betonung ihrer Verantwortlichkeit grösste Vorsicht bei Auf¬ 
bewahrung und Verwendung der Pastillen zur besonderen Pflicht machen. 

Ew. n. s. w. ersuche ich in diesem Sinne zur Verhütung von Unglücks¬ 
fällen zu verfahren. Von den Herren Bezirkspräsidenten des Obereisass und von 
Lothringen sind ähnliche Weisungen ertheilt worden. 


Ansstellnng von Servirzengnissen. Rund- Verfügung desBe|- 
zirkspräsidenten in Strassbnrg vom 17. Sept. 1896. 

Es ist zn meiner Eenntniss gekommen, dass eine Anzahl von Apothekern 
in der Ausstellung von Servirzengnissen nicht die erforderliche Gewissenhaftig¬ 
keit beobachten. Es soll vorgekommen sein, dass Servirzengnisse auch für solche 
Gehilfen ansgestellt worden sind, welche nicht etwa regelmässig Tag für Tag 
in der betreffenden Apotheke thätig waren, sondern in hiesigen Anstalten oder 
Instituten sich regelmässig ganz anderen Beschäftigungen hingaben und nur alle 
8 oder 14 Tage oder noch seltenerer ein Mal zur gelegentlichen, sogar unent¬ 
geltlichen Anshülfe in der Apotheke erschienen. Dies entspricht nicht dem Be¬ 
griffe des Servirens, wie es in der Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend 
die Prüfung der Apotheker, vom 5. März 1875 vorausgesetzt ist nnd^ verstoß 
gegen die Wahrheit. Diejenigen Apotheker, welche in solchen Fällen ein Serw- 
zeugniss ausstellen, werden ebenso wie die Anstifter von mir in geeigneter Weise 
zur Verantwortung gezogen werden. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. G. 0. ßrunR. Bnohdrnckerei Minden. 



Eechtsprechimg und ledizinal- 

Gresetzgetag. 

Beilage zur Zeitsdirift für Medizinal-Beamte. 

Np. 22. 15. November. 1896. 


Rechtsprechung. 

Polizeiliche Anordnnng der Anskrantung eines Teiches im ge- 
snndheitspolizeilichen Interesse, ürtheil des Ober-Verwaltnngs* 
gerichts (IIL Sen.) Tom 16. April 1896. (in Nr. 493.) 

Die Klägerin, Handelsgesellschaft W. & S. zn Halherstadt ist Eigen- 
thflmerin des Bnrghardithorteiches daselbst. Nachdem der Ereisphysikns Dr. S. 
unter dem 11. Angnst 1894 auf Erfordern der beklagten Polizeiverwaltung da¬ 
selbst ein Gutachten über den sanitätswidrigen Zustand abgegeben hatte, erliess 
die Beklagte am 15. dess. Mts. an die Klägerin eine Verfügung, in der eine 
^ündliche Anskrantung des Bnrghardithorteiches als nach dem eingeholten ärzt¬ 
lichen Gutachten im gesnndheitspolizeilichen Interesse erforderlich bezeichnet und 
der Klägerin, weil sie Eigenthümerin des Teiches und deshalb zur Beseitigung 
-der sanitären Uebelstände verpflichtet sei, aufgegeben wurde. Die Klägerin 
erhob gegen diese Verfügung Klage bei dem Bezirksausschüsse zn Magdeburg. 
Der Bezirksausschuss erforderte von dem Begiernngs- und Geheimen Medizinal¬ 
rath Dr. H. ein Obergntachten, welches unter dem 7. Februar 1896 erstattet 
vrurde, und erkannte sodann am 4. Mai 1895 auf Abweisung der Klage, weil 
nach den beiden Gutachten der Burghardithorteich zur Zeit des Erlasses der 
angegriffenen Verfügung in Folge der ans dem Teichwasser aufsteigenden übel¬ 
riechenden Gase und schädlichen Ausdünstungen eine Gefahr für die Gesundheit 
-der Anwohner, sowie der in der Nähe sich ständig anfbaltenden Personen 
gebildet habe und zur Beseitigung dieses Zustandes die Polizei ^e Anskrantung 
von dem Eigenthümer des Teiches verlangen könne. Auf die von der Klägerin 
hiergegen eingelegte Berufung änderte das Ober-Verwaltnngsgericht die Vor¬ 
entscheidung dahin ab, dass die angegriffene Verfügung der Beklagten ausser 
Kraft zn setzen sei, mit folgender Begründung: 

„Die Verfügung vom 15. August 1894 ist keine Bänmnngsanordnung im 
Sinne des §. 66 des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883, sondern eine 
unter den §. 127 dos Landesverwaltnngsgesetzes vom 30. Juli 1883 fallende 
Verfügung. Denn es wird ihr nicht die Pflicht eines Bäumnngspflichtigen zur 
Bäumnng behufs Beschaffung der Vorfluth, sondern die allgemeine Pflicht des 
Eigenthümers zur Erhaltung seines Eigenthums in polizeimässigem Zustande 
geltend gemacht. Mit dem Bezirksausschuss ist nun zwar ans den beiden Gut¬ 
achten vom 11. August 1894 und 7. Februar 1895 zu entnehmen, dass der 
Burghardithorteich sich am 15. Augfust 1894 in einem polizeiwidrigen, nämlich 
die Gesundheit von Menschen gefährdenden Zustande befunden hat. Auf der 
Anderen Seite geht aber auch ans ihnen hervor, dass die Entfernung des im 
Teiche wachsenden Krautes, der Wasserpest, nicht geeignet ist, die vorhandene 
Gesundheitsgefahr zn beseitigen. Die Wasserpest selbst trägt danach in keiner 
Weise zn der Gesnndheitsgefabr bei, ist im Gegentheil eher im Stande, sie durch 
die reinigende Wirkung, die sie auf das Wasser ausübt, zn verringern. Ihre 
Schädlichkeit besteht allein darin, dass sie todte Katzen und ähnliche Thiere, 
d.ie in den Teich hineingeworfen werden, festhält, ihnen eine unerwünschte Ver¬ 
borgenheit gewährt und ihre Beseitigung hindert. Dies kann aber noch nicht 
dazu führen, die Anskrantung im gesnndheitspolizeilichen Interesse zu ver- 
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langen. Für sie verbleibt es dabei, dass sie kein zweckdienliches Mittel zur 
Beseitigung der Gesundheitsgefahr ist. Sollten schon die Kadaver selbst, welche 
sich am 15. August 1894 innerhalb dor Wasserpest befanden, eine Gesundheits-» 
gefahr begründet haben, so hätte höchstens deren Beseitigung aufgegeben 
werden dürfen. Eine solche Auflage ist aber der Klägerin nicht gemacht 
worden, sondern lediglich die hiervon verschiedene und erheblich weitergehende, 
der Entfernung der Wasserpest. Denn darüber, dass unter der in der Verfügung 
vom 15. August 1894 geforderten gründlichen Auskrautung nur die Entfernung 
der Wasserpest zu verstehen ist, kann nach der von den Sachverständigen 
gegebenen Darstellung der örtlichen Verhältnisse kein Zweifel bestehen.“ 


Die Polizei ist im gesundbeitlichen Interesse der Anwohner be¬ 
rechtigt, Mnsikanfführnngen und Tanzinst !>arkeiten in einem Gast¬ 
hanse nach Uhr Abends zn verbieten, wenn den Anwohnern die 
Nachtruhe anf Kosten ihres Wohlbeflodens durch Lärm und weithin 
schallende Trompetenstösse entzogen wird, ürtheil des Ober-Ver¬ 
waltungsgerichts (III. Sen.) vom 22. Juni 1896. (III Nr. 848.) 

Die Polizeibehörde ist wohl befugt, an einen Gastwirth eine polizeiliche 
Verfügung zu erlassen, durch welche angeordnet wird, dass derselbe Musikauf- 
ftthrungen und Tanzlustbarkeiten in seinem Gastlokale um 10 V 2 Uhr Abends 
aus gesundheitlichen Rücksichten für das Publikum, besonders für die Anwohner 
zu schliessen habe; denn wenn dem Publikum auf Kosten seines Wohlbefindens 
in erheblicher Weise die Nachtruhe entzogen wird, so ist darin eine Ge¬ 
sundheitsgefahr zu erblicken. Verbietet die Polizeibehörde jedoch einem Gast- 
wirthe aus Anlass stattgehabten Lärms auf der Strasse, für den derselbe nicht 
verantwortlich ist, und einzelner weithin schallender Trompetenstösse, die aus 
dem Lokale drangen, die Abhaltung von Musikauffühurngen und Tanzluslbar- 
keiten (auch geschlossene Gesellschaften) über 10*/* Uhr Abends hinaus, weil der 
Lärm und Trompetenstösse in der Nacht von den Nachbarn gehört wurden, 
jedoch dieselben nicht in ihrer Gesundheit schädigten, so ging sie zu weit und 
musste das Verbot als zur Zeit seines Erlasses rechtswidrig aufgehoben werden. 


Bei Krjinkheiten einer Schwangeren ist der Armenverband des 
Distriktes auch dann zur Fürsorge verpflichtet, wenn diese sich als 
Folgen einer Schwangerschaft darstellen. Urtheil des Bundesamts 
für das Heimathswesen vom 11. Januar 1896. 

Der erste Richter hat den auf §. 29 des Reichsgesetzes über den Unter¬ 
stützungswohnsitz gestützten Einwand des Beklagten verworfen. Er erachtet 
durch das Attest des Oberarztes der städtischen Krankenstalten zu Elberfeld für 
festgestellt: dass die Dienstmagd Lisette B. am 15. Oktober 1893, dem Tago 
der Auflösung ihres Dienstverhältnisses, nur wegen Schwangerschaft und begin¬ 
nender Entbindung in das Krankenhaus aufgenommen worden, dass eine Er¬ 
krankung derselben aber erst am 21. Oktober dess. Js. an Wochenbettfieber 
eingetreten sei. 

Diese Entscheidung hat nicht aufrecht erhalten werden können. 

Der Sanitätsrath Dr. P., Oberarzt der chirurgischen Klinik zu Elberfeld, 
hat bei seiner eidlichen Vernehmung bezeugt: dass die B. schon vor der Auf¬ 
nahme in das Krankenhaus etwa acht Tage lang starke Blutungen — auch 
einen fauligen Ausfluss — gehabt habe; der Zustand der B., die sehr blutleer 
und sehr schwach gewesen sei, habe schon fünf Stunden nach ihrer Aufnahme 
die künstliche Beendigung der Geburt durch die Zange erforderlich gemacht. 
Das Kind war todt im ersten Stadium der Mazeration; die B. fieberte sofort 
Abends und bekam am 21. Oktober 1893 einen Schüttelfrost, wonach sich ein 
regelrechtes Puerperalfieber entwickelt hat. Der Sachverständige bemerkt, dass 
die Entbindung der B. keineswegs als eine normale, sondern als eine patholo¬ 
gische zu betrachten sei. 

Hiernach ist die B. schon bei ihrer Aufnahme in das Krankenhaus recht 
bedenklich krank gewesen. Ist auch die Schwangerschaft an sich nach dem 
letzten Absatz des §. 29 a. a, 0. nicht als Krankheit im Sinne jener Bestimmung 
anzusehen, so sind doch pathologische Zustände, wie solche von den Sachverstän-^ 
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digen geschildert werden, auch wenn sie als Folge der Schwangerschaft sich 
darsteUen, als Krankheit der Schwangeren zu betrachten. Der Beklagte ver^ 
weigert daher mit Recht die Zahlung der Pflegekosten für die ersten sechs Wochen.. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königfi^eicliL Preustsen. 

Beglanbigung von Unterschriften. Erlass des Ministers des 
Innern (gez. im Auftr.; Haase) vom 28. Oktober 1896 — I. A. Nr. 
10209 — an sümmtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Zur Behebung von Zweifeln über die Frage, in welchen Fällen von Be¬ 
hörden vollzogene ünterschriftsbeglaubigungen der Stempelpflicht unterliegen, 
mache ich Ew. Hochwohlgeboren darauf aufmerksam, dass derartige Beglaubi¬ 
gungen, wenn sie von anderen Behörden als Gerichten und Notaren, insbesondere 
von Polizeiverwaltnngen, Magistraten, Dorfgerichten, Gemeindevorständen, Amts¬ 
und Bezirksvorstehern u. s. w.‘) ertheilt werden, in der Regel stempelfrei sind. 
Der Zeugnissstempel für Unterschriftsbeglaubigungen kann nur dann beansprucht 
Werden, wenn entweder die Beglaubigungen von den durch §.8 des Gesetzes, 
enthaltend Bestimmungen über das Notariat u. s. w. vom 15. Juli 1890 (G.-S. 
S. 229), dazu berufenen, Organen, der Amtsgerichten oder Notaren, ausgehen, 
oder andere Behörden durch Gesetz oder rechtsgültige Verordnungen zur Vor¬ 
nahme von Beglaubigungen für zuständig erklärt werden. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen hiernach die Ihnen unterstellten Behörden 
mit Anweisung versehen 


Verbot des Verkaufs von Malton-Weinen in den Apotheken. Be¬ 
scheid der Minister für u. s. w. Medizinalangelegenheiten 
(gez.: Bosse) und des Innern (gez. im Auftr.: Haase) vom 6. Ok¬ 
tober 1896 an die deutsche Maltongesellschaft. 

Auf die an uns gerichteten Vorstellungen vom 15. August d. J. und das 
an mich, dem Minister der geistlichen u. s. w. Medizinalangelegenheiten, ge¬ 
richtete Gesuch vom 19. September erwidern wir der deutschen Maltongesell¬ 
schaft bei Rücksendung der Anlagen, dass wir uns nicht veranlasst finden 
können, das von dem hiesigen Königlichen Polizeipräsidium erlassene Verbot 
des Vertriebes von Maitonweinen in den Apotheken aufzuheben. Die Apotheker 
sind einerseits nicht berechtigt, Weine als Genussmittel zu vertreiben und dürfen 
andererseits nur solehe Medikamente abgeben, welche nach Vorschrift des Arznei¬ 
buches angefertigt sind. Unter Wein ist aber nach dem Arzneibuche lediglich 
das aus dem Saft der Traube gewonnene Getränk zu verstehen. 


Kathreiners Kneipp-3Ialz-Kaffee. Bekanntmachung des Kgl. 
Polizeipräsidenten in Berlin vom 1. Oktober 1896. 

Im Anschluss an meine Bekanntmachung vom 15. Oktober v. J. *) wird 
hierdurch zur Kenntniss gebracht, dass bei einer neuerdings von dem Reichs- 
gesnndheitsamt angestellten Untersuchung grösserer Proben von Kathreiner’s 
Kneipp - Malz - Kafle kleine Mengen von Kaffeebestandtheilen, nämlich Koffein 
und Kaffeegerbsäure, nachgewiesen sind. 


B. Fürsteuthum Schwarzburg' - Budolsitadt. 

Uebermässiger Rabatt an Krankenkassen. Verfügung des 
Fürstl. Schwarzburgischen Ministeriums vom 20. Oktober 1896. 

Auf das von sämmtlicheu Herren Apothekenbesitzern des Fürstenthnms 
unterschriebene, am 10. Oktober bei uns eingegangene Gesuch haben wir be¬ 
schlossen, von der in unserer Verfügung vom 30. Juli d. J. vorbehaltenen Ein¬ 
führung einer billigeren Arzneitaxe vorläufig unter der Voraussetzung Abstand 


’) Die Bestimmung gilt demgemäss auch für die Kreismedizinalbeamten. 
^ Siehe Beilage zu Nr. 22 dieser Zeitschrift; 1895, S. 189. 
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zu nehmen, dass der in jener Verfügung*) gerügte übermässige Rabatt von 
40 Prozent oder von einem annähernd gleichen Betrage von keiner der Apotheken 
an irgend einen Kunden fernerhin mehr bewilligt werde. Die Gewährung eines 
so hohen Rabatts ist nur durch die Annahme zweier Möglichkeiten erklärlich 
und verständlich: entweder werden dem Publikum minderwerthige, schlechte 
und verdorbene Arzneien verabfolgt, oder der Verdienst des Apothekers ist auf 
Grund der bestehenden Taxe an sich so bedeutend, dass er trotz des hohen 
Rabatts auf seine Kosten kommt. Die erstere Möglichkeit ist für uns ausge¬ 
schlossen, da die Revisionen der letzten Jahre ergeben haben, dass in sämmt- 
lichen Apotheken des Fiirstenthums fast ausnahmslos nur solche Drogen und 
Präparate geführt werden, welche den Anforderungen des Arzneibuches ent¬ 
sprechen, und da wir das Vertrauen zu den Herren Apothekern haben, dass sie 
nicht, pekuniären Vortheils halber, ihr Gewissen mit dem schweren Vorwurf 
belasten werden, durch Verabfolgung minderwerthiirer und schlechter Arzneien 
den Kranken zu schaden, zumal einer solchen Apotheke nach §. 12 der Apotheker¬ 
ordnung vom 27. Januar 1841 unter Umständen der Verlust des Privilegiums 
droht. Wenn nun auch nicht angenommen werden kann, dass von Seiten eines 
Apothekers das unlautere Verfahren eingeschlagen werde, durch solche ausser- 
gewöhnliche Preisherabsetzung Kunden anzulocken und diese den benachbarten 
Kollegen zu entziehen, so bleibt für uns nur die zweite Alternative bestehen, 
dass die zur Zeit geltende Arzneitaxe nicht den hiesigen Lebensbedingungen 
entspreche, dass sie zu hoch sei und im Interesse der übrigen Bevölkerung herab¬ 
gesetzt werden müsse. Damit wir nicht in die Nothwendigkeit versetzt werden, 
zu diesem Abhülfemittel zu greifen, sprechen wir die &wartung aus, dass alle 
Voreinbarungen, welche von den Herren Apothekern unter Zusicherung eines 
übermässig hohen Rabatts abgeschlossen worden sind, sobald als angängig wieder 
gelöst werden. 


O. Freie Bremen« 

Gebührenordnung für Aerzte und Zahnärzte. Verordnung des 
Senats vom 6. September 1896. 

Der Senat verordnet auf Grund des §. 80 der Gewerbeordnung, dass mit 
dem 1. Januar 1897 für Aerzte und Zahnärzte an Stelle der Medizinalgebühren¬ 
taxe vom 31, Dezember 1872 die nachfolgende Gebührenordnung in Kraft tritt. 

Die Gebührenordnung stimmt mit der in Preussen erlassenen über¬ 
ein, nur mit dem Unterschied, dass unter 1. Allgemeine Bestimmungen aus 
letzterer §. 5 fortgelassen und von §. 2 nur der erste Satz beibehalten ist. 


*) Die Verfügung lautete wie folgt: 

„Es ist zu unserer Kenntniss gekommen, dass eine Apotheke des Fürsten¬ 
thums einigen Krankenkassen einen Rabatt von 40 Proz. der taxmässigen 
Preise für den Fall angeboten hat, dass ihr die Lieferung der Medikamente für 
die Mitglieder der betr. Kassen übertragen würde. So unlauter ein solches Ver¬ 
fahren mit dem Zwecke, sich zum Nachtheile der Nebenapotheken Zulauf zu 
verschaffen, auch ist, so lässt sich gesetzlich gegen dasselbe nicht einschreiten, 
da nach §. 80 der Reichsgewerbeordnung für die Apotheker zwar Taxen durch 
die Zentralbehörden festgesetzt werden können, Ermässigungen derselben durch 
freie Vereinbarungen jedoch zulässig sind. Die Thatsachen aber, dass eine 
Apotheke in der Lage ist, einen Rabatt von 40 Proz. zu gewähren und dass sie 
dabei doch auf ihre Kosten kommt, dient uns zum Beweise, dass die hier 
geltende preussische Taxe für die diesseitigen Verhältnisse eine viel zu hohe 
sein muss. 

Wir setzen deshalb die Herren Apothekeninhaber von dieser Sachlage in 
Kenntniss mit dem Bemerken, dass es Vorbehalten bleibt, in Zukunft eine eigene, 
mit wesentlich niedrigeren Preisansätzen als die preussische versehene Taxe 
ausarbeiten zu lassen und für den Umfang des Fürstentbums einzuführen.*^ 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. C. C. Brüllt, Bochdraeksrei Xiiideii. 
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Nr. 2B. 1. Dezember. 1896. 


Rechtsprechung. 

Eine dnrch einen Selbstmord zusrezogene Krankheit ist keine 
Torsätzlich zngezogene im Sinne des §. 26 a, Abs. 2 des Krankenver- 
sichernngsgesetzes. Urtheil des Ober-V erwaltungsgerichts (III. 
Sen.) vom 16. April 1896; (HI, Nr. 491). 

Der §. 26a Abs. 2 des Krankenversicberungsgesetzes lautet: „Durch 
das Kassenstatut kann . . . bestimmt werden, dass Versicherten, welche sich 
eine Krankheit vorsätzlich . . . zugezogen haben, für diese Krankheit das sta- 
tutenmässige Krankengeld gar nicht oder iheilweise zu gewähren ist.“ 

Von dieser Ermächtigung hat die beklagte Ortskrankenkasse der Qast- 
wirthe und verwandten Gewerbe zu Berlin im §. 15 ihres Statuts dahin Gebrauch 
gemacht, dass Mitglieder, welche sich eine Krankheit vorsätzlich zugezogen 
haben, ein Krankengeld nicht erhalten. Die Beklagte behauptet, dass diese 
Bestimmung auf den vorliegenden Fall deshalb Anwendung finde, weil das 
Kassenmitglied, die unverehelichte P., einen Selbstmordversuch gemacht und sich 
dadurch diejenige Krankheit, zu deren Heilung sie in das städtische Kranken¬ 
haus aufgenommen worden ist, vorsätzlich zugezogen habe. Dem ist der Be¬ 
zirksausschuss mit Recht nicht beigetreten. Die Voraussetzung für die Aus¬ 
übung der ßefugniss zur Versagung des Krankengeldes hängt nicht davon ab, 
ob das Mitglied die Krankheit selbst verschuldet oder veranlasst hat, wie der 
Wortlaut und die Entstehungsgeschichte des §. 26 a klar erweisen, sondern es 
bedarf der Feststellung, dass der Vorsatz des Mitgliedes auf die Erzeugung der 
Krankheit, d. h. des die Heilbehandlung oder die Erwerbsunfähigkeit hervor¬ 
rufenden Zustandes gerichtet gewesen ist, was freilich nicht nothwendig zur 
Voraussetzung hat, dass der Vorsatz lediglich auf die Entstehung der Krankheit 
gerichtet gewesen ist, vielmehr auch dann angenommen werden darf, wenn das 
beabsichtigte anderweite Ziel nicht anders als unter Herbeiführung einer Er¬ 
krankung erreicht werden konnte. Danach kann in Frage kommen, ob dem¬ 
jenigen, welcher den Tod gewollt, aber nicht gefunden hat, das Krankengeld 
dann zu versagen ist, wenn er wusste oder wissen musste, dass das zur Herbei¬ 
führung des Todes gewählte Mittel zunächst eine Erkrankung zur Folge haben 
werde. Nach dem Thatbestande des vorliegenden Falles ist dies aber ausge¬ 
schlossen. Die P. hat einen Selbstmordversuch gemacht; ihr Wille ist darauf ge¬ 
richtet gewesen, ihr Leben zu vernichten, nicht sich eine Krankheit zuzuziehen. Sie 
hat nicht gewusst oder nicht wissen müssen, dass sie vom Tode des Ertrinkens 
würde gerettet und dass das Hineinstürzen in das Wasser eine Erkrankung zur 
Folge haben werde. Die Revision gegen die die Beklagte verurtheilende Ent¬ 
scheidung erscheint sonach unbegründet. 


Die Krankenkassen sind nicht verpflichtet, zahnkranken Mit¬ 
gliedern gegenüber für die Kosten etwa erforderlicher Plomben anfzn- 
kommen. Entscheidung des Magistrats zu Frankfurt a. M. vom 
21. April 1896. 

.... Die Karies der menschlichen Zähne ist von ungeheurer Verbreitung, 
im besonderen Masse aber trifft dies zu bei den der gesetzlichen Krankenver¬ 
sicherung unterfallenden Bevölkerungsklassen, die der Pflege ihrer Zähne er- 
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fabrangggemäss bislang noch völlig imziilängliche Sorgfalt angedeihen lassen. 
Wörde diesen auf Grund des K.-V.-G. ein Anspruch auf freie Gewährung, und 
damit auf den periodi-chen Ersatz Ton Plomben zuerkannt, so wäre es den 
grossen Zwaug-kassen unmöglich, den ihnen durch das Gesetz unzweifelhaft 
zugewiesenen Aufgaben gerecht zu werden. Während noch vor nicht allzu langer 
Zeit in DeuUchiand die Plombirung kariöser Zähne gewissermassen als eine 
Luxnsaafwendung angesehen wurde, bricht sich nunmehr auch in den unteren 
Schichten die Ueberzeugung mehr und mehr Bahn, dass es für den Zahnkranken 
vortheilhafter i.-t, sich mittelst Plombe den erkrankten Zahn zu erhalten, als 
ihn ausziehen zu lassen. Das ist an sich mit Gehugthuung zu begrüssen. 
Der Gang der Sache beweist aber einmal, dass bei Erlass des K.-V.-G. die Ge¬ 
währung von Plomben als unter dieMinde-tleistungen der Kassen, die „freie 
ärztliche hehandlung‘‘, fallend, nicht w^ohl gedacht s-cin kann; andererseits lässt 
er die Konsequenzen einer gegentheiligen An^chaunng für die Zukunft noch weit 
einschneidender erscheinen. — Der Mindestpreis einer Plombe beziffert sich hier 
in Frankturt auf 3 Mk. Nimmt man — niedrig gegrilfen — an, jedes der 35 000 
Kassenrnitglieder der allgemeinen Ortskrankenkasse hier, benöthige im jährlichen 
Durchschnitt auch nur zw^ii Plomben, so hat man ein Beispiel für die Tragweite 
des in vorliegender Sache gestellten Beschwerdeantrages bezw. einer prinzipiellen 
Entscheidung in dieser Richtung. Die beklagte Ortskrankenkasse würde nahezu 
ein Viertel ihrer gesammten Jahreseinnahme für Zahnplomben auszugebeii haben. 
Und was wäre mit dem Aufgebot solch enormer Mittel geleistet? Au sich 
AnerkennenswertheH, gegenüber der grundlegenden Aufgabe des Gesetzes ein 
Nehensäcbliches. 

Unbestritten ist, dass es nicht im Sinne des Gesetzes lag, den Gemeinden 
und Krankenkassen kostspielige und unerschwingliche Leistungen aufzuerlegen. 
Hält man hieran fest, so erscheint es unuezwungen, und wenn man dem Sinn 
der Worte auch nur geringe Bedeutung einräumt, mit dem Wortlaute recht wohl 
vereinbar, den §. 6 des Gesetzes dahin zu interpretiren, dass vom Beginn der 
Krankheit ab diejenige ärztliche Behandlung frei zu gewähren ist, welche der 
betr. Krankheit gegenüber billigerwei.se als geboten erscheint, d. h. diejenige, 
welche sowohl dem gesundheitlichen Interesse des Mitglieds loyale Rechnung 
trägt, als auch nicht übersieht, dass die Mittel der Kasse nur für das unbedingt 
Erforderliche zur Verfügung stehen. 

Nach alledem kommt man in vorliegender Sache zu nachstehendem 
Ergebniss: 

Da gegenüber der Zahnkaries früheren Stadiums eine achtsame Mund¬ 
pflege b<‘zw. fleissige Spülung mit bekannten billigen Desinfektionsmitteln, bei 
fortgeschrittener Karies die Extraktion der Plombirung in gesundheitlicher 
Wirkung gleichkommt — was bei völliger Erkenntniss der zwischen Gebiss und 
Magen, d. h. dem Allgemeinbefindeu des Menschen, bestehenden Wechselbe¬ 
ziehung als notorisch angenommen werden kann — so sind die Zwangskassen 
nicht verbunden, die bezügliche ärztliche Behandlung in letzter, der theureren 
Form, sondern nur in jenen beiden billigeren Quantitäten zu gewähren. 

Dieser Deduktion wird mau nicht entgegenhaiten dürfen, die Extraktion 
kariöser Zähne stehe um deswillen der Plombirung nach, weil beim Wegfall 
einer gewissen Reihe von Zähnen eines Gebisses dasselbe nicht mehr geeignet 
ist, die Verdauung genügend vorzubereiten. Letztere Behauptung ist gewiss zu¬ 
treffend, der erwähnte Nachtheil ist indess in den betreffenden Fällen durch 
künstlichen Zahnersatz abzuwenden. Die Befriedigung solches Folgebedürfnisses 
gehört jedoch, weil künstliche Gliedmassen nicht unter die „ähnlichen Heil¬ 
mittel“ des §. 6 des Gesetzes fallen, nicht zu den Mindestleistungen der Kranken¬ 
kassen. Es können daher folgerichtig die Kassen zur Meidung eines Aufwandes, 
den sie nicht zu vertreten haben, nicht zu höheren als ihren an sich bestehenden 

gesetzlichen Verpflichtungen herangezogen werden.Das Kassenmitglied, 

das die Extraktion eines erkrankten Zahnes zu vermeiden und statt dessen die 
Plombirung wünscht, ist zu im Einzelfall verhältnissmässig geringen Aufwen¬ 
dungen genöthigt. Dass man das Kassenmitglied in solchem Rahmen der Selbst¬ 
hilfe überlässt, hat nichts Unbilliges. Das Einzelinteresse hat den Gesammt- 
interessen gegenüber sogar die Pflicht der Nachgiebigkeit. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

JL. Königpireieli. 

Prüfung des Weines. Bekanntmachnng der Minister der 
u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Aiiftr.: Bartsch), des 
Innern (gez. i. Auftr.: Haase) u. für Handel n. Gewerbe (gez. i. Auftn: 
V. Wendt) vom 26. Oktober 1896 — M. d. g. A. Nr. 12031, M. d. 1. 11. 
Nr. 14189, f. H. u. G. C. Nr. 8834 —. 

Um die Befolgungen der in der Anweisung zur chemischen Untersuchung 
des Weines vom 11. Juni d. J. niedergelegten Vorschriften für Weinunter¬ 
suchungen überall sicher zu stellen, sind sämmtliche staatlichen und öffentlichen 
Untersuchungsanstalten für Lebens- und Genussmittel darauf aufmerksam zu 
machen und anzuhalten, bei der chemischen Untersuchung von Wein in Zukunft 
ausschliesslich die in der Anweisung angegebenen Verfahren zur Anwendung zu 
bringen. Auch sind die Polizei- und sonst in Betracht kommenden Behörden 
anzuweisen, darauf zu achten, dass die Chemiker bei allen in behördlichem Auf¬ 
träge auszuführenden Weinuntersuchungen sich nach der gedachten Anweisung 
richten. 

Durch die Vorschriften wird die Anwendung einer Reihe von Waagen, 
Gewichten und Messgeräthen bestimmten Inhalts bedingt, von deren Einrichtung 
und Genauigkeit das Ergebniss der Untersuchungen wesentlich beeinflusst wird. 
Während die Waagen und Gewichte, welche zu benutzen sein werden, schon 
seit längerer Zeit mit hinlänglicher Zuverlässigkeit und Genauigkeit hergestellt 
werden, ist das Gleiche bei den Messgeräthen nach den bisherigen Erfahrungen 
nicht der Fall. Sie sind, soweit sie nicht schon mit der Absicht hergestellt 
werden, nach der Fertigstellung ihre amtliche Aichung herbeizufüLrcn, vieltach 
ungenau, so dass eine Nachprüfung zur Ermittlung der Abweichungen ihrer An¬ 
gaben von der Richtigkeit sich nicht umgehen lässt. Diese Nachprüiung ist 
aber für den mit den einschlägigen Untersuchungen betrauten Chemiker im Hin¬ 
blick auf die grosse Zahl der in Betracht kommenden Messgeräthe sehr zeit¬ 
raubend und mühevoll und bietet überdies nicht immer unbedingte Gewähr für 
die Richtigkeit des Ergebnisses. Um diesen Misständen abzuhelfen und um ein 
thunlichst zuverlässiges und gleichmässiaes Resultat der für amtliche und 
öffentliche Zwecke erfolgenden Weinuntersuchungen herbeizuführen, müssen vom 
1. April 1897 ab bei den nach Massgabe der Anweisung vorzunehmeuden Unter¬ 
suchungen wenigstens diejenigen Geräthe, welche unmittelbar zur Abmessung 
bestimmter Mengen dienen, geaicht sein. 

Zur Namhaftmachung von Firmen, von welchen Messgeräthe der gedachten 
Art bezogen werden können, ist die Kaiserliche Aichungskomraission bereit. 


Betrieb von Mineralwanserfabriken. Polizei-Verordnung des 
Königl. Regierungspräsidenten zu Köln vom 8. November 1896. 

§. 1. Die Räume, in welchen künstliche Mineralwässer dargestellt werden, 
müssen gut ventilirt, geräumig und so hell sein, dass die darin befindlichen auf¬ 
gestellten Apparate in allen Einzelheiten genau beobachtet werden können. 

§. 2. Zur Herstellung darf in Gemeinden mit öffentlichen Wasserleitungen 
nur Leitungswasser, in anderen nur Wasser aus Brunnen benutzt werden, welche 
vor jeder Oberflächen-Verunreinigung sicher geschützt sind und deren Wasser 
bei der chemischen und bakteriologischen Prüfung als geeignet befunden ist. 
Anderweitig entnommenes Wasser darf nur dann benutzt werden, wenn es 
destillirt ist. 

§. 3. Alle bei der Bereitung von Mineralwässern, Brauselimonaden u. s. w. 
zu verwendenden Salze und chemischen Präparate müssen mit Bezug auf schäd¬ 
liche Verunreinigungen die von der Pharmakopoe vorgeschriebene Reinheit besitzen. 

§. 4. Alle Gefässe, in welchen ein den gewöhnlichen Luftdruck über¬ 
steigender Druck hervorgebracht wird, sind aus gutem Kupferblech, welches 
innen stark verzinnt ist, herzustellen. Der Maximaldruck ist auf den vorhandenen 
Apparaten in nnabnehmbarer Schrift deutlich anzugeben. 
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Nach Inkrafttreten dieser Bestimmungen neu aofgestellte Apparate, seien 
es neue oder bereits in Betrieb gewesene, sollen den Namen des Fabrikanten, 
das Jahr der Herstellnng nnd den Mazimaldmck auf einem nnabnebmbaren 
Hetallscbild tragen. Soweit ein solches Schild nicht bereits Torhanden, tritt bei 
repsrirten Apparaten an die entsprechende Stelle der Name der reparirenden 
Firma and das Jahr der Reparatur. 

§. 5. Diese Oefässe, insbesondere Mischgefässe, sowie bei Verwendung 
von Expansionskesseln, auch diese müssen mit Manometer, Sicherheitsventil 
und mit einer Vorrichtung zur Anbringung des amtlichen Eontrolmanometers 
versehen sein. 

Die von dem Sachverständigen bei der Prüfung des Apparates (§. 12) fest¬ 
gesetzte Belastung der Sicherheitsventile darf nicht geändert werden. Ebenso 
dürfen dieselben durch Festkeilen u. s. w. nicht uoganghar gemacht werden. 

§. 6. Bei den mit flüssiger Kohlensäure arbeitenden Anlagen ist vor dem 
Hiscbgefäss ein Expensionsgefäss von mindestens lUO Liter Inhalt einzuscbalten, 
wenn die Kohlensäure nicht mit einem Reduktionsrentil anerkannt guter Kon¬ 
struktion versehen i^t. 

§. 7. Alle Verzinnungen, sowie alle Verbindungsstücke an den Apparaten 
müssen den Vorschriften des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit blei- und 
zinkhaltigen Gegenständen, vom 25. Jnni 1887, §§. 1, 2 nnd 3 entsprechen. 

§. 8. Wo zur Erzeugung der Kohlensäure Magnesit, Kreide, Schwefel¬ 
oder Salzsäure benutzt werden, müssen wenigstens zwei Waschflaschen vorhanden 
sein, von denen die erstere verdünnte Sodalösung, die zweite Wasser enthält. 
Der Inhalt derselben ist von Zeit zu Zeit zu emenem. 

§. 9. Die Hersteller von ^Uoeralwässern haben für die Reinhaltung der 
Versandflaschen zu sorgen. Flaschen, an deren Boden oder Wandungen sich 
Niederschläge abgesetzt haben, sind von dem Verschleiss anszuschliessen. 

§. 10. Diese Vorschriften finden auch Anwendung auf diejenigen tragbaren 
metallenen Gefässe und anf die mit denselben zum Ausschank verbundenen 
Leitungen, in welchen die kohlen^änrehaltigen Wasser zum Ausschank ausserhalb 
des Herstelliingsranmes gelangen. 

§. 11. Zur Sicherung der Arbeiter sind die Versandflaschen beim Ver- 
schliessen mit Sicherheit skörhen ans starkem enggefloebtenen Draht zu über¬ 
decken; auch sind geeignete Schutzbrillen zu benutzen. 

§. 12. Bevor ein Apparat, sei es ein neuer oder ein alter, an dem Ort 
seiner Aufstellung zum ersten Mal in Betrieb gesetzt wird, muss derselbe von 
einem seitens der Polizeiverwaltung als solchen anerkannten Sachverständigen 
einer Prüfung auf Widerstandsfähigkeit bei Anwendung des 1*/, fachen üeW- 
drucks, auf seine Uebereinstimmung mit vorstehenden Bestimmungen, sowie auf 
die Beschaffenheit der Verzinnung unterzogen werden. 

Diese Prüfung wird alle sechs Jahre wiederholt. Dieselbe ist spätestens 
zwei Monate vor dem sechsten Jahre seitens des Fabrikanten zu beantragen und 
erfolgt auf dessen Kosten. 

Eitje chemische Prüfung des fertigen Wassers in Bezug auf metallische 
Verunreinigungen muss jährlich stattfinden und ist in gleicher Weise, wie vor, 
herbeizuführen. Es liegt im Ermessen der Polizeibehörde eine solche Prüfung, 
sowie eine Prüfung der Chemikalien häufiger stattfinden zu lassen. 

§. 13. üebertretungen dieser Verordnung werden, sofern nicht sonstige 
Strafbestimmungen des §. 147,4 der Gewerbeordnung bezw. des Reichsgesetzes 
vom 25. Jnni 1887 (G.-S. S. 273—275) oder des §. 367,6 des Strafgesetzbuches 
Anwendung finden, mit Geldstrafe bis zu 30 Mark bestraft, an deren Stelle im 
Falle des Unvermögens entsprechende Haft tritt. 

§. 14. Vorstehende Polizei-Verordnung tritt für Neuanlagen sofort, im 
Uehrigen drei Mouate nach der Veröffentlichung in Kraft. Diejenigen Mineral¬ 
wasserapparate, welche überhaupt noch nicht von einem Sachverständigen ge¬ 
prüft worden sind, sind baldigst, spätestens innerhalb eines Monats nach der 
Veröffentlichung gegenwärtiger Verordnung zu prüfen. Für die bereits geprüften 
treten die unter §. 12 festgesetzten Termine in Kraft. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Med.-Rath i. Minden i.W. 

J« 0. 0. firuns, Bnohdniokerei Minden. 
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Np. 24 15. Dezember. 1896. 


Rechtsprechung. 

Grenzen der Ansnbnng des Znchtignngsreclit bei Wahrnehmung 
der Schnlzncht. Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 
(I. Senats) vom 21. Februar 1896; I Nr. 259. 

.Allerdings ist es unbedenklich, dass dem Angeklagten, welchem 

die Aufsicht über die ai^ dem Schulhofe befindlichen Knaben oblag, die Befugniss 
zur Ausübung der Schnlzncht gegenüber dem Schnlknaben St. znstand und dass 
die Thätlichkeiten von dem Angeklagten in Ausübung der Schnlzncht vorge¬ 
nommen sind. Hat sich der Angeklagte in der Annahme, dass der unebrerbietige 
Bttf von St. ansgegangen sei, geirrt, so ist dieser Irrthum kein Grund, um eine 
Ueberschreitnng der Amtsbefngnisse anzunehmen. Ueberdies lag auch jedenfalls 
eine Verfehlung des Knaben in dessen trotzigem Verhalten, ak ihn der Ange¬ 
klagte zur Rede stellte. 

Aber es erhellt nicht, dass nicht durch die Art der Züchtigung die zu¬ 
lässigen Grenzen überschritten sind. 

Was zunächst die Stockschläge auf dem Hofe betrifft, so kann der zum 
Schlagen benutzte Stock, welcher etwa die Dicke eines Daumens gehabt hat, 
nicht biegsam und mit einer freilich sehen schadhaft gewordenen Zwinge ver¬ 
sehen gewesen ist, als ein zur Züchtigung geeignetes Werkzeug überhaupt nicht 
angesehen werden. Werden mit einem derartigen Stocke mindestens zehn Schläge 
— nach dem ärztlichen Atteste wahrscheinlich mehr — über Rücken und Schulter 
eines Knaben mit solcher Heftigkeit geführt, dass der Stock, sei es auch in 
Folge Anpralls an die Wand, zerbricht, so kann die Gefahr, dass hierdurch eine 
Schädigung der Gesundheit entsteht, nicht für völlig ausgeschlossen erachtet 
werden. Das ärztliche Attest besagt denn auch, dass die Bewegungsfähigkeit 
des linken Armes beeinträchtigt gewesen sei. 

Sodann aber hat eine Ueberschreitnng der Grenzen des Züchtigungsrechts 
stattgefunden, wenn der Angeklagte den Knaben wiederholt mit dem Kopf 
gegen die Wand gestossen hat. Insofern der Konfliktsbeschlnss ansführt, dieser 
Vorgang sei nicht als genügend festgestellt anzusehen, ist zu bemerken, dass der 
blosse Mangel voller positiver Ueberzeugung nicht genügen würde, um den Kon- 
fiikt für begründet zu erklären (vergl. Entscheidungen des Oberverwaltungs¬ 
gerichts Bd. IX S. 438). Keinesfalls kann aber die von der Strafkammer 
für glaubhaft erachtete übereinstimmende Bekundung der Schulknaben S., S. und 
T. für widerlegt gelten. Selbst wenn die bisher nur von dem Ortsschulinspektor 
vernommenen Lehrer P. und R., nach deren Auslassungen der Angeklagte den 
Knaben an die Wand gedrückt haben soll, dies eidlich wiederholten, würde 
daraus nicht folgen, dass er ihn nicht mit dem Kopf gegen die Wand gestossen 
hat, was den beiden Lehrern entgangen sein könnte. Vielmehr würde die Mög¬ 
lichkeit, dass dies geschehen ist, auch dann noch bestehen. Hat jedoch der 
Angeklagte den Schüler, indem er ihn vorne an die Brust gefasst hatte, wieder¬ 
holt mit dem Kopf gegen die Wand gestossen, so liegt ein solches die Gesund¬ 
heit in hohem Grade gefährdendes Verhalten des Lehrers ganz ausserhalb des 
Bereichs erlaubter Schulzucht. 


Für den Armenverband ist bezüglich der Nothwendigkeit der 
Krankenhansbehandlung einer Person, welche sich bei ihm zur Auf¬ 
nahme in dieselbe meldet, die Erklärung des Krankenhausarztes ent¬ 
scheidend. Endurtheil des Ober-Verwaltungsgerichts (III. Sen.) 
vom 15. April 1896; III Nr. 477. 
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Der Armenverband, der auf Grund des §. 28 des Gesetzes über den 
Untersttitzungswohnsitz vom 6. Juni 1870 thätig wird, kann nur nach Massgabe 
der Umstände handeln, die ihm beim Eintritt des Unterstützongsfalles bekannt 
waren oder bekannt sein müssten. Daher kann bei der Frage, ob eine Person, 
die sich zur Aufnahme in das Krankenhaus meldet, nach ihrem Krankheits¬ 
zustande der Krankenhausbehandlung auch wirklich bedürftig ist, für den Armen- 
verbaud nur die Erklärung des Krankenhausarztes entscheidend sein, und die 
Zumuthungen an den Armenverband, es sei seine Sache, zu erkennen, ob die 
Aufnahme thatsächlich nothwendig sei, d. h. mit anderen Worten, er habe even¬ 
tuell sich mit dem Gutachten des Anstaltsarztes nicht zu begnügen, sondern 
weitere Untersuchungen über die Noihwendigkeit der Aufnahme anzustellen, 
muss für ungerechtfertigt gehalten werden. Demgemäss kann es für die Frage 
der Hülfsbedürftigkeit nicht darauf ankommen, ob andere Aerzte eine andere 
Ansicht als der Anstaltsarzt über die Nothwendigkeit der Krankenhausbehand- 
lung hegen und dem später Ausdruck geben, sondein die Hülfsbedürftigkeit wird, 
soweit es sich hierbei um die Aufnahme in das Krankenhaus handelt, durch die 
Erklärung des Krankenhausarztes für den Armenverband endgültig festgestellt. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Köiiig^ireicli. 

Theilnahme der Direktoren der Hebammen-Lehranstalten an den 
Nachprüfungen der Hebammen. Zuziehung der Kreisphysiker zu den 
Hebammen-Prüfungen. Erlass des Ministers der u. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (gez. im Auftr.: v. Bartsch) vom 29. Oktober 
1896 an sämmtliche Königlichen Oberpräsidenten. 

Im §. 5 Abs. 2 der Allgemeinen Verfügunir, betr. das Hebammenwesen, 
vom 6. August 1883 — Min.-Bl. f. d. inn. Verw. S. 211 — ist angeordnet worden, 
dass die Direktoren bezw. Lehrer der Hebammenlehranstalten, soweit es die 
Umstände gestatten, an den Nachprüfungen der Hebammen durch Kreisphysiker 
Theil nehmen sollen. 

Es scheint dies nicht in allen Provinzen zu geschehen. 

Ew. Excellenz ersuche ich ganz ergebenst, diese Vorschrift, sofern erforder¬ 
lich, von Neuem in Erinnerung zu bringen. 

Gleichzeitig bitte ich in Erwägung zu nehmen, ob es sich nicht empfehlen 
möchte, zu den staatlichen Prüfungen der Hebammenschülerinnen, soweit nicht 
gemäss §. 82 Abs. 2 des Prüfuugsreglements vom 1. Dezember 1825 die Mit¬ 
glieder der Medizinalkoilegien in Frage kommen, die für die Abhaltung solcher 
Prüfungen am geeignetsten erscheinenden Physiker der betheiligten Regierungs¬ 
bezirke abwechselnd als dritte Examinatoren heranzuziehen, falls dies noch nicht 
geschehen sein sollte. 

Ueber das Ergebniss nach beiden Richtungen sehe ich Ew. Excellenz 
gefälligen Aeusserung nach zwei Jahren ganz ergebenst entgegen. 


Sublimatpastillen. Aufbewahrnng und Abgabe dieser Pastillen 
in Apotheken. Runderlass des Ministeriums der u. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (gez. im Auftr.: v. Bartsch) vom 20. November 
1896 — M. Nr. 11797 — an sämmtliche Königliche Regierungspräsidenten. 

Im laufenden Jahre sind in der Presse wiederholt Vergiftungen durch 
Sublimatpastillen zur Sprache gebracht worden. Das giebt eine Veranlassung, 
den Aufsichtsbehörden eine besonders strenge Ueberwachung der Handhabung 
der über die Abgabe stark wirkender Arzneimittel bestehenden Vorschriften — 
Bekanntmachung vom 22. Juni 1896, Min.-Bl. f. d. inn. Verwaltung S. 123 — 
zu empfehlen. 

Die Herren Aerzte sind ausserdem zu ersuchen, Sublimatpastillen nur in 
solchen Mengen zu verschreiben, wie sie der einzelne Krankheitsfall voraussicht¬ 
lich erheischt, und dabei die Umgebung des Kranken auf die Giftigkeit des 
Mittels und die zur Verhütung von Unglücksfällen erforderlichen Vorsichtsmass- 
regeln aufmerksam zu machen. 

Das niedere Heilpersonal, insbesondere Krankenpfleger und Pflegerinnen 
Hebammen, Heildiener, sind namentlich auf die durch den Gebrauch von Snbl i 
matpastillen bedingten Gefahren hinzu weisen und demselben unter Betonung der 
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eigenen Verantwortlichkeit grösste Vorsicht bei Aufbewahrung und Verwendung 
der Pastillen zur Pflicht zu machen. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, hiernach das Weitere ge¬ 
fälligst zu veranlassen und zugleich dafür Sorge zu tragen, dass alle vom 

1. Januar 1897 ab zur Kenntniss der Behörden gelangenden Vergiftungen 
durch Sublimatpastillen unter Mittheilung der Nebenumstände Ihnen ange¬ 
zeigt werden. 

Zum 1. Februar jeden Jahres, von 1898 ab, sehe ich einem Berichte über 
die zur Mittheilung gelangten Vorkommnisse oder einer Vakatanzeige entgegen. 


Aufbewahrung und Abgabe des Tuberculinum Kocliii. Rund¬ 
erlass des Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: 
Bosse) — M. Nr. 15 699 — vom 25. November 1896 an sämmtliche 
Königlichen Regierungspräsidenten. 

Nachdem die Voraussetzungen, unter denen mein Erlass vom 1. März — 
M. 889 II, U. I 5054 —, betreffend die Aufbewahrung und Abgabe des Tuber¬ 
culinum Kochii in den Apotheken, ergangen ist, inzwischen andere geworden 
sind, bestimme ich in Abänderung desselben, wie folgt: 

Zu 1. An Stelle der Anordnung unter Ziffer 1 tritt die Bestimmung: 
„Das Tuberculinum Kochii ist unter den Separanden vor Licht geschützt auf¬ 
zustellen.“ 

Ziffern 3 und 4 fallen weg, nachdem bei wiederholten Prüfungen durch 
den San.-Rath Dr. Libbertz 3, 4 und 5 Jahre altes Tuberkulin im Wirkungs¬ 
werth unverändert befunden worden ist. 

In Ziffer 5 wird der Taxpreis des Tuberkulins dahin geändert, dass der¬ 
selbe für das Fläschchen mit 1 ccm Inhalt 1 Mark ‘^0 Pfennig, für das mit 
5 ccm Inhalt 3 Mark und für das mit 50 ccm Inhalt 22 Mark 50 Pfennig 
beträgt. Die von der Fabrikationsstätte berechneten Verpackungskosten sind in 
diesen Preisen einbegriffen. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die vorstehenden Anord¬ 
nungen den Apothekern des dortigen Bezirks in geeigneter Weise zur Nach¬ 
achtung bekannt zu geben und auch Bestimmung darüber zu treffen, dass bei 
den Apotheken - Revisionen die Befolgung derselben kontrolirt wird. 


Ausbildung weltlicher Krankenwärter und Krankenwärterinnen. 
Bekanntmachung des Königl. Regierungspäsidenten zu Breslau 
vom4 0. November 1896. 

Bei dem anerkannten Bedürfnisse an geschulten weltlichen Krankenpflegern 
und Krankenpflegerinnen ist die Ausbildung solcher Personen, welche sich dem 
Berufe der Krankenpflege widmen wollen, in nähere Erwägung genommen 
worden und sind wegen Ausbildung von Pflegern und Pflegerinnen mit den Vor¬ 
ständen derjenigen Krankenanstalten unseres Verwaltungsbezirkes, in welchen 
die Mittel zum Unterricht und zur Ausbildung vorhanden sind, die näheren 
Vereinbarungen diesseits getroffen worden. 

Personen, welche den Beruf der Krankenpflege erwählen wollen, müssen 
körperlich und geistig gesund, nicht jünger als 20 und nicht älter als 40 Jahre 
alt sein, unbescholtenen Ruf nachweisen können und im Lesen und Schreiben 
einige Fertigkeit besitzen. 

Die Anträge auf Zulassung zum Unterricht in der Krankenpflege sind an 
die Vorstände der unten bezeichneten Krankenanstalten unter Beifügung 

1. eines Gesundheitsattestes, 

2. eines ortspolizeilichen Führungsattestes, 

3. eines Qualifikations - Zeugnisses, welches letztere der zuständige Kreis- 
physikus auszustellen haben wird, 

zu richten und haben sie von dort weitere Bescheidung darüber, ob und unter 
welchen Bedingungen die Aufnahme erfolgen kann, zu gewärtigen. 

Aehnliche Bestimmungen sind im Königreich Sachsen unter dem 
25. August 1896, in den Herzogthümern Braunschweig und Sachsen- 
Meiningen unter dem 31. Augusst 1896 erlassen. 
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Die Dauer des Unterrichts in der Krankenpflege, welcher sich auf alle 
Zweige derselben zu erstrecken hat und auch die Erlernung der niederen 
Chirurgie und des Desinfektionsverfahrens in sich begreifen muss, umfasst 
mindestens sechs Monate. Bei Individuen, welche bereits die Prüfung als Heil¬ 
diener bestanden haben, kann die Lehrzeit auf drei Monate abgekürzt werden. 

Nach beendigter Lehrzeit hat der Aspirant eine Prüfung vor dem ärzt¬ 
lichen Dirigenten der Krankenanstalt nnd vor dem zuständigen Kreisphysikus 
abznlegen. Im Falle, dass der Kreisphysikus zugleich ärztlicher Dirigent der 
Krankenanstalt sein sollte, ist einer von den am Orte befindlichen Aerzten als 
zweiter Prüfungs • Kommissarius zuznziehen. 

Die Prüfung bat sich über den^ ganzen Umfang der Krankenwartung, 
über das Gebiet der sogenannte niederen Chirurgie und das Desinfektionsver¬ 
fahren zu erstrecken nnd ist namentlich zu ermitteln, ob sich der Kandidat auch 
die zum Krankendienst erforderliche praktische Geschicklichkeit erworben hat. 

Ueber den Gang der Prüfung ist von den Kcmmissarien ein Protokoll 
aufzunehmeu, und uns mit ihrem Votum versehen zur Einsicht vorznlegen, 
worauf dem Kandidaten im Falle gut bestandener Prüfung ein Prüfnngszeugniss 
ansgestellt werden wird, welches ihm die Berechtigung ertheilt, sich als ge¬ 
prüfter Krankenwärter (Wärterin) bezeichnen zu dürfen. 

Auch werden wir die Namen derjenigen, welche durch Ablegung der vor¬ 
geschriebenen Prüfung die Qualifikation als Krankenwärter (Wärterin) nachge¬ 
wiesen haben, durch unser Amtsblatt veröffentlichen. 

Mit Rücksicht auf die nahen Beziehungen, in welchen das Institut der 
Heilgehülfen zu dem Krankenpflegedienst steht, werden diejenigen Personen, 
welche die Qualifikation eines geprüften Heildieners zu erwerben beabsichtigen, 
darauf aufmerksam gemacht, dass es in ihrem Interesse liegen wird, in dem 
Krankenhanse, in welchem sie zur Ausübung der kleinen Chirurgie aasgebildet 
worden sind, nachträglich noch einen Kursus in der praktischen Krankenpflege 
durchzumachen, mit der Massgabe, dass die hierbei erworbenen Kenntnisse zum 
Gegenstände ihrer Prüfung als Heilgehülfen gemacht werden nnd dass das 
Ergebniss dieses Theiles der Prüfung in ihrem Qualifikations-Atteste ebenfalls 
die geeignete Aufnahme finden wird. 

Aspiranten des Krankenwärterdienstes werden unter Vorbehalt einer 
jedesmaligen Vereinbarung für die Einzelfälle in den nachbenannten Kranken¬ 
anstalten Aufnahme finden können: 

1. In dem Allerheiligen - Hospital zu Breslau. 

Seitens des Magistrats ist dem Vorstande des hiesigen vaterländischen 
Frauen - Vereins die Zusage ertheilt worden, bei eintretenden Vakanzen im 
ordentlichen Hospital-Dienstpersonale je zwei Schülerinnen des hier begründeten 
Kranken-Pfiegerinnen-Instituts behufs ihrer Ausbildung in das Allerheiligen- 
Hospital anzunehmen. 

2. In der Kreis - Krankenanstalt zu Baumgarten hei Ohlan. 

Der Vorstand dieser Krankenanstalt ist nicht in der Lage, die betreffenden 
Aspiranten in die Anstalt selbst anfznnehmen und würden Letztere für Wohnung 
und Beköstigung selbst zu sorgen haben. 

3. In dem evangel. Krankenhause zu Schweidnitz. 

Die Anstalts-Verwaltung ist bereit, je eine Aspirantin für die Kranken¬ 
pflege gegen eine Pension von monatlich 15 Mark zur Ausbildung zu übernehmen. 


B. Grx'ossh.ex'zog'tliiiiii Hessen.. 

Sammelforschnng über das Auftreten der Lepra im deutschen 
Reichsgebiet. Banderlass des Ministeriums des Innern, Abth. 
für öffentliche Gesundheitspflege, vom 30. Oktober 1896 an 
sämmtliche Grossherzoglichen Kreisgesundheitsämter. 

Um zuverlässige Nachrichten über die dermalige Verbreitung der Lepra 
im Reichsgebiete zu erhalten, sollen nach einem Umlaufschreiben des Reichs¬ 
kanzlers vom 26. d. Mts. Mittheilungen über die Zahl der im diesseitigen Staats¬ 
gebiet etwa vorhandenen, sowie über die in den letzten Jahren daselbst allen- 
falls vorgekommenen Erkrankungen an Lepra statthaben. Wir beauftragen Sie, 
auf Grund Ihrer Erfahrungen und eventuell, nachdem Sie die Angelegenheit im 
ärztlichen Kreisverein zur Besprechung gebracht haben, zu berichten. _ 

Verantwortlicher Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- n. Med.-Rath i. Minden i. W. 

J. G. C. firanB. Bnchdrackerei Minden. 






























